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Entseheidungen. 



Nr. 1. Entsch. des Oberlandesgericbts Karlsrabe. 

2. Civil-Senat. Vom 25. Oktober 1898. 

(Annalcn ikr Grossherz. Bad. Oer. Hd. C3. Nr. 31. S. 3lM ) 

Zwangteiiteigiuns beim Bahnbau. Bad. Gesetz v. 28. August 1835. Mit der Behauptung, 
iass Ihn ilo Uebtraabnö aMI Baithhrag voa mir Terrain zageiialhtt werde, ale er 
für eelae Zwecke bedürfe, ist der Expropriant in dem gerichtlichen Verfahren zur ' 
Feslstelfung der Höhe der Entschädigung nicht zu hören. Der Anspruch des Expro- 
priaten auf Verzinsung der Expropriationssunme wird durch die Hinterlegung derselben 
lach § 69 des Zwangsenteignungsgesetzee nicht berührt Oer Expropriat braucht 
aloh mtt den Nialerleiaassilaeea itebt » beonlgea. 

Was die Haaptbeschwerde anbelangt, dahin gebend, dass, weil 
die Kläger zum Bahnban thatsttchUch weniger Gelände gebrancben, als 
ihnen zugesprochen wurde, sie anch entsprechend geringere Entschädi- 
gnngsbetrtge als die in L Instanz festgesetzten zu zahlen schnldig seien, 

so erledigt sich dieselbe durch die Erwägung, dass in dem vorwürfigen 
Bechtsstreite nicht darüber gestritten wird und gestritten werden kann, 
was von den Beklagten abzatreten ist, sondern nur darüber, ob sich 
die Beklagten mit der ihnen von den Klägern für die schon vorher fest 
hestimmleii Abtretungsobjekte angebotenen. Entscbädigungssununeo zu 
begnügen haben, oder nicht. 

Die Entscheidung der Frage, ob abzutreten ist und wieweit ab- 
zutreten ist, steht niclit dem bürgerlichen Kicliter zu, sondern der in 
den massgebenden Gesetzen bezeichneten Verwaltungsbehörde, d. h. im 
Allgemeinen dem Grossh. Staatsministerium und bei Zwangscnteiguungen 
zum Bau von Eisenbahnen der in den Art. 2 und 3 des Gesetzes vom 
29. März 1838 vorgesehenen Kommission. Ob die Entscheidung dieser 
Kommission bezüglich des Maasses des abzutretenden Geländes einer 
nachträglichen Aendemng in dem Sinne fähig wäi'e, dass von der Ver- 
waltungsbehörde eine Hfaidemng- des Ezpropriationsobjektes angeordnet 
werden konnte, ist hier nicht zu untersuchen. Jedenfalls steht es dem 
GiTürichter nicht zn, dne solche Minderung zu verfttgen. 

Angesichts der Vereinbarnng vom 1. Februar d. J. erweist sich 
die Behauptung der Kläger, dass die Beklagten lediglich Anspruch auf 

Bger, mMabahnraehtllolM BntMheUuagMi. XVIL 1 
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2 Entsch. des < ibergericbts des Kantons Aargau vom 12. November ISJ^. f 

die Zinsen der ans § 69 des Gesetzes vom 28. Angnst 1835 von den 
Klägern hinterlegten Summen haben, als gegenstandslos. Es sei jedoch 
bemerkt, dass das Gericht der Ton dem HI. Senat des Oberlandesgerichts 
in dem Urtheile J. 8. Fiskns gegen Callenberg ansgesprocbenen Ansicht 
beitritt» wonach die Hinterlegung aus § 69 des angeführten Gesetzes 
(wie schon ans dem Wortlaute: „Torläufig unter Vorbehalt späterer 
endgültiger Festsetzung" sich ergiebt) keineswegs als Surrogat der 
Zahlung im Sinne der L. R. SS. 1257 u. fif., insbesondere 1257 Abs. 2, 
von dem Gesetzgeber gewollt ist. Es wäre auch unerfiiullic h, warum 
derjenige, welcher von seinem guten Ifedite Gebrauch macht, indem er 
die gerichtliche Festsetzung der Eiitscliaili(,niiigssumme verlangt, sich 
mit den weit hinter dem allg-emeinen gesetzlichen Zinsfusse zurück- 
bleibenden Hinterlegungszinsen begnügen müsste, während ihm der 
Genuss seines Grundstücks sofort nach der Hinterlegung gänzlich ent- 
zogen wird. (Zur Zeit der in Frage stehenden Hinterlegung betrug 
die Verzinsung hinterlegter Sunnnen in Baden 2*/io Prozent, vgl. die 
landesherrliche Verordnung vom 7. Dezember 1884, Ges. u. V. 131. S. 617; 
gegenwärtig beträgt sie nur noch 2 Prozent, vgl. die landesherrliche 
Verordnung Tom 28. Dezember 1897, Ges. n. T. BL S. 822). 



Nr« 2« Entsch. des Obergeriehts des Kantons Aargau. 
Vom 12. November 1896. 

(^StllMiw. d. Bon. Jiir..Tir. Bd. ZZZVL H«ft a & IM.) 

Awtiiliirken dM HaftirflloMiesetzM auf Hüifsarbeitas*'. BairUrriMnAngeHsmar* 

•der .Arbeiters". 

Tm Februar 1890 erhielt die Reklagte einen Gusskessel, der dazu 
bestimmt war, darin befindliche Säuren durch Luftdruck in die zur 
Bedienung der Fabrikation erstellte Leitung hinaufzutreiben. Die 
Montierung dieses Kessels wurde einem Dorfschmied von Killwangen 
tibertragen. Bei der Probe explodierte der Kessel und der Schmied W. 
und sein Lelirling fanden dabei ihren Tod. Die Witwe des erstem 
belangte die Auftraggeberin auf Grundlage des Haftpflichtgesetzes vom 
25. Juni 1881 nnd 26. April 1887, eventaell gemäss Art. 50 O.B. Die 
Beklagte bestritt yorab die Anwendbarkeit des Haftpflichtgesetzes, 
weil der UDfall nicht dnrch den Fabrikbetrieb herbeigeführt wurde 
nnd sich nicht in den Bäomlichkeiten der Fabrik ereignete, sodann, weil 
der Vemnglttckte weder Angestellter, noch Arbeiter in dem 7on der 
Beklagten betdebenen Geschäfte war. 

Das Obergericht hat diese Verteidignng verworfen und die Beklagte 
im Grundsatze haftpflichtig erklärt aus wesentlich folgenden Gründen: 

yWas den ersten Einwand anbelangt, so genügt es, anf Art 3 nnd 
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4 des Bundesgesetzes über Ausdehnung der Haftpflicht vom 26. April 1887 
binzoweisen, wonach Dienstvorrichtungen, welche unmittelbar mit dem 
Fabrikbetrieb im Zusammenhange stehen, unter das Bondesgesetz vom 
25. Joni 1881 fallen, anch wenn sie nicht in den geschlossenen BSnmen 
der Fabrik voigenommen werden nnd sogen. H&lfsarbeiten, welche mit 
dem Betriebe ebenfalls im Znsammenhange stehen, nnter dem Ausdruck 
«Betrieb* in Art. 2 leg. cit. inbegriffen sein sollen. Dass die Montierong 
des znm Betriebe des Fabrikationsgeschäftes notwendigen Säarekessels 
als solche Hülfsarbeit zu betrachten ist, bedarf keiner weitern Erörterung. 

Auch der zweite Einwand, dass W. weder Angestellter, noch 
Arbeiter der Heklagteu war, ist bei der Aktcnlage nicht begründet. 
Aus den Reclinun<2fcn des W. ergibt sich wohl, dass W. der Beklagten 
viele Arbeiten in Accoid gemacht hat und insofern als Unternehmer 
(conductur operis) anzusehen ist. Allein daraus darf nicht geschlossen 
werden, dass auch bei Ueberuahme der Kesselmontierung ein Werk- 
vertrag vereinbart wurde. Die Beklagte behauptet nicht, dass ein 
Davis von W. angefertigt» oder dass ein Vertrag mit ihm abgeschlossen 
worden sei. Die Umstände sprechen eher dafttr, dass W. bei Ueber- 
tragnng der Arbeit von der Beklagten als einfacher Angestellter be- 
trachtet und behandelt worden ist Dieser Annahme steht nicht ent- 
gegen, 4&ss W. zur Arbeit ehien Gesellen nnd einen Lehijnngen mit- 
genommen bat, kommt es doch vielfach vor, dass ein Handwerksmeister 
mit Gesellen und Lehi'jungen auf den Taglohn geht. Wenn schliesslich 
für das Bestehen eines Werkvertrages damit argumentiert werden will, 
dass für die Montage in der Rechnung der Erben des W. eine Pauschal- 
summe auf<;etiihrt ist. so beweist dieser Umstand nichts; es lässt sich 
ja leicht denken, dass die verschiedenen Taglöhne einfach zusammen- 
gezogen and in einer Totalsumme in der Eechuuug ausgesetzt worden 
sind". 



Nr. 3. Bntseh. des Deutschen Belehsgeriebts. 
2.Civil-Senat. Vom 28. Februar 1899.^) 

(Zeltaohr. f. franz. Clvilr. X\X. Heft 4. S.636.) 

§§ 36, 37. Preuss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874. Ein Dritter, für welchen die Ent- 
•chädigungafestsetzung nicht erfolot ist, kann sich nicht an den Unternehaier, sondern 
aar aa tegltlMlrteB Eapfibiger hallM. Varai|Mtna|M iler Niaterto|Mg^iolit 

,Dem Berufungsgericht ist zwar darin beizupflichten , dass der 
Anspruch der Kläger auf Zahlung der durch das Urtheü vom 11. De- 
zember 1895 in der Enteignnngssaehe gegen die Eheleute Greven fest- 



Weitcrc AiiBfflhmng der bereits Bd. XVI S. öö dieser Zeitschrift mitgetheilteii 
Entscheidung. 
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Entsch. des Deutschen Beiehsgeridits Tom 28. Februar 1899. 



gesetzten Melirentschftdi^ng' an sie selbst nicht gerechtfertigt ist, ins- 
besondere nicht darauf gegründet werden kann, dass die Kläger w&hrend 
Sehwebem des Eateigunngsverfahms durch Ansteigeruug in der gegen 
die Eheleate Greven eingeleiteten Snbhastation Eigenthttmer des ent- 
eigneten Grundstücks geworden sind. 

Nach § 36 Abs. 1 des Enteig&uogsgesetzes Tom 11. Juni 1874 
wird die Entschädigungssumme und zwar auch soweit sie in dem geriehl»- 
lichen Verfahren gemfiss § 30 daselbst festgesetzt ist, an dei^enigen 
bezahlt, fOr welchen die Feststellung stattgefunden hat. Danach kann 
ein Dritter, für welchen die Festsetzung der Entschädigung nicht erfolgt 
ist, gegen den Unternehmer den .\nsprucb auf Zahlung mit der Behauptung, 
dass ihm ein besseres Reclit an der Entschädigungssumme zustehe, nicht 
erheben; vielmehr ist derselbe dieserhalb an den nach § 29 Abs. 2 als 
solclien lejritiniirten Empfänger zn verweisen. Das Enteignungsgesetz 
hat einerseits im § 24 Bestimmungen g-etrotien, durch welche mögliehst 
dafür Sorj^e getragen werden soll, dass das Verfahren gegen die wirklich 
legitiniirten Personen (den Eigenthümer, § 24 Abs. 2, und die Neben- 
berechtigten, § 11) eingeleitet und durchgeführt wird, und soweit die 
Feststellung der Entschädigung möglichst für die materiell Berechtigten 
erfolgt. Anderseits hat das Gesetz aber auch deu Unternehmer inso- 
weit sicher stellen wollen und sicher gestellt, als derselbe mit befireiender 
Wirkung an denjenigen zu zahlen hat, fftr welchen die Festsetzung 
erfolgt ist, und er An^rttche Dritter zu berücksichtigen nicht ver« 
pflichtet ist Ob im vorliegenden Falle in Folge der Ansteigeruug in 
der Snbhastation die Festsetzung zu Gunsten der Klftger hfttte erfolgen 
können oder sollen, ist ohne Bedeutung f&r den Anspruch der Elfiger 
auf Zahlung an sie selbst; entscheidend ist allein, dass sie fUr die 
Kläger nicht erfolgt ist, sondern für andere, die Eheleute Greven. 
Eine Gession des Anspruchs der letzteren auf die Kläger steht nicht 
in Frage, und der etwaige materielle Uebergang desselben auf die 
Kläger in Folge der Ansteigeruug in der Subhastation wäre der mehr- 
bezogenen Bestimmung des § 36 Abs. 1 gegenüber bedeutungslos. 
Da freiten kann dem Oberlandesgerielit iiielit beigetreten werden, soweit 
dasselbe auch den Anspruch der Kläger als Hypothekargläubiger auf 
Hinterlegung der festgesetzten Mehrentschädigung für unbegründet 
erachtet niul abgewiesen hat. Dasselbe begründet diese Entscheidung 
der Bestimmung des § 37 Abs. 1 Zitt'. 3 gegenüber, wonach der Unter- 
nehmer verpflichtet ist, die Entschädigungssumme zu hinterlegen, wenn 
Beallasten, Hypotheken oder Grundschulden auf dem enteigneten Grund- 
stück haften, darauf, dass die Hypothek der Klftger durch den am 
19. August 1892 erfolgten Zuschlag in der Snbhastation, also vor der 
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am 19. Jani 1803 erfolgten Enteignimg, materiell nntergegangen sei. 

Diese BegrAndoog ist yerfeUt F&r die Frage, ob die Voraos- 
setzangen der Verpflichtung zur Hinterlegung nach § 37 gegeben sind, 
kommt es, auch soweit die Festsetzung der Entschädigung zeitlich nach 
der im Falle der Dringlichkeit gemäss § 34 ausgesprochenen Enteignung 
im gerichtlichen Verfuliren erfolgt, lediglich auf die thatsiicliliclien und 
rechtlichen Verhältnisse zur Zeit der Zustellung? dos Enteignungs- 
beschlusses an, indem nach § 45 das enteifrnete Grundstück mit 
diesem Zeitpunkte von den auf demselben liai't enden Hypotheken frei 
wird, und die Entschädigung, auch soweit die.selbe erst demnächst im 
gerichtlichen Verfahren festgesetzt wird, bezüglich aller dinglichen 
Beehte, insbesondere der Hypotheken, an die Stelle des enteigneten 
Gmndstflcks tritt. Im Torliegenden Falle bestand zur Zeit der Znstellang 
des Enteignnngsbeschlasses Tom 19. Juni 1898 noch die Hypotheken- 
eintragnng zu Gunsten der Klftger, indem dieselbe unbestritten erst in 
Folge des mitjierweile eingeleiteten VertheilnngsTerfahrens am 6. April 
1894 gelöscht worden ist. Schon hieraus ergiebt sich die Verpflichtung 
der Beklagten zur Hinterlegung den KlAgern, als zu der entscheidenden 
Zeit eingetragenen Hypothekargläubigem gegenüber. 

Die Frage des materiellen Bestandes der Hypotheken ist in dem 
Enteignungsverfahren, zu welchem auch die Hinterlegung nach § 47 
gehört, nicht zu prüfen und zu entscheiden. Zudem ist aber auch nicht 
richtig, dass nach rheinisch-französischem Recht die Hypotheken schon 
mit dem Zuschlage in der Subhastaiion ohne weiteres untergehen. Es 
ist das insbesondere auch insoweit nicht der Fall, als dieselben den 
Betrag des Steigpreises ttbersteigen. Yiehnehr gehen die Hypotheken 
im Falle der Sabhastation erst unter, soweit dieselben nUtzlich an- 
gewiesen worden, durch die Zahlnng, und soweit sie nicht zur Anweisung 
konunen, durch die Löschung im Vertheilungsverfahren. 

Auch der Umstand, dass die KlAger in der Subhastation selbst 
angesteigert haben, und somit Eigenthümer wurden, kann ihre materielle 
Berechtigung als Hypothekargläubiger auf die im Enteignungsverfahren 
festgesetzte Entschädigung nicht in Frage stellen, da, wenn auch dadurch, 
dass die Kläger Eigenthümer wurden, bezüglich ihrer Hypothek confiisio 
eintrat, dieselbe doch hinsichtlich des Ansj^ruchs auf den Preis fort- 
wirkte, und insoweit zur Zeit der Enteignung noch bestand. Die Be- 
klagte kann auch nicht dem Ansprüche der Kläger auf Hinterlegung 
mit Erfolg die Einrede entgegensetzen, dass ihr den Exprojiriateu Ehe- 
leuten Greven gegenüber eine erhebliche Gegenforderung für Prozess- 
kosten zustehe, dass daher insoweit Kompensation eingetreten sei und 
sie die in Frage stehende Summe nur noch zum geringen Theife rer- 
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schulde, and zwar schon deshalb nicht, die Voranssetziing der 
Kompensation, dass nftmlich die Entschädigangssnmme den Ehdeaton 
Greven und nicht etwa deren Hj^pothekargläubigern verschuldet wird, 
nicht dargethan ist (Art. 1289 C. c). Da es endlich auch keinem be- 
gründeten Bedenken unterliegt, ein direktes Klagerecht des Hypothekar- 
gläubigers auf Grund des § 37 Ziff. 3 auf Hinterlegung der Ent- 
schädigmis^^^nnime gegen den UiiteiTieluner anzuerkennen, so war dem 
Klageaiuiag aul üiuterleguug der festgesetzten Entschädigung gemäss 
zu erkennen. 

Nr. 4. EBtseli. des Prem». ObervenraltnngsgerlditB. 

2. Senat. Vom 15. März 1899. 

(PreuKs. Elsenb -Arch. 1900. Heft 8. S. 833 i 

N«n|ill*bii*0 des EitMbahnflskus zur Kreiseinkommensteuer. KoBmuBalabgalieosMetz 

vom 14. Juli 1893. §§ 51, 91. 

Nach der Regel des § 51 Abs. 2 des Kommunalabgaliengesetzes in 
Yerbindnng mit § 91 Nr. 4 daselbst ist von dem Eiukomuieu, das dem 
Pflichtigen aus verschiedenen, in demselben Kreise belegeneu Quellen 
znfliesst, nach neuerem Bechte die Ereiseinkommenstener in einer 
Summe festsnsetzen nnd diese Summe dann den einzelnen Belegenheits- 
oder Betriebsgemeinden in solchen Qooten zu flberweisen, welche den 
dort snfliessenden Qaoten des dem Kreise steneipflicbtigen Einkommens 
entsprechen. Dieser Grundsatz findet nicht nnr anf den ausdrücklich 
hervorgehobenen Fall Anwendung,« sondern auch dann, wenn eine 
einzige Quelle sich über mehrere' Gemeinden oder Kreise erstreckt. 
Ist daher auch für den Staatsfiskus, da der gesammte Eisenbahnbetrieb 
des Staates eine einheitliche Einkommensquelle bildet, die ausdrück- 
liche Bestimmung in § 51 Abs. 2 a. a. 0. unanwendbar, so muss er sich 
doch, sofern er als Rechtsnachfolger einer verstaatlichten Ei.^eiibahn 
kreisabgabenpflichtig ist, gefallen lassen, dass der auf einen Kreis ent- 
fallende Theil seines Gesammteinkommens steuerlich als ein Ganzes 
behandelt wird. 

Nr. 5. Entsch. des Appellat-Gertchts In Paris. 

Vom 16. März 1899. 

(ZettMhr. f. d. iBtenst. Btoesb.-TTansp. VUL IMO. Mr.S. S.M. — Annale« des chemina de fer et 

Benntonmi vm RelsegepSok. Haftpflicht der Elsenbahn fBr die vm RaltMdM lieM 

deklarierten WertfeieMtinde. 

Der Vertreter eines Handelshauses hatte seinen Koffer und drei 

Kisten Waren als Gepäck einschreiben lassen. Diese vier Kolli wurden 
auf ein Roll wägeichen geladen, um auf den Bahnsteig verbracht zu 
. werdeii, von wo sie in den Zug eingeladen werden sollten j aber intolge 
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eines falschen Manövers von Seiten des mit der Überführung betrauten 
Bediensteten fiel eine der Kisten, die für 25000 Fr. Pretiosen enthalten 
haben soll, in dem Augenblicke auf das Gleis, als ein Expresszug an- 
langte, welcher, da er mit grösster Geschwindigkeit vorüberfuhr, das 
Kollo zermalmte und den grössteu Teil der dariu befindlichen Gegen- 
stände zerdrückte. 

Das Handelsgericht des Seine-Departements, welches das Angebot 
der Eisenbahngesellschaft in Höhe eines Betrages von 500 Fr. und der 
Kosten als Entschädigung ungenügend fand und andererseits den Anspruch 
des EigenthQmers der Piretiosen anf Zahlang von 26000 Fr., Wert der 
Kiste, und Ton 5000 Fr. fftr VergAtang des erlittenen Nachteils, sowie 
die Klage des Vertreters des Handelshauses, welcher 270 Fr. Ent- 
sch&dignng verlangte, abwies, vemiteilte die Eisenbahn zur Zahlang 
einer EntschAdignng von 4000 Fr. an den ersten and Ton 870 Fr. an 
den zweiten. 

Das Appellationsgericht in Paris hat dieses Urteil mit Entscheidong 
vom 16. März 1899 unter nachstehender Begründung bestätigt: 

„dass uach Art. 44 und 47 des Pflichtenheftes der Eisenbahn jeder 
Reisende, dessen Gepäck das Gewicht von 30 kg nicht übersteic-t, für 
die Beförderung dieses Gepäcks keinerlei Zuschlag zum Fahiprois zu 
entrichten hat; dass die im Pflichtenheft festgesetzten Transpurtpreise 
auf die Beförderung von Gold uud Silber, sei es in Barren oder gemünzt 
oder bearbeitet, auf plattierte Gold- nnd Silberwareu, sowie anf Pretiosen 
nicht anwendbar sind; dass die Taxen fttr dtese Transporte jedes Jahr 
dnrefa die Anfsichtsbehdrde, anf Vorschlag der Eisenbahn, festgesetzt 
werden; dass die gehörig genehmigten allgemeinen Tarife der Eisenbahn- 
gesellschaft vom 26. JnU 1895, die durch die vorstehend bezeichneten 
Artikel des ffir die Eisenbahnen Gesetz bildenden Pfiichtenheftes 
erläutert werden und mit diesen zusammenzuhalten sind, in den Art. 8 
nnd 9 die Frachtsätze nnd die Tarif bedingnngen fttr Gepäck festsetze; 
dass nach Art. 16 dieser Tarife, unter Bezugnahme auf die Ministerial- 
verordnung vom 26. April 1892, der Frachtsatz für die Beförderung 
als Eilgut von gemünztem oder bearbeitetem Gold und Silber, Pretiosen, 
Edelsteinen oder anderen Wertligegensrämlcn testgesetzt ist nach dem 
Werte, zu einer nach der Entfernung beiuclineten festen Taxe und auch 
mit Rücksicht auf die Haftpflicht und das liisiko, welcheu die Eisenbahn 
ausgesetzt ist; 

dass ans diesen reglementarischen Bestimmnngen hervoi'geht, dass 
derjenige, welcher Gegenstände der genannten Art befördern lassen 
will, der Eisenbahn den Werth derselben anzugeben und die im Ver- 
hältnis zum Werte festgesetzte Prämie zn zahlen hat; 
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dass die Eisenbahn behauptet, dass der Vertreter des Handeli- 
hauses in seinem Gepäck, Waren, Pretiosen und Wertgegenstände mit 
sich ftthrte, die za seinem Handel gehörten, dass er sich, hinsichtlicli 
der Beförderun":, nicht den Bedingungen und Vorscliriften des Art 47 
des gedachten Pflichtenheftes unterwarf, indem er den W ert der Pretiosen 
in den Kisten, die lediglich als Gepäckstücke aufgegeben und ein- 
geschrieben wurden, nicht deklarierte und die dafür vorgesehene besondere 
Taxe nicht bezahlte; 

dass die voicitierten Bestimmungen des Pfliciitcnheltes und der 
Tarife in allgemeinen Ausdrücken gehalten und auf die benannten 
Wertgegenstäude anwendbar sind, ohne zu unterscheiden, ob sie als 
Gepäck oder als Express- oder Eilgut abgefertigt werden; 

dass die Pretiosen unter die fünf im Art 47 des FlUehtenheftes 
anfgeftthrten Positionen fallen, in denen der gewöhnliche ^arif nicht 
anwendbar ist, nnd weder die nach Art. 44 jedem Seisenden, dessen 
Gepftck nicht mehr als 80 Kilogramm wiegt, zugestandene Frachtfreiheit 
noch den Frachtsatz fttr Gepftck-Übergewicht, gemfiss der schon ge- 
dachten Ifinisterial-yerordnnng vom 26. April 1892, geniessen; dass 
Petriosen von Gold nnd Silber und Wertgegenst&nde, wdche als Gepäck 
oder als Express- oder Eilgut abgefertigt werden, stets in Eilfracht 
befördert und daher der in den vorbezeichneten Tarifen festgesetzten 
Ausnahmstaxe unterworfen sind; 

dass aus vorstehendem hervorgeht, dass die Anschauung der Eisen- 
bahn begründet und sie folglich berechtigt wäre, die volle Haftpflicht 
für den eingetretenen Schaden abzulehnen, wenn das Recht , die 
Deklaration, um die es sich hier handelt, unter Zahlung der Taxe, zu 
machen, den IJeisemlen gewahrt wiire; dass jedoch die Eisenbahn die 
freie Bethätigung dieses Rechts weder gesichert noch erleichtert hat, 
da sie kein Bureau und keinen Dienst während des Zugangs der Reisenden 
und ihres Gepäcks eingerichtet, keine Massnahmen ergriffen und keine 
Instruktionen für die Ausftthrung der von ihr geltend gemachten Vor- 
schriften gegeben hat; dass in Abwesenheit jeder praktischen Einrichtung 
und jeder diesfallsigen Angabe, sie nicht berechtigt ist, zu behaupten, 
dass die Ehige der Appellanten unstatthaft ist; 

dass der EigentOmer der Pretiosen seinerseits, mangels besonderer 
Deklaration und' Zahlung der Werttaxe, und da er weder einen Versuch 
noch ein Anerbieten zu diesem Zwecke nachweisen kann, nicht die 
ganze Vergütung des Preises dieser Waren, die als Pretiosen und Wert- 
gegenstände bezeichnet sind, verlangen knnn; dass angesichts dieser 
Thatsachen es angezeigt erscheint, gegenüber den Parteien die Grund- 
sätze des gemeinen Bechts im Frachtgeschäfte in Anwendung zu bringen; 
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dass die Eisenbahn, welche die Reförderung des Gepäcks fiber- 
Bommen hat, haftpflichtig ist, wie alle Fraclitflihrer und Transport- 
unternehmer für die ihnen anvertrauten Gegenstände; dass nach Art. 1150 
des Civilgesetzbuclies vom Schuldner nur die Entschädigungen bean- 
sprucht werden können, die beim Vertragsabschluss vorgesehen wurden 
oder vorgesehen werden konnten; 

dass als Gepäck die Gegenstände zu betrachten sind, welche zum 
persönlichen Gebrauch des Reisenden dienen oder bestimmt sind, den 
Bedürfnissen und Bedingungen seines Anfenthaltswechscls zu ent- 
spreclien und das gewöhnliche und das Handelsgepäck, das er mit sich 
führt, hieranter zu begreifen ist; dass jedoch d[e Abschätzung, welche 
zur Feststellung der Entschädigung, im Yerlustfalle, zu madieii ist; 
eine Temttnftige and der Billigkeit entsprechende sein soll; dass, nach- 
dem die vom Vertreter des Handelshauses am Bahnhofe als gewöhnliche 
Gepäckst&eke aufgegebenen Kolli als solche eingeschrieben wurden, die 
Eisenbahn nur für gewöhnliches Gepäck eines Handelsreisenden haft- 
pflichtig sein kann; dass aus den Feststellaogen der ersten Biehter 
henrorgeht, dass sie die streitige Kiste als unter den Begriff des Handels^ 
gepäcks fallend betrachtet haben, das für die Bedürfnisse der Beise 
des Beisenden, der dieses Gewerbe ausübt, bestimmt ist; 

dass andererseits die Eisenbahn verpflichtet ist, gemäss Art. 1149 
des Civilgesetzbuclies dem Reisenden den erlittenen Schaden und den 
entgangenen Gewinn zu entschädigen; dass der Bruch seiner Muster- 
kiste die Reisen des Handelsreisenden und seine Handelsgeschäfte ge- 
hemriit haben; dass er einen persönlichen Nachteil erlitten liat; dass 
sein Conimittent das Musterassortinient neu zusammenstellen und die 
Kosten dafür tragen musste, und dass ihm der Gewinn der gewöhn- 
lichen Geschäftsabschlüsse seines Reisenden während der gezwungenen 
Unterbrechung seiner Beise entging; 

dass diese Schäden die direkte und unmittelbare Folge der Nicht- 
einhaltung der Verpflichtungen seitens der Eisenbahn sind; dass nach 
Einsicht der Akten und in Anwendung der yorstehenden grundsätz- 
lichen Erörterungen kein Anlass vorhanden ist, die Haftpflicht der 
Eisenbahn ftber die Grenzen hinaus zu erweitem, die von den Erst- 
richtem gezogen wurden, welche eine genaue Schätzung des Schadens 
und des durch die Kläger erlittenen Nachteils aufgestellt und ihnen 
dafür die richtige Vergütung bewilligt haben*. 
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Kr* 6. Eiiteeh. deB Pmim. Oberrerwoltoiigsgerlclits. 
4. Senat Vom 27.M&rz 1899. 

(BBtMb. 4.O.T.O. Bd.«. aSM.) 
ftrwiM «tot Raektt zur Einschränkung der Baufreiheit, fiaictz Itor tfe PvNiel- 

verwaltung vom II. März 1850 ^ 6. 

Anlagf^n, wel(;he durch Verbreitung scliädlicber Dünste und starken 
Kauclies oder durch EiTCguug ungewöhnh"clien Geräusches Gefahren 
für das Lein 11 und die Gesundheit des Publikums zur Folge liaben, 
oder die 8iciieriieit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffent- 
lichen Wegen beeinträchtigen, können gemäss § 6 f und b des Gesetzes 
Ober die Polizeiverwaltuug Yom 11. M&rz 1850 und der Verordnung 
Tom 20. September 1867 von bestimmten Theilen eines Kommonal- 
bezirkes ansgeschlossen werden. 

Dagegen wfirde dne Bestimmnng als der polizeilichen Gesichts- 
punkte entbehrend nnd deshalb nngUtig bezeichnet werden mOssen, 
wonach alle Qebftnde, welche gewerblichen Zwecken dienen, also 
auch solche, in denen Gewerbe ohne schädigenden Geruch, Bauch und 
Lärm betrieben werden, nnd solche, in denen gar keine gewerbliche 
Arbeit betrieben wird, sondern etwa Rohstoffe oder Fabrikate gelagert 
werden, von der Nachbargrenze eine gewisse Entfernung innehalten 
sollen. 

Da, wo es sich nicht um eine Gefährdung, sondern nur um eine 
Belästigung der Nachbarschaft liandelt, kann nur dann polizeilich 
eingeschritten werden, wenn dadurch die Ordnung, Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Strassen u. s. w. beeinträchtigt 
wird. 

Kr. 7. Entseh. des Pnuss. Oberrorwaltangsg^elitB. 
S.Senat. Vom 13. April 1899. 

i Prenop. Ri.«enb. Arcli. ICMO. Heft 3. S. M2.) 

KrailL-Verttoh^M. von 10. April 1892 § 20. Krtikeav«rttoli«rm| der Arbsiter. 

Sterbegeld. 

Der hinterbliebene Ehegatte oder nächste Erbe kann das ganze 
Sterbegeld, ein anderer auch bloss einen Theil des Sterbegeldes nicht 
ohne den Nachweis beanspruchen, dass er das Begräbniss besorgt 
hat. Die Auszahlung des Sterbegeldes ohne den Nachweis der Besorgung 
des Begrftbnisses kann Ideht dahm fOhren, dass das Sterbegeld seiner 
im Abs. 4 des § 20 des KrankenyersicheningBgesetzeB ansdr&cklich 
hervorgehobenen nächsten Bestimmnng, zur Deckung der Kosten des 
Begräbnisses zn dienen, entzogen wird. 
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Nr. 8. Sateeh. dct Oeiterr. Oberston Oerlelitsholto. 

Vom 19. April 1899. 

{OMtarr. BiNnl».-TwoTdBrBL XIIL Nr. M. S. UM.) 

I. Eine Erelgnung Im Verkehre einer mit Dampfkraft betriebenen Eisenbahn liegt nicht 
blos dann vor, wenn der Vorfall mit den dem Eisenbalinbetriebe eigenthümllchen Ge- 
fabren Im Zusammenhange steht, sondern auch dann, wenn der Unfall am Bahnhofe 
Innfttoi des VerkehralwlAebM, in den mH im BstrMi« In mthweidliMi ZuMumea- 

hange stehenden Anlagen erfolgt. 

II. Die Frage, ob eine Ereignung im Verkehre einer Eisenbahn vorliegt oder nicht, 
kam diireb eine Incompetenzeinwendung nicht zur Entscheidung gebracht werden. 

HL Du MiierMM uf «Im aiffimd dtt Haftfifliolrtgesetzes gebührende EatsobUigung 
verJUrt hmIm § 1489 •. b. 8.-B. mb Ablaaf dral tahrM vm der Zait aa, za 
welobir dar Sehada dem BeschSdigten bekannt wird. 

Diese Anschaaiing scheint auch bei der Redaction des Unfall- 
versicheningsgesetzes vom 28. December 1887, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888, 
massgebend gewesen zu sein, da es im § 2 I.e. heisst, dass diesem 
( Jesetzc die Eiscübalinarbeiter, welche gaosserhalb des Verkehres" be- 
schäftigt sind, unterworfen bleiben. 

Es musste daher der dem Kläffer am 3. Juli 1893 zugestossene 
Unfall, da derselbe während des Betriebsverkelires am Bahnhofe erfolgte, 
als eine Ereignung im Verkehre einer mit Anwendung von Dampfkraft 
betriebenen Eisenbahn angenommen werden. 

Das belangte Aerar hat ferner das eigene Versdiiilden des Klägers 
eingewendet Es ist zwar richtig, dass der Klftger vielleicht hesser 
gethan hätte, wenn er die Lagerwolle, statt dieselbe in seine Tor- 
gebnndene Sdifirze zn nehmen, anf den Blicken genommen hätte; aber 
es ist dnrchaas nicht nachgewiesen, dass der Kläger aus Unachtsamkeit 
fiber die Stiege gefallen sei, vielmehr hat sich bei Vornahme des 
gerichtlichen Augenscheines ergeben, dass die Stiegenstufe, auf welcher 
der Kläger stürzte, beschädigt ist, die Stiege selbst ziemlich steil ist 
nnd die einzelnen Stufen derart angebracht sind, dass eine Stufe gegen 
die andere nur um 12'/2 cm vorragt. Daraus ergibt sich, dass die 
Stiege schon bei der urspriinglichen Herstellung nicht praktisch augelegt 
warj wofür jedenfalls das beklagte Eisenbahnärar zu haften hat. 

Das belangte Aerar hat endlich auch die Einwendung erhoben, 
dass die Ansprüche des Klägers verjährt seien, da jede Entschädigungs- 
klage in drei Jahren verjährt, der Unfall bereits am 3. Juli 1893 er- 
folgte, der Kläger aber erst am 21. September 1898 klagbar auf- 
getreten ist. 

Obwohl der Kläger behauptete, dass der Schade, der ihm durch 
den Unfall sugefttgt wurde, ihm nicht gleich bekannt wurde, die Höhe 
des Schadens von der Dauer der Erwerbsunfähigkeit abhängt und diese 
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sich im Lanfe der Zeit geändert habe, er erst in letzter Zeit eingesehen 
habe, dass er danernd erwerbsunfähig geworden sei, so musste dennoch 
der Einwendung der Verjährung stattfjegehen werden, da der Kläger 
mindestens am 1. Februar 18Ü4, als ihm von der Uufallversicherungs- 
anstalt wegen dauernder Erwerbsunfäliiprkeit 60 pCt. seines Arbeits- 
verdienstes als lebenslängliche Rente zuerkannt wurden, keinen Zweifel 
mehr haben konnte, dass er gänzlich erwerbsunfähig sei, trotzdem aber 
es unterlassen hat, binnen drei Jahren gegen den Betriebsunteruehmer 
klagbar aufzutreten. 

Uebngens wäre Kläger nach den §§ 46 und 47 des Unfall»' 
versicherungsgesetzes bei dem ümatande, als er die jährliche Brate 
per iL 262.80 angenommen hat, nnr dann berechtigt, vom Betriebs- 
nntemehmer noch mehr zn verlangen, venn er nachweisen kSnnte, dass 
der Betriebsantemehmer vorsätzlich die Beschädigung des Klägers 
herbeigefOhrt habe. Eine yorsätzliche Beschädignng worde aber vom 
Kläger gar nicht behauptet. Es musste daher mit Abweisung des 
Uägerischen Begehrens vorgegangen werden. 



Nr« 9. Entsch. des Prenss. OberverwaUnngsgerielits. 

S.Senat. Vom 26. April 1899. 

fPfPUss. El«otili -Arrh. l'XiQ. Urfts. S. füL'.i 

§§ 57, 58. Krank.-Vers.-Ges. v. IG. April 1892. Krankenversicherung der Arbeiter. 

Nach § 58 Abs. 2 des Krankenversicherungsgesetzes findet das 
Verwaltungsstreitverfahren statt bei Streitigkeiten zwischen Krauken- 
kassen über den Ersatz irrthümlich geleisteter Unterstützungen. 
Das Oberverwaltuugsgericht hat in gleichmässiger Rechtsprechung an- 
genommen, dass dabei auf das Torhaodensein eines Irrthnms keiii 
Gewicht zn legen ist, sondern es nur darauf ankommt, ob eine Kasse 
die einer andern obliegenden TJntersttttznngen thatsächlich geleistet 
hat, die letztere also auf Kosten der ersteren in ungerechtfertigter 
Weise bereichert ist 

Das Verwaltungsstreitrerfahren ist nach § 58 Abs. 2 a. a. 0. auch 
für Streitigkeiten Uber Erstattangsanspräche aus § 57 a, d. i. ttber 
Ansprüche der aushelfenden Kasse auf Erstattung ihrer Auslagen gegen- 
flber der eigentlich verpflichteten Kasse, gegeben. Es lässt sich nicht 
annehmen, dass der Gesetzgeber für den vorliegenden Fall ausnahms- 
weise den ordentlichen Rechtsweg habe erhalten wollen. 

Die Verpflichtung der nach dem Abs. 1 des § 57 a ersuchten Kasse 
beginnt erst von dem Eingange des Ersuchens bei ihr; erst von 
diesem Zeiiijunkte ab, nicht auch rückwärts bis zum Tage der 
Erkrankung zurück, hat sie die freie ärztliche Behandlang u. s. w. 
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anter Abgeltung derselben dorcb das Paosehqnantnm des Abs. 4 zu 
gew&hren. 

Kr. 10. Enfsek. des Preuss. OberferwAltnngsgerichts. 
4. Senat. Tom 15. Hai 1899. 

(BBtMh. d. O.T.G. B4 as. & WK.) 

tautprietantaM voi Wsgas für den Sfrentilohen Verkehr. ZwUMÜikeltigwiti vom 

I. Aigiet 1883. § 56. 

Im Streitverfaliren iiber Verfügungen der Wegepolizeibehörfle, be- 
treffend die Inanspruchnahme von Wegen für den öffentlichen Verkehr, 
bihlet den Gegenstand der Entscheidung die Aufhebung, Einschrän- 
kung oder Aufrechterhaltung der polizeilichen Anordnung, 
nicht die Oeffeutlichkeit des streitigen Weges, Der § 56 des Zu- 
ständigkeitsgesetzes lässt bei der Inanspruchnahme eines Weges für 
den öffentlichen \ erkehr keine selbständige Klage zu mit dem Ziele, 
den Weg allgemein für einen nicht- öffentlichen zu erklären. Die Ent- 
sdiddang ttber die Oeffentlichkeit des Weges bildet also in solchen 
FSlIen nnr einen Inzidentpunkt des Streites, nor eine Gnmdlage der 
Entacheidong, aber nicht ihren Gegenstand. Eine Feststellnngsklage 
&ber die Oeffentlichkeit eines Weges, wie sie bezttglich der Verpflichtung 
zur Anlegung oder XJnterhaltnng öffentlicher Wege der § 56 Abs. 5 
a. a. 0. giebt» ist weder unter den Betheiligten noch gegenüber der 
Wegepolizeibehßrde gegeben. Die Rechtskraft des ergehenden Urtheils 
erstreckt sich daher nur auf die einzelne polizeiliche Anordnung, nicht 
auf die Oef fentlichk > i t iles Weges im allgemeinen. Die Frage, 
ob ein Weg ein öffentlicher ist oder nicht, kann demgemäss bei einem 
späteren, denselben Weg betreffenden Verfaliren stets von neuem geprilft 
und selbständig entschieden werden. 

Nr. 11. Enisch. des Preuss. Oberferwaltnngsgerichts. 
4. Senat. Vom 18. Hai 1899. 

(PrMH. BlMnb..Ami. IMN». H«ft 8. & 886.) 

eindelirai «Mlleher Wege. ZMtiMiigkeltsieteU vom I. Alf. 1883. | 57. 

Wesentliches Erforderniss der Einziehung eines öffentlichen Weges 
im Sinne des § 57 des Znständigkeitsgesetzcs ist, das» die beabsichtigte 
Massregel eine Aenderung der Eigenschaft des Weges, sei es als 
eines öffentlichen ftberbaupt, sei es als Fuss-, Beit- oder Fahrweges, 
herbeiführe. 

Die «gemäss § 57 a. a. O. gegen den lYw erlinl)enen P^linsprüche 
zurückweisenden IJeschluss der Wegepolizeibehörde zulässige Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren hat nicht zur Voraussetzung, dass der 
Kläger einen besonderen Bechtsnachtheil, den das bekannt gemachte 
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Vorhaben ihm bringe, oder ein besonderes rechtUches Interesse nach- 
weise; viehnehr hat die Klage in vollstem Umfange den Charakter 
einer Popularklage, und darans folgt, dass damit zugleich das all- 
gemeine öffentliche Interesse Wahrung findet nnd der angefochtene 

Beschlnss nach allen Seiten, in formeller und materieller Beziehung, 

der Rechtskontrole im Streitverfahren unterstellt wird. Ebenso wie 
deshalb auf jede solche Klage zu prüfen ist, ol) die nacli § 57 a. a. 0. 
vorgeschriebenen Formen gewahrt sind, unterliegt auch die Frage, ob 
die Wegepolizeibehürde zu ihrem Vorgehen überhaupt zuständig 
war, der Nachprüfung durch den Verwaltuugsrichter. 

_ — , ^ 

Mr. 12. Entsch. des Oberlandesgericht Brünn. 
Vom 20. Hai 1899. 

(OMUrr. BlaMlMV«rw«a».BI. Xm. Nr. m. B. UM.) 
Bei den nach g 55 (H; Betr.-Regl. mit Einlagerung bis zur thunlichen Verladung auf- 
gegebenen Sendungen wird durch die Uoterlassung der Erslchtlichmachung des Zeit- 
pHoktes der Aiisendung an Frachtbriefe oder duroh Unterlaeaing der Verstiadigiiag 
dM AlMMdart vot dtotsM Zeltpaikta das ReoM der Bäk«, die UsfarfHtt crtl vom 
Ta|e der tbattieblichen Absendung zu rechnen, nicht verwirict; Jedoch hat die Bäks 
den Beweit fQr den Zeitpunkt der thateächlichen Absendung zu erbringen. 

In der mebrerwähnten Bestimmung des § 55, Abs. 3, Tietr.-Regl. 
erscheinen zwei Verpflichtungen für die Eisenbahn statuiit. Der Kläger 
vertrete nun die Anschauung, dass, wenn diesen oder auch nur einer 
von ihnen nicht entsprochen worden sei. der Bahn auch das Recht des 
späteren Beginnes der Lieferfrist nicht zustehe. Diese Interpretation 
sei jedoch nicht haltbar, denn durch die Anordnung der Ersichtlich- 
machang des Zeitpunktes der thatsichlichen Ahsendang im Frachtbriefe 
wollte vom Oesetzgeber oüienbar blos ein Beweismittel über den Beginn 
der Lieferfrist geschalfen werden, nm hiednrch allen sich dem Empfänger 
des Frachtgutes etwa ergebenden Zweifeln Uber die Einhaltong der 
LieferfHst von vorneherein zn begegnen, gleichwie zu demselben Zwecke 
der Absender des Frachtgutes durch die vorgeschriebene Verständigung 
von dem Abgange der Sendang in Eenntniss vom Beginne der Liefer- 
frist za setzen sei. Unterlasse nun die Eisenbahn in einem oder dem 
anderen Falle, dieser Verpflichtung nachzukommen nnd werde dadurch 
der Zeitpunkt der Absendung und somit die Einhaltung der Lieferfrist 
strittig, dann obliege es der Eisenbalin, wenn die Partei Ueberschreitung 
der Lieferfrist behaupte und entsprechende Vergütung beanspruche, 
den Beweis der Einhaltung der Lieferfrist anderweitig zn erbringen. 
Nur wenn dieser Beweis nicht gelänge, ergäbe sich aus der Nicht- 
beobachtung jener ReglementbesUmmang die Consequenz, dass dem Be- 
rechtigten je nach Lage nnd BeschafRmheit des einzelnen Falles eine 
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Yergatiing nach § 87 Betr.-Begl. zu leisten wäre. Da jedoch im Elage- 
falle dieser Beweis erbracht und vom Zeitpunkte der thatsächlichen 

Absendung bis zur Ankunft in der Bestimmungsstation die Lieferfrist 
nicht ttbefschritten worden sei, so iLönne dem Kiagebegebren keine 
Folge gegeben werden. 

Nr. 13. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 14. Jnni 1899. 

(Oestanr.BlMBb.-Terordo.-BL ZIIL Mr. 47. &118L) 
Wirde eine Klage vom Civllrichter nach geschlossener Verhandlung In der Hauptsache 
als nicht vor die ordentlichen Gerichte gehörig abgewiesen, sohin aber vom Reichs- 
gerichte ausgesprochen, dass die Klage vor die ordentlichen fieriohte gehSre, so hat 
iis Clvilierldit Iber illnalbt aaf fimil der firlher AirdiieniirtM VarlHuiiltasg time 

■eecrütlin VerfahrM zi srfcmMi. 

Die Slage eines Beamten einer PriTateisenbahn auf Vemrtheilnng 
der letzteren znr Zahlung der statntenmftssigen Pension ans dem Grunde 
der Nichtigkeit des wider ihn ergangenen, auf Dienstesentlassung 

lautenden Disciplinarerkenntnisses des Verwaltungsrathes dieser Bahn 
wurde von den Gerichten aller drei Instanzen abKeA\iesen, weil die 
Gerichte über die Rechtsgiltigkeit des fraglichen Disciplinarerkennt- 
nisses nicht zu entscheiden haben, daher dasselbe dermal zur Grundlage 
ihrer Entscheidung zu nehmen und infolgedessen die Klage als uribe- 
griiiidet alizuwrisen haben; die Conse([uenzen jenes Erkenntnisses könnten 
von den (jeriehteii erst dann aufgeliuben werden, wenn die stiiatlichett 
Verwaltungsbehörden dessen Uugiltigkeit ausgesprochen hatten. 

Nachdem inzwisclien auch die staatlichen Verwaltungsbehörden 
rechtskräftig ihre Zuständigkeit zur Ueberpriifuug des bezüglichen 
Dlscipliuareikeuntnlsses abgelehnt und den Beamten auf den ordentlichen 
Rechtsweg verwiesen haben» entschied Uber Antrag des letzteren das 
Reichsgencht unter ausdrücklicher Betonung in den EntscheidungsgrOnden, 
dass die ergangenen gerichtlichen Urtheile eine Ablehnung der gericht- 
lichen Competenz enthalten, -es seien zum Abspruche Aber die Bechts- 
gUtigkeit des erw&hnten Disciplinarerkenntnisses in Bezug auf den 
erhobenen Pensionsanspruch die Gerichte zuständig. 

Das infolgedessen vom Ellger bei dem Processgerichte erster 
Instanz gestellte Begehren um Anonlnung einer Tagsatzung zur 
Wiedereinl^^ung der dereits exrotulirten Processacten und neuerliche 
Entscheidung wurde abgewiesen, weil das im abgefülirten Prozesse 
gefällte Urtheil keine Entscheidung bezüglich der Zuständigkeit ge- 
troffen, vielmehr die Klage unbedingt abgewiesen hat, weil dasselbe 
sonach durch den Ausspruch des Keielisgerichtes nicht ausser Kraft 
gesetzt wurde und der beklagten Eisenbahn die neuerliche Einleguug 
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der bereits lange extradirten, mOglicber Weise gar nicht mebr yor- 
handenen Acten des endgiltig entschiedenen Frocesses nicht anfgebOrdet 
werden kann, wogegen dem Kliger vielleicht der Weg einer neuerlichen 
Elagserhebnng freisteht. 

Dagegen hat das Oberlandesgericht dem Inrotulirangsgesuche 
stattgegeben, weil das Urtheil der ersten Instanz durch den Inhalt der 
Entscheidung des Reichsgerichtes gemäss den Artikeln 2 und 4 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. December 18G7, R.-G.-Bl, Nr. 143, end- 
giltig beseitigt erscheint, die Gerichte bei Beiirtheilung der Frage über 
die Zuständigkeit zur Ueberprüfung der Rechtsgiltigkeit jenes Dis- 
ciplinarerkenntnisses an die Auffassung des Reichsgerichtes gebunden 
sind, und der Umstand, dass die Gerichte über die Zuständigkeit nicht 
besonders entschieden haben, nicht in Betracht kommt 

Dieser Beschlnss wnrde vom Obersten Gerichtshof unter Hin- 
weis auf dessen Begrttndong and in der Erwignng best&tigt, dass das 
Beichsgericht in der Begrttndang seines Erkenntnisses ansdrftcUich an- 
erkannt hat, dass die gerichtlichen Urtheile in der fraglichen Bechts- 
sadie eine Ablehnung der gerichtlichen Competenz enthalten, während 
es zugleich im Tenor dieses Erkenntnisses ansgesprochen hat, daas 
diese Ablehnung der gerichtlichen Competenz nicht gerechtfertigt er- 
scheint, vielmelir die Gerichte zum Abspruche in der vorliegenden 
Rechtssache zuständig sind, und es keineswegs nothwendiL'' ist, um 
diesen Abspruch gemäss Art. 4, alinea 2, tU s Staatsgrundgesetzes vom 
21. December 1867, R.-G.-Bl. Nr. 14.'}, herbeizuführen, einen neuen 
Process anhängig zu machen, es vielmehr genügt, die wenn auch über 
einseitiges Ansuchen der Beklagten inzwischen exrotulirteu Acten des 
bereits durchgefllhrten Frocesses neuerlich einzulegen. 



Mr. U. Eatseh. deg Pireiiaa. OtonrerwaltiBgsgeridits. 

4. Senat Vom 28. Juni 1899. 

(Entsch. d n V. 0 Bd. 86. 8. «W.) 

Vertretung des Staatsflskus im Verwaltangsstreitverfahrefi. 

Der i)ieussis('he Staatsfiskus bildet nur eine juristische Person; 
die Terschiedenen Stationen sind nicht selbständige Rechtssubjekte, die 
mit einander durch Rechtsgeschäfte in Verkehr treten und Prozesse 
führen könnten, sondern sie stellen nur Verwaltunj?en eines und des- 
selben Rechtssubjektes dar. Kin Verwaltungsstreitverfahren 
zwischen Terschiedenen fiskalischen Stationen ist deshalb 
rechtlich unmSglich. 

Polizeiliche VerfUgungen, die an eine zur Vertretung des Fiskus 
in der betreffenden Angelegenheit nicht berufene Behörde gerichtet 
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sind, nnterliegeD der Aafhebmig. Denn der Slskns hat einen begrOndeten 
Ansprach darauf, dasa lleistungen nur von der seiner verschiedenen 
Stationen gefordert werden, der nach dem geltenden Verwaltongsrechte 
die Vertretung des Fiskus in den betreffenden Angelegenheiten Über- 
tragen ist. Der Polizeibehörde, die ihre VerfOgung an eine nicht zu- 
ständige Behörde gerichtet hat, niuss alsdann überlassen werden, sich 
mit einer neuen Verfttgung gegen die zuständige Behörde zu wenden. 



Mr. 16. Bntscli. des Oesterr. Obersten Geriehtahoftfl. 
Vom 22. Juni 1899. 

(OoRterr. Eisonb .Vcronln.-ßl. XIIF. Xr s 14'V, 
Eine Eisenbahnstation ist iceine Zweigniederlassung im Sinne des § 87 der Jorlt« 
dictionsnorm. Die Eieenbahn-Unternehmung iiann datier niclit vor dem Gerictite jenes 
Ortet, aa weleheM elek iHe betreVeste StaUee bellnietp bdanit werden. 

Dem Revisionsreeurse wird keine Folge gegeben und der angefochtene 
Beschluss des Recursgerichtes bestätigt , weil nur jene Abtheilungen 
einer Eisenbahn-Verwaltung, welche einen selbststftndigen Wirkungs- 
kreia besitzen, innerhalb dessen sie fftr die üntemehmnng verbindliche 
Vertrftge abschliessen können, unter den Begriff einer Niederlassung 
im Sinne des § 87 J.-N. fallen können, diese Voraussetzung aber bei 
einer blossen SÜsenbahnstation an sich nicht zutrifft und Kläger selbst 
gar nicht behauptet, dass die Station Prag der belangten Gesellschaft 
mit besonderen Befiignii»sen, diese Gesellschaft in verschiedenen Bechts- 
beziehungen zn vertreten, ausgestattet erscheint, und weil ja auch gar 
nicht behauptet worden kann, dass die vorliegende Reehtssache sieh 
auf eben diese Statinii bezieht, zumal Kläger selbst ja nicht einmal 
anführt, dass die Beschädigung der Waare, aus welcher er seinen 
Schadeiiersatzansi»ruch gegen die Geklagte abUitt-t, in der Statiuii Prag 
oder durch eines der dort bedieusteteu Orgaue der Beklagten erfolgt sei. 

Kr. 10. Entsch. des Preuss. Obcrrerwaltungsgerichts. 

2. Senat. Vom 23. Juni 1899. 

(Prensa. EUenb.-Arch. 1900. Beft 8. S. 88«. — EnUcb. d.O.V.a. Bd. 35. S.lä.) 

BefMmiea der DlenetiruiletBeli« der Beanrtm von den Kreienbsnben. Komninnal- 

aboabengeeetz vom M. Mi 1893. § 24. 

Durch das Eommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 hat die 
Kreissteuerpflicht weder in subjektiver noch in objektiver Beziehung 
eine Veränderung erlitten. Die Vorschrift im § 24 Abs. 2 jenes G esetzes, 
wonach die Befreiungen der Dieustgrundstttcke der Beamten aufgehoben 
sind, findet deshalb auf die Kreisbesteuerung keine Anwendung. 

Für die Entscheidung der Frage, ob derartige Grundstücke unter 

Bger, EJjMiibaltiMrMhaiohe EaUolieldiUKea XVII. ^ 
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die BeBtimmung des § 17 der Ki-eisördiiung entfallen, wonach die dem 
Staate gehörigeil, zu einem Cffentliehen Dienste oder Gebrauche be- 
stimmten Liegenschaften von den Kreislasten befreit sind, kommt es 
darauf an, ob die Beamten, denen sie überwiesen sind, einen öffentlichen 
Dienst wahrnelimen, und bejaliendeu Falls, ob die Ueberweisung der 
GruinlstiR-ko den Zweck verfolgt, diesen Dienst unmittelbar zu fördern. 
Liegen die^e Voraussetzungen vor, so findet die Bestimmung des § 17 
a. a. 0. Anwendung. 



Nr. 17. Bntseh. des Oberlandesgerichts Hünehen. 
Vom 8. Jnli 1899. 

(Drat8eli.Jw.45ettff.ZXf. Nr. 6. S.14A. ZUr.6.) 

AlwIMguiii Mit ArbsHMriiiiM ti Arfeeltsr. § 134* R.-80w.>ON. 

Die Vorschrift des § ld4e Gew.-O., dass jedem Arbeiter bei seinem 
Eintritt in die Beschäftigung die Arbeitsordnung zn behftndigen ist, 
erbeiscbt, dass dem Arbeiter eine Abschrift der aasgehängten Arbeits- 
ordnung übergeben werden moss. Dies ist die vorgeschriebene Kund- 
gabe an den Einzelnen. Blosser Aushang ist nur die Art der Bekannt- 
gabe an die (lesiuntheit der Arbeiter. Kine blosse Hingabe dieses 
Aushangs zum Üiichtigen Lesen genügt nicht. Der Arbeiter soll die 
Arbeitsordnung in üäudeu behalten und stets lesen können. 



Nr. 18. Entsch. des Freoss. Oberrerwaltnagsgeriehto. 

4. Senat. Vom 13. Juli 1899. 

1 127 Prems. UuMl|.*Vsrw.-«et. la VsrwiltviQtitrsltvtrrahrM kaai die Erllieltaif 

der Baserlinbiilee eleM erfelgei. 

Der Bezirksansschnss sclieint anzunehmen, dass unter gewissen 
Umst&nden die Erteilung der Bauerlaubnis von dem Verwaltang.'^richter 
ansgesprocben werden könnte. Dies würde irrig sein. In dem Ver- 
fahren auf (irrund des § 127 des Laudesverwaltungsges. kann nur auf 
Ausserkraftsetzung der polizeilichen Veifügung — in ihrem ganzen 
Umfange oder teilweise — oder aber auf entsprechende .Abweisung 
der Klage erkannt, niemals aber eine Genehmigung, welche die an- 
gegriffene Verfügung veisagt hatte, erteilt werden. Die von dem 
Vorderrichter angezogenen, Bd. 5 S. 353 und 359 der Entsch. des 
OVO. abgedruckten Urteile v. 10. Fehr. und 18. März 1879 mllssen 
schon darum ausser Betracht bleiben, weil sie auf Orund des § 155 
des Zust&ndigkeitsges. y. 26. Juli 1876 ergangen sind, bei dessen An- 
wendung die Stellung des Verwaltungsrichters abweichend Ton dem 
§ 127 des Landesverwaltungsges. v. 30. Juli 1883 geregelt war. (Urt. IV. 
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1170 10. Jnli 1880.) — Der Kläger kann im Verwaltnngsstreitverfahren 
nicht die Erteflnng des Baokonaenees erlangen, da in diesem Verfahren 
lediglich zn entscheiden ist^ ob der angegriffene Bescheid und die durch 
ihn aufrecht erhaltene polizeiliche Verfügung mit Recht erlassen sind. 



Kr. 19. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom lö. Juli 1899. 
(Ot Hwr. Pwafc^TirotiB..«. xm. Ib.&A. a uoi.) 

Die Betitaimii tfet Art IX, Abt. 10, des ElafShmiiHetetiM xur ExM«tt«iiMrd«in|, 

wonach im Falle einer Cxeoution auf Dienstesbezüge wegen Steuern ond öffentllebM 
Abgaben die Hälfte des sonst der Execution unterliegenden Jahresbezuges frei bleiben 
MUS«, kann nicht auf die Bezüge der nicht dauernd angeetellten Personen ausgedehnt 
«tnlso; i^hMlIr mtorllefei dlett BezQge der Cxeeuttm ehne Jede BiMliriskiiiig. 

Das Gesetz vom 29. April 1873, B.-6.-B1. Nr. 68, euthält nicht 
bloss Beschrftnkuiigeu der Execution auf die Bezüge der im Privat- 
dienste dauernd angestellten Personen (§ 2 des Gesetzes vom 26. Hai 1888, 
R..G.-B1. Nr. 75), sondern auch Beschrftnkungen auf die Bezfige nicht 
dauernd angestellter Personen (§ 3); da aber die Bestimmungen dieses 
Gesetzes nach § 7, 2 a, auf die Einbringung der Steuern und Öffent- 
lichen Abgaben keine Anwendung fanden, konnten bis zur Wirksamkeit 
der Executionsordnung Bezüge aus Arbeits- oder Dieustverliiiltiiissen 
jeder Art ohne die erwähnten Beschränkungen, daher auch die erst 
fällif^ werdenden Bezüge nicht dauernd Angestellter ebensu wie jede 
andere erst kiint'ti<^ fällig werdende, wenngleich von einer Gegenleistung 
abhängige Forderung in Execution gezogen werden. Der erwähnte 
§ 7 hat nun allerdings seit 1. Jänner 1898 eine Abänderung insoweit 
erfahren, als iiunmeiir nach Art. IX, Abs. 10, E.-G. zur E.-O. im Falle 
der Execution wegen Steuern und öffentlichen Abgaben die Hälfte des 
sonst der Execution entzogenen Jahresbezuges frei bleiben muss. Allein 
diese neue Einschränkung der Execution bezieht sich nur auf die Bezüge 
von dauernd angestellten Personen, weil nur bei solchen von einem 
sonst der Execution entzogenen Jahresbezuge die Bede sein kann, jährend 
die erst kttnftig fUlig werdenden Bezüge nicht dauernd Angestellter 
wegen Stenern und öffentlichen Abgaben nach wie vorher ohne jede 
andere Forderung nach § 294 E.-O. in Execution gezogen werden 
können. Da nnn das Recursgericht die Execution bloss auf die Hälfte 
der dem Verpflichteten antreblicli zustellenden Dienstesbezüsje liewilligt 
hat, mangelt dem Beschwerdefulirer jeder Grund zu einer Beschwerde. 
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Entaeb. dei fruute. Kanatiombofes vom 86. JnH 1809. 



Nr. 80« Entwh. des franzos. KassatioiifliholBS. 

Vom 25. Juli 1899. 

■ Bulletin annoK"' des cliptnln« de fei i- mi s h-j.) 

Spezial-Tarif. Bereohtlgaag der Eisenbahn, denselben auf Grundlage einer anderen 
■!• der wlrkllolmi Entraniini n erttellea. 

Die T<m Deutschland in Frankreich ankommenden Zttge halten 
nicht genan an der Orenze an, sondern in Batilly-loco, das auf französi- 
schem Boden 4 oder 5 km von der Grenze entfernt liegt Für die 
Sendungen von Deutschland nach Frankreich werden die deutschen 
Taxen bis zur Grenze erhoben; von der Grenze ab kommen die franzö- 
sischen Tarife zur Anwendung. Im Laufe der Jalire 1880/1889 wurden 
Hämmel von Deutschland nach Paris-Pantin befördert. Die Herren 

A. & C'f , Zollageuten in Batilly-loco, nahmen sie in Empfang und erfüllten 
die Zolltorinalitnten; sie besorgten alsdann die Weitcrbefürderunjx V(»ii 
Batilly-loco nach Paris-Pantin an die deftuitiveu Empfänger, die lleiren 

B. freres. Die Eisenbalin eriiob; 1. für die Strecke Batilly-Grenze 
nach Batilly-loco eine kiluinelrisclie Taxe, berechnet gemäss dem all- 
gemeinen Tarife tih mindestens 0 km, laut Artikel 42 des Pflichteu- 
lieftes, uacU welchem „wenn die durchlanfene Entfernung unter 6 km 
hetrigt^ de ftr 6 km zu rechnen ist" ; 2. fftr die Strecke von Batilly- 
loco nach Paris-Pantin den festen Frachtsatz eines Frachtgut-Special- 
tarif s von Batilly-Grenze nach Paris-Pantin. Die Klftger haben behauptet, 

. daas sie ftlr die Strecke Batilly-Grenze nach Batilly-loco doppelt be- 
zahlt hätten, da der feste Satz des Specialtaiifs ab der Grenze Batilly- 
Grenze gerechnet sei Ihre Klage aaf Rückerstattung des der kilo- 
metriscben Taxe entsprechenden I^etiages ist durch die verschiedenen 
Instanzen abgewiesen worden und der französische Kassationshof hat 
mit Entsclieidung vom 25. Juli 1899 das Urteil des Pariser .Apiid- 
lationsgericlitä, dessen Erwägungen wir , naclisteheud wiedergeben, 
bestätigt : 

dass die von Deutschland nach Frankreich beförderten Hammel, 
deren Frachtkosten den gegen wärt i<,^en Prozess veranlasst haben, den 
Gegenstand zweier aufeinander folgenden Frachtverträge bildeten, einen 
eisten för die Beförderung von Deutschland nach der französischen 
Grenze, d. h. nach Batilly, und einen zweiten für die Beförderung von 
Batilly nach Paris; dass der erste Vertrag, bei dem die Klftger nicht 
Kontrahenten waren, mit der Lieferung der Hftmmel in Batilly an 
A. A CiO', Zollagenten und Spediteure an der Grenze, erfüllt war; dass 
der zweite Frachtvertrag, bei welchem die Kläger Empfänger waren, 
alsdann al^eschlossen wurde und dass auf (rrund dieses Vertrages die 
H&mmei, zwar nicht mehr auf den Namen, aber doch für Becbnung der 
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deutschen Absender durch die Zollagenteu A. & Cie., nach Paris weiter 
geleitet wurden; 

dass die beiden Frachtyertrftge von einander verschieden waren; 
dass einerseits die ffiLmmel, die den Gegenstand des ersten Vertrags 
bildeten, nachdem sie durch die Fürsorge der SSollagentnr wfthrend einer 
mehr oder weniger langen Frist geruht hatten, nicht notwendigerweise 
alle nach Paris weiter befördert werden mnssten, nnd dass eine Anzahl 
von ihnen am PUitze selbst konsumiert oder an andere Orte getrieben 
oder per Eisenbahn befördert werden konnte; dass andererseits zu 
den nach Paris weiter beförderten andere nicht von Deutschland kom- 
mode Hämmel zugeladen werden konnten; 

da^s die Auslieferung der ans Deutschland expedirten Häuimel an 
die Zollageuten nicht gerade an der Grenze, d, i. in Batilly-Grenze 
bewirkt werden konnte, da an diesem Orte ein Bahnhof niclit bestellt, 
sondern erst 4 Kilometer weiter, d. i. in Batilly-loco; dass die Hämmel, 
die franko bis zur Grenze abgefertigt waren, infolge der Macht der 
Tliatsachen in überwiesener Fracht von Batilly-Grenze nacli Batilly-loco 
laufen mussten; dass A. & Cie. hiernach ScliuUlner der Fracht von 
Batilly-Grenze nach Batiliy-luco wurden und dafür Zahlung an die Ostbahn 
leisten mussteu, als sie die Hummel in Batilly-loco in Empfang nahmen; 

dass der in dieser Weise von A. & O»- bezahlte Betrag natür- 
licherweise bei der darauf folgenden Weiterbeförderung der Hftmmel 
▼on BatlUy-loco nach Paris auf das Gut nachgenommen wurde, um 
nach Ankunft von den definitiven Empflogem erstattet zu werden, 
die gleichzeitig die Frachtkosten von Batilly-loco nach Paris zu bezahlen 
hatten; dass dieser Betrag in Wirklichkeit von den Klägern bei der 
Ostbahn eingezahlt wurde, damit diese denselben an A. & C»- zurück- 
vergüte; dass thatsächlich nachgewiesen ist, dass nachdem die Eisenbahn 
selbst, bei der Weiterbeförderung der Hämmel, an A. & Cie. den von 
diesen vorher bezahlten Vertrag für Fracht von Batilly-Grenze nach 
Batilly-loco, vergütet hatte, ihr nur erübrigte, sich für den Vorschuss 
Deckung zu geben, indem sie die von den Klägern eingezahlte Summe 
behielt; 

dass diese letzteren sich darüber beklagen, dass die Fracht von 
I^atilly-Grenze nach Batilly-loco, welche sie, wie vorerwähnt, bezahlt 
haben, in AVirkliclikeit von der Eisenbahn ein zweites Mal eingefordert 
und durch sie bezahlt worden sei; dass sie darauf hinweisen, dass bei 
der Weiterbeförderung der Hämmel von Batilly-loco nach Paris die 
Frachtkosten ab Batilly-Orenze nach Paris berechnet worden sind, so 
dass sie fQr den Transport von Batilly-Grenze nach BatiUy-looo zwei- 
mal bezahlt haben; 
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dass jedoch dieser Anspruch nicht zulässig ist; dass die Befürdeninp^ 
von Batiily-loco nach Paris nach Übereinkunft zwischen der Eisenbalm 
and A. & (}>«• und auf Antrag der letzteren, zum Satze des Frachtgat- 
Spezialtarifs Nr. S, d. i. za Fr. 65 per Wagep, ausgeführt worden ist; 
dass dieser Tarif mit Recht von A. & gewählt worden ist, weil 
vorteilhafter fttr die Kläger als der kilometrisch berechnete Tarif von 
Batilly-Orenze nach Paris; dass es von keiner Bedentnng ist, dass 
dieser Specialtarif fttr die Beftrdermig nach Paris der gleiche ist von 
Batilly-loco nnd mehreren anderen, in einer oder der anderen Richtung 
mehr oder wenip'er entfernten Punkte, insbesondere von Batilly-Grenze; 
dass dieser Uni.stand an der Sachlage nichts ändert und nicht dagegen 
spricht, dass dcf von den Klägern bezahlte Frachtsatz eranz der riclitige, 
fl\r die Helordeiung von Batillv-loco nach Paris festg-esetzte ist; dass 
es daher unrichtig ist. zu behaupten, dass der Eisenbahn, welcher auf 
Grund des ersten Frachtvertrages der Transport von Batilly-Grenze 
nach Batilly-loco vergütet worden ist, infolge de^ zweiten Fracht- 
vertrages der gleiche Transport ein zweites Mal bezahlt worden sei; 
dass die Wahrheit ist, dass der Eisenbahn bezahlt worden sind, eines- 
teils die Beförderung von Batilly-Orenze nach Batilly-loco nach dem 
kilometarisch berechneten Tarife nnd anderenteils die Befördemng von 
Batilly-loco nach Paris nach dem fttr die Kläger sehr vorteilhaften, 
für diese Entfernung im Specialtarif festgesetzten Frachtsatze; dass 
hiernach kein Vorwurf weder gegen A. & Cie-, noch gegen die Eisen* 
bahn in betreff ihrer Handlungsweise gerichtet werden kann und dass 
die Kläger nur das bezahlt haben, was sie in Wirklichkeit unter den 
Verhältnissen, unter denen die beiden Frachtverträge zu stände kamen, 
schuldeten. 



Nr. 21. Enlsch. des Oesterr. Terwaltungsgerlchtshofes. 

Vom 14. Se]t t e m b er 1899. 

(Oesterr. Elsenb.-Vcrordii IM XIU. Nr. fll. S. 1877.) 

RMlit finmdtigMtMMtn wrf VerfSgung über sein Grundwasser und auf Sohuti 

voi MUn. 

1. Das in einer unterirdischen Schichte sich fortbewegende Grund- 
wasser kann nicht als ein „f Ii essendes Wasser' im Sinne des Beichs- 
Wasserrechtsgesetzes vom 30. Mai 1869, B.-G.-B]. Nr. 93, nnd des 

AVasserrechtsgesetzes für Mähren vom 28. August 1870, L.-Ö.-Bl. Nr. 85, 

und somit auch nicht als ^öffentliches Gut" angesehen werden. 

2. Unbeschadet der durch besondere Kechtstitel bcgri\ndeten Aus- 
nahmen kann der (4rnndeigenthftmer über das durch eine Brunnenanlage 
auf seinem Grunde gewonnene Wasser frei and uneingeschränkt ver- 
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fügen uud bedarf zu einer vermehrten Wasserentnahme am einem solchen 
Brannen (z. B. durch ein Dampi pump werk für industrielle Zwecke) 
einer wasserrecbtlichen Bewilligung seitens der politischen Behörde anch 
dann nicht, wenn diese Wasserentnahme geeignet erschiene» die Ergiebig- 
keit nachbarlicher Quellen nngOnstig zu beeinflussen. 

3. Der Eigenthflmer einer Quelle hat einen Ansprach auf wasser- 
rechtlichen Schatz derselben nnr innerhalb der Grenzen seines Grund- 
besitzes. 



>'r. 22. Entsch. den Tribunals der Seine. 
Vom ö. Oktober 1899. 

(La Fraaeo Jodtolalr» lIMt. & 116.) 

NMMriillflke Aswetong iet AbteMtort. Ftm. 

Am 4. November 1898 hatte der Absender eines Gates, das am 
2. desselben Monats in Paris mit Bestimmung nach Antwerpen auf- 
gegeben worden war, den Vorstand der Gfiterezpedition der Abgangs- 
station telegraphiscb ersucht, die Sendung zurückzuhalten. Der Vorstand 

erwiderte dem Absender, dass jene bereits abgegangen sei and dass 
er die zutreftenden Dienststellen von dem Gesuch unterrichten werde; 
dass der Absender aber der nachtiänrliclx'n Vert'ngimg das ?"raclitV)rief- 
duplikat beilegen müsse, wenn der Bestimmungsort oder der Adressat 
geändert Averden solle. 

Inzwisilien war die Sendung, bevor der Absendt i 'las Frachtbrief- 
duplikat vorgeb'fjf hatte, am 6. November in Antwerpen angekommen 
und zur Vertiigiing des Adressaten gestellt worden, welcher sie am 
8. November in Besitz nahm; dann aber den Absender nicht bezahlen 
konnte. 

Der letztere belangte nun die Eisenbahn für den ihm entstandenen 
Schaden; die Elage wurde aber — • in Übereinstimmung mit den in 
dieser Zeitschrift 1897 S. 368 nnd 369 publiziei-ten Entscheidungen 
schweizerischer und Österreichischer Gerichte — abgewiesen, weil die 
Geltendmachung des Verfi'igungsrechts des Absenders laut Art. 15 des 
I. U. nur unter gleichzeitiger Vorlage des Frachtbriefduplikats für die 
Eisenbahn verbindlich sei. 



Kr. *J3. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

7. Civil-Senat. Vom 6. Oktober 1899. 

(Jnr. WodMBsobr. im. Nr.SIM. S.W1. Zlff.U.) 
Preuss. Eiiteign.-fies. v. II. Juni 1874. 8, 9,N,2I, 25, 29. 30. Im gerichtlichen Ver- 
fahren kann die von der Verwaltungsbehörde angenommene Aktiv- und PassivlegitimatlM 
des Entechädigungs-ßerechtigten und -Verpflichteten nicht angegriffen werden. 

£s bandelt sich hier nicht sowohl um eine Entzieüimg oder Be- 
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BChränknng des Grundeigeiitliuins des Bekl. im enfycreii Sinne, somlern 
am Entziehung beziehungsweise Beschränkung von Hechten, welche 
dem Bekl. als Eigenthfimer seines Onindstttcks an fremdem Grund- 
eigentham, nämlich an der Gartenstrasse, zustanden, also am den Fall 
des § 6 des Enteignungsgesetzes. Zwei solcber Rechte kommen hier 
in Betracht, nämlich 1. das anf stillschweigend bestellter Dienstbarkeit 
beruhende, seit Langem (Entsch. Bd. 7 S. 213) von dem R.G. für das 
prenssische Recht in gleichmassiger Rechtsprechung anerkannte Recht 
des Eigenthflmeis eines an einer städtischen Strasse liegenden Hauses 
auf Erhaltung einer ungeschmälerten Verbindung seines Hauses mit der 
Strasse; 2. das auf § 187 Thl. I Tit. 8 A.L.R. sich gründende gesetz- 
liche Recht des Grundeigenthiimers zu verlangen, dass bei Erniedrigung 
des Nachbargrnndstiicks ein Wall von drei Fuss stehen bleibe, ein 
Keelit, wek-lies ebensü wie die Bestimmung des § 18ö u. a. 0. (vergl. 
die Entscb. des K. (i. bei (irueliot Bd. 81 S. 931), auch deiu Strassen- 
anlieger gegenüber einer Erniedrigung der Strasst; zustt^lit, Beide 
Hechte sind in ihrem Bestände gegen EingritTe eines Dritt t^ii, — und 
als solcher muss der Kl. als Eisenbaliiuiiilernehmer dem 15ekl. gegen- 
über in Bezng auf diese Keciile angeseiien werden — rechtlich geschützt 
und der Kl. konnte. daher bei dem Widerspruch des Bekl. die von ihm 
als Theil des üntemefamens der Verlegung der Stettiner Bahn geplante 
und zu bewirkende Senkung der Gbirtenstrasse nicht eher ungehindert 
ausf&hren, als bis jene Rechte des BeU. im Wege der Enteignung be- 
seitigt beziehungsweise beschränkt waren. Aus diesem Grunde hat der 
El. den Antrag auf Enteignung gegen den Bekl. gestellt, diese auch, 
und zwar sogar unter Ausspruch der erbetenen Dringlichkeitseiiclärung, 
erwirkt, d. h. also die Enteignungsbehörde hat die in Rede stehenden 
Rechte des Bekl. auf Autrag des Kl. zu dessen Gunsten, nämlich zu 
Gunsten der als Theil seines Eisenbahnunternehmens von 
ihm als Unternehmer in Aussicht genommenen und auszuführenden 
Tieferlegung der ( Jartenstrasse im Wege der Enteignung dem Bekl. 
entzogen, bezieliuugsweise einer Beschränkung unterworfen. Nun besagt 
der § 7 des f^nteignungsge.setzes ausdriicklich, dass die Plliclit der Ent- 
schädigung dem Unternehmer obliegt. Der Unternehmer, für dessen 
Unternehmen von der Verwaltungsbehörde eine Entziehung oder Be- 
schränkung von Grnndeigeutijuiii oder Reeliten am (irundeigeiitlium im 
Wege der Enteignung vorgenommen ist, kann und darf sicii daher der 
Entschädlguugspllicht nicht mit dem Einwände entziehen, dass die Ent- 
eignung nur formell zu Gunsten seines Unternehmens, in Wahrheit aber 
ganz oder hauptsächlich zu Gunsten eines Dritten erfolgt sei, oder dass 
sein Unternehmen ganz oder hauptsächlich im Interesse eines 
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Dritten ausgeführt werde. Für die Entscheidung massgebend ist in- 
dessen nicht dieser, bereits früher vom B.G. (Entscb. Bd. 9 S. 278) 
herroiigeliobene und anerkannte, aachliche G^edchtspankt, sondern viel- 
mehr der formale, dass ein solcher Einwand im gerichtlichen Verfahren 
ans einem doppelten Gmnde Überhaupt nicht erhoben werden konnte. 
Die Zostftndigkeit der Behörden ist im Enteignnngsgesetse so geordnet, 
dass die Verwaltnngsbebörden endgUtig darftber zn bestimmen haben, 
was entcig-net werden soll, in welchem Umfange solches zu geschehen 
hat und fiir wen und zn wessen Gunsten die Enteignung; stattfinden 
soll. Die Gerichte sind nur berufen unter gewissen Voraussetzungen 
f Autrag und vorgängige Entscheidung der Verwaltungsitehörde) über 
die Entscliädiguns: zu befinden. Sie sind daher nicht zuständig, die- 
jenigen Massualinieii, 1-hklärungen und Beschlüsse der Verwaltungs- 
behörden, welche nicht die Entschädigung, sondern unmittelbar die 
Entziehung oder Beschränkung von Gruudeigenthum oder Rechten am 
Grundeigenthum zum Gegenstande haben, nachzuprüfen und sie formell 
oder sachlich zu Andern. Es wttrde nun aber eine sachliche Aenderung 
eines solchen Beschlusses der Verwaltungsbehörde bedeuten, wenn das 
Gerieht dem erhobenen Einwände entsprechen und den WiderbekL von 
der ihm durch die Verwaltungsbehörde auferlegten Entschftdigungspflicht 
befreien wollte, weil die in Frage stehende Enteignung nach der Ansieht 
des Gerichts nicht im Interesse des WiderbekL bewirkt sei. Das 
Gericht würde damit den EnteignungserUftrungen und Besclilüssen der 
Verwaltuiigsbeliiirde materiell einen ganz anderen Inhalt geben und 
eine Enteignung, die von der Verwaltungsbeliörde für den WiderbekL 
und zu dessen Gunsten beschlössen und angeordnet war, der Sache und 
der Wirklichkeit nneli zu einer Enteignung niaclien. die zu Gunsten 
einer ganz anderen Persünlichkeit stattfände. Das liegt ausserhalb der 
Macht uud Zustamligkeit der Gerichte, die damit in das oben um- 
schriebene, ihnen versclilossene und nur den Verwaltungsbehörden zu- 
gewiesene Gebiet eingreifen würden. Ein Einwand, der solches Ton 
den Gerichten begehrt, ist daher unzul&ssig. Diese Unzulässigkeit 
ergiebt sich aber auch noch von einem anderen Standpunkte aus, nftmtich 
▼on dem des EntschftdigungsTerfahrens. Das B.G. hat in einer fr&heren 
Entscheidung (Entscb. Bd. 7 S. 225) ausgesprochen, dass der Unter- 
nehmer die Aktivlegitimation der im Verwaltungsverfahren von der 
Verwaltungsbehörde als eutschädigungsberechtigt Angenommenen im 
gerichtlichen Verfahren nicht zum Gegenstande der Entscheidung machen 
könne, weil mit dem Wegfalle des als eutschädigungsberechtigt An- 
genommenen es ;in einer der für das Verwaltungsverfahren erforder- 
lichen Voraussetzungen, die überhaupt nicht Gegenstand richterlicher 
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Prfifang seien, fehlen würde, der Eechtsweg lediglich die Feststelliing 
der Segierong in Bezug auf die Entschädigung nach Massgabe der 
§§ 27 nnd 80 des Enteignangsgesetzes betreffe and damit eine Prflfnng 
der in dem EnteignongsbescUnsse der Regierung angenommenen Legiti- 
mation der Interessenten ansgeschlossen sei. Dieser Grundsatz mnss 
in verstärktem Masse in Ansehung der yon der Verwaltungsbehörde 
im Entsehftdigungsrerfahren angenommenen Passivlegitimation des 
Entschädigungspflichtigen gelten. Die stillschweigenden odo^ ansdr&ek- 
lidieii Fest Sti llungen nnd Annahmen der Verwaltungsbehörde bezüglich 
der Person des Entschädigungsberechtigten und Entschädigungsverpflich- 
teten bilden die Stützpunkte des verwaltnngsbehürdlichen Entschädi- 
gungsverfahrens. Wäre es rechtlich möglich, im nachfolgenden gericht- 
lichen Verfahren diese Stiitzen wegzuräumen, so würde damit das 
verwaltini<;slielii>i(llich(' Verfaliren in sich ziisanniienfallt'ii. Dem Vor- 
bringen der Parleieii im gericiitliclicn Verfaliien eine solche Wirkung 
zu leihen, ist um so melir ausire.-vclilus.SfMi. als das Mass und der Umfang 
der Entscliädifrung mit der Persun des Kiitsiiiäilitruiigsberechtigten und 
des Eiitscliädigungspflichtigen in näherem Zu.Naminenhang steht, wofür 
es genügt, bezüglich des Entschädigungsberechtigten auf die Bestim- 
mungen im § 8 Abs. 2 nnd § 9 Abs. 4 des Enteignungsgesetzes und be- 
züglich des Entschädigungspflichtigen auf den Grundsatz hinzuweisen, 
dass dieser nicht nur fttr das entzogene Eigenthum E«ntschädigang zu 
leisten hat, sondern auch f&r die Nachtheile, welche f&r das dem Ent- 
eigneten verbliebene Gmndeigenthnm in ursächlichem Zusammenhange 
mit der Enteignung fttr sein, des Entschädigungspflichtigen, 
Unternehmen erwachsen sind. Wttrde es zugelassen, dass im gericht- 
lichen Verfahren ganz andere Personen an die Stelle derer gesetzt 
würden, die im Verwaltungsverfahren als die Entschädigungsberechtigten 
und Entschädigungspflichtigen behandelt sind, so würde auch insofern 
das gerichtliche Entschädigungsverfahren dem verwaltungsbehördlichen 
gegenüber auf eine neue Grundlage gestellt, was zweifellos der Absicht 
des Gest-tzes widerstreiten würde. Mit (b'ni im Vorstehenden daigelegteu 
Grundsätze, dass im irericht liehen Verfaliren die von der Ver\valtiui«!:s- 
behörde angenommene Aktiv- nnd Passivlegitimation des Entschädisungs- 
berechtigten und Entschädiirnngspflichtiiien nicht angegritlen werden 
kann, belindet es sich nicht in Widei spiucli, dass das H. G. stetig auch 
denjenigen Nebenberechtigteu (§11 des Euteignungsgesetzes, Hypothekar- 
gläubiger, Miether u. s. w.), welche als solche bei dem verwaltungs- 
behördlichen Entschädigungsverfahren nicht betheiligt waren, die Be- 
schreitung des Rechtsweges gestattet hat (vergl. Entsch. Bd. 5 8. 281, 
Bd. 24 S. 205, Bd. 28 8.268). Die AkUvlegitimation der im Ver- 
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waltniifrs verfahren als zur Gelteiulnmchunp: der Entsdiädigunfr berecliti<^t 
angenoininenen Personen wird dadurch nicht berührt, sundem bleibt 
bestehen. 



' Nr. 24. EntMh. des E9iiigl. Slehs. Mlnisterinnifl des Innern. 

III. AbtheiUng. Vom 14. Oktober 1899. 

(FlNcliera [Schelehei*!] Zeitacbr. Bd 21. S. 57. > 

• BaktMlIlii vtn Wasserlaufsberichtigungen, die durch eine mit dem EiteiOM*|Mreelito 

ausgestattete Eisenbahnanlage veranlasst werden. 

Der Kreishauptmannschaft Z. werden die mit Bescliluss vom 

übeircicliten Pläne und Schriftstücke zur Verfügung des Weiteren mit 
dem Bemerken zurückge,£rehen, dass es bezüglich der infolge des Baues 
der Chemnitzthalbahn eriurderlichen Wasserlaufsberichtigungen der 
Absetzung des in §§ 2 flg. des Gesetzes Tom 15. August 1855 yor- 
geschriebenen Verfahrens nicht bedarf. Denn es. bandelt sich hierbei 
um Nebenanlagen, die zn einem mit dem Elnteigniingsrechte ausgestatteten 
Ofl:entlichen Eisenbahnnntemehmen gehören. Ueber die Zweckmftssigkeit 
nnd Nothwendigkeit solcher Anlagen ist nach § 4 des Gesetzes vom 
3. JdU 1885 im anhängigen Enteignungsverfahren fUr die Haupt- 
anlage von der mit der Vollziehung der Enteignung betrauten Beliörde 
EntSchliessung zn fassen, und es findet zur Durchführung der betreffenden 
Nebenanlagen das für die Hauptanlage eingeleitete Enteignungsverfahren 
ohne Weiteres mit Anwendung. Ueber die aus der Veränderung der 
Wasserläufe alineleitett n Entschädigungsansprüche Dritter ist in diesem 
Verfahren ebenfalls Entscheidung zu treffen. 



Nr. 25. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
1. Straf-Senat. Vom 19. Oktober 1899. 

(DentfCh. .lur Z. ifc: V iioooi. \r. 3. S. 74. Ziff. 10.) 

Fälschung öfTentiichcr Urkunden (Telegramme). 
Der Angekl. hatte in einem empfangenen Telegramm den Tag der 
Ankunft und den Ankunftsort verändert. Die gegen seine Verurteilung 
wegen TTrknndenfölschung erhobene Bev. warde verworfen und aus- 
geführt: Der Inhalt eines Telegramms sei eine Privatmitteilung und 
nach demselben fraglich, ob es urkundlichen Charakter habe oder nicht. 
Die von dem Telegraphenbeamten vorangeschickten Vermerke Ikber 
Abgang und Ankunft des Telegramms seien aber unmittelbar beweis- 
kräftig und bei der Zuständigkeit der Beamten öffentliche Urkunden 
und ihre Verfälschung strafbar. Es sei unrichtig, dass dieselben Be- 
standteil der Depesche .seien, und sie seien nicht nebensächlich. Sei 
die Depesche auch Eigentum des Empfängei-s, so sei doch auch diesem 
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nidit gestattet, in leclithwidriger Absicht und ziun Zwecke der Täuscliuug 
eine ihm gehörige öffentliche Urkunde zu verfälschen. 



Kr. S6. Enfseh. des Dentoehen Belehsgerlditg. 

2. Givil-Senat Vom 24. Oktober 1899. 

Uifall-V*r«ioli.-8et. v. 6. JnH 1884. f 98. Okanani dir EitNhMIgiigtftnleniia (!•• 
Verletzte! ie|M Orltte tif iie Ber«fi|MOMeiitelwfl. 

Die Beyision konnte nicht flu Ijegriindet erachtet werden. Soweit 
das O.L.G. ausgeführt hat, der Entschädigungsanspruch, der dem Ver- 
letzten Philipp Z. gegen den Bekl, zngestjui l ii habe, sei nach § 119 
des Gesetzes vom 5. Mai 1886, betrefl'eud die Unfall- und Kranken- 
vei*sichennig der in landwirtlischaftliclien Betrieben besdiäftifrten Per- 
sonen, auf die KI. überrrefrangen, ist in seinen Aii>ITilirungPu ein Rechts- 
irrthum nicht entlialt»'!). dieser Paragraph entliiilt dieselbe Vorschrift 
wie § 98 des rnfallversii heruiigsgesetzes vom 0. Juli 1884 und giebt 
ebenso wie letzterer zu Zweifeln Veranlassnnir, soweit es sich um den 
Umfang handelt, in dem die dem Verletzten uej^eu Dritte zustehende 
EntschädigungsforderuDgen auf die Berufsgeuossenschaft Ubeigehen. 
Das B.G. hat aber berdts in einem ürtheile Yom 26. NoTember 1889 
(Entsch. Bd. 24 S. 126) ausgef&hrt» dass die Fassung des Gesetzes zu 
eng nnd die Anwendung der Vorschrift mit Blicksicht auf Grand und 
Zweck des Gesetzes, nicht auf solche Fälle zu beschränken sei, in 
denen ein Dritter den Unfail durch sein Verschulden herbeigeffthrt habe. 
Zu einem Abgehen tou dieser Auffassung, die sich das O.L.G. an- 
geeignet hat, geben die Ausfahrungen des Bkl. keine Veranlassung. 
Die in dem erwähnten Urtheile aufgestellten Grundsätze führen aber 
folgerichtig zu der Annahme, dass auch die Entschädigungsforderung 
des Verletzten gegen einen Arzt oder Kurpfuscher, der den aus dem 
Unfall erwachsenen Schaden durch falsche Behandlung vergrössert hat, 
auf die Berufsgenossenschaft übergebt, die diesen Srhaden ersetzen 
muss. Der Rkl. macht nun zwar pelfeml. die Kl. sei nicht \ eiiilliclilet 
gewesen, dem Verletzten auch deujenigen Schaden zu vergüten, der 
durch seine falsche Behandlung Seitens des Bekl. entstanden sei. Aber 
auch soweit das O.L.G. im Anschluss an die Praxis des Keichs- 
versicherungsamtes (vergl. Handbuch der Unlallversicherung S. 147, 149, 
150) augeuommen hat, dem durch einen Unfall Beschädigten seien auch 
solche Nachtheile zu vergtlten, die unter Mitwirkung anderer Umstände 
z. B. durch falsche ärzttiche Behandlung entstanden seien, sind dessen 
AnsfQhrungen nicht zn beanstsnden. Hinsichtlich des Einwands des 
Bekl., der Vater des Verletzten, wie dieser selbst, hätten ihm gegenftber 
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auf jede Forderung wegen unricbtigei iiehandlung verzichtet, hat das 
O.L.G. allerdings rechtsfarrthttmlich angenommen, ein solcher Verzicht 
sei schon deshalb nicht massgebend, weil der Entschädigungsanspmch 
des Bekl. schon im Augenblicke seiner Entstehung anf die Berufs- 
genofisenschaft &bergegangen sei. Wie das B.G. schon mehrfach aus- 
gesprochen hat, geht der Entschädigungsanspruch gegen den Dritten 
erst dann anf die Berufsgenossenschaft Uber, wenn der Verletzte, dem 
es frei steht, seinen Anspruch gegen den Dritten geltend zu machen, 
sich statt dessen au die Bemfsgenosseiiscliaft liält und diese dem Ver- 
letzten daraufhin Leistungen gewährt hat oder wenigstens ihre Ver- 
pflichtung hierzu festgestellt ist. (Yeigl. Entsch. Bd. 24 S. 126 IT. 
bes. S. 127, 131, 182, Bd. 28 S. 92, 93 und Bd. 31 S. 27, 28.) Die 
Zurückweisung der Einrede des Verzichts durfte deshalb nicht lediglich 
aus dem Grunde erfolgen, weil dem \'erlctzten niemals eine Forderung 
des Bekl. zuf:Hslanden habe. Die aiiL^efoehtene Entsi iieiduiig wird aber • 
durch die weitereu Erwägungen des U.L. (j. gerechtfertigt. . 



Nr. 237. Entsch. dos Kassatioiishofes in Bom. 

Vom 28. Oktober 1899. 

^eltaohr. t. d. iiitvruat. Ki6eul).-Xruii8i>. VIII .IdiK)). Nr. 4. S. 12ö.) 

Etetreton «tot Enpfängert ta des FraeMvartrao. Der Empfänger fcam tfle Hni ant 
den Frurirtverlraoe zittelflMlett Reohto ur aosillei, wen er tfat fiit amlMrt. 

Bei Ankunft auf der Bestimmungsstation Orrieto hatten an einer 
aus 5 Ballen Baumwollgewebe bestehenden Sendung 2 Ballen gefehlt. 
Der Empfänger verweigerte aus diesem Grunde die Annahme; er be- 
hauptete, die Sendung als gänzlich in Verlust geraten betrachten zu 
dürfen, und verlangte von der Eisenbahn die entsprechende Schadens- 
vergfitung. 

Die Eisenbahn anerkannte den Verlust der beiden Kolli, bestritt 

jedoch dem Empfänger das Reklamationsrechf , weil er das Gut nicht 
angenommen hal)e. Der letztere belangte daraut die Eisenbahn gerichtlich 
auf Vergütung des ihm erwachsenen Schadens, für den er Beweis anbot. 
Die Eisenbahn machte präjudiziell die Kinrt^iU' der mangelnden Aktiv- 
legitimation des Ivläger.s nnd diejenige der Verjährung geltend und 
anerkannte, auf den Thatbestand eingehend, ihre HaftpHicht nur so 
weit, als die Vergütung des Wertes der zwei fehlenden Kolli, nach 
Hassgabe der Bedingungen des angewandten 8i>ecialtarifs, in Frage 
komme. 

Die erste Instanz wies die beiden Einreden zurück und liess den 
vom El&ger angebotenen Beweis zu. Das Appdlationsgericbt bestätigte 
die Zurftckweisung der Einreden der Eisenbahn, erklärte aber auch den 
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Scbadensnachweis des Klägers fUr imziilässig und verurteilte die Eisen- 
bahn lediglich zur Zahlung des Wertes der beiden in Verlust geratenen 
Ballen. 

Der Eassationsliof, an den die Eisenbahn rekurrierte, wies die Klage 
wegen mangelnder Legitimation ab. Gründe: Das angegriffene Urteil 
geht von der irrigen Ansicht aus, dass der Eisenbahn-Frachtvertrag 
stets den im Titel XIII des Handelsgesetzbuches enthaltenen allgemeinen 
Bestimmungen unterliege und dass das Gesetz vom 27. April 1885, 
durch welches die Tarife und Transiiortbestimmungen sanktioniert wer- 
den, nur Zusatz-Bestiniuiiincron oder Hrkliirende Artikel enthalte, die 
als Austiihrungs- und Norniativ-Bestimumngen ftir die Anwendung der 
allgemeinen Hechtsgrundsätze auf das besondere Transportmittel der 
Eisenbahn za gelten hätten, jedoch nidit Uber den Handelsgesetzbuche 
stehen oder dasselbe aufheben oder den Frachtvertrag in davon ver- 
schiedener Weise regeln könnten. Die Betriebsvertrftge und die Eisen- 
bahn-QQtertarifts bildeten jedoch einen integrierenden Bestandteil des 
sie sanktionierenden Oesetzes und hfttten daher Kraft und Wirkung 
von eigentlichen und besonderen Gesetzen, welche in Bezug anf die 
darin behandelte Materie die vorhergehenden Gesetze und Bestimmungen 
abändern und aufheben können. Die besondere Natur des Eisenbahn- 
transports mache die Anwendung von Specialvorschriften notwendig, 
und nachdem für solche Transporte die Grundsätze des Privatrechts 
allein nicht ausreichten, welchen in Verbindung mit den — durch dem 
Ilandclsgcsctzbuclie nachfolgende Staatsgesetze — sanktionierten Tarif- 
bestimmungen die Frachtverträge unterliegen, so musste festgesetzt 
werden, wann dieses Verftigungsrecht über das Gut vom Absender auf 
den Empfänger übergeht. In dieser Hinsicht wurde durch Artikel 109, 
litt, i, der Tarifbestimmnngen angeordnet, dass das Recht des Absenden, 
anch wenn er das Anfjgabe^Anerkenntnis noch in Hftnden hat, von dem 
Augenblicke an erlischt, um auf den Empfbiger überzugehen, in welchem 
dieser letztere, anter Annahme der Sendung, den Frachtbrief eingelöst 
hat, und durch die Artikel 15, 16, III und 138 derselben Tarif- 
bestimmnngen, dass das Verfögungsrecht über das Gut und die Geltend- 
machung der aus dem Frachtvertrage heiT&hreuden Klagerechte während 
des Transports dem Absender zukommen, und dem Emi)fänger, sobald 
er nach Ankunft des (4utes am Bestimmungsorte die Auslieferung ver- 
laugt und die ordnungsniiissige Abnahme vollzogen hat. 

Wenn diese Bestimnuuigen im Widrrspiuclie stehen mit den Artikeln 
396, 407 und 408 des HaiKlelsgesctzbiiclies, nach welchen es für den 
Empfänger zur GelteudnuK imng dei au> ili-iu Frachtvertrage herrührenden 
Bedite und der Entschädiguugsklageu genügt, dass die transportierten 
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Sachen am Bestimmungsorte angekommen oder die Lieferfristen ab- 
gelaufen sind, so haben sie niditsdestoweniger volle Geltung, weil das 
Handelsgesetzbuch nur die subsidiäre Rechtsquelle bildet und nur da» 

wo das Gesetz von 1885 nicht.^ bestimmt oder unvollständig ist. 

Daraus folge, dass die Ausübung des Re<:lites des Knipfäiigors der 
vorhergänirigen Abnahme des Gutes unterordnet ist, olmc welche er 
nicht beliauitten kann, dass er in den Kisenbalm-Frachtvertrag einge- 
treten ist und an demselbeu Auteil hat, 

Nr. 28. Eutsch. des Oesterr. Verwaltiings-CUMichtsliofeg. 

Vom 30. Oktober 1899. 

fOesterr. Elsenb.-Veronln Hl. Mll aOOO . Nr. 24. S. 738 ) 

ErÜMe, welche lediglich die Wiederholung einer früheren Entscheidung oder Vsrfl|ii| 
«rthalten odsr iersn DursMIhnisg vrilrei, klliNieii ver den Verwalti«|tfarleMskttfe 

lUeht is Betraeht gelegen wsrdei. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat die Beschwerde gegen die 
Entscheidung des k. k. Handelsministeriums ddto. 30. December 1898, 
Z. 71.488, betreffend unentgeltliche Beistellung eines Ziraraei-s saramt 
Requisitenkammer am Bahnhofe in Falkenau a. E. für die k. k. Post- 
verwaltung, nach s?§ 14 und 21 des Gesetzes vom 22. October 1875, 
K -G.-Hl. Nr. 36 ex 1876, ohne weitere Forlsetzung des Verfahrens 
zurückgewiesen, weil bereits mit dem Erlasse vom 14. Mai 1898, 
Z. 20.289, das k. k. liandtdsministerium im Einvernehmen mit dem 
k. k, Eisenbahnministerium unter Hinweis darauf, dass die für Post- 
zwecke am Bahnhofe in Falkenau benöthigten Rftumliehkeiten verfügbar 
gemacht werden können, „nunmehr auf Orund der Bestimmung des 
Punktes I 1, Absatz 13, der Kundgebung des k. k. Handelsministeriums 
▼om 8. August 1894, B.-Q.-B1. Nr. 174* den Verwaltnngaratfa der be- 
schwerdef&hrenden Gesellschaft ersucht hatte, «ehestens die ITebergabe 
eines geeigneten Zimmers mit Requisitenkammer zur unentgeltlichen 
Benützung für ZAvecke der Ausübung des Postdienstes am Bahnhofe in 
Falkenaa an die k. k. Postverwaltung zu bewerkstelligen und sich 
diesbezüglich mit der k. k. Post- und Telegraphen-Direction in Prag 
ins EinvernehiiHHi zu setzen'' : weil dieser Erlass, von welelieni aus der 
Beschwerde selbst sicii ergibt, dass er der beschw(;rdetülirendt.'ii Gesell- 
schaft zugekommen sei. und zwar jedenfalls vor Ueberreirinuig der 
Eingabe vom 14. Juni 1898. vei-mr»gp seiner Beziehung auf die Kund- 
gebung des k. k. Handelsministeriums vom 8. August 1894, ll.-G.-Bl. 
Nr. 174. ungeachtet des Gebrauches der Hüflichkeitsformel „wird ersneht* 
als eine Entscheidung oder Verfügung im Sinne des § 2 des Gesetzes 
vom 22. October 1875, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, angesehen werden 
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rnuss and gegen selben eine Bescbwerde nicht ttberrdcht wurde, 
der in Beschwerde gezogene Hinisterialerlass vom 30. Decemher 1898, 
Z. 71.488, aber nnr „in Festhaltnng des bereits mit dem bezogenen 
Erlasse eingenommenen Standpanktes' auf Grund derselben Bechtsnorm 
«neuerdings*' den gleichen Auftrag eriheilt, nftmlieh die erwähnten 
Localitäten nunmehr der k. k. Postrerwaltnng zur YerfBgung zu stellen. , 



Nr. S9. Entsch. des Deutschen Belehsgerichts. 
7. Ciyil-Senat Vom I.November 1899. 

(Jnr. Wooheaiohr. iflssi. Kr. B7/n. & m Ziff. tt.) 
§ 27. Reichsges. betr. die Unfallversicherung der bei Bauten beschSftigten Personen, 
vom II. Juli 1887. Über den Begriff „Bauherr". Der Grondeigenthümer, der auf eigenem 
Grund und Boden einen Bau ausführen läset, ist Bauherr im Sinne des Gesetzes. 

Es ist davon auszu^t-lien, da.ss der Oesetz{i:el)er da.s Wort , Bauherr" 
im § 27, wie z. B. in ij 367 Nr. 15 StraljresetzbiK'hs im Spracligebraucli 
des gewühnlicheu Lebens auwendet, wofür übrigens auch anzuführen 
ist, dass iu § 27 aoch die Person, für welche der Bauherr haftbar sein 
soll, nicht mit dem nach § 8 technischen Worte .Unternehmer" sondern 
als „Bauunternehmer* bezeichnet wird. Im gewöhnlichen Leben aber 
wird Bauherr genannt, wer einen Bau für seine Rechnung entweder 
mit eigner Hand ausführt oder durch Andere ausf&hren lässt, sei es im 
letzteren Falle, dass er (als locator operis) den Bau als Werk an einen 
Unternehmer (dies Wort im gewöhnlichen Sinne verstanden) verdingt, 
sei es, dass er (als conductor operarum) dazu die Dienste Anderer 
annimmt (in Regie baut). Dass der Bauherr Eij^enthtimer des Grund 
und Bodens sei, auf welchem gebaut wird, erfordert der Sprachgebrauch 
keineswegs: auch der Pächter, Nies.sbrauclier, Erbbauberechtigte kann 
in die Lage kommen, auf dem seinem Rechte nnterworlenen (Tiund- 
stücke für eigene Rechnung einen Bau ausziilühren, möge ihn dazu 
der Vertrag berechtigen »)der gar verplliehten; er wird olme Zweifel 
als Bauherr anzuseilen sein. Wenn aber der Grundeigenthümer .selbst 
auf eigenem Grund und Boden durch einen ^\'erk- (l>au-) meister im 
Sinne der ijt; 92511'. A.L.K. Tbl. I Tit. 11 oder durch angenommene 
Arbeiter einen Bau ausführen lässt, so ist jedenfalls er der Bauherr. 
Dass er diese Eigenschaft verliere, wenn er einem Dritten gegenüber, 
der an der Ausführang des Baues ein Interesse hat, zu dieser Ans- 
ffihrnng als Gegenleistung für Ueberlassung des Orundstficks sich ver- 
pflichtet hat, — wie solches das B.G. annimmt — ist mit dem Gebrauch 
des Wortes Bauherr im täglichen Leben nicht in Einklang zu bringen. 
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Nr. 30. Entscli. des Dentsehoii R<*lc]isgerleht8. 

7. Civil-Senat. Vom 3. November 1899. 

§ 13. I 22. Preuss. Alig. Landr. Ein Anspruch der Anlieger einer Strasse gegen die 
fianeinde, dasa dia Strasse eiaa gewisse äussere Baacilaffeabeit in Betreff der 
Pflaaterang ate. habt, ftaateM efvIlraeMttok RieM. 

Der Anspruch der Kl., das.s die Bckl. (Yw von ihr entfernte Pllasteriing 
wieder erneuern und die Streitfläciie wieder strasseumässig herstelle, 
ist unbegründet. £iu solcher Ansprach bestellt nach dem geltenden 
Cirilrecht nicht Popularklagen derartigen Inhalts giebt es, wie schon 
erwähnt, nach prenssischem Bechte Oberhaupt nicht and anf das ser- 
Titatarische Recht der Hanseigenthfimer an der Strasse kann ein solcher 
Anspruch nicht gestützt werden, weü dieser seinem Inhalte nach auf 
die oben angegebenen Berechtigungen der HanseigenthOmer beschränkt 
ist und nach der Gestaltung jenes Rechtes nicht anerkannt werden 
kann, dass darin die Befugniss der Hauseigenth&mer eingeschlossen sei, 
von der Gemeinde zu verlangen, dass die Stra.sse eine gewisse äussere 
Beschattenheit zei}?e, insbesondere in dieser oder jener Weise oder über- 
haupt befestigt oder gepflastert sei. Eine derartige Berechtigung ist 
um so mehr ausgeschlossen, als sie mit dem ütfentlichen ('harakter der 
Strasse, auf dem das ganze servitutarische Recht der Hauseigenthiimer 
ruht, und mit dem geltenden öftentlichen Recht, an dem jenes Dienst- 
barkeitsi-echt seine Schranke findet, völlig unverträglich ist. Die 
Aufsicht über die dffentlichen Wege sowie die Soige dafftr, dass den 
Bedftrfnissen des öifentlichen Verkehrs in Bezug auf das Wegewesen • 
Genüge geschehe, liegt der Wegepolizeibehörde ob (§ 55 des Zuständig- 
keitsgesetzes Tom 1., August 1883). Sie hat daher — vorbehaltlich der 
Entseheidang der Verwaltnngsgerichte, falls diese von den Wegebau- 
pflichtigen angerufen werden — ausschliesslich darüber zu befinden, 
wie ein üffenüicber Weg beschafien sein soll, insbesondere ob und wie 
er zu befestigen ist. Diese Frage lässt nach der Natur der Dinge nur 
eine Beantwortung zu: die Strasse kann niclit nach öftentlichem Recht 
so und zugleich nach Privatrecht anders beschatten sein. Es ist daher 
rechtlich nicht möglich, dass neben <len EntSchliessungen, Willens- 
erklärungen und Anordnungen der Wegepolizeibehörde über die Be- 
schatienheit eines öfl"entlichen Weges auch noch auf Grund eines Trivat- 
rechtes der Anlieger Entscheidungen des Civilrichters hierüber, d. h. 
also ftber eben denselben Gegenstand ergehen könnten. Besteht ein 
gewisser Zustand der Strasse mit Wissen und Willen der Wegepolizei- > 
behörde, so wfirde eine von dem Civilrichter angeordnete Aendemng 
desselben mit dem Willen der Polizeibehörde in Widerspruch treten 

Sg«r, KltwilMtinimhtlWif gntirthelilangtB XVIL 8 
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und pppft'n tlereii Willen f^esnliehen; das würde unzulässiff sein; wäre 
der Wille der Folizeibeliürde aber ebenfalls auf eine Aenderung jenes 
Zustaiides f^ericlitet, so würde diese doch nach Art und Umfang nur 
nach Massgabe der Eutschliessungen der Polizeibehörde erfolgen können 
und dürfen, nicht nach den von Anderen gegebenen Bestimmungen. 
Es kann eben in diesem Punkte neben dem Offentlich-reehtlichen Ver- 
hältnies nicht sogleich' ein aof dasselbe gerichtete privatrechtliches be- 
stehen, oder mit anderen Worten, eine priyatrechtliche, der Qemeinde 
den Hanseigenthfimem gegenttber obliegende, im Giirilrechtswege Terf olg- 
bare Verpflichtung, den Strassen eine gewisse Beschaffenheit zn geben 
oder sie darin zu erhalten, kann neben der öffentlichen, rechtlichen 
Verpflichtung der Gemeinde zur Instandsetzung und Unterhaltung der 
Strasse keine Existenz haben. Besteht aber derartiges Recht der Hans- 
eigenthümer nicht, so können Kl auch nicht im Besitz eines solchen 
gestört sein, und der erhobene Anspruch war daher aus diesem Grunde 
zurückzuweisen. 



Nr. 31. Entseh. des Bezirksgerichts Stadt Brttna. 

Vom 8. November 1899. 

(AllgouL TarU-Anz. XIX (1900). Nr. ö. ä. tu!.) 

Wem der Tarif, ieMen Anwenduag in FraoMbriefe verlaant ward«, »iiM dlraotM 
8ati zwiMliM «tr Aif|«bt- umI AbiabMlalita ataM «rtMUI^ M Ist 41« Fraobt la der 

Weise zu berechnen, dass der dlrecte Satz zwischen der Aufgabe- und der, der Abgabe« 
Station nächstgelegenen Zwischenstation, für welche der Tarif einen directen Satz 

enthält» mit dem Locaitarife der letzteren big zur Abgabestation oombinirt wird. 
Ol« Vortchrifl „VsrzoHms u der BfterreleMMfc-miaritohea 8rwze" tot dar üs Aa- 
wtnduDi dM diraetan Tarifes aussohliessenden Vorschrift der VerzaHani bei tfaeai 

beetinnten Zollante nicht gleioiiziiaobteB. 

Durch die Vorschreibung der Verzollung an der österreichisch- 
ungarischen iyrvhze war nach übereinstiunnenden Gutachten beider 
Sachverstiludiger die Anwendung: des directen Tarifes nicht ausgeschlossen 
und spricht für die Richtigkeil dieses Sachverständigen-Gutachtens aucli 
schon die von der beklagten Seite angezogene Bestimmung Punkt 14 
der für den \ eikehr mit Kuuiänien gütigen Zusatz-Bestimmungen zu 
Art. 6 des I. Ue. ihrem WortlAUte, da dortselbst die Rede von einem 
bestimmten Grenzzollamte ist, und IBglich nicht behauptet werden 
kann, dass die feterreichisch-nngarische Grenze ein bestimmtes Grenz- 
zollamt ist — Was die Bezeichnung der Bestimmungsstation Olmfltz 
Stadtbahnhof anbelangt, so entspricht sie allerdings den Instradirangs- 
Vorschriften nicht; diese YerkehrdeitangSTorschriften sind aber za- 
gestandenermassen im Verordnungsblatte des k. k. Handelsministeriums 
f&r Bisenbahneh und Schiffahrt nicht kundgemacht worden, können 
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daher ob Mangel der gehörigen Verlautbarung als bindend für das ver- 
frachtende Pablicnm nicht angesehen werden. Der Umstand, dass man 
in der Aufgabestation aaf Nachfrage fiber diese Vorschriften belehrt 
werden kann, Termag das Requisit der gehörigen Enndmachnng nicht 

zn ersetzen. Da nun ilem Frachtbriefinhalte zu B'olge von dem Absender 
ansdrflcklich die Anwendung des Ausnahmetarifes 6 verlangt worden 
war, und gemäss des Tarif-Theiles 1, Abth. A, bezw. Art. 6 des l.Ue., 
die Bahn in Ermangelung der Vorsclireibung des einzuhaltenden Trans- 
portW'Hges denjenigen Weg zu wählen hat, der für den Absender am 
zweckmässigsten ist, niuss entsehieden gefolgert werden, dass die Ab- 
fertigung im Verbamlsverkehre nach der weitest gelegeneu Station 
unter Anwendung des directen Tarifes als die zweckniässigste im vor- 
liegenden Falle anzusehen war. Schon das allgemeine üHentliche Interesse 
und die Billigkeit erheischen es, dass aus der, gegen die Instradiriings- 
Yorschriften verstossenden Bezeichnung des Bestimmungsbahnhofes 
(Empfangsstation), die Ansschliessnng der Anwendung des directen 
Tarifes, eine das Publicum sö hart treffende Folge, nicht hergeleitet 
werde, zumal die Bahnverwaltung in keiner Weise geschädigt erscheint, 
da sie ja die lYacht vom Nordbahnhofe in Olmtttz zum Stadtbahnhofe 
berechnet und bezahlt erhalten hat Es liogt auch keni annehmbarer 
plausibler Grand dafOr vor, bei einer Bestimmungsstation noch Unter- 
schiede zwischen den einzelnen Bahnhöfen mit so nachtheiligen Folgen 
für das verfrachtende Publicum zn machen. 



Nr. Entseh. des Bezirksgerichts ftlr Hundelssaeheu in Wien. 

Vom 13. November 1899. 

(AllgmB.Tartf<Aiu. XIX (1900). Nr.». 8. IM.) 
Hat die Elsenbahn den Zuttaid des BeechSdigten fitttas ntoht kesÜMmninriUNrii fett- 
gettellt (BetrifllMr«0lenwt § 71), so greift richterliches Ernessen lenltt § 273 ier 

Civilprozessordnung Platz. 

Die Halm hat nur die Höhe des angespruclienen Schadeus ange- 
l'uchteu, ilire Veri)Üiclitung zum Scliadenersalz aiieikiuint. 

Da nun die Bahuorgane entgegen den iie.stiuiuiungen des § 71 
Betr.-Kegl. den Zustand der Sendung beim Einlangen in B. nicht ent- 
sprechend feststellten, um daraus SehlQsse auf die Höhe des Schadens 
ziehen zu kennen, und nachdem auch der Schaden nicht abgeschätzt 
wurde, sondern nur der Anspruch der Partei in das Thatbestands- 
protokoU aufgenommen wurde, und da die Eruirung der Personen, 
welche über den Zustand der Sendungen aussfagen konnten, Schwierig- 
keiten machen wttrde, endlich die Vernehmung der Zengen umständlich 
wäre, wurde die Höhe des Schadens gemftss § 273 C. P. 0. vom Richter 
festgesetzt. 

a* 
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Hierbei liess sich der Richter von der Erwägang leiten, dass der 

SacliverstAndii^e iiacli seinen in seiner Fabrik in Steiermark gemachten 
Erfahrungen sicli leiten liess, wo die Kosten der Trocknung mit Dampf 
hülier sind, weil die Kohle dort thenerer als in Brttsau ist, somit der 

Betrap: von 4 K angemessen sein tliirfte, und dass noch hiezu ein Betrag 
als Ersatz für die Entwerthung dor Lumi)en dnrch die Vernässung 
iiinzugekonimen, indem trotz der l^mckniuiq: eine trewisse Entwertlinng 
dennoch t-intrete. So wurde der Scliaden, welcher der Partei durch die 
Veruässung der TjUiiipen zugefiigt wurde, bezw. der ganze Betrag des 
Minderwerthes des (Intes geniiiss ij 8.S Betr.-Kegl. mit 6 K für je 100 Kg. 
angenommen und demgemäss die obigen Beträge zugesprochen. 

Nr. Pantsch, des Deutschen llciehspcrichfs. 
3. Straf-Scnat. Vom IG. N overaber 18üU. 

il). Jur.-ZeilK V ilWKJ). Nr. 9 S. 208.) 

Hiitfrieieiabruch. Der Straßenbahnwagen kann Riefet ile Geechäfteraam in Siaie 

dM 1 123 R.-8trr.-8.-B. tifeseliM weiil«D. 

Die Rev. der Staatsanwaltsch. nimmt fftr einen Strassenbahnwagen 
die Eigenschaft eines Oeschftftsranmes in Ansprach. Das BG. verwarf 
die Key., weil der Begriff eine wesentliche, hauptsächliche and einiger- 
massen dauernde Bestimmang des fraglichen Raums zam Betrieb gewisser 
Gescliäfte erfordere. Ein Strassenbahnwagen sei aber hauptsächlich 
zum Transport der Passagiere bestimmt; dass der Abschluss der Trans- 
I »ort Verträge zwisclien Passagieren und Schaffnern in <lem Wagen statt- 
linde, sei nebensächlich und durchaus nicht notwendig. Der Wagen 
könne also nicht als Geschäftsraum l ä. des § 123 StrGB. betrachtet 
werden. 



Nr. 31. Kntseh. des Deutsehen Relchsu:erleht8. 

1 . S t r a f - S e n a t . V <» n\ 25. N o v e m b e r 18U9. 

§§ 44, 46, 151 Ver. ZollBeeetz. Der Eisenbahnzugführer ist für die Verletzuno des 
Ztlivsraeliimsst varantirartlieii, aieii weis aiolit aachgewietea ist, dSM er «iaaMflMi 

■■v«rlet2t ileniMiiMa bat 

Der Eisenbahnzagfahrer S. war vom LG. H. fi^igesprochen worden, 
weil nicht nachgewiesen sei, dass er emen Zollverschloss, der beim 
Entladen verletzt befanden wurde, anverletzt fibernommen liabe. Das 
RG. hob das Urt. auf in Erwägung, die Abfertigung unter ZoUversdiluss 
mit Begleitschein 1 gesdielie unter der Verpilichtung der §§ 44, 4ö 
VZG., damit, wenn die Bes( Ii i n» ulif it des Verschlusses als gut bestätigt 
werde, die Zollbehörde Sicheriieit habe, dass der Verschluss unverändert 
erhalten werde. Da die Eisenbahn nur durch Beamte handle, milsse 
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sie diese iu den Stand setzen, das Nötige vorzusorgen. Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit sei zum Delikt des § 151 VZG. nicht erforderlich, es 
genüge die Thatsaclie des verletzten Verschlusses, und müsse der letzte 
WarenfQhrer haften, wenn mehrere sich folgten und der Verschlnss 
verletzt sei, derselbe aber die anverletzte Uebemahme bestätigt habe. 
Eine Feststellnng der unverletzten Uebemahme sei nicht erforderlich. 



Nr. 3d. Entseh. des Bentselion Reichsgerichts. 
4. Straf'Senat. Vom 4. Dezember 1899. 
R.-8trr.-G.-B^ f 304^ ZeratBniei vw fiegsmlladM des Bfrentlichen Nitzem. 

Der AngekL hatte Bäume, welche auf einer öffentlichen Staatsstrasse 
standen, abgehauen. Er ist aus § 304 StrGB. bestraft irad seine Rev. 
verworfen, weil festgestellt sei, dass die Bäume auf einer Chanssee 
standen und zum öffentlichen Nutzen und zur Verschönerung der Strasse 
dienten. Dage^ren könne nach das behauptete Eigentum nicht vor Strafe 
scliiitzen. weil aus diesem nicht ohne weiteres das Recht entspringe, 
C^geiistände, welclie dem ötfentiichen Nutzen dienen, zu beseitigen. 
Ein besonderes Reclit hierzu sei nicht behauptet und festgestellt. Die 
Meinung, dass das Eigentum jenes Recht gebe, sei irrig und betreffe 
|ineu strafrechtlichen Irrtum. 



Nr. 36. Entscb. des Preuss. Oerichtshofi s zur Entseheldniig der 

Kompctcnzkonfliktc. 

Vom 9. Dezember 1899. 

(l'rouss. Elscnb. Arcb. 1900. Heft 2. S. 60l.) 

Unzulässigkelt dM Reolitsweges in Betreff der im Zivilvereorgungssohein angegebenen 
Entlasaimitgrlide. Dnreh die firmdeitie fir die Beeetnng der Siilalteni' und Uiitnr- 
beanlenetellen mit Milit'aranwärtern wird ein Reclit auf Anstellung nicht fawihrt; die 

Grundsätze enthalten nur Anweisungen an die Behörden. 

Da.ss die Eisenltahndirektionen als Provinzialbehörden im Sinne 
des § 3 des Gesetzes vom 8. April 1847 (G.S. S. ITO i bezw. des § 2 
der Verordnung vom 1. August 1879 ((t.S. 8.073) anzuseilen und zur 
Erhebung des KompelenzkonÜikts befugt sind, wird zwar von Oppenliolf 
Ee.ssortverhältnisse S. 482 bestritten, ist aber jedenfalls nach der heutigen 
Stellung der Eisenbahndiiektioneu im Staatsorganismus, wonach ihnen 
neben der Leitung der gewerblichen »Seite des Eisenbahnbetriebes zu- 
gleich die Ausübung staatsrechtlicher Funktionen (Beaufsichtigung der 
Bahnpolizei, oberste Handhabung der staatlichen Beamtendisziplin ihres 
Ressorts inneibalb der Provinz) obliegt, welche Stellung in § 6 des 
Allerhöchsten Erlasses, betreffend Umgestaltung der Eisenbahnbehörden, 



Digitized by Google 



38 Kutsch, d. Prenss. UericbUb. z. Entscb. d. Kompetenzkonflikte v. 9. Doz. ItitH). 

vom 15. Dezember 1804 (G.S. 1805 8. 11) ihre ausdrückliche Anerkennung 
dahin geftmdeD hat, dass als ihre Obliegenheit die Verwaltung der ni 
ihrem Bezirk gehörigen Eisenbahnstrecken mit den den Provinzial- 
behörden zugewiesenen Hechten and Pflichten bezeichnet wird, nicht 
zu bezweifeln nnd von dem unterzeichneten Gerichtshof auch bereits 
ausgesprochen. Der Kompetenzkonflikt ist aber auch begrflndet. 

Unstreitig ist, dass der Kläger ans seinem Amte entlassen ist, 
weil seine vorgesetzte Dienstbehörde angenommen hat, dass er an einer 
Beisenden in einem Zuge, welchem er als Begleiter zugetheilt war, 
gegen ihren Willen unzüchtige Handlungen vorgenommen. Die Ent- 
lassung ist also im Disziplinarwege erfolgt, wozu nacli § 83 des Gesetzes 
vom 21. Juli 18Ö2 die Einleitung eines fünnlichen Uisziplinarverfalireiis 
nicht erforderlich war. Auf Grund des § 27 der vom Bundesrath auf- 
gestellten Grundsätze fiir die Besetzung der Subaltern- und Unter- 
beamtenstelleu bei den Kelchs- und Staatsbehörden, welcher dahin 
lautet: * 

„Erfolgt das Ausscheiden aus der Stelle uni'reiwillig aus anderen 
als den in § 26 bezeichneten Gründen, so sind dieselben in dem 
Zivilversorgungsschein zu Termerken, bevor dessen Rückgabe 
erfolgt^ 

ist der Entlassungsgrund im ZiTflyersorgungsschein anzugeben. Die 
Beklagten erblicken in dieser Eintragung eine Disziplinarmass- 
regel nnd halten deshalb nach § 5 des Gesetzes Tom 24. Mai 1861 nnr 
die Beschwerde bei der vorgesetzten Dienstbehörde, nicht aber den 
Beehtsweg für zulässig. Gegen diese Auffassung des Vermerks des 
Entlassungsgrund es im Zivilversorgungsschein als einer Disziplinarstrafe 
wendet sich der Kläger allerdings mit Recht. Der Vermerk des Ent- 
lassungsgrnndes findet in allen Fällen statt, in welchen das Ansscheiden 
aus der Stelle unfreiwillig aus andern, als den in § 26 bezeichneten 
Griinden erfolgt. Der Vermerk ist also nicht bedingt duicli die Ent- 
lassung auf Grund eines Dienstvergehens, sondern Icfli^iich durch 
Unfreiwilligkeif des Ausscheidens, welche auch ohne ein Dienst- 
vergehen vorhanden sein kann. Wird ein Beamter wegen eines Dienst- 
vergehens entlassen, so besteht die Disziplinarstrafe in der Entlassung, 
Dagegen macht die Angabe des Entlassungsgrundes in diesem Falle 
den Vermerk im Zivilversorgungsscbein nicht zu einer Disziplinarstrafe, 
denn weder kennt das Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 eine solche 
Disziplinarstrafe, noch macht der gedachte § 27 einen Unterschied in 
der rechtlichen Natur des Vermerks, je nachdem der Entscheidungsgrund 
in einem Dienstvergehen besteht oder auf anderen Umständen beruht. 
Dagegen ist der Rechtsweg aus einem andern Grande zu versagen. 
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Wählend die ältere Gesetzgebung Preussens die gesammten Beziehungen 
der Beamten zum Staate dem öffentlichen Rechte unterstellt nnd dem 
Beehtswege entzogen hatte, hat daa Gesetz vom 24. Mai 1861 bezüglich 
der TennGgensreohtlichen Ansprüche der Staatsbeamten ans ihrem Dienst- 
▼erhftltniss den Bechtsweg gestattet. Ein solches Vermögensrecht 
erblickt der Kläger in dem Recht auf Anstellang, welches ihm dnrch 
den Vermerk im ZiTilTersorgongsschein gemäss § 27 Abs. 2 der „Grand- 
Sätze" entzogen sei. Allein zunächst wird dem Inhaber des Zivil- 
versorgangsscheins durch die „Grundsätze" ein Recht auf Anstellang 
überhaupt nicht gewährt. Dieselben betreffen lediglich Anweisungen 
an die Behörden, welche dadurch bei Vorhandensein gewisser Voraus- 
setzungen zur Anstellung der Jlilitäranwärter verpflichtet werden. Sie 
bezwecken, dem Staatsinteressc an der einheitlichen Regelung der Aus- 
sichten der Militäranwärter entgegenzukommen, nicht aber, den letzteren 
einen Anspruch dem Staate gegenüber zu schaffen. Die Auffassung des 
Klägers lässt aber auch ausser Acht, dass das Gesetz vom 24. Mai 1861 
nnr für vermögensreditliclie Ansprüche der Staatsbeamten aus ihrem 
Dienstverhältaiss den Bechtsweg erOlAiet, nicht aber für den Ansprach 
anf Anstellang, also anf ein erst za begründendes Dienst- 
Terhältniss. Die Anstellong ist Ansflnss der Landeshoheit des Staates 
nnd deshalb ebenso, wie die Entlassung aas dem Dienste dem Rechts- 
wege grondsätzlich entzogen. Anzuerkennen ist, dass der Kläger ein 
Interesse an der Beseitigung des Vermerks hat, und dass dieses Interesse 
auch ökonomischer Natur ist, da von dem Vermerk seine Aussichten 
anf Wiederanstellung abhängen. Diese Anssicht ist aber kein im 
Rechtswege vertolgbarer Anspruch. 

Der Rechtsweg war demnach mangels eines vermiigensrechtlichen 
Anspruchs aus einem Dienstverhältuiss für unzulässig zu erklären. 



Nr. 37. Entsch. des Obcrlandesgerlehts Colmar. 

2. Civil-Senat. Vom 13. Dezember 1899. 

(.lur. Zottiohr. f. KIs.-I-othrlnK- Jalirj;, »r». lieft 3,4 S. Hß.) 

laternatioiales Fraohtrecht. Umfang des gesetzlichen Pfandrechts der Bahn. Art. 13, 
20, 21 iM. IstsnittiMtlM UekershikNiMeM Iber des ElMnbilwfraolitvarfcehr vtsi 

14. OMtfetr 1890 (11.0.8. 1802, 8. 703). 

R. sandte aas Ungarn via Romanshorn an den Beklagten nach 

Metz einen Wagen Bohnen und veranlasste die Klägerin, Schweizer 
Nwdostbabn, letzteren franko Fracht Metz mit Nachnahme von 990 M. 
zn expediren ; in dieser Summe steckt ein Theil de.s Kaufpreises. Wegen 
dieser Nachnahme verwciirt i te der Beklagte die Annahme der Wanre. 
Von dem aus ihrer öffeutiicheu Versteigerung erzielten Erlös wurden 
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990 M. an die BeicbselsentwhiiTerwaltiiiig abgeführt aod von ihr fflr 
Beehnang der Elftgerin Tereiimahmt. Gegen die Beiehaeisrabaim- 
yerwaltnng als Drittscholdnerin liess der Beklagte wegen einer ihm 
angeblicli gegen B. aas jener Bolinenlieferang zustehenden Qegen- 
fordemng, die nach Annahme des Beklagten dem B. gegen gedachte 
Verwaltnng zustehende Forderung auf Heranszabinng der 990 M. im 
Wege des Arre^ pf&nden. Dem Widerspiniche der EUigerin gegen 
diese Pfändung wurde unter deren Aufliebung in II. Instanz stattgegeben 
aus folgenden, den sonstigen Sachverhalt ergebenden 

Gründen: 

Dass ein Vertraj^verhältniss zwischen dem Beklagten, der als 
Empfänger die Annahme des Gutes verweigert hat, und der KUifrerin 
nicht besteht, bedarf keiner Ausführung. Anderseits durfte ohne Zweifel 
das Lagerliaus Ruraanshorn — hier unbestritten reclitlicli identisch mit 
der Schweizerischen Nordostbahn — auf das an sie gerichtete Ersudien 
des ii. eingehen und hatte sich dalit i nicht zu n agen, ob die nat litrilgliche 
Belastung des Gutes mit einer Nachnahme dem zwischen K. und dem 
Beklagten geschlossenen Vertrage zuwiderlaufe. In letzterer Hinsicht 
ergeben die beigezogenen Akten Uber den zwtecben dem Bekleben nnd 
dem B. anhängig gewesenen Prozess, dass dieser sich in der That ver- 
tragswidrig durch jene Nachnahme den Kaufpreis der 10000 kg Bohnen, 
soweit er durch die am 2. Dezember 1895 vom Beklagten acceptirten 
Tratte nicht gedeckt war, yerschafit hat. Die erfolgte Auszahlung der 
990 M. an B. seitens der Klägerin ist nicht bestritten worden. 

Es fragt sich nun, ob der Klägerin fOr diesen Betrag ein gesetz- 
liches Pfandrecht zustand. Massgebend ist das internationale Ueber- 
einkommen über den Eisenbahnfrachtverkebr vom 14. Oktober 1890. 
Nach seinen Artikeln 6 k, 13, 20, 21 muss die gestellte Frage bejaht 
werden. 

Dasselbe untersclieidet zwischen: 1. Naclinalmien , welche sofort 
bei der Aufgab(» des Gutes an den Absender ^-ezahlt werden, oliiie die 
Zahlung beziehuii^^sweise den Eingang seitens des Empfängers abzu- 
warten: vor Eingang oder Na( Imaliinen im voriiinein (Baai vorschüsse); 
2. Nachnahmen, welche erst nach Zalilung seitens des Empfängers dem 
Absender ausgezahlt werden: Nachnahmen nach Eingang, welche Nach- 
nahmen in zwei im internationalen Frachtbrief besonder dafür be- 
stimmten* Bubriken („Baarvorschfisse* und „Nachnahmen nach Eingang") 
zu yerzeichnen und in einer darunter befindlichen Bubrik zu sped- 
flziren sind. 

Vorliegenden Falls ist der Baaryorschuss als Fracht specifizirt, 
w&hrend er in Wirklichkeit einen Theil des Kaufpreises darstellt. Aber 
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aach als Tbeil des Kaufpreises fällt dieser Baarvorschuss unter die- 
jenigen Forderungen, fUr welche aaeli Art. SO und 21 des isteniatioiialen 
Uebereinkommens die Eisenbahn die Rechte eines Fanstpfandglänbigera 
an dem Gute hat, solange dieses in der Verwahmng der Eisenbahn 
oder eines Dritten sich befindet, der es für sie inne hat. Es wird dabei 
nicht unterschieden zwischen Spesennachnahme und Nachnahme des 
Kanfpreises (Werthnachnahme). (Vergl. Eger, das internationale IJeber- 
einkommen, S. 380, 386.) Fragliches Faustptandrecht der Klägerin 
ging nicht verloren, nachdem die Beklagte die Annahme des Gutes ver- 
weigert hatte. Denn das Out blieb in der '\'erwalirung der Empfangs- 
bahn beziehungsweise des Spediteurs zu Metz, der es für sie inne hatte, 
und wurde am 11. April 1896 j^emäss Art. 407 (§ 437 Abs. 2) H.G.B, 
öft'entlich verkauft. Das.s dieser Verkauf zugleich für Kechnung der 
Klägerin stattgefunden hat, lässt sich um so weniger bezweifeln, als 
die Empfangsbahn unterm 10. Januar 1896 durch die Direktion der 
Schweizerischen. Nordostbahn ersucht worden war, baldmöglichst ver- 
kaufen zn lassen und dafftr besorgt za sein, dass die Lagerhaos- 
▼erwaltnng fiomanshom fOr den Baarvorschnss von 990 If. (welcher 
den Betrag der gVorfrächt* darstelle) Deckung erhalte. 

Mit dem Verkauf war das Pfand realisirt; von dem Versteigemngs- 
erlöse wurden 990 H. als auf die Nachnahme entfallend, mithin der 
Klägerin gehörig, ausgeschieden und der Stationsgiiterkasse Metz über- 
mittelt. Letztere trug jedoch Bedenken, diesen Betrag an die Klägerin 
abzuführen, weil der Beklagte ihn irrthümlich als dem R. frchürifr anspracli 
und (le.'jseii niifrebliche Forderung auf Herausgabe der 990 M. im Wege 
des Arrestes iitiiuden Hess. 

Bei dieser Sachlage hält es das Berulungsgericlit, zumal der Fall 
des Art. 410 Abs. 2 (§ 441 Abs. 2) H.G.B, nicht gegeben ist, im Gegen.^atz 
zum ersten Eichter für zulässig, dass die Schweizerische Nordostbalin, 
für deren Bechnung die 990 M. bereits eingezogen sind, gegen den der 
Auszahlung dieser Summe entgegenwirkenden Beklagten als Elftgerin 
auftritt, um gemäss § 690 (771) G.P.O. die Aufhebung seiner die Aus- 
zahlung hindernden Pfändung zu beantragen. 

Nach dem Ansgeffthrten muss diesem Antrag entsprochen werden. 
Es verschlägt dabei nichts, dass der Beklagte die fragliche Pfändung 
unter der irrthümlichen Behauptung bethätigt hat, der Anspruch auf 
die 990 M. stehe dem R. zu. Es war daher das angefochtene Urtheil 
aufzuheben und dem Antrug der Klägerin in einer sachgemRss berich- 
tigten Fassung zu entsprechen. Kosten nach § 87 (§ 91) C.P.O. 
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Nr. 88. Entseh. des Devtsehen B«l(di8g«rIektB. 

4. Civil-Senat Vom 18. Dezember 1699. 

■Jitr. W(ii-t)(Mi-:r>!-.r lf>rK"» \r, U. > ui 7J(T 30.) 

Das 6ehalt eines Beamten ist nicht ein Aequivaient für seine Dienstleistungen, sondern 
eine ilini für die Dauer seines Amtes gewälirte Rente, und nnet daher, gleicliviel oli 
M fMt tdir Mf SeUhreN pi^ benilMiid Itt, flnliexaMt wardM, wa» der Bauit 

•Im* Rechtsgrund seines Amtes entsetzt wird. 

Der Auffassung, dass das Diensteinkommen des Beamten, je nach- 
dem der Betrag desselben fest bestimmt ist oder seine Höhe sich nach 
Massgabe der dem Beamten von der Dienstbehörde zuzuweisenden 
Thätigkeit beraisst, dem Recht.sgrunde nach einer verschiedeneu Be- 
urtheilung unterliegt, kann nicht bcijretreten werden. Wie das R. G. 
wiederholt ausgesprochen hat (vergl, u. A. Entsch. des E. G. Bd. 38 
S. 320) und auch vom B.R. an sich nicht verkannt wird, stellt das 
Oebalt des Beamten, der — was auf den Kl. unbestritten satrifft — 
seine volle Kraft für das ihm Ikbertragene Amt eingesotit hat, sodass 
dieses seinen Lebensbemf erfttUt, kein Aequivaient für die von ihm 
geleisteten Dienste, sondern eine ihm für die Daaer seines Amtes ge- 
währte Bente dar, die dazn bestimmt ist, ihm die Mittel zu seinem, 
dem Amte entsprechenden staudesmässigen Unterhalte zu geben. Der 
Anqpmch auf diese Rente besteht, so lange das Amt dauert, das Be- 
amtenverhältniss also nicht in rechtswirksamer Weise aufgehoben ist, 
oder so lange niclit aus gesetzlichen Gründen eine Entziehung oder 
Schmiilerung der Rente eintritt, und der Anspruch ist unabhängig 
davon, ob die anstellende Behörde die Dienstleistungen von dem Be- 
amten in Anspruch nimmt oder nicht. Diese rechtliche Natur wohnt 
dem dem BeamLea zugesicherten Diensteinkommen, — soweit es eben 
dem Zwecke dient, dem Beamten den Lebensonteiiialt zu gewähren, — 
in vollem Umfange bei nnd wird durch die Bestimmung, wie das 
Einkommen dem Beamten zugewendet wird, also durch die gewählte 
Besoldungsar t, nicht beeinflusst. Es ist deshalb unerheblich, ob das 
Gehalt auf einen bestimmten Betrag flzirt ist oder ob es sich je nach 
dem Umfange der Thätigkeit des Beamten, wie hier nach der Zahl der 
vorgenommenen Anmahnungen und Vollstreckungen regelt, also nach den 
Verhältnissen steigend oder fallend ist; denn auch in letzterem Falle 
erhält der Beamte die ihm zugesicherte Belohnung nicht als Entgelt 
für die einzelnen ihm aufgetragenen Dienstleistungen, sondern 
er wird besoldet nach Massgabe der ihm von der Behörde zuzu- 
weisenden Thätigkeit. Der Behörde, die einen Beamten unter Be- 
dingungen angestellt hat, wie die beklagte Stadtgemciude den Kl., ist 
damit die Verpflichtung liberkommeu, dem Beamten eine gebührentrageude 
Thätigkeit zu eröffnen, ihm also, entsprechend den obwaltenden Ver- 
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bältnissen und namentlich der Geschäftslage, Aufträge zu ertheilen und 
ihn dadarcb in den Stand zu setzen, die Oebflhren, auf die sie ihn als 
Theil seines Gebalts angewiesen hat, zu vereinnahmen. Erfftllt die 
Behörde diese Verpflichtnng nicht, entsetzt sie, wie solches nach der 
getroffenen rechtskräftigen Feststellung im vorliegenden Falle geschehen 
ist, den Beamten ohne Bechtsgnind seines Amts, so ist dieser dadurch 
seines in Folge der Anstellang gesetzlich begründeten Anspruchs auf 
Unterhaltsgewähning nicht verlustig gegangen, vielmehr ist der durch 
die Behörde vertretene Verband gehalten, ihm denjenigen Betrag fort- 
gesetzt zu zahlen, den er, wenn seine Dienste in Anspruch genommen 
wären, an Geb&hreu voraussichtlich vereinnahmt haben würde. 



Nr. 39. Eiifsch. des Bentsehen Beicbsijerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 10. Dezember 1899. 

! Prtniss Eisonl) ArL ti. liKK). Heft 3. S. 839.» 

Sohadensersatzpfliclit des Fiskus bei widerreohtliohen Handlungen der zur AusUbMi 
voa VcrrloMugM bwtelHm PsrMiiM la AatfObriai iloNr VfiriohtraiM. 

Kläger ist mit dem Anspruch auf Ersatz des Schadens, den er 
infolge eines durch die unterbliebene Beleuchtung des Zuganges zu 
einem Güterschuppen herbeigeführten Unfalls erlitten hatte — das recht- 
zeitige Anz&nden der Laternen hatten die allgemein damit beauftragten 
Weichensteller schuldhafter Weise unterlassen — , abgewiesen worden. 

Gründe. 

Die Bestimmungen des Reichshaftpilichtgesetzes vom 7. Juni 1871^) 
stehen, wie zutreffend von den Instanzen angenommen ist, dem Kläger 
für den von ihm erhobenen Anspruch nicht zur Seite; da seine Ver- 
letzung nicht durch die eigeuthünilidien Gefahren des Eisenbahn- 
betriebes venirsacht ist, ist sie im Sinne des Gesetzes nicht bei dem 
Betriebe einer iMsenbahn ertol<rt. Zu Unrecht viv^t aber auch der 
Revi.sionskläfrer , dass in der an,£refuchtenen Entsclieidung die für die 
Haftung juristischer Personen geltenden Grundsätze verkannt seien. 
Es kann hier dahingestellt bleiben, ob der Kreis derjenigen Personen, 
deren Handlung die juristische Person als die ihrige zu vertreten hat, 
sich fiber diejenigen hinaus erstreckt, welche zu ihrer Vertretung im 
Willen berufen sind, und ob in denselben, wie es in der Entscheidung 
des Reichsgerichts, ersten Senats, vom 19. September 1897 geschehen, 
'überhaupt alle diejenigen hineinzuziehen sind, die verfassungsmässig 
innerhalb des zugewiesenen Geschäftskreises zum selbständigen Handeln 
berufen sind; denn die beiden von dem Beklagten mit dem Anzünden 
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der Laternen beanf tragten Weichensteller zfthlen so wenig zur zweiten 
als zur erstgenannten Personenklasse. In Änsf&hrnng der Verpflichtung, 
bestimmte Gaslatemen vor Eintritt der Dnnkelheit anznzOnden, bleibt 
für die Selbständigkeit des Handelns, wie sie in der vorgedachten 
Entscheidung gefordert wird, kein Ranm. Die allgemeine Anweisung 
an sich ist im übrigen in Hinsicht ihres Erlassi s so wenig beanstandet, 
als un!]:eeip:iiete Auswalil der mit dem Anzünden der Lampen beauf- 
tragten Weichensteller oder Mangel an ihrer Beaufsichtignnf? behauptet 
ist: eine in dieser T?ichtung begangene Verschuldung, sei es durch 
positives TUua oder duicU Unterlassung, steht daher überall nicht in 
Frage. 

Hiernncli und da auch im übrigen das an<,''t'i?rift'ene Urtheil zu Be- 
denken keinen Aulass giebt, ist die Revision als unbegründet zurück- 
zuweisen. 



Xr. 40. Entsch. des Deutschen Keielisu:erieht8. 
2. C i V i 1 - ö e n a t. Vom 19. D e z e m b e r 1891). 

(Jnr. Wocbetiscbr. ISOa Nr. Wia & 86. Ziff. sa. 34.) 

IMto dsr AnHegtr naeb flraizlto. ReeM (Art. 639 Bad. UnireoM). M «rhflUtolwr 
BsMllriblking oder Erschwerung des Verkehrs durch nachträgliche Veränderisf SlMf 
öffentlichen Strasse ist die Gemeinde eRtscbidigttsgtpAichtig. 

Das O.L.G. geht bei seiner Entscheidung von dem für da.'^ Gebiet 
des französischen Rechts und aucli für das des A.L. R. anerkannteu 
Satze aus, dass duicli die Krrichtuuf;- von Häusern an zur Hebauuug 
bestimmten OffeutlichL'U Strassen in Städten und Ortschaften ein still- 
schweigendes Vertragsverluillniss zwi.sclien den Hausbesitzern und der 
Gemeinde als Eigenthüuierin der Stras.se ent.steht, welches gegenseitige 
Rechte und Verbindlichkeiten erzeugt. Die Entstehung dieses Vertrags- 
verhftltnisses whnl darauf zurückgeführt, dass die Gemeinde durch die 
Bereitstellung der öffentlichen Strasse zur Errichtung von Häusern an 
derselben gegen Oewfthrung der diesen durch den Verkehr erwachsenden 
Vortheile auffordert und andererseits die Besitzer der H&nser die mit 
der Lage derselben an der öffentlichen Strasse nothwendig verbundenen 
gesetzlichen und lokalpolizeilichen Lasten und Verpflichtungen der 
Gemeinde gegenüber übernehmen. Dieses stillscliAveigeiule Vertrags- 
verhältniss kann allerdings we<j:( n d i s öft'entlichen Charakters der Strasse 
an der Befugniss der Gemeinde, die Strasse nach den Bedürfnissen des 
Verkehrs zu verändern und seihst zu verlegen, nichts ändern, aber es 
folgt aus demselben zugleich, dass die Genudude bei einer erheblichen 
Beschränkung oder Krschweiun^ iles V(,'rkehrs, welcher durch die 
nachträgliche Veränderung der Strasse für die Hausbesitzer herbei- 
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gef&hrt wird, den letzteren entscbädigongspflichtig ist. Diese Grand- 
Sätze sind in den Urtheiien des erkennenden Senats vom 13. Februar 

1883 (Entsch. des R.G. Bd. 10 S. 271) und vom 28. Jani 1892 (Jurist. 
Woclienschrit't 1892 S. 384 Nr. 47 1 unter Bezugnahme auf die Doktrin 
and liechtsprochung de.s französischen Rechts näher erörtert und kann 
hierauf Bezug genommen werden. Ein Grund, von diesen Grundsätzen 
abzugehen, liegt jedenfalls für das rheinische Kechtsgehiet nicht vor. 
Die Revision wendet sieh auch mehr gegen di»; weitere Ausführung der 
0. L.G., dass der vorerwähnte stillschweigende Vertrag auch in dem 
Falle genunimen werden müsse, in welchem wie vorliegend die Hiiuser 
schon vorhanden gewesen seien, bevor der Weg. an welchem sie erbaut 
waren, als öffeutlicbe Strasse von der Gemeinde übernommen wurde, 
Alldti auch diese vom O.L.6. gezogene Folgerung kann uicht als 
rechtsirrthflmlich erachtet werden. Thatsftchlich liegt die Sache so, 
dass die Häuser des El. vor den 1870er Jahren an einem Privatwege 
erbaut waren. In den 1870 er Jahren hat die Stadt Dfisseldorf diesen 
Weg als öffentliche Strasse fibemommen. Seitdem lagen also die Hftnser 
an der öffentlichen Strasse, and erst im Jahre 1897 hat die Stadt 
Düsseldorf die Strasse höher gelegt nnd dem KL Veranlassung znr 
gegenwärtigen Klage gegeben. Mit dem Augenblicke, wo der Weg zar 
öffentlichen Strasse erklärt wurde, trat ein gleiches Verhältnis« zwischen 
dem Hausbesitzer und der Gemeinde ein, wie es oben als Grundlage 
des stillschweigenden Vertrages vorausgesetzt wurde. Die Gemeinde 
, gewährte mit der Erkliirung des frühereu Privatweges als öflentlicher 
Weg dem anlieg(niden Hausbesit/.eV die Vortheile, welche der ütfentliche 
Weg als solcher für den Besitzer der Jlaustjr mit sich itringt, allerdings 
auch mit den Beschränkungen, welche die öffentlicli-reclitliclie Natur des 
Weges gegenüber dem früheren Privatwe<i:e für den Hausbesitzer im 
Gefolge hatte. Auf der anderen Seite übernahm der Besitzer der vor- 
handenen Häuser mit der Oeffentlicherkläruug für alle Zukunft die 
Verpflichtungen und Lasten, welche mit der Lage der Häuser an einer 
öffentlichen Verkehrsstrasse verbunden sind. Bei dieser Sachlage war 
das O.L.G. berechtigt» auch für den in Bede stehenden Fall den still- 
schweigenden Vertrag als vorhanden anzunehmen. 

Mit deV Anschlussrevision macht El. geltend, dass diese Anschauung 
des O.L.G. rechtsirrthttmlich sei. Wenn einmal der vorerörterte atill- 
schweigende Vertrag zwischen Hausbesitzer und Gemeinde angenommen 
werde, so sei daraus /n folgern, dass die Gemeinde auch für allen 
Schaden verantwortlich sei, welchen sie durch eine nachträglicihe Ver- 
änderung der Strasse den Jlansliesitzern verursacht habe. Allein ein 
so weitgehender Entschädigungsanspruch der Anlieger kann bei dem 
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anzooehmenden stnischwei^eudeii Yertrage nicht anerkannt werden. 
Es bandelt sich hierbei, wie schon in dem oben erwShnten ürtheüB des 
erkennenden Senats vom 28. Juni 1892 ansgeftihrt ist, nicht um eine 
Dienstbarkeit zwischen zwei PriTatgnmdstQcken, sondern um ein Be- 
nntznngsrecbt, welches auf einem zwischen Öffentlichen und Prirat- 
eigenthnm bestehenden Verhältnisse henilit. Die Strasse dient dem 
öffentlichen Verkehr und <lii s« i ilu-er Haniabestünmang sind die Befugnisse 
der Adjazenten untergeordnet. Ein allgemeiner Rechtssatz, wann die 
Eutsciuidigungspflicht der Gemeinde bei Verändei'nng der öffentlichen 
Strasse eintrete, und wie weit diese Ptliclit reiche, lässt sich nicht "auf- 
stellen. Es kommt auf den einzelnen Fall an. Im vorliegenden Falle 
kann es nicht als rechtsirrthrinilich angesehen werden, wenn das 0. L.G. 
dem Kl. nur denjenigen Schaden zugesprochen hat, welcher ihm durch 
die erhebliche Erschwerung des Verkehrs seiner Häuser mit der öffent- 
lichen Strasse erwachsen ist. 



Nr« 41. £ntseh. des Ocsterr. Obersten Gerlehtshofes. 

Vom 28. Dezember 1899. 

rUi'stcrr. Eisenli -Vcrünln -Hl. XIII. Nr 4,3 S 1090."» 

Die ElaenbahBunterBehmuiig haftet gemäss § 19, Punkt 2, der E. B. 0. für Jedei daroh 

VerMbildM Ikrer Orgam ngeflgtM Selndei. 
0«r Sobadtnrsatzaitpruch, welcher von einer der Unfallversicherung unterliegendw 
Person wegen Kürperverletzung erhoben wird, muss im Sinne des § 47 Unfallver- 
sicherungsgesetzes zur Gänze „dermalen" abgewiesen werden, solange die Frage noch 
nioM definitiv aasgetragen ist, welohen Betrag der Verletzte ana dieeeai Anlanee voa 

der Unrallverttehemiigatnetalt erMUt. 
Das Gleiche gilt von dem sich mit der von der Unfallversicherungsanstalt bereits 
zugesprochenen Rente deckenden Schadenersatzansprüche dann, wenn die Möglichkeit 
vorhanden ist, dass die Unfailversicherungsrente späterhin ganz oder theilweise est- 

Mfei «rerdea Iumi. 

Da festgestellt ist, dass der El&ger behnfs Aufgabe des mit- ' 
gebrachten Leders bemflssigt war, das Magazin za betreten, nnd da 
die gefährliche Anfstelinng des Theres dem Magazinenr Wilhelm 6., 
der dieses Leder tkbemehmen sollte nnd die Benfitznng des nenen 

Hagazines verfügte, laut Aussage des Zeugen Anton W. bekannt war, 
80 erscheint nach den allgemeinen Bestimmungen der §4^ 1294 und 1295 
a. b, G.-B. und der §§ 3, 19 lit. b Eisenbahnbetriebsreglement das 
Eisenbahnärar als der Eigenthümer und Benützer des Majrazines dem 
Kliifrer gegenüber verantwortlich, ohne dass dersellie es nöthig hätte, 
weitere Naehforschung darüber pflegen, wen das Verschulden der ge- 
fährlichen Aufstellung dieses Thores trifft: «'S ist auch demnach voll- 
kummeu gleichgiitig, in welchem Kechtsverhältuisse der Baumeister 
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Alois D. dem Eisenbahnftrar gegeDttberatand, weshalb die Uber das 
EDgebUche Verscbiildeii des Baumeisters angebotenen Beweise mit Recht 
nicht zugelassen wurden. Das mit fl. 100 zugesprochene Schmerzensgeld 

ist mehr als ausreichend ; was den Verdienstentgang anbelangt, so kann 
über denselben thatsächlich dermalen nicht abgesprochen werden, weil 
nicht erwiesen vorliegt, dass der Klä*?er trotz des Leistenbruches und 
seiuer verminderten Arbeitsfaliigkeit heute schon eine Einbusse an seinem 
Einkommen erlitten hat und in welchem Masse; doch war auch bezüglich 
des Betrages von fl. 54.12 die Klage blos für dermalen abzuweisen; 
da ja nicht ausgeschlossen erscheint, dass die L'nfallversicherungsanstalt 
diesen jährlichen Betrag von Ü. 54.12 mit der Zeit entzieht, in welchem 
Falle er densdben gegen das Eisenbahnftrar nidit mehr ansprechen 
dürfte, ohne dass ihm die Einwendung der entschiedenen Streitsache 
entgegengesetzt werden könnte. Nachdem jedoch, der Dienstgeber des 
Elfigers Badolf P. angegeben hat, dass er den Elfiger mit Bttcksicht 
auf seine langjährigen Dienste, so lange es geht, nicht entlassen wolle 
und demselben keine geringere Entlohnung als bisher zahle, so ist Yon 
einem geminderten Arbeitereinkommen von Seiten des El&gers dermalen 
keine Bede. 

Nr. 42. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
7. Civil-Senat. Vom 29. Dezember 1899. 

(Jur. Wocbenschr. 1900. Nr. 15'16. S. 143. Ziff. 82.) 

I 10 Abt. I. Preu88. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874 enthält für die WertkbeüMimg 

eine objektive, von Amtswegen zu beachtende Schranke. 

Der § 10 Abs. 1 des Enteignungsgesetzes eutliiilt, sofern die bis- 
herige lieautzungsart in Beriicksichtigung gezogen wird, eine objektive 
Schranke für die Festsetzung der Höhe der Entschädigung, deren Be- 
obachtung, wenngleich sie zu Gunsten des Unternehmers gezogen ist, 
keineswegs von dessen Antrage abh&ngig ist, sondern gmndsfttzlidi 
Ton Ämtswegen zu geschehen hat. Der klare Wortlaut der Bestimmung 
(,die bisherige Benutzungsart kann bei der Abschfttzung nur bis 
zu demjenigen Geldbeträge Berücksichtigung finden" n. s. w.) l&sst 
hierüber keinen Zweifel. 

Nr. 4U. Entsch. des Eassationshofes in Florenz. 
Vom 30. Dezember 1899. 

(ZMtMhr. f. d. UttemaC. BlMiibu-Traiup. THI (llM)w Nr. 4. 8. 1S7.) 
Verspätung. Die Forderung eiier EatachUigaiifl wefes verspäteter Ablieferung und 
die Forderung der Vergütung des aus derselben erwachsenen Schadens sind als zwei 
vereehiedene Klagen zu betrachten. Die Verjährung der einen zieht nioht nottiwendiger- 

weise diejenige der andern naeli elcb. 

Der Empf&nger einer Sendung Schwefelkohlenstoff belangte die 
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Eisenbahn anf VenKfitang eines Schadens im Betrage von 1430 Lire, 
der ihm ans der yerspäteton Abliefening entstanden war. Er hatte 

die Reklamation zuerst bei der Eisenbalm eingebracht nnd von dieser 
den Bescheid erhalten, dass ihm ans der Verspätung nur ein Anspruch 
auf einen Teil der Fracht (L. 12, 46), nicht aber ein solcher aof 
Schadensvergütung zustehe. 

In erster Instanz maclite die Eisenbahn die einirctretene Verjährung 
geltend; der Richter wies jedocli die Einrede zurück und Hess den Kläger 
zum Beweis des ihm erwachsenen Schadens durch Zeugen zu. 

Das Appellationsgericht dagegen erkannte auf Abweisung der 
Schadenstordeniug wegen Verjährung. 

Der Kassatiunshof, bei dem alsdann das Revisiunsgesuch eingereicht 
wurde, bestätigte das Urteil des AppellationsgericUts mit der Begründung, 
dass nach Art. 139 der Tarifbedingnngen, der mit Art 403 des Handels- 
gesetsbnchs übereinstimmt, der Empfänger eines versp&tet angekommenen 
Gates berechtigt ist, je nach der* Dauer der Verspätnug, die Vergütung 
eines Teiles der Fracht oder die ganze Fracht zu beanspruchen nnd 
überdies den ihm ans der Verspätung nachweislich erwachsenen Schaden. 
Daraus folge, dass die Entschädigung, die durch Bttckzahlong eines 
Teiles der Fracht oder der ganzen Fracht, stets -auf den Nachweis der 
eingetretenen Verspätung hin und ohne dass es eines weiteren Beweises 
des Berechtigten bedarf, gewährt wird, und der Ersatz des höheren 
Schadens, für welchen der Nachweis zu erbringen ist, vor dem Gesetz 
zwei verschiedene und von einander unabhängige Dinge sind Folge- 
richtig konnte das Appellationsgericht, ohne Verletzim<r eines Rechts- 
grundsatzes, ausspreclien, dass in der Antwort der Eisenbahn lediglich 
das Recht des Klägers auf Rückvergütung eines Teiles der Fracht, 
nicht aber der in der Zwischenzeit verjährte Anspruch auf Ersatz des 
höheren Schadens anerkannt worden war. 



Nr. 44. Entsch. des Oesterr. Obersten ClerichtsliollDS. 
Vom 30. Dezember 1899. 

(Oesterr. Ei9enb..Verordn.-Bl. Xni (1900). Nr. 27. S. 785.) 

Haftpflichtig Ist der Betriebsunternehmer, nicht der Eigenthümer der Eisenbahn. Umfang 
der Ersatzantprüohe der Eltern, Ehefrau und Kinder dee ßetSdteten. Passive Prozess- 

legitination. 

I. Den Eltern des dnrch einen Eisenbahnnnfall Qetödteten stehen 
auf Grand des Haftpflichtgesetzes keine Schadenersatsanspr&che für 
dasjjenige zu, was ihnen dnrch den Tod ihres Kindes entgangen ist 

n. Die Entschftdignngsleistnngen auf Qmnd des Haftpflichtgesetzes 
obliegen der den Betrieb der Unfallsbahn führenden Verwaltung und 
nicht der Eigenthfimerin der betreffenden Bahn. 
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m. Der Gattin des bei einem EiseubaUnunfalle Getödteten steht 
auf Grund des Haftpflichtgesetzes kein Anspruch auf Ersatz der von 
ihr ein«rel)r;ichteu und iufolp^o der Conciirsei'r.tVimnp: iiber das Vermögen 
ihres verstorbenen Gatten veiloren gegangenen Mitgii't zu, insofern die 
Concurseiöffnung nicht ausschliesslich durcli den Tod des Gatten ver- 
ursacht wurde. Die der "Witwe auf (iruiul des Gesetzes oder Ehe- 
vertrages eingeräumten Ansprüche auf Rückerlangung der Mitgift siud 
viehuehr gegen die Verlassenschafts- oder Concui'smasse zu richten. 

IV. Den Kindeni des bei einem Eisenbahnnnfalle Oetödteten steht 
nach dem Wortlaute des § 1327 a. b. G.-B. nur der Anspruch auf den 
Ersatz des thats&chlichen Entganges, also desjenigen zu, was im Zeit- 
punkte der TOdtung positiv feststeht. Sie haben jedoch gegenüber der 
ünfallsbahn keinen Anspruch auf einen ihnen in der Zukunft möglicher 
Weise zufallenden, von allerlei Nebennmstftnden bedingten Versorgnngs- 
anspruch. 

V. Die Frage der passiven Klagelegitimation ist eine meritorische 

und ihre Erledicfinig daher dem Endurtheile vorzubehalten. Zur Be- 
grüuduiifr des (H iii litsstandes der ^^treitgenosseiischaft genügt es, dass 
die Stieitgeiiossensciiafi in der Klage behauptet wird; der Zweitbeklagte 
folgt daher als Streitgenosse dem Gerichtsstande des Erstbeklagten, 
auch wenn diesem die passive Klagelegitimatiou thatsächlich fehlt. 

Nr* 45. Entseh. des Ocsterr. Obersten fieriehtshofes. 

Vom 4. .Januar lyOO. 

(AUgcin. Tarlf-An/ Xl\ VAm . Kr. i*. S. 346.1 

Die Bestimmungen III des g 87, Betriebs-Reglement, lassen zwar den Gegenbeweis, 
ias« eis Maden ttherhMpt nleM •■tttanden Itt, «ffSen, tehllMMs J«dMh In Fan« 
•iMt eitstandenen Schadens Jeden Gegenbeweis, dass dieser entstandene SchaiM 
gsriager sei, als der ohne Schadennaobweit zn ersetzende Theil der Fracht, aM. 

Der in der vorliegenden Hevisionsschrift wegen angeblicher un- 
richtiger rechtlichen Beurtheiluug der Sache geltend geraachte Revisions- 
grund des § 503, Z. 4, C. P. O. ist im ge^^ebenen Falle gar nicht vor- 
handen, vielmehr erscheint lUis aiigefuciileiie I^rtheil des Hernfungs- 
gerichtes vollkommen geselzlieii begründet, wesshalb es genügt, auf die 
sat h- und gesetzmässigen Gründe dieses Urtheiles zu verweisen. Die 
Ansicht des ßevisions Werbers, dass die Eiseubahuverwaltung nach § 87, 
Betriebs-Beglement, nur den dttreb versäumte Ablieferuug der zu ver^ 
frachtenden Waare wirklich entstandenen Schaden zn ersetzen ver- 
pflichtet sei, ist nicht stichhaltig und findet dieselbe in der ausdrück- 
lichen Bestimmung des § 87 cit., wonach für eine mehr als viertägige 
lieferftristversäumniss, ohne jeden Nachweis des Schadens, der Bäck- 

■ger, lH>Bb»bafSftlitl1«be Satsaheidnaiea ZVIL 4 
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ersatz der ganzen Fracht als Vergfttnng gebührt, ihre volle Wider- 
legung.^ 

Diese Ver<?iunng: liat unstreitig die rechtliche Natur einer Conventional- 
strafe, die nach Art. 284 St. G.B. keiner Beschränkung unterliegt. 



Nr. 46. EntBeh. des Dentoelieii BeiehBgericfats. 
7. Civil-Senat Vom 9. Janaar 1900. 

(Jw.Woobeiiaelir.190«. Kr.l7/ao. am: Ziff. 44.) 

Oer Anlie|«r einer städtischen Strasse hat zwar ein Recht darauf, dass die Strasse 
seinem Hause den Verkehr mit den übrigen Stadttheilen ermöglicht, nicht aber darauf, 
dast sie als durchgehende Strasse dies nach mehreren Seiten hin thut. Verliert daher 
il« Strasse iireh EliMbalwluinten lur den Charakter als Durohgangsitrasse, so ist 
der Aelleger eloht eiteohidlimialMrMlitlit 

Das servitatarische Becht der Hauseigeuthflmer an der städtischen 
Strasse begreift allerdings die Befngniss in sich, zn fordern, dass die 
städtische Strasse als solche f&r das betreffende Hans erhalten bleibe; 
denn auf dieser Eigenschaft der Strasse ruht das ganze Bechtsrerhältniss 
zwischen ihr und den an ihr liegenden Hansgrnndstftcken. Die Strasse 
mnss ein Glied des städtischen Strassennetzes bleiben, da durch sie das 
Haus mit den Obrigen Theilen der Stadt in Verbindung und Verkehr 
gesetzt werden soll. Dem Eigenthnmer eines an einer städtischen 
Strasse belegenen Hauses wQrde daher zweifellos ein Anspruch auf 
Schadensersatz zustehen, wenn die Strasse auf beiden Seiten seines 
Hau.ses kassirt und (lacUiicli fiir ihn aufgehoben würde. Dajregen kann 
ein solcher Anspruch nicht tiii den Fall anerkannt werden, dass während 
auf einer Seite die Strasse nach wie vor zu dem llaiisf heranführt, 
auch der Fuhr- und Fussverkehr zwischen diesem und dem vor ihr 
gelegenen Strassentheile gegen früher nicht wesentlich erschwert ist, 
nur die Aenderung eingetreten ist, dass auf der anderen Seite, mag 
dies unmittelbar hinter dem Hause oder in weiterer Enti'enmng davon 
geschehen, der durchgehende Verkehr fttr den Fuhr- und Flussverkehr 
oder fttr eines von beiden dauernd aufgehoben, die Strasse hier also 
in eine Sackstrasse umgewandelt worden ist. Die Strasse erfüllt auch 
in dieser Gestalt ihren allgemeinen Zweck, dem Hause als Verkehrs- 
mittel mit den anderen Theilen der Stadt zu dienen, und damit erschöpft 
sieh das Becht des Hauseigenthttmers an ihr in diesem Punkte. Wenn, 
wie das in langjähriger, feststehender Rechtsprechung des B.G. f&r das 
preussische Recht angenommen ist, das Pienstbarkeitsverlhältniss 
zwischen dem Hansgrundstück und der Strasse auf einem stillschweigenden 
Vertrage ruht, so mnss die Annahme für ausgeschlossen erachtet werden, 
dass die Stadtgemeinde als die eine Vei tragspartei stillschweigend den 
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WiUen gehegt haben sollte, den Haoseigenthfimern dafttr einzustehen, 
dass die Strasse dauernd nach beiden Bichtnngen hin unverändert 
fortbestehen bleibe. Die Berlleksichtignng nur des gewöhnlichen Masses 
an Vorsicht und die einfache, ohne Weiteres von selbst sich darbietende 
Erwägung, dass die zukünftige Gestaltung der stiidtisclien Verhältnisse 
sich im Voraos nicht mit Sicherheit übersehen lässt und daher eine 
solche Bindung späterhin für die Stadt ernste Verlegenheiten und 
schwerwiegende Nachtheile im Gefolge haben könnte, führen bei Fest- 
stellung des Inhalts, weldien die stillschweigende Willenserklärung der 
Stadtgemeinde vernünftigerweise haben kann, mit zwingendem Schluss 
zur Abweisung des (Tcdankens, dass der Wille der Gemeinde darauf 
gerichtet seiu könnte, den Hauseigeuthümern mehr Rechte an der 
städtischen Strasse einzuräumen, als was sich nach dem allgemeinen 
Wesen und Zweck der städtischen Strasse als deren nothwendiges, 
oben umschriebenes Mass darstellt Steht hiemach den Hanseigen- 
thftmem ein Recht auf das Fortbestehen der städtischen Strasse nach 
der einen oder anderen Bichtung hin nicht zu, so kann, im Falle der 
dauernden Sperrung der Strasse auf der einen oder anderen Seite, der 
Umstand, das.s den ?]igenthfimern bisher aus der Lage ihrer Häuser an 
einer durcbgdiendeu Strasse thatsächliche Vortheile erwachsen sind, 
einen Schadensersatzanspruch nicht begründen; denn in den Worten 
des § 75 Eiül. zum A.L. R. „besondere Rechte und Vortheile'' be- 
deutet der Ausdruck Vortlieile", wie dasR.G. in zahlreichen Urtheilen 
angenommen und insbesondere in der in Grucliots Beiträgen Bd. 29 
S. (i79 und 680 veröffentlichten Entscheidung näher dargelegt hat, nicht 
thatsächliche, sondern rechtliche Vortheile, d. i. nur solche, auf die 
man ein wohlerworbenes Recht hat; der Ausdruck „Vortheile" ist hier 
also tautologisch mit dem Ausdruck „Recht" gebraucht Wenn dem- 
gemäss die Entziehung jener thatsächlichen Vorthefle überhaupt keinen 
Eingriff in die Rechtssphäre der Hauseigenthfimer bildet, so kann es 
für die Beurtheilung des erhobenen Schadensersatzanspruches keinen 
Unterschied ausmachen, dass nicht die Stadtgemeinde, sondern ein 
Dritter, im gegenwärtigen Fall der Eisenbahnfiskus, die Entziehung 
bewirkt hat 



Nr. 47. Entsch. des Oesterr. Yerwaltnngs-Gerichtshofes. 

Vom 11. Januar 1900. 

O. stirr. Ei9enb.-Verordn.-Bl. XII ilPOO , Nr. 31. S P30 i 

Das im § 92 der Wiener Bauordnung vom 17. Jänner 1883, L.-G. Bl. Nr. 35, normirte 
Verfahren, betreffend die Ertheilung der Bewohnungs- und Benützungsbewilliguns für 
■w Irariwtellte erier weteatlloli ■noetttltelft Wotaingeii, GeMliftetoetntttM ele., 

4* 
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tot kalMtwcit dtn bMtimit, die Einbaltimi dtr VirpMIuiii dM BMffltawt nr 

NarttolhiH vm Trattolrra n MitnNrti. 

Bei der am 22. Octolrar 1897 gemtos § 22 der MiniBterialTerordnnDg 
vom 26. J&nner 1879, R.-6.-B1. Nr. 19, vorgenommenen commissioneUen 
Begfutachtiing des Projectes für die Errichtung? zweier Dienerwohn- 
gebäude nebst Waschküchengebäude in der Station Htitteldorf-Hacking 
der Wiener Stadtbahn hatten die Vertreter der Gemeinde Wien die 
Forderung: gestellt, da.<;s bei diesen Bauten s^-itens der (,\)rainissiün fttr 
Verkehrsanlageii in Wien die von der (it nieiiide festgesetzten I5.uilinien 
und Niveaus eingehalten und alle jene Bediiiiiinigen erfüllt werden, 
welche einem Parcelürungs- und Bauwerber auf Urund der Bauordnung 
fttr Wien obliegen. 

Das k. k« Ei&enbahnministerinm hat mit dem Erlasse rem 
24. Febraar 1898, Z. 62, den Banconsens fllr die erw&hnten Banlich- 
ketten unter der Bedingong ertbeilt^ dass 

1. die zwischen der Baulinie und der alten Strassengrenze in der 
Eeisslergasse gelegene Grundfläche gemäss § 9 der Bauordnung 
fOr Wien gegen angemessene Scbadleshaltung an die Gemeinde 
Wien abzutreten sei und dass 

2. auf dieser Grundfläche in der Ausdehnung des Bauplatzes ein 
vorschriftsmässiges Trottoir herzustellen sei. 

Mit den weitergehenden Forderungen wurde die Gemeinde Wien 
abgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung hat die Gemeinde Wien am 24. Mai 
1898 die Beschwerde au den Verwaltungsgerichtshof ergriffen und 
hiebei unter Anderem auch darauf hingewiesen, dass nach § 61 leg. cit 
der Eigenthttmer eines neuen Oebändes verpflichtet sei, das Trottour 
an der Seite des Hauses gegen die öffentliche Strasse, und zwar in der 
ganzen Länge des Bauplatzes, herzustellen. Diese Verpflichtung sei 
Ton der Frage der Orundabtretang ganz und gar unabhängig und wäre 
daher zunächst dem Stadtbahnnntemehmen die Trottoirherstellung in 
der Keisslergasse unbedingt aufzutragen gewesen. Ausserdem hätte das 
fiahnunternehnien anch zur Herstellung eines Trottoirs in der Bettich- 
gasse verpflichtet werden sollen. 

Noch bevor seitens des Verwaltungsgericlitshofes über diese Be- 
schwerde entschieden worden war, hat das Eisenb;ihnministerium mit 
dem Erlasse vom 2. 8ei»teml(er 1898, Z. 39.200, für die gegeüständliclieu 
Gebäude den Benntzungsconsens erthcilt. 

Da nach Ansicht der Gemeinde Wien diese Benützungsbewilligung 
nur vorbehaltlich der üerstellung der fraglichen Trottoire zu ertheilen 
war, der vorbezogene Erlass des Eisenbahnministeriums einen solchen 
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Vorbehalt jedoch nieht enlfliielt, führte die Gemeinde Wien hiegegen 
beim Verwaltungsgericbtshofe Beschwerde. 

Der VerwaltuDgsgeribhtshof wies diese Beschwerde als an- 
begründet ab. 

Entscbeidnngsgr&nde: 

Die Verpflichtnng des Banftthrers zar Herstellong der Trottoire ist 
ifteksichtUch des Ümfanges und Zeitpunktes dieser Herstellung durch 
das Gesetz (§ 61 der Wiener Bauordnung vom 17. Jänner 1883, L -G.-Bl, 
Nr. 35) und die auf Grand desselben erflossenen Entscheidungen der 
Baubehörde festgestellt. 

Das im i; 92 der citirten Bauordimnp; normirte Verfahren, betreffend 
die Ertheilung der Bewohniings- und Benützungsbewilligung, ist aber 
keineswegs dazu bestimmt, die Einhaltung der olterwähnten Trottoir- 
herstelUnigs Verpflichtung des HaulUiuers zu cuutroliren, .sondern 
h;\t lediglich den Zweck, zu verhüten, da.ss neuhergestellte oder wesentlich 
umgestaltete Wohnungen, (icsclialtslocalitäten, Stallungen, Fabriks- 
aulageu und Werkstätten früher benützt werden, bevor sich die Bau- 
behörde von ihrem den Sieberheits- und sanitären Anforderungen ent- 
sprechenden Banzustande die Ueberzengnng yerschaift hat. Deshalb 
hat sich auch nach dem Wortlaute des Gesetzes die baubehOrdiiche 
Beangenscheinigung nnd UeberprttAing auf die ordnungsm&ssige Aua- 
fUhrnng und den gehörig ausgetrockneten nnd gesundheitsnnschAdlichen 
Zustand des Baues zu richten» nnd liönnen unter dem Ausdrucke .Bau' 
nur jene Bauherstellungen verstanden werden, welche die auf ihre 
Bentttzbarkeit zu prüfenden, neu hergestellten öder wesentlich um- 
gestalteten Wohnungen, Geschäftslocalitäten, Stallungen, Fabriksaulagen 
oder Werkstätten umfassen oder auf deren Bentttzbarkeit EiDfluss zu 
nehmen geeignet sind. 

Dass der Mangel des Trottoirs die Benützbarkeit der in Frage 
stellenden Dienerwohngebäude V(tm Siclierlieits- oder sanitären Stand- 
liunkte ausseliliesse. hat die Beschwerdeführerin nicht behauptet und 
wäre sie zui- l'.eschweidefülirung in dieser Richtiing; auch nicht legitimirt, 
weil die WuhiuiiL: r>ÜVntlicher Intere-sj?en der Haiiitt-hrirde, also im ge- 
gebenen Falle nicht den ('ommunalbehörden, souderu dem k. k. Eisen- 
bahnministerinm allein obliegt. 

Da aber dem Bewohnnngs- und Bentttsungseoasense keineswegs 
die Bedeutung eines Attestes zukommt, dass der Bauführer allen ihm 
nach der Bauordnung nnd dem Baueonsense obliegenden 
Verpflichtungen nachgekommen sei, so kann weder in der Ertheilung 
der Bewohnungs- nnd Benfltznngsbewillignng vor erfolgter Herstellung ' 
des Trottoirs durch den Bauführer, noch in dem Mangel eines dies- 
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bezüglichen Vorbehaltes in dieser BewUligang eine Gesetzwidrigkeit 
und eine Verletzung: der Rechte der Stadtgemeinde Wien aaf Herstelluiiif 

und Uebergabe des Trottoirs erblickt werden. 

Der Verwaltinifrsfr* rii lit.shof iiuisste daher mit der Abweisung der 
uubegriiudeteu Beschwerde vorgehen. 



Nr. 48. EntBch. des Ocsterr. Yerwaltnngs-QerlditslioiBS. 

Vom 11. Januar 1900. 

fOesterr. F.l^fiib \ iT inln Hl XIII 1900i. Kr. 3>i. .S 100:' • 

1. Omh die unangefochten gebliebene Einbeziehung eines firundcomplexee in das 
BahiterrltwIsM <BahitofV«rpl«lx> M die «tf dlMM firani beitifbabMtfM SlrMtM- 

projecte der Gemeinde gegenstandslos geworden (Wien). 

2. Die Entscheidung Ober die streitige Frage der Entgeltlichkeit oder Unentgeitiichkeit 
einer Grundabtretung zu Strassenzweclien steht nicht den Baubehörden zu, sondern 
Itt ien Qnrlehtei vorbelMiten (§ ii der Wimer Baiierdnmi vm 17. Amir 1883» 

L4. Nr. 35). 

8. Die Beettemung des ZeitpunktP<i einer Trottnirherstellung ist in daefMeErmtSM 

der Baubehörde gelegt, 61 der Wiener Bauordnung.) 

Mit dem Erlasse vom 24. Jänner 1898, Z. 4213, hat das k. k. 
Eisenbahnministeriuiu das von der Bamlirection für die Wiener Stadt- 
bahn einverstiindlicli mit der Staatsbaliu-Direction Wien vorgelegte 
Project fiu' die \'<rgiös.serung des Bahnhul Vorplatzes vor dem rechts- 
seitigen Aufnahmsgebäude der Station Hütteldorf-Hacking durch Ein- 
beziehung des der k. k. Staatseiseobabo-Verwaltnng geiiörigen Material- 
grabens Parcelle Nr. 489/1 der Gatastralgemeinde Htttteldorf in das 
Babnterritorinm der Kaiserin Elisabetbbahn im Sinne des § 18, Absatz 2 
und 3, der Verordnung vom 25. Jänner 1879, B.-G.-B1. Nr. 19, mit 
der Masetgabe genehmigt, dass bei der Verschattung des neaen Vor- 
platztheiles das Niveau der anstossenden Strassen und des bestehenden 
Vorplatzes einzuhalten, dass femer der neue Vorplatztheil vollständig 
zu planiren, zu beschottern und an der zwischen der Einmündung der 
Retticligasse und Bahnliofgasse gelegenen äusseren Grundgrenze mit 
einer Einfassung- aus Parkjrestriiucli zu ver.selien sei. 

Diircli (lie.sen dem Wiener Magistrate am 6. März intimirten, 
unangefueliten gebliebenen Erlass wurde, wie aus dem deniselben zu- 
grunde liegenden Siiuationsplane zu entnehmen ist, die Parcelle Nr. 489/1 
bis zur östlichen Grenze des dermalen der Vcrbauuug zuzuführenden, 
ans der Parodie Nr. 489/3 nnd dem westüchen Theile der Parcelle 
Nr. 489/1 bestehenden Grundes, somit bis zu der projectirt gewesenen 
westlichen Linie der Terlftngerten Bettichgasse, als Bahnhof vorplatz 
' dem Bahntefritorinm einbezogen (vergl. § 1, Absatz II, des Gesetzes 
Tom 24. April 1874, L.-G.-BL Nr. 24 für NiederOsterreich), nnd ging 
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das k. k. Eisenbahnministeriam hiebd von der Erwftgung aas, daas die 
bestehenden VerkehrsTerliftltniese, namentlich das Ausmflnden dreier 
Strassen anf den dennaligen Vorplatz die Vergrösserong desselben ond 
die Beschaffang eines besonderen Wagenanfstellnngsplatzes daselbst im 
Interresse einer ungestörten Abwicklang des Verkehres vom nnd znm 
Bahnhofe geboten erscheinen lassen nnd dass schliesslich durch die 
Ansfühniii^' des Projectes auch die fiettichgasse eine directe Verbindung 
mit dem Bahnliufe erhält. 

Da somit derjenige Tlieil der Parcelle Nr. 489/1, Uber welolien 
nach dem Projecte des ( lemeinderatlies die liettichgasse bis zur Keissler- 
gasse verlängert werden sollte, nunmehr als Bahnhotterritorium erklärt 
und ein Eisenbaliugrnndstiick geworden ist, woran der Umstand, dass 
dieser Gruudllieil etwa noch nicht in das Eisenbahnbuch eingetragen 
erscheint, nichts zu ändern vermag, derselbe daher dermalen der bau- 
behördlichen Competeoz der Wiener Gommunalbehörden entzogen ist 
imd jener des k. k. Eisenbahnministeriums unterliegt, so war letzteres 
an das derzeit gegenstandslos gewordene Strassenverlängernngsproject 
der Stadtgemeinde Wien nicht gebunden nnd nicht rerpilichtet, auf 
dasselbe Bflcksicht zu nehmen. Hieraus ergibt sich die Grundlosigkeit 
der Beschwerde, insoweit dieselbe dagegen gerichtet ist, dass das Vor^ 
handensein einer Parcel lirung im Sinne des i$ 3 a der Wiener Bau^ 
Ordnung nicht anerkannt und die Stadtbahnunternehmung nicht zur 
(und zwar unentgeltlichen uud lastenfreien) Abtretung des zur Ver- 
längerung der Kettiehgasse i'dter die Parcelle Nr. 489/1 erforderlichen 
Grundstreil'ens verhalten wurde. 

Begründet stellt sich dagegen die Be.^^chwerdo dar, insoweit mit 
der angefochtenen Entscheidung ausgesprochen wurde, dass die Abtretung 
der ausserhalb der Bauliuie in der Keisslergasse gelegeneu Theilüäche 
des Bauplatzes an die Gemeinde Wien „gemäss § 9 der Bauordnung 
gegen angemessene Schadloshaltung" zu erfolgen habe, da von 
Seiten der Vertreter der genannten Gemeinde bei der commisdonellen 
Verhandlung das Begehren gestellt wurde, die Bahnuntemehmung als 
Parcellirungswerber zu behandeln, implicite somit die Anwendbarkeit 
der Bestimmungen des § 10 der Bauordnung, betreffend die Unent- 
gelilichkeit der Grandabtretungen, behauptet wnid '. eine Einigung 
beider Parteien auf entgeltliche Abtretung daher nicht vorlag und 
nach § 1 1 der Wiener l^auordnung die Entscheidung über die streitige 
Frage der Entgelt liclikeit oder rnentgeltlichkeit der Abtretung nicht 
den Baubehi'irden zusteht, sondeiii den tSe richten vorbehalten ist. 

Es nnisste deshalb der Ausspruch iles k. k. Eiseubahnministeriums, 
dass die Abtretung des zui- Keisslergasse fallenden Grondstreifeus .im 
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Sinne des § 9 der Bauordnung gegen angemessene Schad> 
loshaltung" zu geschehen habe, als gesetzlich nidit begründet nach 
§ 7 des Gesetzes yom 22. Octeber 1876, B.-G.-B1. Nr. 86 ex 1876, 

behoben wcrdon. 

Ad II. Nach § 61 der Wiener Bauordnung wird die Zeit der 
Herstellung des Trottoirs von der Baubehörde bestimmt. 

Da besondere gesetzliche Vorschriften über die erwähnte Zeit- 
bestimmung nicht be.steheii, muss letztere al.s im freien Ermessen der 
Baubehürde gelegen angesehen werden und ist der Verwaltiingsgerichtshof 
nach § 8e des Gesetzes vom 22. October 1875, R.-r4.-Bl. Nr. 36 ex 
1876, niclit berufen, den Aus.sijruch der competenten Baubehürde, dass 
die Herstellung des Trottoirs zu erfolgen habe, sobald die in der 
angefochtenen Entscheidung festgesetzte Grandabtretnng 
snr Eeisslergasse perfect geworden seih werde, einer Ueber- 
prOfang zn unterziehe. 

Die Bestimninng, dass die Bahnnntemehmnng das hergestellte 
Trottoir binnen Jahresfrist in das Eigenthnm der Gemeinde Wien za 
ftbergeben habe, warde in der Toiiicgenden Beschwerde nicht angefochten. 

Dass in den Baueonsens nicht auch die Verpflichtung des Stadt- 
bahnunternehmens, das hergestellte Trottoir bis zum Tage der Ueber- 
gabe au die Gemeinde zu erhalten (§ 61, Absatz 1, der Bauordnung), 
Aufnahme gefunden hat, kann eine Vorletznne: (U-r Rechte der Bescliwerde- 
flihrerin im Sinne de.s § 2 des Gesetzes vom 22. October 1875, R.-(t.-B1. 
Nr. 36 ex 1876, nicht begründen, da sie im Falle der Ausserachtla.ssung 
dieser Verpflichtung seiteus der Stadtbahnunternehmung jederzeit iu der 
Lage ist, einen diesbezüglichen Auftrag der Baubehürde nachträglich 
zu erwirken. 

Dasselbe gilt von der Verpflichtung des Bauwerbers, die zur 
Keisslergasse abzutretende Grundflftche auf seine Kosten auf das fest« 
gesetzte Niveau zu bringen (§ 18 der Bauordnung). 

Da der Eigenthttmer eines neuen GehAudes nach § 61 der Bau- 
ordnung nur verpflichtet ist, das Trottoir au der Seite des Hauses gegen 
die öÜ'entUche Strasse oder Gasse herzustellen, der Bauplatz der Bahn- 
Unternehmung an der Ostseite aber nicht an eine öffentliche Strasse, 
sondern an den Bahnhofvorplatz grenzt, so kann, abgesehen davon, 
da.ss ein die.sbeziigliches bestiniiiites Begehren von den Vertretern der 
Gemeinde ^^'ien bei der ( 'onimissiünsverhandlung gar nicht gestellt 
wurde, von einer ^'er|lflielltllug des Bauwerbers zur Trottoirliei-Stellung 
auf dieser .Seite keine Rede sein, woran der Umstand, dass seinerzeit 
daselbst die Verlängerung der ßettichgasse projectirt war, nichts zu 
ändern vermag. 
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In diesen Punkten stellt sich daher die Beschwerde der Gemeinde 
Wien als unbegründet dar. _J 

* 

Nr. 49. Entseh. des Lmdesgerichts hdmhwg. 

Vom 15. Januar 1900. 

I Alliieni, Tarif Auz. XIX liK>0 N'r. lo. S nx.t 

DI« Deklaration einer Senduno ist, auch wenn dieselbe seitens der Bahn nicht richtig 
lattollt wMTdt (I 53 Mm. 2 B*tr.-Il«gl.), M fir die FradhtttrMliNiii iloht na»»- 
IdlMi, da die Balm iwar das RecM, alcM akar die Pfllott ddr RMrtHittoltaif bat 

Die Bestimnraiig des § 53 Betriebs-Beglement spricht eher gegen 
als fQr Zuerkennung der eingeklagten Forderung, denn die Declaration 
in den Fi achtbriefen war zumindestens nngenao, wenn unter „Scheit- 
holz auch Brennholz vei*standen werden kann und dasselbe nach der 
Behauptunf}: des Klägers doch kein Brennholz gewesen ist. Da nun der 
Aufgeber die Folg:eii nicht nur einer falschen, sondern auch einer un- 
genauen Declaration tr;i<;t ( Abs. 4), hingegen die Absätze 2 und 7 citirte 
Paragrapii die Rechte und nicht die Pflichten der Bahn enthalten, so 
hätte der Kläger in diesem Falle, wo „Scheitholz^ unter den für Brenn- 
holz bestehenden Tarif subsumirt wurde, zumindestens den Beweis er- 
bringen sollen, dass das in Rede stehende Holz kein Brennholz gewesen ist 

Nr. 60. Entseh. des Oeatsehen Belelisgerlehts.^) 

6. Civil-Senat. Vom 15./29. Jannar 1900. 

8S I. 2. Reichshaftpflichtgesetz v. 7. Juni 1871. Di« Beschädigung eines Passanten 
durch das Herabfallen eines Leitungsdrahtes einer elektrischen Strassenbahn ist ela 
Betriebaunfall. Gass das Herabfallen durch den unbefugten Eingriff eines Fahrgastes 
vsnwIaMt Warden Ist, begrlMltt nidit die Einrede der hiherwi Bewali 

Die Bevislon konnte nicht f&r begründet erachtet werden. Die 
FeststeUnng des nrsftchlichen Zusammenhangs zwischen der BerUhrong 
des Elftgers durch den Leitungsdraht, der Einwirkung des elektrischen 
Stromes und den innerlichen Verletzungen des Kllgers und deren Folgen 

beruht auf der Beweisprflfnng, die sich an sich ebenso der Nachprüfung 

in der Revisionsinstanz entzieht, als die Wahl der Sachverständigen 
dem freien Ermessen des Gerichts gemäss § 369 (§ 404 u. F.) der Civil- 
prozessordnung anheimgestellt ist. Kin Angriff könnte somit nur vom 
Gesichtspunkt ungenügender Würdigung einschlägiger Thatsachen Be- 
achtung hnden. Nun können aber gerade die Krfalirungsthatsachen. 
welche auch die Grundlage der ärztlichen (iutachten, insbesondere jener 
des Oberstabsarztes Dr. Buk bilden, dass die in der Technik als titark- 
stromanlagen den Schwachstromanlagen gegenüber gestellten Kraft- 

'> V;;1 liiT/.ii die Abli:)ii(liin^' von .Tnlius Schacbian ^BetriclMiuifall vod hOhote 
(iewalf in dieser Zeitscbr. Bd. XVI. ä. 2aö. 
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fibertragongsanlagen, insbesondere aber elektrische Bisenbahnen, Ströme 
von Sehl* hoher Spannong führen und -dass StrOme von hoher Spannung 
die schwersten Verletzungen im Innern des Menschen« selbst mit der 
Folge des Todes hervorrufen, als Gemeingut des allgemeinen Wissens 

betrachtet werden. 

Die Verantwortlichkeit des Beklagten für die durch die Einwirkung 
des elektrischen Stroms bewirkten Verletzungen und deren Folgen er- 
sclieint auf Grund der vom Berufungsgericht festgestellten Thatsachen 
somit gemäss § 1 des Hafiptiiclitgesetzes vom 7. Juni 1871 begrimdet. 

Der (xrad der Kmpfiinglii-hkeit des Verletzten für die Einwirkung 
berührt die Frage der Haftpflicht ebensuwenig als die Eigenart der 
Kürperbesebaffenheit eines körperlich Verletzten den Thatbestand schuld- 
Jialter Beschädigung aufhebt. 

Die Einrede der höheren Gewalt ist aber selbst nach der Dar- 
Stellung der Beklagten nicht einmal dem Vorgange nach, der die Grund- 
lage der Einrede bilden soll, erschöpfend begründet. Denn das Abziehen 
der Eontaktstange hatte nicht nothwendig die Verwicklung der Gleit- 
rolle in den Tragdraht, die Verwicklung nicht nothwendig das Äbrdssen 
des Tragdrahts zur Folge. 

Nach der Darstellung des Urtheils I. Instanz scheint die Gleitrolle 
nach dem Abziehen sogar den Führungsdraht zunächst gefasst zu haben. 
Aueli nach der Verwicklung liätte sieh das Zerreissen des Drahtes 
walirseheiulich durch Anhalten des W agens vermeiden lassen. Wie 
aber auch der Vorgang sich wirklich ereignet haben mag, so liegt unter 
allen Umständen ein Fehler in der Einrichtung des Unternehmens, sei 
es in der technischen Anlage oder der Organisation der Bedienung der 
Wagen vor. Selbst, wenn Stauffer die Kontaktstange abgezogen und 
dieses Abziehen ohne irgend welche andere mitwirkende Ursache das 
Abreissen des Tragdrahtes und das Herabsinken des Leitungsdrahtes 
verursacht hätte, so würde schon die Möglichkeit des Kingreifens eines 
Diitten in den Mechanismus des Betriebs, in dem doch die Regulierung 
der Stromzuführung eine höchst wesentliche Rolle spielt, einen Mangel 
in der Organisation des Betriebs bekunden, für dessen nachtheilige 
Folgen die Beklagte einzustehen hat. Ob die Rentabilität des Unter- 
nehmens durch die Aufstellung eines zweiten Beamten leiden würde, 
erscheint für die Frage der Verantworilichkeit für die Folgen der 
Unterlassung ohne jeden Belang; dass das Herabfallen von Leitungs- 
drähten auch ohne Unfall abgelaufen, verleiht der Beklagten keinen 
Freibrief für Unfälle, die dann doch eingetreten. 
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-Nr. 51. Kutsch, des Olierlaudesgerichts Colmar. 
1. CiYil-Senat. Vom 19. Januar 1900. 

(Jiir.Z«ltwhr.lElMn.Lotlumig«B. J«lixg.W. B«fl m. &M.) 

V«rfc«lirMnlNii| f. d. EImMmi DMtteMaN» v. ». Iltvir. mi% f. | 8tt V.O. 

stellt nur den allgemeinen Grundsatz der Haftung der Eisenbahn für den durch die 
Versäumung der Lieferfrist entstandenen Schaden auf und trifft eine Ausnahme- 
bestimmung für den Fall höherer Gewalt. § 87 dagegen regelt des Näheren die Höhe 
tflettr. Seliai«nMmtiptleM, Je ilaoMen ala Sokadw Baobgewlasea Ist «der iloht. • 
Ein Gegenbeweis der Eisenbahn, dass dem Absender durob die Vereinmung der Liefer- 
frist ein Schaden überhaupt nicht entstanden sei, ist ausgesoblossen. Vgl. Art. 39 
und 40 des internationalen Uebereinkomnens über den Eisenbahefracbtverkehr vom 

M. Oktober 1800, f 460, Ahe. 3 H.Q.B. (Art 398. Abe. I frlberta ILO.B.). 
2. Me Eleenkaha eehildet aeah Art. 280 (| 353) H.G.B. vom Tage der FniifkeH dar 
VergltaaieeaiBM (9 87 V.O.) Verzugszinsen aus letzterer so 0*/« Mt zaii I. Jaaaar 1000 

und zu 5^0 von da an. 

Die Ansrliauunf^- der Beklaj^^teii, dass mit den Worten des § 87 der 
Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Dentst-ldamls vom 15. November 
1892 fR.G.ni. 1892 S. 92B ff.) „ohne Nacliweis eines Schadens" nur 
eine Erleicliterung der Beweishist für den Absender geschaffen werden 
sollte, wttrde in dieser Fassung eineo recht unbeholfenen und nnzweck- 
nAarigen Ausdruck ge fanden haben, da es doch hier nfther gelegen 
hatte, Ton dem Nachweise «des* Schadens statt , ein es' Schadens zu 
sprechen nnd den Vorbehalt des Gegenbeweises besonders hervoizuheben. 
Diese Anschauung ist aber eine irrige, und eine unbefangene Beurtheflung 
muss mit Rttcksicht auf den Wortlaut und den Zusammenhang der 
fraglichen Bestinnnungen zu der vom ersten Richter vertretenen Ansicht 
gelangen, dass die darin festgesetzten VergQtungen zu gewähren sind, 
ohne dass die Schadensfrage einer ErOrternug unterzogen zn werden 
braucht. Die gegentheilige Ansiclit winde dazu führen, auch der in 
Ziff. II wiederkehrenden Wortfassung dieselbe Bedeutung beizumessen 
und auch bei dekhirirtem Interesse an der rechtzeitigen Lieferung den 
Nachweis zu gestatten, dass ein Seiiaden nicht erwaclisen sei. Diese 
Möglichkeit würde aber in den allermeisten Fällen den Zweck dieser 
Deklaration und der hierfür geleisteten Prämienzahlung vereiteln. 
Diesen Erwägungen gegenüber betont die Beklagte die Eingangsworte 
des § 87 V.O. .wenn auf Ornnd des vorhergehenden Paragraphen fttr 
Vers&umnng der Lieferfrist Ersatz zu leisten ist'', und schliesst daraus, 
dass § 86, der nur von dem durch Versäumung der Lieferfrist ent- 
standenen Scliadcn nnd der Haftung der Eisenbahn fttr solchen spricht, 
den (allgemeinen) Grundsatz enthalte und § 87 nur seine Anwendung 



Diese Entsrlitiiiunt,' ist anch tfii rlic Auslegung der 86 und 87 der ueuen 
Yerk-Ord. v. 2ü. Okt. iÖÜU von liedtutuiig. 
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nfther regle. Aber in diesem aUgemeinen Sinn ist die Behauptung 
schon mn deswillen anrichtig, da § 87 nur Ausnahmen und Ein- 
schrftoknngen dieses Grundsatzes enthalten wUrde, Die Bedeutung 
dieser Worte aber wird sofort klar, wenn man sich vergegenwärtigt, 
dass § 86 selbst sclion eine Grenze für die Haftpflicht im Falle der 
liüiieren Gewalt setzt, und dass die Eingangsworte des § 87 demnach 
nur eine Bezugnahme auf diese Einschränkung enthalten. Eine 
Vergleichung der jetzigen Verkehrsovdnung mit dem früheren Betiiebs- 
Reglement beseitigt in dieser Richtung jeden Zweifel. Letzteres ent- 
hielt im § 70 Abs. 1 die Worte: ^Fiir Versäumniss der Lieferfrist 
vergütet die Eisenbahn, ohne den Beveis zu verlangen, dass durch die 
versp&tete Ablieferung ein Schaden entstanden ist . . .'^ und formulirte 
die eigentliche Schadensersatspflicht im Abs. 2 mit den Worten: «Wird 
von dem Entschldigungsbereehtigten die Vergütung einer höheren 
Summe beansprucht, so liegt demselben ob, den durch die verspätete 
Ablieferung wirklich entstandenen Schaden auf Verlangen der Eisen- 
bahnver waltung nachzuweisen". Damit tritt die Schadensersatzpflicht 
in ausdrücklichen Gegensatz zu der im ersten Falle geschuldeten Ver- 
gütung. Nun li;it allerdings die Verkehrsordnung dieses Reglement 
nach verschiedenen Seiten, insbesondere im Sinne einer Erweiterung 
der Haftpflicht abgeändert, aber nirgends findet sich ein Anhaltspunkt 
dafür, dass die neue nur etwas kürzere Fassung eine ^Einschränkung 
der dort übernommenen Verpflichtung der Eisenbahn bedeuten sollte. 
In gleicher Weise kennt denn auch das internationale Ueberein- 
kommen über den Bisenbahnfrachtverkehr vom IL Oktober 1890, das 
diese Fragen in ihren Art. 39 und 40 mit fast gleichem Wortlaute 
regelt, wie die Verkehrsordnung vom 16. November 1892, die vorgedachte 
Bezugnahme nicht, auf welche die Beklagte das Hauptgewicht legt, 
sondern bestimmt im Art. 40 Abs. 1 einfach, dass im Falle der Ver^ 
sinmung der Lieferfrist ohne Nachweis eines Schadens bestimmte Ver- 
gütungen beansprucht werden können und zwar dieselben, wie die im 
§ 87 V.O.. während erst der 2. Absatz von einem Schaden und dessen 
Nachweis spricht, obwohl der vorhergehende Art. 39 denselben Wort- 
laut hat, wie der 86 V.O. Wenn also die letztere, die, wie Beklagter 
nicht verkennt, von demselben Sinne und Geiste getragen ist, wie die 
internationale Vereinbarung, in § 87 n(K li jenen bedingten Zusatz ent- 
hält, so sollte damit nur ausgesprochen werden, dass auch auf die 
Vergütungen der Grundsatz des § 86 Anwendung finden solle, wonach 
im Falle höherer Gewalt die Bahn von jeder Haftbariceit auch bezüglich 
dieser Vergütungen befreit sein sollte. In diesem Sinne fasst auch 
das neue Handelsgesetzbuch die Verkehrsordnung auf, wenn es in Abs. 3 
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des § 4d6 die Bestimnittiig trifft: .Inwieweit ohne den Nacbweis eines 
Schadens eine VergHtnng zu gewähren ist^ besUmmt die Eisenbahn- 
YerkeÜraordnnng* , während in Abs. 1 die Haftung ftlr den Schaden 
geregelt wird. Indem hier der Wortlaut der Verkehrsordnung wieder- 
holt wird, komint deutlich der Oegensats von Vergiktniig und Schaden- 
ersatz znm Ausdruck. 

Ob nun in dieser Verfriitung eine Frachterniässif^unfr oder wie 
der Art. 398 H.G.R dies that — fiiie Konventionalstrafe zu erblicken 
ist, ist hier gleicli^^iillio-. da durch die \'erkelirsordnung selbst die Frage, 
ob ein Gegenbeweis zulässig ist, in verneiueudem Sinne schon ent- 
schieden ist. 

Wa3 die Zinsen betrifft, so sind dieselben nach Art. 289 (§ 353) 
H.6.B. Toni Tage, an welchem die vorerwähnte Vergütung fällig war, 
mindestens aber, wie der Kläger verlangt, vom Tage der Mahnung, 
88. April 1898, geschuldet, und ist dieser im ersten ürtheil abergegangene 
Ansprach unter BerQcksichtigung des § 352 H.G.B, und Art. 1 Einf.-6. 
(vgl. Habicht, TJebergangsrecht S. 161ff.)0 auf die Anschlussberufung 
mnerkennen, während die Berufung nach dem Oesagten als unbegrOndet 
abzuweisen ist 



Nr. 53. Entseh. des Bezirksg;erieht8 fiir Hundelssacheu iu Wien. 

Vom 23. Januar 1900. 
(AUgeo. T»ttf-Aax. m (isoo)u Nr. lt. & no.) 

Nsr fOr de mrlehtlie AngalM im takallM cis«r 8«iiiw|, Wieks nr BefSrderaei 

iikeMift zagelasBene Güter enth&it, ist ein Frachtzuschlag zu zahlen, nicht aber fir 
eine unvollständige oder undeutliche Declaration des Inhaltes. 

Die geklagte Bahn hat als rii-htig zugegeben, dass sie von den 
136 Sack im Gewichte von 10200 Kg. den Betrag von 480 fl. 42 kr. 
vom Kläger als Frachtzuschlag eingeholien liat. Gemäss 53 (7) und 
(8) Betriebs-Keglement ist bei Güteru, welche nicht zu denjenigen 
gehüreu, welche von der Beförderung ausgeschlossen oder nur bedin- 
gungsweise zur Beförderung zugelassen sind, nur dann ein Fracht- 
nischlag einznheben, Wenn der Inhalt der Sendung unrichtig ange- 
geben ist. Eine solche unrichtige Angabe liegt bezüglich der fraglichen 
136 Sack nicht vor, denn die Anfflhmngszeichen sind nur unter dem 
Worte «Sack* und unter dem Worte «Fenchel*, nicht aber unter den 
"Worten „entölten und gefärbten Fenchel" gesetzt. Es ist somit klar, dass 
der Aufgeber den Inhalt der 136 Sack blos als Fenchel declariren wollte. 



'"t T'rr T und IT. Senat des Ohorlandcsgorichts crmässigcn auch die bürgfrlirh.-m 
Vürzugszinseu vom I.Januar liMJÜ gemäss g 24(i B.U.B. und Art. 1 £inf.-(r. auf Vit, 
wibnad der m. dvibeMit dieser Frage noch nicht nfther getreten ist. 
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Dass dies^ Säcke wirklich auch gewöhnlichen Fenchel enthielten, ist * 
von der Beklagten selbst angefahrt worden; somit ist diese Declaration 
eine richtige. Aus dem Gmnde aber, weil ans der Art, wie der Fracht- 
brief in der Babrik .Inhalt" ansgefüllt ist, Irrthfimer entstehen könnten, 
darf ein Frachtznschlag nach den vorcitirten Bestinunongen des Be- 
triebs - Reglements nicht verlangt werden. Es war daher die Einhebung 
f incp Frachtzusclilagos von den 136 Sack im Gewichte von 10200 Kg. 
unberechtigt und die Bahn .ist daher schuldig, den auf diese Weise ein- 
gehobenen Betrag znrficksnstellen. 



1fr. 58. Entsch. des Oberlandesgeriehta Wien. 

Vom 23. Jannar 1900. 

(ÖMterr. EiMii1x-Varoyda.-Bl. XIII. Nr. 6«. & iBISw} 
Die Bestimmung des Hofdeoretes vom 14. Man 180.6, J.-6.-S. Nr. 758, wtiteh Staatt- 
beamte ihrer Amtshandlungen wegen bei den Civilgerichten niemals belangt werdei 
können, wurde durch die Gesetze vom 28. December 1887, R.-6.-BI. Nr. i ex 1888, 
■■d von 20. Jttll 1894^ R.-0.-BI. Nr. 168, betrtflreid «• Unfallvartlehsraiii i» Arbiltor, 
Riobt iaf8«hebm; «t flndea daher die Bestimimaies der fS 46 and 47 des erst- 
bezofeaea Oeeetzee asf die StaatebeiMtea keine Anweadani. 

Der yon Eduard W. mit der Klage vom 19. October 1899 geltend 
gemachte Anspruch stellt sich dar als ein Schadenersatzanspruch, welcher 

gegen die Person des Beklagten in dessen Eigenschaft als Staatsbahn- 
Director erlioben und damit begründet wird, dass der dem Kläger am 
8. December 1896 zugestossene Unfall auf ein Verschulden der k. k. 
Staatsbahn-Direction in W. . bezw. des Beklagten als deren verant- 
wortlichen Leiters zuriiekzutühren sei. 

Der § 42 J.-N. bestimmt niiii. dass l'iii- den Fall, als eine anliängig 
gewordene Jieclitssache den ordentlichen (Berichten ent/ogen ist, das 
angerufene Gericht in jeder Lage des Verfahrens seine Unzuständigkeit 
und die Nichtigkeit des vorangegaugeueu Verfahrens durch Beschluss 
auszusprechen habe. 

Der Beklagte bat bei der am Sl.Octobei* 1899 abgehaltenen ersten 
Tagsatzung die Einrede der Unzolftssigkeit des Bechtsweges erhoben 
und dieselbe nnter Bemfnng anf das Hofdecret vom 14. Hftiz 1806, 
J.-G.-S. Nr. 758, begründet. 

Dieses Hofdecret enthält die Bestinunmig, dass .Staatsbeamte 
ihrer Amtshandlnngen wegen bei dem Civilgericbte niemals 
belangt werden kOnnen*^. Dass der Beklagte Staatsbeamter ist, 
g^t aus dem von seinem Vertreter bei der mttndlichen Verhandlang 
vorgelegten Austelluugsdecrete und aus § 14 des mit der Kundmachung 
des Haudelsministers und des Eiseubahumiuistera vom 19. Jänoer 189ö, 
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B.-G.-B1. Nr. 16, erlassenen Organi^^tionsstatntes Ittr die staatliche 
Eisenbahn-Verwaltung hervor. 

Was nnn den Ausdruck «Amtshandlung* anbelangt, so enthalt 

allerdings obiges Hofdecret keine Bestimmung über den Umfang der 
in diesen Begriff einzabeziehenden Tliätigkeiten, es ist aber auch keine 
Einschränkung dieser Thätigkeiten nach irgend einer Richtung darin 

enthalten. 

Es findet insbesondere die Anffassun.£r dos klägcrisclien Vertreters, 
dass unter ^Amtshandlungen"' nur „Regierungsliandlungen" zu 
verstehen seieu, in dem Wurtlaute des obigen Hofdeci-etes keinerlei 
Bestätigung. 

Wenn auch zugegeben werden muss, dass die Bestimmung dieses 
Hofdeeretes in Folge des Oesetses Tom 12. Juli 1872, B.-G.-B1. Nr. 112, 
beEflglich der richterlichen Beamten nicht mehr Anwendung zu Ünden 
bat, und dass durch das Oesetz Tom 28. December 1887, 6.-6.-B1. 
Nr. 1 ex 1888, betreffend die ünfallyersicherung der Arbeiter, welches 
durch das Gesetz vom ^. Juli 1894, R.-G.-BL Nr. 168, auch anf die 
gesamniten Betriebe der Eisenbahnen ausgedehnt worden ist, specielle 
Bestimmungen über die Haftung: dritter Personen fUr Unfälle ( §§ 46 
und 47 des erstbezogenen Gesetzes) getroffen worden sind, so ist doch 
nicht der Schluss c!:erechtfertitrr , dass obifres Hofdecret durch die ge- 
nannten Gesetze auch bezüglich der uichtricUterlichen Staatsbeamten 
ausser Kraft gesetzt worden sei. 

Da nach dem Gesagten bezüglich des mit der vorliegenden Klage 
geltend gemacliten Anspruches gegen den Beklagten in dessen Eigen- 
schaft als nicU tri chter liehen Staatsbeamten der ordentliche Rechts- 
weg ausgeschlossen ist, die Entscheidung in der anh&ngig gemachten 
Rechtssache den ordentlichen Gerichten entzogen ist, war einerseits der 
erhobenen Einrede der Unzul&ssigkeit des Rechtsweges stattzugeben, 
andererseits in Anwendung der Bestimmung des § 42 J.*N. die absolute 
Unzuständigkeit des Landesgerichtes in Wien und die Nichtigkeit des 
eingeleiteten Verfahrens auszusprechen. 

Nr. 54. Entsch. des Oesterr. Verwaltuiij?s-(jerlchtshofc8. 

Vom 25. Januar 190ü. 
(OMterr. Bl8eab.-V«roidB.-BL XUL Nr U. & Ultt.) 
I. Die Bestimmung des § 17 der Ministerial-Verordnung vom 25. Jänner 1879, R.-G.-Bl. 
Nr. 19, derzufolge das Handelsministerium, bezw. Eisenbahnministerium über die von 
den Parteien bei der politischen Begehung gegen das Bahnproject erhobene! Ein- 
wsiidoBgen und diesfalls gestellten Forderungen „endgiltig*' n «alMlMMm M, 
tehlimt die MigiielAeft einer ProvItirlal-EirtsolMidanf Mt tm Eintritte gewieser 
Erelgalsse nicht aus, sofern durch eine solche Entscheidung weder schon dermalsa 
liQUide Ansprüolie verletzt, nocli fir die Zikunfl präjudioirt werden. 
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2. Der § 10, lit. c, des Eisenbahn -Conoessionsgesetzes vom 14. September 1854, 
R.-6.-BI. Nr. 238, gibt der Gemeinde nicht das Reoht, zy verlangen, dass zun Zweoke 
der Oiirehfahrung einet netten Straeeenregulirttnoe-Projeetet ein bereits betteiieitftr 
ElMibilHMtaim btMlU|t mi iareb ehiei an deeseii Stelle n erfctieMieii Ettaibahn- 

viadttct ersetzt werde. 

Die jr"etioffene Entscheidung wird von der Gemeinde Wien zunäclist 
als iiiaugelhatt mit der Begründung angefochten, dass nacli § 17 der 
Ministerial-Verurdnunj? vom 25. .Tänner 1879, R.-G.-Bl. Nr. 19, über 
die von den Parteien bei der iiolitiMheu Begehung gegen das Bahn- 
project erliobeuen Einwendungen und diesfalls gestellten Forderungen 
vom Eisenbahumiuisterium endgültig zu entscheiden äei, während im 
Torliegendes FaUe der dtirten Tondirift entgegen die detnitive Er- 
ledigung der Fordenmg der Gemeinde Wien auf einen späteren und 
Ungewissen Zeitpunkt hinausgeschoben wurde. 

Allein es ist zweifellos, dass mit der eitirten Bestimmung, ins- 
besondere mit dem Worte «endgiltig*, nur die Competenz des Handels- 
ministeriums zu einer von anderen Verwaltungsbehörden oder den 
ordentlichen Gerichten nicht überprüfbaren Entscheidung zum Ausdrucke 
gebracht werden, nicht aber die Möglichkeit einer Provisorial- Ent- 
scheidung bis zum Eintritte gewisser Ereignisse, hinsichtlieh derer 
momentan noch niclit gesa^rt werden kann, wann und wie sie sich voll- 
ziehen werden, aus^ieschlMsseii werden wollte, wenn hiedurcli nur nicht 
schon dermalen liquide Ansprüciie verletzt oder für die Zukunft prä- 
judicirt werden. Diese letzteren Momente tretfen aber im vorliegenden 
Falle nicht zu. 

Denn vor Allem ist nach dem Ehrgebnisse der politischen Begehung 
der Fall des § 10, lit c, der Hinisterial-VerordnuDg Tom 14. September 
1854, B.-Q.-BL Nr. 288, auf welchen (ü^ Beschwerde den erhobenen 
Anspruch in merito stutzt, schon darum nicht gegeben, weil der fiesen* 
bahndamm, dessen Ersetzung durch einen Viaduct die Gemeinde Wien 
darum, weil er die kttnftig an dieser Stelle, fttr welche ein sternförmiger 
Platz projectirt ist, zu errichtenden Gommunicationsmittel zerstört oder 
unfahrbar macht, verlangt, nicht etwa anlässlich des den Gegenstand 
der Comniissionsverhandlung bildenden Baues eines zweiten Geleises 
angeb'frt winde uder angelegt werden sollte, sondern längst besteht. 

l)ennaieii handelt es sich nicht um den Bau dieses Dammes und die 
Frage, nb zwei zu scha t t emle Oeffuungen ä 11.38 m^ lichter Wt'ite, 
4.255 m Höhe den Verkelusverhältnisseii genügen, sondern nur um die 
Verlängerung dieser bestehenden Objecte in gleicher Weite, Höhe 
und ConstructioDsart. 

Wenn nun die Entscheidung darttber, ob die Verlängerung dieser 
Objecto nicht eine Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse zur Folge 
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haben könnte, einem späteren Zeitpunkte vorbehalten wurde, so kann 
hierin nmsoweniger eine Verletzung berechtigter Interessen der Gemeinde 
Wien erblickt werden, als dermalen diese Objecte Communications- 
zwecken überhaupt noch nicht übergeben sind, sondern erst im Falle 
der Inangriffnahme, resp. Durchführung des bezüglichen Regulirungs- 
projectes der Commuuication dienstbar gemacht werden sollen, und die 
Bemerknng der Entscheidung, daas Uber die eTentoelle Ab&ndenuig 
oder Erg&nzaog der fraglichen Bahnohjecte and die Tragung der damit 
verbundenen Kosten .erst bei der Beamtshandlong des Projeetes für 
den Anschlnss der Wiener Stadtbahn die definitiTe Entseheidnng zu 
treffen sein werde*, nicht in dem Sinne jndicatmässige Bedeutung hat, 
dass, wenn etwa das fragliche Strassenregulirnngsproject frUher zur 
Bealisimng gelangen sollte als der Anschlags der Wiener Stadtbahn, 
der Gemeinde Wien durch die Formulirnng dieses lediglich die Ab* 
lehnung einer Entscheidung im gegenwärtigen Momente motivirenden 
Satzes verwehrt wäre, ihre etwaigen Ansprüche schon in diesem Zeit- 
punkte gf'ltond zu machen, wie dies denn auch in der (iegenschrift des 
k. k. Eiseubahnministeriums ausdrücklich anerkannt wird und bei der 
öffentlichen mündlichen Verhandlung vom Regierungsvertreter im Ein- 
vei'ncliuien mit dem Vertreter der Nurdwestbahu zugesichert wurde. 
Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen. 



Bgcr, UlMBlMliiinektltelw SKttehüdaagm Vftt. 
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Abhandlungen. 

Die Bedeutung des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die Elsenbahn- 
Tenraltougen mit besonderer Berücksichtigung des Preosslschen 

fiechts. Ein Ueberblicl^. 

Von Keiner, 
AmtsgericUtaratli in Wetzlar. 

§ i. EtaieltaH- 

I. Die Einwirkung des B.G.B.'s auf die bestellenden Gesetze ist eine 
verscliiedene, je narlulpin es »ich nm reiolis- oder landcsffesetzliclie Vorschriften 
handelt. Die Vorscliriften der Keiclü^gesetze und zwar suwohl die des ött'ent- 
lichen Bechtee wie die des Privatrechts bleiben nach art. 32 E.G. z. B.G.B. 
In Knft, ea müsste denn sein, daas sich ans dem B.0.B. oder dem E.6. ihre 
Avlhebimg ei^be. Dagegen hebt art. 66 E.G. s. B.O.B. gnmdaätsiich die 
Voreduiften der Lradesgesetse raf , sowdt nicht an Anderes bestimmt ist, 
jedoch nur die privatrechtllclien. Die öffentlich-rechtlichen Vorschriften der 
Landosiresotzt^ bleiben bestehen. Zahlreiche latulci^esetzliclio ilaterien werden 
durch die Vorljchulte art. 50 — 152 E.G. aufrecht cilialteii. Diese Materien sind 
vielfach aus Vorschriften ödentlich-rechtlicher und privat rechtlicher Natur zu- 
BanunengesetEt. Die Avl^hterholtong der Ifaterie alt solcher erflbrigt die im Ein- 
sellisil schwierige Ünteracheldmig, ob Sifaiitliches Recht oder PriTatrecht vorliegt. 

II. Selbstverständlich bleibt neben dem B.Q.B, das damit in igfaHMg 
gebrachte Handelsgesetzbuch als Specialrecht unangetastet, insbesondere der 
für die Eit<cnbahnverwaltnnpen wichti^^e 7. Abschnitt des "3. Buihs über die 
Befördenm^' von Güteni und Personen auf den Eisenbahnen sowie die Eisen- 
bahnverkehräordnung vom 26. Oktober 1809. Diese vollständig selbsUindige 
Uaterie soll nieht weiter sum Gegenstand dieees Ueberblicks gemacht werden. 

Von den elsenbohnreehtliclien BeidisgesetBen bleiben nnberfihrt wdter: 

1. Die Betriebsordnung vom 5. Juli 1892 und alle Übrigen TonB^hawegen 
erlassenen Vorschriften eisenbahntechnischer Natur, 

2. die reichsgesetzlichen Vorschriften iiher die Verplliolituujren der Eisen- 
bahnen gegenüber der Milit4lrverwaltnng nach den Reichsgesetzen vom 
13. Juni 1873 und 24. Mai 1898 sowie die Aülitärtransportordnung 
vom 18. Januar 1899, 

8. das EisenbahnpostgesetB vom 20. Deiember 1876, 

4. das ßeidisgesetz vom 3. Mai 188G, betreffend die Ünznlässigkeit der 
Pfändung von Eiisenbalmbetriebsmitteln, 

6. die Vorschriften über die Einrichtung der Rcidiseisenbahnbehörden (ins- 
besondere die besetze vom 27. Juni 1873 und 27. Mai 1878). 
Auch in die Vorschriften der Gewerbeordming, der Unfall-, Invaliditäti- 
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und Knnkeiivenicliennig greift das B.G.B. nicht ein, wenigstens nicht in die 
IHr dM EiienNdlnweBen bedentsamen Verseliriften. 

Nar das Reichsgesetz vom 31. März 1873, betreifend die RechtsrerhSltnisse 
der ReicLsbeaniten, wird dnrcli 48 E.Ct. z. B.G.B. formell, nicht matoricll tre- 
ilndert (vgl. § 2) und das Keiclishaftpflichtfrosetz vom 7. .Iiiui 1871 wird dorcii 
art. 42 E.G. z. B.G.B, in Einklang mit dem B.G.ß, gebracht (vgl. § 4). 

Unberührt bleiben auch die vom Reich abgeschlossenen Staatsverträge, 
insbesondere das Internationale üeberdniconunen fiber den Eisenbahnfiraehtp 
verkehr vom 14. Olctober 1890 mit allen Naehtrlgen. Denn die Staatsrer- 
tr&ge sind Rechtsnoi-men , somit Gesetae im Sinne des art. 2. E.G. z. B.G.B. 

III. Von den fdr das Eisenbahnwesen erheblichen Landeegesetaen bleiben 
aufrecht erhalten: 

1. Diejenigen, für die ein Vorbehalt im Einfiihrun}>:sge3etz g^J^e^^en ist (vgl. 
z. B. art. 56. 80, 81, 90, 92, 100, 101, 105, 106, 109, III, 112, 123, 
125, 127, 142, 148 E.0. z. B.Q.B., Vorsehrlften die in der nachfolgenden 
Darstellung orBrtert werden sollen), 
8. die Vorschriften Sffentlidi-rechtlioher Natur. 

Ueber die Frage, welche Vorschriften dem öffentlichen Recht angehören, 
ist, wie die Motive z. KAi. ^. 117 sich ausdrücken, „die der Reclit.slae:e ent- 
sprechende Entscheidunt^ im Einklauj^ mit der Verfassung und den üffeutUchen 
Einrichtungen der einzelnen Bundesstaaten zu treffen". 

Dem öffentlichen Recht gehören bei den Staatseisenbahnen vor Allem an 
die Vorschriften ttber die Ehurichtong der Behörden, die Organisation der 
Eisenbahnverwaltnng (vgl. A.E. t. 16. Dezember 1894 fOr Preossen), die Rege- 
lung der Reclite und Pflichten der Staatsbeamten (vgl. Jedoch § 2) ; femer die 
Vorschriften über Verwemlnufr der Einnahmen (Prenss. Ges. v. 27. Marz 1882). 
Oeffentlichen Rechts ist auch die P^inriclitunpr der BezirkseisenbahnrJlthe und 
des Landeseisenbahnrath.s nach dem Treuss. ({esetz vom 2. Juni 1882. Oeffent- 
lichen Rechts sind ferner die Vorschriften Uber Erwerb von Eisenbahnen durch 
den Staat <§ 48 Prenss. Oes. vom 8. November 1888 vnd § 30 des KkiBf 
bahngesetaes yom 28. Jnll 1892), sowie die Bestenemng der Eisenbahnen, über 
ihre Ff^«*»*»«"g an Eonmianalstenem, fiber die Aufsicht fiber Prlvatbahnen 
nnd die ihnen im OffentUehen Interesse auferlegten Verpflichtungen, endlidi 
über die Genehmigung von Eisenbahnen und Kleineisenbalmen. (Für Frenssen 
vgl. die Gesetze vom 3. November 1838, 30. Mai 1803, 21. Mai 1859, IG. März 
1867, 28. Juli 1892 und die §§ 28, 40 — 46, 53 des Kommunalabgabengesetzes 
vom 14. Juli 1883.) Dem öffentlichen Recht gehOrt anch an das Prenss. 
Geseta Tom 4. Jnni 1876, betreffend die Vebertragiing der lägenllinmsr nnd 
sonst^en Bechte des Staats an den läsenbahnen anf das deotsehe Boich. 

Unberührt vom B. G. B. bleiben aucli die Vorschriften über die Abg^remning 
der Zustilndif^keit von Gerichten nnd Verwaltuncrsbehörden. Diese Abgrenzung 
ist nach § 13 des Gerichtsverfassuntrspesetzes Sache der Landesgesetzgebung. 
Danach bleibt beispielBwcise aucli zukünftig der Rechtsweg im Fall des § 27 
des Preussischen Kleinbahngesetzes ausgeschlossen. 

Staatsverträge, die ein Bundesstaat mit einem anslftndischen (ausser- 
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deutschen) Staat auf dem Gebiet des EisenlMliiiweseiu abgeschloMen hat, 
bleiben nach art. 56 E.G. z. B.G.B. ebenfalls unberührt. Dasselbe — 
gemäss art. 55 E.G. — von dem öffentlich-rechtlichen Inhalt der mit anderen 
Bundesstaaten gesclilossenen Verträge; für den privatrechtlichen Inhalt sind 
gemäss art. 170 E.G. die bisherigen Gesetze massgebend. 

IV. Naeh dem Voretehenden Ist ein grosser Theil der gesammten Eisen- 
IwlmgeietBgebiiiig der Eixnrirkniig des B.G.B. entzogen. Trotndem ist es bei 
dem gewaltigen ümfong der Befördenrngsgeschlfte der ISaenbaimen, bei dem 
umfangreichen BeamtenkTirpor, der grossen Zahl der im Eisenbahnbetrieb be- 
sclu'lfti*rten Ailieiter, der llüufijrkcit der mit Unteniehmeni und T.ieft'i-inton 
abzuHchliessciKlcn Vertn'lge, dem wei thvollen Besitz der Eisonbahnen an Grund- 
stücken und Betriebsmitteln, der Höbe der Eissenbahnscliulden und der sonstifren 
in Eisenbahnuntemehmungen angelegten Kapitalien, ohne Weiteres verständlich, 
daea die durchgreifende TJmvUznng, welche das B.0.B. aaf dem Gebiet des 
PtiTatredits gebraclit bat, von erheblicher Bedentang für die EisenbahnTer^ 
waltangen sein muss. Der — nach Ausscheidung der VorschriftUI des 
Handelsgesetzbuchs — zu behandelnde Stoff soll in folgenden §§ er&rtert werden: 

§ 2. Rechte und rflichten der Staatseisenbabnbeamten. 

§ 3. Die Hat'tplliclit der Eisenbabnnnternebmer. 

§ 4. Das Becht der Schuld v er sclireibungen auf den Iniiaber nach B.G.B. 

in aelmer Bedeatnng ür daa ESaenbafanweaen. 
§ 6. Daa Sadienrecht dea B.0.B. in aelner Bedentnng für daa Ebat- 

bahsweaen. 

§ 6. Die für den rechtsgeschäftlichen Verkehr der Eisenbahnen praktiaeh 
wichtigsten sonatigen Vorschriften des B. G.B. 's 

9 2. Raohte md PllieUmi der StaataelaanbaiiBheaBrtai. 

1. VermSgenarechtliche Anaprflche ana dem DlextatTerhftltnlaa. 
Die TcnnOgaiareditllchen Ansprache der Staatsbeamten ana Ihrem Dienat- 
verbtttDiaa dnd an alch privatrechtlicher Natur, werden aber sngleieh im 

öffentlichen Interesse geordnet. Es würde hiemach nicht völlig ausser ZveliA 
sein, inwieweit die landesgesetzlicben Vorscliriften über Besoldung, VV'ohnungs- 
geldzuschnss , DienstautwandsentscbUdit^nng, Tagecolder, Keise- und Umzugs- 
kosten, Pensionen, Gnadenkonipetenzeu, Wittwen- und Waisengeld durch das 
B.G.B, (art. 65 E.G.) berührt werden. Diesen Zweifel beseitigt art. 80 E.G., 
der grmdaStalich die hmde^aetzUchen Vorschriften Aber die TermOgenareditp 
lidien Anaprftdhe der Beamten ana ihrem DienstverfaiUtniBS anfrecht erhUt nnd nnr 
einselne besondere Vorschriften dea B.G.B.*s TOTgdien IXast, denen keine w^ 
tragende Bedeutung zukommt. Diese besonderen Vorschriften sind entlialten in : 
a) §§ 197, 201 B.G.B. Es vcrjühren biernacb die Ansprüche auf Rück- 
stände von Besoldungen, Wartegeldern, RuhegehUltern .... in vier 
Jalu'en vom Schluss des Jahres ab, in dem der Anspruch entsteht, 
also nicht mehr von der Fälligkeit ab, wie beispielsweise in § 16 Abs. 2 
des prenaaiaehen Gesetzes, betreffend die FOraorge für die Wittwen und 
Waiaen n. a. w., vom 20. Kai 1882 beatimmt ist 
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b) § 411 B.G.B., welcher die CHUtii^elt der Abtretung dee ttbertng^wen 
Thdles von Diemrteiiikoiiimeii n. s. w. dee Beamten (mtezieU fibereln- 

stunmend mit § 6 des ReicUsbeamtengesetzeH) regelt. 

c) §§ 394, 400 rs.G.B. Nach den §§ 394, 400 B.G.B, kann oino Forderung 
nicht abgetreten werden, soweit sie der I'filndnnt? nicht unterworfen ist. 
Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen ist, findet eine 
Aufrechnung gegen diese Forderang nicht statt. 

üeber die Znläaelgkeit der Vaaämg enteehied tdioii biaher das Reidia- 
reeht: % 749 (nea $ 860) G.P.O.; aber die ZnlAealgkeit der Abtretm« Uaber 
das Landesrecht. Nach Pi ptissisclieni Lamlf siecht war aber Gehalt und Pension 
eines unmittelbaren StaatHlieamten und das Wittwengeid überlianpt nicht ab- 
tretbar (AUg. Ger.-O. Anhang § 123, § 26 Ges. vom 27. Milrz 1872, § 17 
Ges. vom 20. Mai 1882). Diese weitergehenden BesciirilnJLangen der Abtret- 
bark^ hSlt art 81 £. G. wieder aufrecht 

Die Voraehriften des Beidutrechte in § 894 (ZaUsBigkeit der Aufreclunne) 
sind gegenftber dem bisherigen Beekt neo. Nadi dem neuen Beoht würde 
beispielsweise auch dem Staat nicht gestattet sein, gegenüber dem nicht pfänd- 
baren Gehaltsanspruch des Beamten mit einem Schadensersatzanspmch ans 
dienstlichem Verschulden des Beamten aufzurecimen. „Mehrere Bundesstaaten 
(Bayern, Sachsen, WUrtteml>erg) legten aber auf eine solche Aufrechnangs- 
befngniss Qewiekt, nnd xwar im dienstaidien üifeeretie der grSsseren Staait»- 
betriebe, mn ein wirksames Mittei m haben, die Beamten snr pAichtmlssigen 
Sorgfalt anznbalteiL NamentÜeh g^nbte die Bayeiisehe BisenbahnTerwaltung 
dieses Mittel nicht entbehren SU kOnnen, um das untere Personal an schonende 
Behandlung des lüfaterials zu gewöhnen". So da.s Kommissionsprotokoll, Gutten- 
tag'sclie Ausfrabe 1 S. 374, 375. Dies lülirte zu der Einfügung des letzten 
Satzes in urt. 81 E.G., wonach es den Einzclstaaten gestattet ist, die Auf- 
rechnung von Ansprüchen aller Art gegenttl>er den Ansprftehen der Beamten 
anf Besoldnng, Bnhegehalt, Wtttwenr nnd Waisengeld abweichend Ton § 994 
B.G.-B. zuzulassen. Anf Arbeits- und DiensÜelm sowie auf Ansprüche der 
Privatbeamten bezieht sich art. 81 E.G. nicht. Streitig ist es aber, ob dem 
Arbeiter niclit T.ohnabzüge auf Grund des § 273 B.G.B. (Zurückbehaltungs- 
recht) gemacht werden düifen und ob die Vorschrift des § 394 B.G.B, durch 
Vereinbarung ausgeschlossen werden kann. Vgl. Erl. des Min. der off. Arb. v. 
81. Janiiar 1900. E.y.Bl. S. 46; Bnrchardt, Streitfragen des Aibeitsrertrages, 
Denteche Juristenzeitong 1900, S. 268. 

Vollständig unangetastet lUsst das B.G.B, die Vorscliriften Aber die Za- 
liissigkeit des Rechtswegs in Beziehung auf Diensteinkommensansprüche (vgl. 
§ 150 des Keichsbeamtengesetzes ; §§ 1^ — 7 des Proussisohcn Gesetzes vom 
24. Mai 1861). Diese Vorschriften bleiben als Verfahiens Vorschriften nach 
§13 des Gerichtsverfassungsgesetzes bestehen. 

2. Die Haftung der Eisenbahnbeamten wegen Verletzung der 

Amtspflicht 

Die Haftong der Staatseisenbahnbeamten ist keine:|aadere als die aUer 
übrigen Beamten. Ihre 'Haltung gegenüber dem Staat liegt auf dem Geldet 
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des öffentlichen Rechts und wird darch das B.G.B, nicht berührt (vgl. Begr. 
zum Entwurf des Preuss. Ausf.-Ges. znm B.G.B., Heymanne Verlag S. 226). 
Dagegen ist ihre Haftung Dritten gegenüber durch die §§ 839 fg. B.G.B.'s 
unter Beseitigung der landesgesetzlichen Vorschriften (da <iie §§ 837 fg. als 
besondere Vorschriften im Sinne des art. 80 E.G. anzusehen sind) für das 
Reich einheitlich geregelt. Ein Beamter, welcher die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht vorsätzlich oder fahrlässig verletzt, hat 
dem Dritten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Fällt ihm nur 
Falu'lässigkeit zur Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, 
wenn der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag, lieber 
mitwii-kendes Verschulden des Verletzten vgl. die §§ 254, 840, über Haftung 
Mehrerer und der Aufsichtspfliciitigen §§ 840, 841 über den Begriff Fahr- 
lässigkeit § 376 und über Verjährung § 852 B.G.B.'s. Vgl. über die Haftung 
der Eisenbahnbeamten den Aufsatz von Oesterion, Zeitung des Vereins deutscher 
EisenbaJinverwaltungcn, Jahrgang 38 Nr. 88. 

Als Verfahrensvorschriften aufrecht erhalten sind die Vorschriften der 
Landesgesetze, welche die civilrechtliche Verfolgung eines Beamten an die 
Vorentscheidung eines Verwaltungsgerichtshofes oder des Reichsgerichts darüber 
binden, das» der Beamte sich einer Ueberschreitung seiner Amtsbefugnisse oder 
der Unterlassung einer ihm obliegenden Amtshandlung schuldig gemacht hat 
(§11 des E.G. zum Gerichtsverfassungsgesetz). Für Prenssen ist zuständig 
das Oberverwaltungsgericht nach den Gesetzen vom 13. Februar 1854 und 
8. April 1847 sowie nach § 114 des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 
1883. Hinsichtlich Elsass-Lothringens ist auf die Entscheidung des Reichs- 
gerichts vom 2. November 1899 (Entsch. in Strafsachen Bd. 32 S. 322) hinzuweisen; 
jetzt ist massgebend § 39 des EIs.Lothr. Ansfühningsgesetzes zum B.G.B. 

Soweit die §§ 839 fg. B.G.B.'s nicht eingreifen, bleiben die landesgesetz- 
lichen Vorschriften über die vermögensrechtlichen Verbindlichkeiten der Be- 
amten aus dem Amts- und Dienstverhältnis« aufrecht erhalten (art. 80 E.G.); 
dahin gehören die Vorschriften über die Verpflichtung zum Ersatz von Kassen- 
defecten: Preuss. Verordnung vom 24. Januar 1844 (für Reichsbeamte §§ 144 
bis 148 des Reichsbeamtengesetzes). 

Hinsichtlidi der Amtscautionen vgl. den Vorbehalt in art. 90 E.G., der 
aber für die Preussischen Eisenbahnbeamten nach dem Gesetz vom 27. März 
1898 (vgl. das entsprechende Reichsgesetz vom 20. Februar 1898) nur noch 
für eine kurze Zeit Bedeutung haben kann. 

3. Die Rechtsverhältnisse der Beamten im Uebrigen. 

Von den zu 1 und 2 erörterten vermögensrechtlichen Ansprüchen und 
Verbindlichkeiten abgesehen gehört das Beamtenrecht im Grossen und Ganzen 
dem öffentlichen Recht an. Das gilt insbesondere von den Vorschriften über 
Anstellung, Entlassung und Versetzung, von den Pflichten gegenüber dem 
Staat und den voi^esetzten Behörden und von dem Disciplinarrecht. Nor 
mit wenigen Einzelvorschriften greift das B.G.B, in das Bcamtenrecht ein: 
a) § 570 B.G.B, gewährt den Beamten im Fall der Versetzung das Recht, 
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die Wohnung mit der gesetdiiiliea Kflndigangefrist (§§ 565, 680 B.G.B.) 
za kfindlgen. § 670 besiebt ddi anr auf Bäume, die dw Beamte lltr 
dch und seine FamiUe gemiethei bat. Bei Pachtverhältnissen findet 
§ 570 keine Anwendung (§ 596 Abs. 2). Durch abweichende Vertrags- 

bestimmnng kann das Kündif^unfr-arecht ansj^esrlilossen werden. 

b) Nach § 1315 B.G.Ii, dürfen Landesbeamte, für die nach den Landcs- 
gesetzen zur Eingehung einer Ehe eine Erlaubniss erfurderlich ist, nicht 
olme diese Erianlmiss die Ehe eingeiien. Für die Prenssisdien Beamten 
hat die Vorschrift keine Bedeutung, weil nach art. 48 Frenss. Ansf.- 
Ges. zum B.G.B. eine solche Erlaubniss nicht mehr erforderlich ist 

c) Nach den §§ 1784, 1888, 1G94, 1915 B.G.B, soll ein Beamter nicht 
ohne die in einem Landesjresetz vorgeschriebene Erlaubniss zum Vor- 
mund, Beistand oder Pileger bestellt werden; auch soll er von seinem 
Amt als Vormund u. s. w. entlassen werden, wenn die Erlaubniss versagt 
oder anrttckgenommen wird. KaGliart78Flr6nss.AiiBr.-Ges.aiimB.0.B. 
hat die znn&chst voigesetzte Dienstbehörde des Beamten die Erlanbniaa zu 
ertheilen oder zu verssgen. Die Erlaabnias kann anrückgenommen werden. 

d) lieber die Sicherung der Akten eines Beamten nach seinem Tod trifft 
art. 20 des T'renssischen Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
vom 21. vSepteiül er 1899 eine Bestimmnng. Diese vSicherung liegt auch 
den Durfgerichten im Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts (§ 20 
der Allg. Verf. vom 20. Deaember 1899, Jntt-litn.-Bl. S. 806) und den 
Ortsgerichten im Geltnngsber^ch der Älig. Verf. vom 88. Deaember 1899 
Ja8t-]Iin.-BL 8. 889 (vgL § 86) ob. 

6 3. Die Haftpfllebt der EleeniMÜHwsterMhmer. 

I. Das Reichshaftpfliöhtgesetz vom 7. Jnni 1871 ist an sich dnrch art 32 
E.G. a. B.G.B, aufrecht erhalten, jedoch durch art. 42 E.G. in Einklang mit 
dem neuen Reichsrecht gebracht worden. l>ie Aendernngen sind veranlasst 
durch die §§ 843, 844 B.G.G., 708 Nr. G, 811 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 C.P.Ü. 

Die Grundlage der Haftung des Betriebsunternehmers ist dieselbe ge- 
blieben: er haftet» wenn er nicht beweist, dass der ünfsll dnrch hShere Ge- 
walt oder durch dgenes Verschnlden des Get6dteten oder Verletsten Temi^ 
sacht worden ist. Was aber den Umfang des Schadens anlangt, so haftet er 
lüditnnr fQr den Vermögensnachtheil, den der GetJUltote oder Verletzte dadurch 
erlitten hat, dass während der Krankheit seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben 
oder gemindert war, sundern auch für den Vermögensnachtheil, der durch Ver- 
mehrung seiner Bedürfnisse während der Krankheit hervorgetreten ist. Den 
Anspmdi anf Entschädigung haben nicht allein die anr Zdt der Yerletanng 
thatslcUich nnterhaltsberechtigten Personen, sondern «neh diigenigen, die nnter^ 
hsltsberechtigt werden konnten. Die Ersatzpfliclit ist ausdrücklich anf die 
mntlimasslifhe Lebensdauer des Getödteten eingesrhrilnkt worden. Im Uebrigen 
richtet sich der Umfang, in dem Schadensersatz zu leisten ist, nach dem bis- 
herigen Recht. Gesetzlich unterhaltspflichtig sind nach den §§ 1601, 1608 
B.G.B. nnr Verwandte in gerader Linie nnd Ehegatten, nicht melir Geschwister. 
Nlheres über die UnterhaltspAieht a. in den §§ 1601^1616 B.G.B. 
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§ 7 Ab«. 1 des BdchigeMfeBeB ist xom TImü IwreitB dmeh § 260 (neu 
§ 287) C.P.O. g«g0iutoiMlslw geworden, eowdt er die Verpffiehtangr nr 

Stellnng einer Siclieilieit betrifft, ist nunmehr § 843 Abs. 2 B.G.B., daneben 
§ 7 Abs. 3 in der Fassung des art. 42 Ed. (v-rl. § 324 C.P.O.) massgebend. 
§ 7 Abs. 1 des alten Gesetzes ist durch die aUgemeine Begeliug der Uaterie 
in § 323 C.P.O. entbehrlich geworden. 

Die Entschädigung ist regelmässig in Rente zu zahlen, and zwar aaf 
drei Monate im yoraiu, $ 7 Abs. 2 dar neuen Fassung in VerUndimg mit den 
S8 848 Al)s. 2 760 B.G.B. Eine Eapitalabflndimg Icann alwr nonmelir der 
Berechtigte auch ohne EinwUligong des Untemelimers verlangen, wenn ein 
nach richterlichem Ermessen wichtiger Grund dafür viirliejrt. Der Eiit- 
RchJidignngsanspmch wird niclit dadurch ausgeschlossen, dass ein Anderer dem 
Verletzten oder dem ünterhaltsberechtigten Unterhalt zu gewähren hat, § 7 
Abs. 2 cit. § 848 Abs. 3, 4 § 844 Abs. 2 B.G.B. 

Die zwe^ftluige VeijUmingsfriBt ist beibehalten, im üebiigen gelten aber 
die Vorscbriften des B.G.B.^s Aber Veijabning, namenilioh § 206, wonach die 
Verjährung, welche gegen gesch&ftsimfRliige oder in der Gescliilftsffihigkeit be- 
schränkte Personen, die olme gesetzlichen Vertreter sind, läuft, in der dort 
angegebenen Weise an der Vollendung gehindert wird. 

Was den abgeänderten § 9 Abs. 1 des alten Gesetzes angeht, so kommen 
für die Baftnng des Eisenbahnnntemehmers neben dem Haft^itlit litgesetz, da 
das Landeereeht auf diesem Gebiet dnrdi das B^chsreoht ersetzt ist, nnr noeh 
reiehsreehtliehe Vorschriften (§ 628 B.a.B., TTnfaUversicheningBgeBetz) in Be* 
tracht. Es ist daher in § 9 Abs. 1 statt auf die Bestimmungen der Landes- 
gesetze auf die gesetzlichen Vorschj'iften schlnchtwee' verwiesen. In Frage 
kann hikh.stcns noch die Haftung aus den dnrrh art. lOö E.(r. aufrecht er- 
haltenen laudesgesetzlichen Bestimmongen kommen (vgl. hierüber Arun, Bd. 14 
S. 189 disier Zdtsehrift). 

Die Aufhebung des alten % 0 Abs. 2 ist in den MotiTen anm Einf.-Gea. 
Entw. I art. 24 S. 137 begrfindet 

Urtheile, welche die Verpflichtung zur Entrichtung einer Rente aas- 
sprechen, sind, soweit die Entrichtung für die Zeit nach Erhebung der Klage 
und für das der Erhebung der Klage vorausgegangene letzte Vierteljahr zu 
erfolgen hat, von Amtswegen für vorläufig vollstreckbar zu erklären. Die 
an UuterhaltsberechtSgte zu aiMenden Beuten sind der Pftodung fiberfaaupt 
entscgen; die den Vexletcten au zahlenden Beuten sind insoweit, ab der Ge- 
sammtbetrag die Summe von 1500 Harle für das Jahr übersteigt, der Pfündung 
unterworfen; ohne Rücksicht auf den Betrag ist im letzteren Fall die Pfilndnng 
zulilssig, wenn sie wegen der Verwandten oder dem Ehetratten geschuldeten 
Unterhaltsbeiträge beantrac-t ist. Das (iloidu; gilt zu Gunsten der Unter- 
haltsansprüche unehelicher Kinder mit der aus § 8ö0 Abs. 4 C.P.O. erslcht- 
lidMn Eiaschrinkung (vgl. § 7 Abs. 2 des Gesetzes neuer Fassung in Ver- 
bindung mit den §§ 708 Nr. 6, 860 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 8, 4 C.P.O.). 

n. Neben dem Haftpflichtgesotz kommen fttr die Eisenbahnen noch die 
art 106, 106 E.G. z. B.G.B. in Betracht. 
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Nach art. 105 bleiben unberührt die landesgesetzlidien Vorschriften, nach 

welchen der Unternehmer eines Eisenbahnbetriebs für den ans dem 

Betrieb entstehenden Schaden ün weiteren Umfang als nach den Yorsehriften 
des B.G.B.'s TerantwortUeit Ist Antrecht erhalten ist damit inshesondme 

der § 25 des Prenssischen Gesetzes vom 3. Novoinliei 1'^3S liinsichtlich des 
Schadens, der boi der Bcfrirdornng anf der Balm an den Saclien aiidprcr als 
der befördert rn l'oi snnon, /.. H. duroli Ueberfahren von Fnhrwerkcn, entstanden 
ist (vgl. Küiuiuissioiisprotokülle, Guttenta.g; II S. 604, 605). Der Vorbehalt 
tMaduftnkt ideh an -sidi nicht anf Schaden an Sachen, wie Aren 1. c meint, 
der Landesgesetsgebnng ist vi^elur anch hesUgUdi der Erwettentng der Haft- 
irflicht für Personenhesch&dignngen freie Hand gegeben, jedoch nur insoweit 
als dadurch nicht in die reichsgesetzllch spedell geregelte Haf^^ditmaterie 
eingegriffen wird. 

Nach art. 106 E.G. bleiben nul'criiliit die lande.sgesetzlicben Vorschriften, 
nach welchen, wenn ein dem rdlentücheu Gebrauch dienendes Grundstück, z. B. 
dn» IMrasse, an einer Anlage odmr zu einem Bdrieb henntst werden darf, 
der Unternehmer der Anlage oder des Betriebs fflr den Schaden TerantworUich 
ist, der hei dem Ufentlichen Gebrauch des Grundstttcics durch die Anlage oder 
den Betrieb verursacht wird, üeber die Aendernngen des Haftpflichtgesetzps 
durch art. 42 E.G. s. B.G.B, vgl Eger, Das Uaftpflichtgesets, 5. Auflage, 1000. 

§4* Daa Radit iar SelmMvsrsaiireibBnisa auf den ialMlier aaeb B.6.B. in seiner 

Badevtiai fir das Etssnbahnwsssa. 

Das Becbt der SchnldTersohreibnngen anf den Inhaber (S§ 798—808 B.G.B.) 
kommt für die Eäsenbahnverwaltungen in doppelter Bichtong in Betracht: 

1. in Bezielinnpr anf Falirkarten und GepäclLScheine, 

2. in BeziehuTi<r auf Eisenhahnanleihen, 

I. Falu'kaiteu und Gepäckscheine unterliegen dem § 807 B.G.B.: sie 
berachtigen den Lahaber, die Leistung von der l&enbahn gemftss dem Inludt 
der Karte oder des Schdns an Terlangen, es mtlsste denn die läseiibalin nach- 
weisen, dass der Inliaber zur VerfQgang über die Karte oder den Schein 
nicht berechtigt ist. Die Eisenbahn wird Jedoch auch durch Leistung an einen 
nicht zur VcrfügnuL' berechtigten Inhaber befreit (§ 793 Abs 1, H.tJ.B. vgl. 
§ 33 der VprkehrsordiinngX Gültigkeit der AnsstelliniL'- (Alisteiiipclung) vnr- 
ausgesetzt, wird die Eiscnbaliu auch aus gestohlenen oder .sttnst uhue ihren 
WiDen in den yerkehr gelangten echten Fahrkarten verpflichtet (§ 794 B.G.B.). 
Gegenfiber nnechten oder nicht gttltig ansgesteUten Karten besteht keine Pflicht 
znr Leistung (§ 796). Nur gegen Aushändigung der Karten oder Sclieine ist 
die Eisenbahn zur Leistung verpflichtet (§ 797). 

Ueberau n>)er gehen die BesÜmmongen der Verkehrsordnnng als reichs- 
rechtliches Specialrecht vor. 

IL Die vom Staat für Eisenbahnzwecke verausgabten Schuldverschrei- 
bongen anf den Inhaber bieten, da sie den allgemeinen Vorschriften ttber 
StaatSBchnldTerschreibangen anterllegm, ein besonderes Interesse mit Bficksicht 
aaf die BIsenbalinTerwalfeiing nicht Es sind für sie die Vorschriften in den 



74 Keiner, Die üedeatang des B.U.B, fttr die Kisenbahn Verwaltungen. 

§§ 793, 794, 796-^6 B.a.B., die VonchiUteii der G.P.O. Aber das Auf- 
gebot, die Vorbehalte art. 97, 98, 100, 101 £. O. s. B.G.B. (darauf sieb grlndend 
die ait. 17, 18 Prevss. Ansf.-Ges. znm B.6.B.), die UebeiKangsrorsdirifteii 

art. 175 — 178 E.G. masspel)end. BasBecht der Reiclisschuldversplireibungeo 
ist durcli die Reiclissoliuldenordnnngr vom 4. März 1900 in Einklang mit dorn 
B.G.B, geordnet, wobei da.s Reich in den §§ 4, 16 dem Vorhelialt des art. lüO 
gleicliartige Vorscliriften für Eeiclisscbuldversclireibungen getroffen hat. 

Die Schttldverschreibangen der FriTateiaenbalmen unterliegen ebenfalls 
dem Beichsreeht» Sltere mit den ans art 174 — 178 E.G. erriditUohen Ein- 
BchrSnknngeiL Herromhebeii ist ans diesem Bedit das Folgende: 

a) Neae SohnldVersdireibiiiigen dürfen nur mit staatlicher Genchmignng aus- 
gegeben werden. Die Genehmigung ertheilt die Centraibehörde des 
BiunIcPHtaats, 7^».') B.G.B., in Prenssen der znstündige Minister auf 
Grund eingeholter Königlicher EiTniulitigung. Der Ermilchtigung des 
Königs bedarf es nicht für die Genehmigung vun Aenderungen der 
Hobe des ZiosftisseB and you SMistlgeii Aenderangen der Aa^abe- 
bedingnngen, art 8 der Verordninig nur Ansf. des B.6.B. vom 16. 
November 1899 (G. 8. S. 678). 

b) Eine Ansserkurssetzung von Schuldverschreibungen auf den Inhaber (ancb 
Actien) findet nicht mehr statt; eine fnilior erfolgte Ansserkurssetzung 
hat mit dem 1. Januar 190U ihre Wirkung verloren, art. 176 E.G. zum 
B.G.B., art. 26 E.G. zum H.G.B. 

e) Eine Verpflichtung der Privateisenbahnen zur Umschreibung von Sebald- 
versehreibnngen auf den Bdiaber auf den Namen des Beidtaers besteht 
nicht § 806 B.0.B., etaie solche liaiin nach art 101 B.G. andi nur 
Körperschaften des öffentlichen Rechts auferlegt werden (vgl. art 17 
Prenss. A G. z. B.G.B.). VerpflicbtiingeB ans ftlteremBedit bleiben be- 
stehen, art. 174 E.G. 

d) Anapriuiie aus Schuldversclireibungen, welche v<»r dem 1. Januar 1900 
ausgestellt sind, einschliesslich der Zinsansprüche verjähren — unbe- 
schadet der Yoraehrift des § 808 B.G.B.*s — nach den bisherigen 
Gesetsen. Dies gilt aach für Zinssehdne, welche fftr Utere Schnldver- 
schreibnngen nach dem 1. Jannar 1900 ausgestellt werden, art 174 
Abs. 2, 17S E.G., Motive zu Entwurf I E.G. art. 105 S. 263. Für die 
Zinsscheine neuer Schuldverschreibiingni gelten die Verjtthntngsvor* 
Schriften §§ 197, 201 B.G.B. 

e) Die Vurschriften des neuen Hechts über Umtausrli heschildigter Schuld- 
verschreibungen (§ 798 B.G.B.), Kraftl().serkUirung abhanden gekommener 
(§ 799), Zahlungssperre (§ 808 B.G.B., §§ 1019—1028 C.P.O.), fiber 
den Verlost Von Zinsscheinen (§ 804 B.6.B.) vnd die ZnlBssigkeit der 
ümsehreibnng auf den Namen ($ 806 Sata 1 B.G.B.) gelten auch fOr 
Sltere Schuldverschreibungen. 

£) Wegen der auf Grund einer Bahnpfandschuld ausgestellten Theilschold- 
versclireibungen auf den Inhaber vgl. den folgenden § 5 II 3. 

(:>chluss folgt im uüchätcn lieft.) 
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2. 

Das Terordnnngsredit des Selehs-BiseiilNihn-AmtB naeh Almist 8 
der ülngangsbestliiuiiangeii zar Eisenbalm-Yerk^rsenlnimg yem 

26. Oktober 1899. 

Von Dr. Max Reindl, 

Sekretär bei der General -Direktion der k. b. Staatseisenlnlmen in München. 

Der Absatz 2 der Eingangsbcstiramnnffen znr dentsdien Eisenbahn^Ver» 
kehrsordnnTipr vom 26. Oktober 1899 enthält folgende Vorschrift: 

.In Füllen eines drinfrendcn Verkelirsborlürfnisses so\ne 7.\\m Zwecke von 
Vt rsuthen mit neuen Einrichtungen kimnen Er}rünzun^Mn oder Aenderun^'^en 
einzelner Voiscliriften dieser Ordnung vom Keichs-Eisenbahn-Amt im Einver- 
stBaidiiigse mit den betheillgten LandesanfaichtsbehStdeii bis auf Weiteres ver- 
fBgt werden. Derartige yorUlufige Yerffignngen sind im Beicha-Oesetsblatte 
xa verSffentlidien. Die «idgOItige Begelnng dnrch den Bondesrath ist thnnlicbst 
bald herbeizn^hren". 

Diese Besümmiug bietet in mehrfacher Hinsicht Anlass sra einer n&heren 
Betrachtung. 

In erster Linie wird sich die Betrachtung auf die rechtliche Seite zu er- 
strecken nnd dabei ihren Ausgangspunkt von der rechtlichen Natur der Eisen- 
balm-VerlEehTsordnuig m nebmen haben. 

Die Yerliehrsorduiuig vom 16. November 1892 war ebenso wie das fMIhere 

BetrieVs-Reglement eine Verwaltungsvorschrift de« Bundesraths, in der 
den Eisenbahnverwaltunffen im Aufsirhtswepe der Bct'elil eithcilt wurde, bei 
ihren Befördernnsrsbedingnngen die in der Verkehrsonlnuntr enthaltenen Be- 
stimmnnjü^en zu liet'nliren ^). Die Befu^niss des Bundesratiis zur Erla88un^: einer 
derartigen Verwaltungsvorschritt ist auf den Art. 45 ZifF. 1 der Keichsver- 
fassnng gestfttst worden. Ob ans dieser letzteren yorschrift der Bdchsrer- 
fassrag thatsKchlich eine solche Befügniss des Bundewatlis abgeleitet werden 
konnte nnd ob nicht vielmehr znr Erliwsung der gedachten Yerwaltangsanordnung 
an die Eisoibalmen — mit Ausnalmie der Reichsbahnen — die einsdnen 



') V. d. Lcycn in der Zeitschrift für Handelsrecht Bd. 41 S. 510; Gerstner im Archiv 
für üfrentliches Recht Bd. XI S. 1!».'), und in der Zeitnne d. Vereins deutscher Eiscn- 
bahnverwaltungen 1899 8.1359; Eger. Konini. zur Vtrk.-nidn. S. Ii); Deiiksrhrift zum 
Entwoirf eines H.G.B. S. 270; R.Q. T. 24. April 1900 in der Jor. Wochenschrift Bd. 89 
8. Ö33 Nr. 30. 



Digitized by Google 



76 



M. Huindl, Das Vcrucdnungsrecbt des Ueidu-Blienbabu-Aiats. 



LamdeBregicrnngen nutindig murem, tat in der itaatBreobtlicheii Litteratnr 
sehr beBtritten Hag dem aber edn wie ihm woUe, daa Eine war jedenfiiUs 
Icanm sco bezweifebi, daas die Bestimmmigen der Verkehrsordmnisr nicht den 
Charakter einer Gesetzes Vorschrift iiatten, durch welche fGr das PnblilEm 

unmittelbar vorhiiidlii lie Rorlitsnormen erzenjrt %vnrden, dass «ic vielmehr nnr 
durch den unter ausdrüokliclier Bezug'nahme auf sie erfol<?ton Absoliluss des 
Frachtvertrages zu integrierenden Bestandtlieilen des letzteren und somit zum 
Yertragsrecht, zur lex contractas, worden ^. Eine praktisch wichtige Folgerung 
ans dieser rechfUchea Nator der Verkehrsordanng war insbesondere die, daas 
die nnrichtige Anwendung oder Anslegnng der Verkelirsordnnng kdne Oe- 
setzesverletzung war und dass daher das Rcohtsmittel der Kcvision (§ 545, 540 
(it-i c.p.o.) nicht auf eine Yerletaning der Bestimmungen der Verkelirsordnang 
gestützt werden konnte '^i 

Dieses nicht vnllstiüidii^ klare Kechtf^verliültniss btMimt'tc einer gründ- 
lichen Eeform. Denn es entspricht, wie die iJeukscliritt zum Eutwurte eines 
nenen Handelsgesetabnehes (S. 370) antreffend bemerkt^ weder der Nator der 
Saehe, dass die Nonnen, weiche für das VerhSitntas der BeCheiligten mass- 
gebend sein sollen, statt durch Anfstellimg der betreffenden Bechtssätae erst 
auf dem Umwege einer Nöthignng zur vertragsmassigen Festsetzung zur Geltung 
gebracht werden, noch ist es erwünscht, dass bei der Wichtip-keit der in 
Betraclit kommenden Fragen dem liiWlisten tJerichtsliote die F.nt.stheidung über 
die Auslegung der Eisenbalm-Verkeiirsordnung entzogen wird. Zui* Acnderung 
des bisherigen Znstandes ist es daher erforderlich gewesen, der Eisenlwhn- 
Yerkehrsordnnng die Bedentang ^er BeehtsTerordnnng bdsnlegen^). 

Da aber BeehtsvMH>rdnnngen sacldich Gesetie sind nnd daher von andern 
Rechtsgrundsntzcn bchcrraclit werden als die Verwaltnngsverordnungen , so 
können sie nur gültig erlassen werden auf (tiund einer durdi formelles Gesetz 
erfolgten Delegation 'i. Diese Delegation ist nun auch in § 453 11'. des nenen 
Handelsgesetzbuchs ertlieilt worden, indem dort den Bestimmungen der Eisen- 
bahn- Verkehrsordnung innerhalb gewisser in § 471 des H.G.B, näher bezeichneten 
Grenzen der Vorrang vor den allgemeinen Bestimmnngen des 6. Abschnitts 
des Handelsgesetsbnehs ttber das IVaehtgesehBft eingerttamt nnd indem liin- 

') ^S'- ^icrstner im Archiv f. öf) . ilccht Bd. XI S. 191 ; äcjdcl, Komm, zur Eeicbfl- 
Terf. S.877; Labend, Deutsch. Staatsrecht Bd. n S. 116, 118; Bger, Komm. s. Verk.- 
Ordn. S. 19 Anm. »3. 

•) d. Lejen a. a. O. S. 510; Seydel, Komm. z. lieichs-Verf. S. 279; I.>aband, Deutscli. 
Staatsrecht I S. 582 und n S. 117 Anm. 4 ; Eper, Komm. z. York.- Ordn. S. 20; R. (4. Bd. 15 
S. 156 und vom 8. II. 97 bei Kger, Elsenhahnit chtl. Kntsrh. Hd. 14 S. i:^."»; Ih-nkschrift zum 
Entw. eines UM. \i. S.27(); H.<i. v. 24. April UKX)in der .lur. Wochcnschr. Hd.29 S.r.:i;i Nr.:^. 

«) K.U.U.U. Bd. 19 S. 184, K.G. Bd. lü ö. 105, Eger, Komm. z. V erk.-Urdn. «.20, 
Denkschrift a. a. 0. S. 270; B.Q. S4. April 1900 in der Jnr. Weeheasehrift Bd. 89 
s Xi MO; dahin<:estcnt gelassen in der Entsob. des B.6. t. 8. Xn.96 bei Eg«, 
Eiseub. Eutsch. Bd. 14 25. 42. 

*) ü«ber den Grand, waram diese Aenderung nicht bereits bet Erlassung der 
Vcrk.-Ordn. von 1892 erfolgt ist. s. v. d. Loj'en a.a.O. S. 511. 

") Seydel, Bayr. Stautspf . ht Hd. II s. 828 und 330 u, Komm. z. Eeichs-Verf. S. 140; 
Laband, Dcatscbca Staatsrecht Bd. 1 S. 572. 
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alehtiieh deg Ptormmentraiiiportes auf die Bettinuniiiigeii der Eigenlialin-Ver* 

kehrsordnnag mr Erpänznnp: der gesetzliclien Vorschriften ver^vic^^cn \\h\\ 
die BeHtimmnnfren der VerkehrsordnTinc: demnach als integrirender Bcstandtheil 
der gesotzlic lu'n Vorschriften über das Eisenbahnfraclitp'eschUft erklUrt werden. 

Wer nun zar Erlassung der Eisenbalm- VerkeUrsurdnung zuständig sei, ist 
im Haiidel8ge8etz1>ache and im EinftthrangsgeaetEe Uera niobt gesagt. Daraus 
folgt, dasB die Zvetttiidiglceit nur dem Bnndesrathe ankommt Denn fllierall 
da, m die Znettadigiwlt sir BiiaaaiDig einer Beehtsrerordniuig für das Reich 
nicht ausdrücklich dem Kaiser durch die Reichsverfassung vorbehalten int^ 
oder wo nicht das dele-riercnde Keichsgesetz die Erlaasnnp ausdrücklich dem 
Kaiser, den Landesregierungen, dem Reichskanzler oder einer anderen Reichs- 
behürde vorbehält, kommt die Erlassung der Bechtsverurdnung dem Bundes- 
rathe kraft seiner Stellimg als oberstem Organe des Bdohea an"). Dement* 
sprechend ist aneli die Elsenbalm-Verkeliniordnnner ^om 26. Olctober 1899 vom 
Bandi»rathe erlassen worden, aber nicht, wie die Verkehrsordmniir vom 15. 
November 1892, auf Omnd des in Art. 46 der Reichsverfassunjr dem Reiche 
einprerilnmten Anfsichtsrechts und auch nicht auf Grund des in Art. 7 Ziff. 2 
der Reichsverfussnng- dem Üundesratiie znj^ewiesenen Rechts zur Erlassung 
von Verwaltungsanordnungen, sundern auf Grund gesetzlicher Delegation 
nnd kraft seiner Stellung als der obersten BeichsbehSrde^. 

Nnn bat aber der Bondesratii in Abs. 2 der Eingangabestimmsngea rar 
SSseababn-Verkehrsordnnng für die Fälle ^es dringenden Verkehrsbedürfnissee 
sowie zum Zwecke von Versuchen mit neuen Einrichtungen dem Reichs-Eisen- 
bahn-Amt eine Art von Nothv('rordnnng:srecht eingeräumt, indem er ihm 
die Befugnis» beilegte, unter den erwillmten Voraussetzungen im EinverstUndniss 
mit den betheiligten Landesaufsichtsbehörden vorläufige Aendemngen nnd Er- 
gtaurangen der EÜsenbalm-VerkehrBordnmig Torbelialtlicli der eadgUtigea Bege- 
lang darch den Bondesrath m verfOgen. 

Die Znlflssigkeit dieser dem Reichs-Eisenbahn-Amt eingeräumten Ermächti- 
gung unterliegt aber staatsrechtlich erheblichen Bedenktn. ]>a nllmlidi die 
Eisenbahn- Verkehrsordnung, wie erwilhnt, eine Rechtsveroidnuiii:- ist, würden 
die von dem Reichs-Eisenbahn-Anit eingeführten Aenderungen oder Ergänzungen 
allgemein gaitige Rechtsstttze aufheben nnd allgemein TerUndMclie Beehta- 
normen einfahren. Zn einer derartigen Anordnung ist aber das Beichiriasen- 
balm-Amt tan Handelsgewtabnclie oder in einem anderen formellen Gesetze nicht 
ermftcktigt worden vad konnte daher hiera aadi vom Bundearatlie in der 

*) S. Denkschrift zam Entwürfe eines nenen H.O.B. S.271. 

») wie dies in Art. 63 Abs. 5 und 68. Art. n^ und 50 der Reichs- Verf. der Fall ist. 

') Seydol. Komm. z. RridH-Vorf. s. 13», 141; Laband, Staatsrecht! S.Ö72 a.ö73 
Anm. 1 ; Seydi l, Ilay. Staatsrecht 11 S. U4ö. 

*) Scydel, Komm. S.141; Laband, Staatsrecht I S. 507 ff.; der in der Bckannt- 
marhung des Reichskanzlers vom 26. nkt. IStK) enthaltene Hinweis, .dass geiniiss dem 
vom Bundesrathe auf Uruud des Art. 46 der Keichsverfassung gefasäU^n Beschlüsse" 
mit dem 1. Jannar die nachstehende ia8eobahn*VerkehrB«rdnang an Stelle jener vom 
15. Nov. 1892 trete, ist denmaoh m. E. nicht antreffend, wenn er aodi materiell be- 
deatongdoB lat 
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Eisenbalm- Verkehrsordnnng nicht für befugt erkLirt werden. Denn die Rechts- 
verordnungen dürfen nur von demjenigen erlassen werden, den das Clesetz 
hiezu ermächtigt hat, im vorliegenden Falle also, da das Gesetz nicht» anderes 
bestimmt bat, nur vom Bondesrathe. Die von einem anderen Subjekte als 
dem hiesn gesetadiob ermftchtig^, erlassenen Rechtsrerordmuigen entbehren 
daher der OOltigfkeit. 1^ kann hiegegen anch nicht mit Erfolg einwenden, 
dass der zur Erlassang der Rechtsverordnung gesetzlich Ermächtigte sdae 
BefnfrTiis>^. Recht zu setzen, beliebig auf eine andere Reliörde — im vor- 
liegenden Falle auf das Hoichs-Eisenbalin-Amt — übertra^jon könne. Denn in 
der Ermächtigung zur Erlasäung einer Rechtsverordnung liegt nicht auch an 
' dcb schon die Beftigniss, die Zuständigkeit weiter anf einen andern xn tber- 
tngen; dne aoldie Uebertragbsrkdt wttre nnr da mOglidi, wo de in dem 
Gesetse, das die Delegation nr Brlassimg der Bechtsverordnnng ansspticb^ 
oder in einer anderen formellen Gesetzesbestimmung') ausdrücklich TOl^ 
gesehen ist, und sie ist ebensowenig soIbstverstJtndlich wie beispielsweise die 
üebertrngbarkeit der Zuständigkeit seitens eines Gerichts höherer an ein Gericht 
niederer Inatanz " ^ - 

Die auf Gnuid des AbBatses 2 der Eingangsbestimmungen nur Mmibalilir 
Verkebrsordnang yom Rddiseisenbahnamt verfOgten Aenderangen nnd Er- 
gHnziingen würden demnach, anch wenn sie im 'Reichsgeseteblatt verkfindet 
worden sind"), nicht die Bedeutung einer Rechtsverordnung haben und 
könnten weder die Vorschriften der Eisenbahn- Verkehrsordnnng mit rechts- 
gültiger Wirkun^^ auflit'l»i'n nocli abändern oder ergJlnzen; sie hätten lediglich 
die Bedeutung von Verwaltungsvorschriften im fcjinne der bisherigen Verkehrs- 
ordnnng und für das Publikum nur insofern rechtliche Wirkung, als sie im 
einzelnen Falle durch den Abschluss des Frachtvertrags zur lex contraotos 
geworden sind nnd nur Ergänzungen enthielten, die mit der Verkehnordmiiig 
selbst nicht im Widerspruche ständen (§ 471 Abs. 2 H.G.B.). 

Sieht man nun von den im Vorstehenden gegen die reclitlirhe Gültigkeit 
des Absatzes "2 der Eingangsbestimmungen vorgebrachten Einwänden ab, nimmt 
mau vielmehr die Rechtsbestäudigkoit dieser Bestimmung alo gegeben, so 
kommt über dieselbe noch Folgendes zu bemerken: 

Zunächst wird man kaum in Abrede stellen kOnnen, da8s,ein prak ti s che s Ba^r 
dürf niss zu einer derartigen Voi-schrift wohl gegeben war. Die rascheEntwicklung 
von Handel nnd Verkehr und der stete Fortachritt der Technik bringen es mit sidi, 



*) Ein Beispiel ist der Art. 1 Abs. 2 des bayr. Polizeistrafgesetzbachs v. 26. Des. 
. 1871; 8. hiertiber weiter unten bei den Aasfahmngen Ober die ErUssnng der Eisen- 

bahn-Verkehrsordnnng für P.aycrn. 

*) Laband, Bd. I 8. ö75, ö76 Anm. 1, ö81 and 582 ; Seydel, Bayr. Staatsrecht Bd. II 
S. 331, 345 Anm. 20; dagegen Arndt, Das Verordnnngsrecht des dentsehen Reichs 8. 109 ff. 

— Eine Analogif ist am h auf dorn (iobirtc di'S Privatreobts in i; (KIJ l'.,(;.I5. zu finden, 
wonach der Beauftragte im Zweifel die Ausführung eines Auftrags nicht einem Dritten 
flbertragen darf (vgl. anch Motive zum I. Entwurf eines B.G.B. II S. 581). 

•) Ueber die Xothwendigkt it dieser Art der VerkOndling bri einer Rechtsver- 
ordnung s. Lal)and I S.im und 584; dagegen Seydel, Komm. s. Rcichs-Verf . 8. 45 ai|M| 
Bayr. Staatsrecht Ii 345. ' "^.^fj^Hi 
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dass einerseits oft Bedürfnisse auftreten, die nicht oline Weiteres vorlmrgeselien 
werden konnten und deren Befriedi^ng ohne erhebliche SchUdigung berechtigter 
Interessen nicht hinausgeschoben werden kann and dass andererseits Versuclie 
■üt aewa ÜSnriehtungen gemacht werden müssen, um eine genügende Grund- 
lage für die JäaiStnag dieser Einrichtungen za gewinnen. Der AnsteUnng 
derurttgw yttsudie und der BfnlBlmmg von Verbeaserimgen mflsste nmi, 
weim sie anch an sich unbedenklich wären, aber den bestehenden Vorschriften 
der Verkehrsordnung zuwiderliefen oder diesellien doch modifiziren würden, 
in jedem einzelnen Falle eine Aenderung oder Ergänzung der Verkehrsordnung 
duich den Bandesrath voraasgehen, was natargemäss umständlich und zeit- 
renbend wSre und in dringenden ElUen den Zweek der Ifeesregel, mit welcher 
UnÜg wichtige Interessen verbimden sind, leicht verdteln könnte. Dem mit 
der vorherigen Ehiholnng eines Bnndesratiisheschliisses in solchen FSllen ver^ 
bnndenen Uebelstande kann nan oline Zweifel am besten darch eine den Anf- 
sichtsbchördcn ortheiltp allgemeine Vollmacht zur vorläufigen Ein- 
t'iilining derartiger Ma.ssualnuen unt^r gewissen Beschrilukuugen und Kautelen 
abgeholfen werden^}. Das Bedenken, das man hiegegen allenfalls geltend 
BMfaen konnte, dass nimlich dnreh die Bbrftomnng eines derartigen Ver- 
ordnnngsreehts demBeichs-Eisenhahn-Amt nnd den Landesr-AnfUdttsbehOrden eine 
unter Umstünden sehr weit gehende Befügniss znm Eingrüf in die Normen 
des Privatrechts in die Hand gegeben würde, verschwindet, wenn man erwägt, 
dass diese Befügniss ausdrücklich die Fälle eines dringenden Verkehrsbedürf- 
nisses oder die Anstellung von Versuchen mit neuen Einrichtungen zur Voraus- 
setzong hat, für normale Fälle also nicht gegeben ist, dass ferner die auf Grund 
dfeser Befagniss erlaMenen Beetfanmnngen nur TorllbeigehMide CHUttlgkeitsdaner 
haben nnd nun Zwecke ihrer dauernden CMltigfceit der nachträglichen Be- 
stätigung durch den Bandesrath bediirfen, dass endlich jeder Bundesstaat nach 
Art. 7 der Eeichsverfassung stets in der Lage ist, eine Beschlussfassung des 
Bondesraths wegen endgültiger Regelung der Angelegenheit herbeizuführen. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 der Eingangsbestimmungen bezieht sich 
auf den ganzen Inhalt der Verkehrsordnung, demnach sowohl auf den Per- 
ionen- nnd Gepftckverkehr als auf den GUterrerkehr. Im Ottterrerkehr kann 
de praktisch werden namentUeh bei einer Ergflaznng oder AbBndemng der 
Anlage B aar Yerkehrsordnimg, im Personenverkehre aber insbesondere bei 
Massnahmen gesnndheits- oder sicherheitspnlizeiliclier Natur. 

Die Ergänzungen , welche nadi Absatz 2 der Eingangsbestimmungen 
unter den dort vorgesehenen Voraussetzungen das Keicbs-Eisenbahn-Amt solle 
verf&gen können, sind rechtlich verschieden von den » Ergänzungen', welche 
nach Abaats 8 a. a. 0. von den Eiaenbahnyerwaltnngen mit €tonehmlgiing der 
LaadesanüBichtsbehörden dnreh die Tarife erlassen werden kOnnen. Die in 
Abaati 8 erwähnten Ergänzungen sind nämlich immer solche, welche eine 
Aendornng der Verkehrsordnong enthalten, die in Absats 3 dagegen genannten 



*) Vgl. zum Vorausgehoiden Gerstner in der Zeitung des Vereins d. Eisenbahn' 
verwaltiuigen 1899 S. 1860. 
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Ergänzungen dürfen nach § 471 Alis. 2 dos 11.(^.15. mit der Verkehrsordnnnp: 
nicht im Widerspruche stehen, widriirenfalls sie nichtig sind. Auch können 

; die letzteren Ergänzungen nie die Bedeutung materieller Hechtsnormen haben 

BondArn immer nur die Bedfintong von Veitragsnonnen im «faMimwi FaDe. 
Zur AuBsdilieBBiiiig toh Zw^eln wKre ob nnii hl E. besBer geweaen, den Au»- 
dnick ,£rgSoningen' in den Absatz 2 ttberhanpt nicht anfsonelimen, da er 
nur im Sinne von „Aendemngen" der Verkehrsordnung verstanden werden 
kann, die AusdrncksAveise „Ergänzungen oder Aenderongen' daher nicht 

' vollkommen zntrertend ist. 

Nicht ganz klar ist femer, was unter den „bctheiligten" Landosauf- 
BicbtBbehOrden In Absata 2 der EtngangsboBtlmmnttgen gemeint ist. Ln 
weitesten Sinne kann man als betbeüigt alle jene Bandesregieningen ansehra, 
welche vom Gesichtspunkte des öffentlichen Verkehrs aus ein Interesse an 

» der Aendemng der Verkehrsordnung haben, gleichviel, ob ihnen Staats- oder 

Privatbahiieii untorstellt sind und ob, wenn dieses der Fall, diese 15ahnen von 

• . der AendenuifT Iterühit werden. So weit jedoch wird man nach der Absicht 

und dem Zwecke der Bestimmung das Wort , betheiligt " kaum fassen dürfen; 
man wird vielmehr nnter den .betheiligten' LandeBanfBiehtsbehOrden nur die- 
jenigen Bundesregieningen m verstehen liaben» welche Staatebahnen oder 
Hoheitsrechte über PriTatbalmen bedtsen und deren Bahnen von der Aende- 
rnng im einzelnen Falle — z. B. wenn nur anf bestimmten, nicht auf allen 
deutschen Bahnen Versuche mit neuen Einrichtungen angestellt werden sollen 
— betroffen werden. 

Dass olme die Zustimmung der beüieiligten Landesaufsichtsbehörde für 
die ihr nnterBtellten Staats- oder Privatbahnen die vom Beichs-Sasenbahn-Amte 
verfügte Aendemng von keiner rechtlichen 'V^rkung wire, bedarf kaum der 
Erwcthnnng. 

Schliesslich erübrisi> noch, die Frage der Zuständigkeit zur Erlaasung 
und Abiluderanir der Verkehrsordnunp: für Bayern zu betrachten. 
In dieser Richtung ist Folgendes zu bemerken: 

Da sich die Kompetenz des Kelches in Eisenbahnangelegenheiten, mit 
Ausnahme des in Art 46 Abs. 8 der BeichsverfaBsong gemaditen Vorbehaltes, 
nach Art 4 SQff. 8 und Art 46 Abs. 2 der'BeichBv«rfaasniig anf Bajyem nicht 
erstreckt, konnte die Blsciil ahTi-Verkehrsordnnng vom Bnndesrathe für Bayern 
nicht erlassen werden ; denn die im Handels^esetzbuche ertheilte gesetzliche 
Delegation zur Erlassung einer Eiscnl)ahnverkehrs - Ordnunt? für das Reich 
konnte sich nicht weiter erstrecken als der Bundesrath innerhalb der Grenzen 
der BeldisverfasBung znstftndig ist. Die Zuständigkeit nur Ezlassimg nnd 
Aendermig der Verkehrsordnong für Bayern richtet sidi daher nach baje- 
ilschem Staatsrecht Nach letsterem aber gilt für die Znstindigkeit zur Er- 
lassung von Hechts Verordnungen das in Art. 1 Abs. 2 des PoliaeistrafgesetZ' 
bttchs vom 2ö. Dezember 1871 aufigestellte Prinzip, dasB, sofern nicht durch 



') Nach der von mir oben vertretenen Auflassung ist dies allerdings auch bei 
den nach Absatz 2 verfügten Aeuderungcn der Fall. 
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Reichs- oder Landesgesetz etwas anderes bestimmt ist, durch Königliche Ver- 
ordnune: fest|:^esetzt werde, in welchen Fallen die in einem Reiclisposctze vor- 
behaltencn allgemeinen Verordnungen, Vorachriften, Anordnungen, Geliotp ndrv 
Verbote im Wege einer Königlichen Verordnung oder durch ober-, distriktü- 
oder ortspolizeUidie Yonduriftoii za erfolgen haben. In Kosseqnens dieser 
formen gesetiUelieii ErmSchtigimcr ist nun durch § 28 der zur Ansftthmng dee 
BOrgerlichen Qesetzbnchs und »einer Xebcngcsetzc erlassenen Königlichen 
Yf-rordnung vom 24. Pozomljcr 1890 (sog. ZuHtilndlgkt'itsvprordnnng) hostimmt 
worden, dass zur Kiiassunir der Kisenbalin - Vorkelirsonlnuii;,'- :^4r>3ff. des 
H.G.B.) das Staatsminist t-rium des Kgl. Hauses und des Aciissern zust;ludig 
seL Dadurch ist für Bayern die Nothwendigkeit, der Landesaufsichtsbehörde 
d. h. dem Staatsminiaterinm des EgL Hanses nnd des Aenssem ein analoges 
Nothyevoidnongsrecht einnurSnmen, wie es im Absatz 2 der Eingangsbe- 
dem BeichseiBNibabnamt beigelegt wurde, von selbst entfallen^). 



*) In der Bekanntmachang des k. Staatsministerinms des Kgl. Hauses und des 
Aeotoem vom ir. Pczlir IHW, ruit der die deutsche Eiscnbalni - Verkchrsordnuiig in 
Bsgrern eingeführt wurde, ist auch noch ausdrücklich der S'urbehalt gemacht, dass 
AhsatsS der laagaagsbestimmaiigen . der dentsdien EisenbBbt-Terkdinonhnuig auf 
^j^em kaine Anwandong finde (s. Oesets- und VeFordnnngsUatt 1899 S. 1075). 

t 
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8. 

DaaLagergesehilf't mif Orund des HandclsLrcsotzbuehs vom 10. Mai 1897 
und des Bürgerlichen Gesetzbiielis für das deuteche Beich. 

Von Dr. Johannes Burchard, 
Piivatdozent au der Universität Berlin. 

(SeblnsB.) 

Insbesondere Pfandverinssernng. 

Das A. D. H.6.B. enthielt in den Art. 309 — 312 besondere Bestimmungen 
bezüglich der Bestellimg eines kanfinXonischen Faastpfandes und dessen Ver^ 
ftnasemng. Das H.G.B. t. 1897 schUesst üoh bezüglich des Verkanfii dieses 

Pfandes im TJebrigen an die den Bedürfnissen des Verkehrs Kecbming tragenden 
Bestimmungen des B.G.B, an, enthält aher eine Sonderhestimmnng in § 368: 

Abs. 1: „Bei dem Verkauf eines Pfandes tritt, wenn die Verpfilnduni? 
auf der Seite des I'faud^läubigers und des Verpfänders ein Uandelsgeächilft 
ist (d, h. nach §§ 343, 844: wenn die YerpfÜndung nur bei einem Eanftoann 
yermnthet vird, zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehOrt, hier also aof 
beiden Seiten) an die Stelle der im § 1234 des Büigeriichen Gesetzbadis be- 
stimmten Frist von einem Monate eine solche von einer Woche. 

Abs. 2: Diese Vorschrift findet anf das p:esotzlif!ie Pfandrecht des Kom- 
niissiuniirs, des Spediteurs, des I.a^rerhalters und des Fiaclitfülirers entsprocliende 
Auweudunt;, auf das Pfandrecht des Spediteurs und des Fraclitfiilirers auch 
dann, wenn nnr anf ihrer Seite der Speditions- oder Fnditvertrag ein Handels- 
geschäft ist". 

Die zweite Hftfte des Al>s. 2 n")thigt, bezüglich des Eommissionllrs nnd 
Lajfcrhalters zu unterscheiden; da vielfacli dieselbe Person Speditionsgewerbe 
und LatrerL-^e werbe betreibt, so kiunnit auch im Kähmen der von einer nnd 
derseli»en Person gleichzeitig betriebenen liewerbe derselbe Unterschied in 
Betracht. Nämlich: hat der Lagerhalter den Lagervertrag mit einem Kauf- 
mann abgeschlossen, nnd wiU er anf Omnd des ihm zustehenden gesetzliehen 
(oder vertragsmttssigen) Pfandrechts znmVerkaaf schreiten, so bedarf es naeb Ein- 
tritt der Verkaufsberechtigung der Androhung des Verkaufs — die, wenn nnthun- 
lich, unterbleiben kann — nnd der Einhaltunfr einer Frist von nnr einer Woche, 
wUhreud er, wenn der T.ajrervertrag mit einem Nieht - Kaufmann abge- 
sclüossen ist, die im B.ü.B. vorgesehene Frist von einem Monat nach An- 
drohung bezw. nach Emtritt der Verkaufsberechtigung innehalten moss. Was 
von dem mit dem Nicht-Kaufmann abgeschlossenen Lagenrertrage gilt| gUt 
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aiidi ▼on dem mit einem Kanfinann abgeschloBaenen Vertrage, wenn der Lager- 
Tertrag mit dessen Handelsgewerbe niclits zn tbvn hat» Durch Verein- 
barnng zwischen Pfandgiaubiger und Eigenthümer, zn der gegebenenfalls ein 

Dritter, der an dem Pfände ein durch die Verilussornnfr erlöschendes Recht 
hat, zustiiiuiien ninss, kann eine von den fresetzlidien, in §§ 1224 — 1240 
B.G.B, enthaltenen Vqr»cluilteu abweiclicoide Art des Pfandverkaufs verein- 
bart^ insbesondere auch anf die voi^Ungige Androhung nnd die Einhaltung 
der einmonatUehen oder einwöchentlichen Frist verzichtet werden; nnd zwar 
•dion vor dem Ebitritt der Verkaufäbercchtijz^ing, also anch schon bei Ah- 
schlnss des Lafrervertrajres B. G.Ti § 1245. Erfoljrt aber der Verkauf ohne 
solche Vereinbarung: vor Ablauf der Frist, oder c»hne vnrtrilnfrip'C Androhung:, 
obwohl sie thnnlich war, so ist zwar die Veräussoning: in dem Sinm- lerlit- 
niääbig, dass der Erwerber die gleichen Rechte erlaugt, als wenn er vuu dem 
Eigenfhilmer erworben hfttte, B.G.B. § 1242, aber der Lagerhalter wird 
KhadenserMtzpflichtig nach § 823 Abs. 1 n. 2 B.G.B., sofern er vorsfttzlich oder 
Idirlilssig die Beobachtung der gesetzlichen Vorschrift unterlassen hat. 

Es bleibt noch die Frajre zn erörtern: wer ist S( huldncr der Lager- 
kosten, wem f!:eg:eniiber hat der Lagerhalter die Verkaufsliereclitiirung, wem 
hat er den Verkauf anzudrohen, gegen wen richtet sieh der \'eikauf? Die 
Inge beantwortet üch Mcht mid einfach in dem Falle, dass der Einlagerer 
10t seinen Namen das Gut znr Lagening ttbergieht nnd seinerseits berechtigt 
hWbt, die Bfickgewähr des Guts zu verlangen. Wie er dnrch Abechlnss des 
L^igervertraires Schuldner der Lagerkosten wird, SO Ueiht er es andi; der 
Lagerhalter hat sich nur an ihn zn halten. 

Hat der Kinla^rirer das Gut veriiussert, so kann eine Theilung statt- 
finden in dem Sinne, dass an die Stelle des Erstberechtigteu ein Anderer als 
Bereditigter tritt, während natnrgemäss dnrch eine Auspruchilhertragnng nidit 
neh ein Üebergang der ans demselben Vertrage, ans dem der Anspruch ent- 
standen ist, herrührenden Verhindlichkeiten entsteht. Hier eigieht sich eine 
▼ertoppelte Müf'lichkeit: 

1. Der Lagerlialter kennt die Al)tretiin<r des Anspruchs nicht. Denn 
muBs der neue trläubiger , der , wie gezeigt , durch die Abtretung regel- 
mässig auch Eigenthümer wird, nach B.ü.B. § 407, jedes nach der Ab- 
IMuig zwischen dem Schnldner (hier dem Lagerhalter) nnd dem his- 
hnigen GlftnUger (hier dem nrsprttngliclien Einlagerer) in Ansehong der 
Forderung vorgenomnn T'eelitsgescliiü't gegen sich gelten lassen. Auch die 
Kündigung, die Verkaut'sandrohung, der Verkam' des l'iandgcgenstandes selbst, 
die Benaehriclitigung trägt solchen rechtsgeschäftlichen t'liarakter. Der I^ager- 
haiter braucht also, so lange iluu die Abtretung nicht bekannt ist, sich um 
•IIa Möglichkeit solcher Abtretung nicht zu kOmmem. Hat er schliesslich 
jim Ffandverkaaf vorgenommen, so kehrt er den nach Ahzng der Lagerkosten 
•^wridelbenden NettoerlOs dem Einlagerer ans; reicht dieser Nettoer^ :^efat 
.'Ijiili'.- un die Lagerkosten zn decken, so bleibt der Einlagerer bezttgUch des 
vJnMfeUbetrages sein persönlicher Sclinldner. 

2. Der Lagerhalter kennt die Abtretung. Mach B.G.B. § 414 kann diese 

6» 
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Scliuld von einem Dritten durch Vertrag mit «lern Gläubifrer in der Weise 
üliernommen werden, dass der Dritte an die Stelle des bislierijyen Schuldners 
tritt; diesem Falle steht der Fall t!:l<*i<'li, «lass die Srhuldübernahme von dem 
Dritten mit dem Schuldner vereinbart und von dem (Tlünbiger genehmigt wird. 
B.(i.B. § 415. Es ist also denkbar, dass der Einla!?erer (A) seine Ansprüche 
aus dem mit dem Lagerhalter (B) abgeschlossenen T^agervertrag einem Dritten 
((') abtritt, und B mit V, oder A mit (' unter (lenehmigung des B vereinbart, 
dass die bisher aufgelaufenen Lagcrkitstcn von (' zu entrichten sind, die 
weitere Lagerung für Reclinung des t) zn erfolgen habe. Daraus würde sich 
eine vidlst.'lndige Entlastung des A aus dem Vertrage mit B und Eintritt des 
C in die bisherige Rechtsstellung des A ergeben, so dass B fortan nur mit C 
zu thun hat. Fehlt es aber an einer Vereinbarung zwischen B und C oder 
an der Genehmigung der zwischen A und C getroffenen Vereinbarung, so 
bleibt A bezüglich der Lagerkosten Sdinldner des B, während C den Anspruch 
auf RückgewUhr des Lagerguts hat. Aber das einmal dem A gegenüber be- 
gründete Pfandrecht übt seine Wirkung auch dem (' gegenüber ans; will C 
das Lagergut auf Grund der Abtretung des Anspruchs haben, so mnss er das 
Lagergut aus der Pfandvertheilung lösen. Der PfandglUnbiger hat nach 
§ 1234 B.G.B, dem Eigenthümer den Verkauf vorher anzudrohen, also, 
wenn der Anspruch des A dem (■ abgetreten ist, so hat B die Androhung dem 
C gegenüber v<»rzunehmen, sofern ihm die Abtretung bekannt ist (sonst wie oben 
nach 4? 407 B.G.B, dem Einlagerer gegenüber); dasselbe gilt von der nach 
§ 1237 B.G.B, erforderlichen Benachrichtigung von Zeit und Ort der Ver- 
steigerung. 

Ist ein Lagerschein ausgestellt, so kommt es darauf an, ob derselbe als 
Namens-, Order- oder Inhaberpapier ausgestellt ist. 

a) Bezüglich des Lagerscheins auf Namen gilt das oben Gesagte; es 
entscheidet, ob eine Abtretung stattgefunden und dem Lagerhalter bekannt 
geworden ist. 

b) Bezüglich des zulässiger Weise an Order gestellten Lagerscheins ist 
anzunehmen, dass dem jeweiligen berechtigten (legitimirten) Besitzer dem 
Lagerhalter gegenüber die Recht« des Gläubigers und Eigenthümers zustehen. 
Auf den durch das Indossament legitimirten Besitzer sind nach H.G.B. § 364 
alle Rechte aus dem indossirten Lagerschein übergegangen, nur solche Ein- 
wendungen kann der Lagerhalter als Schuldner ihm entgegensetzen, welche 
die Gültigkeit seiner Erklärung in der Urkunde betreffen — ein Fall, der 
Ider auf sich beruhen kann — oder sich aus dem Inhalte der Urkunde er- 
geben, oder ilim unmittelbar gegen den Besitzer zustehen. Kann nun der 
Lagerhalter dem legitimirten Besitzer den Ansi>ruch auf Leistung der Lager- 
kosten und das ihiu deswegen zustehende Pfandrecht entgegensetzen, auch 
wenn der Lagerschein eine Verpflichtung zur TiCistung von Lagerkosten nicht 
enthalt, oder, sofern der Lagerschein sich als eine von dem Lagerhalter ab- 
gegebene einseitige ErkUlrnng darstellt, den Anspruch auf Rückgewähr nicht 
von der Leistung der I-iagerkosten abhängig machen? Der Lagerschein, sofern 
er an Order gestellt, ist ein Haudelspapicr, soll er einen geeigneten Gegen- 
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Btaad des HandelsYerkehn Mden, so mass ans ihm emchtlidi sein, welche 

VerbindlichkdteB mU» dem in ihm vcrbrieft«n Hcclit verbimdeii sind, znm 
Mindesten ransg er einen Hinweis enthalten auf dif ^egen Rücktrewähr^ zn 
leistenden Lagerkosten. Andernfalls darf der Erwerber annehmen, dass die 
Leistung der Lafjerkosten sich als eine ausschlie.s.slich von dem Eiula^erer 
oder einem sunstigeu Hechtsnachfolger zu erfüllende Verbindlichkeit darstellt, 
ide dies such bezOglich des Eoimoasraients in Ansehimg der Ansprüche 
raf Fracht, liegegeld und sonstige Fordenmgen aoznnehmen ist Es erscheint 
daher trotz des dem Lagerhalter zustehenden gesetzlichen Pfandrechts, seihst 
in dem Fall, dass eine besondere Vereinbaruntr beziierlich der l.airerknsten nicht lare- 
troflfen ist. peboten, in den indossabelen Latrerschein eine Dostimninnfr wcpon der 
Lagerkosten aufzunehmen, oder doch auf die bezüglich derselben mit dem Einla^erer 
getroffene Vereinbarung oder den gesetzIichMi Ansprach hinzuweisen. Fehlt 
es am solchem Vorbehalt, so wttrde dem durch Indossament I^^itimirten Er- 
werber gegenSber das gesetzliche Pfandrecht nicht geltend gemacht werden 
krinnen, dagegen kann sicli der Erwerber nicht anf etwaiirc T'nkonntniss be- 
züfrlicli der H9he der Lajrerkosten bornfon, wenn ans dem La^ri rsi licin nur 
überhaupt zu ersehen war, dass dci' .\uslief(.'nni'^'- si-itcns des Lafrerhaltors die 
Verpflichtung zur Leistung der Lagerkosten gegenüber steht. Ist der iudossabele 
Lagerschein nicht weiter indosairt, so kum dem Einlagerer gegenfibor das 
^andreoht aosgedbt werden. 

' « v Soweit nun der l^timirte Erwerber sich die Geltendmachung des ge- 
setzlichen Pfandrechts seitens des Lagerhalters prefallon lassen muss, fragt es 
sich, in welcher Weise, abirosolion von der bei (jcltondniachung des Anspruchs 
anf Rückgewähr dem La^ceilialter zustehenden rM'ltfivhiiachung seines (iep:en- 
anspruchs, der Lagerhalter sein Yerkaufarecht ausüben kann. Wer zur Zeit 
Eigenthimer ist, ist, solange der Lagerschein nicht zwecks Entgegennahme 
des Lsgergnts dem Lagerhalter voigelegt wird, dem Lagerhalter unbekannt; 
eine Vermnthung, dass der Lagerschein sich noch in den Händen des Ein- 
lagerers als Berechtigter befindet, lilsst si<li rechtlich nicht begründen. Es 
wird daher, wenn es sicli um eine Verkaufsandrohung- handelt, der T.ap-er- 
halter nicht wissen, wem als Eif^entliUmer er die Androhung, sowie die siiiitcre 
Benachrichtigung zugehen lassen soll; sie ist daher im Sinne des B.U.D. 
$ 1284 yunthunUeh" und kann unterbleiben; die Frist von einem Monat oder 
einer Woche beaw. die erst Toreinbarte Frist iSuft daher vom Tage der 
fYerkaafsberechtignng, doch von F:illi*rkeit des entsprechenden Laf;erkosten- 
Anspruchs an. Denkbar wilre auch eine Zustellunfr der betrortenden Erklärung 
nach den für die öftentliche Zustellunfr einer Ladung geltenden Vorschriften 
der Civil-Process-Ordnung, B.U.D. § 132 Abs. 2. 

. Bezüglich des anf Inliaber gestellten Lagerscheins mass dasselbe gelten, 
wie bezüglich des indossabelen Lsgwschetns. 

Dauer des Pfandrechts. 

Das Pfandrecht besteht solange der Lasrerhaltcr das Gut im Besitze hat, 
insbesondere mittelst Kunuussements, Ladescheins oder Lagerscheins darüber 
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yerfttgen kann. H. G.B. § 421. Die gleiche Bestbuminig c^t lieztiglich der 
Dauer Am HiudreclitB des KommissioiiSrs H.G.B. § 897 nnd des Spediteurt 

H.G.B. § 410, wiiliroiid das Pfandrecht des Frachtführers nach H.G.B. § 140 
Abs. 3 nach der Abliefernnp: an den Empfänfcer fortdauert, sofern der Fraclit- 
führer en binnen drei Tatren narh der Abliefertinfr preriditliili L-^tdtend macht 
und das Gut noch im Desitze des Empfängers ist ( übereinst iuuiund das Pfand- 
recht des Verfrachters im Seefrachtverkehr, doch ist s^tatt der Frist von 3 
Tkgen eine Frist von 30 Tagen eingerftomt H.G.B. § 623). 

"WlOirend nadi Bfüigerlidieni Gesetsebncli nidit jeder Besitzverlnst anoli 
den Verlast des Ffemdrechts bewirlct, vielmelir das Pfandrecht nnr hei den in 
§ 1253 ff. her\'orgehobenen Füllen erlischt, {reht das pe.setÄliche Pfandrecht 
des Kommissionilrs. i^iioditeurs und lia^'erhaUers dnicli Be^itzverlnst oder Be- 
sitzauf::al»i' rnitpr. 1 >o< li ist dabei zu bei ücksirbtii;en, dass nacli B. G. B. § 854 ff. 
aucli dem rtundj^liuibiger der gesetzliche Besitzschutz gewiilirt wird; vermag 
der Pfaa^lftnbiger also den ihm viderreditlieh entzogenen Bedts wieder m 
erlangen, so I4bt mit dem Besits anch sein (gesetelidies) Pfandrecht wieder 
auf, TorhelialtUch der etwa inzwischen an dem Pfandgegenstande hegrfindeten 
Rechte Dritter. Es entspricht den sonstip:en Bestimmungen des B.G.B, im 
Abschnitt vom Besitz, dass der La^rerhalter den Besitz auch durch Andere, 
die ihm fretrenlibor auf Zeit zum Uesitze bereditifrt oder veriitliclitet sind, aus- 
üben kann ü.G.B. § 8Ö8; zu diesen „Anderen'", die als unmittelbare Besitzer 
für den Lagerhalter besitzen können, gehören der SeesclüHer, auf Grnnd des 
im Besitz des Lagerhalters heflndlichen Konnossements, der FrachtfBhrer 
auf Grand des Ladeschdns, ein anderer Lagerhalter auf Grund des Lager- 
scheins. Es findet sich dann ein mehrfacher Besitz, bei dem lio Zaiil der 
melii*fachen Besitzer begriftlieh nicht beschrilnkt ist. Hat z. B. der Lap^er- 
halter ein ihm vom Einlaprorer übcrtrcbcnes Konnossement einem S|iediteur 
zwecks EmpfanL'nahme des (iiits iiliciiicben, so ist bis zum Zeitpunkt der 
Auslieferung des Guts an den Spediteur der Schiffer unmittelbarer Besitzer; 
Spediteur, Lagerhalter, Einlagerer dagegen mittelbarer Besttzer; so kGnnen 
denn anch verschiedene gesetzlicfae Pfandrechte mit versdiiedenem Bange an 
demselben Gate gldehzdtig bestehen, das des Schiffers, des Spediteurs, des 
Lagerhalters. Bezüglich der dinglichen Wlrkunpren vertrleiche in Ansehung 
des Konossements H.(r. B. § (147. des Ladcsclicins H.G.B. §447, des Lager- 
scheins H.G.B. § 424 und das oben 83 Ausgeführte. 

üeber den Bang der verschiedenen gesetzliehen Pfandrechte findet sich 
eine Bestimmang im H.G.B. § 443. Unter den durch die Versendung oder 
die Befbrderung des Gutes entstandenen Pfandrediten geht das später ent- 
standene dem früher entstandenen vor; diese — durch Versendung und Be- 
f5rderung entstandenen Pfandre<lite haben silnimtlich den Vorrang vor dem 
nicht aus der Versendung entstandenen Pfandrechte des KommissionUrs und 
des Lagerhalters sowie vor dem Pfandrechte des Spedit«nirs und des Fracht- 
führers für Yursi lüisse. — Hat ein Latrerhalter als Absender mit einem Fracht- 
führer einen Frachtvertrag geschlossen, so steht ihm das in § 433 U.G.B. 
nUber geregelte beschrllnkte Verfügungsrecht dem Frachtführer gegenüber zu. 
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Auch aduge dieses YerfBgiuigsreeht mit Erfolg gdtend gemacht werden kann, 
danert das Pfandrecht des Lagerhalters fort. 

IX. Rüc knall nie des Gutes. ' 

Für die Dauer der Lagerzeit int zuniiclist die zwischen Einlagerer und 
Lagerhalter getroffene Vereinbarung massgebend. ■ 

Der Lagerbalter ist Terpfliehtet, «Bhrend der vereinbarten Lagerzelt das 
Gut zu lagern und aafsahewahren; er kann, ide H.G.B. §422 sagt, nicht 
verlangen, dasa der Efadagerer das Ont vor 6m. AUanf der bedungenen 
Lagerzeit zurficknelmie. Ist eine Lagerzeit nicht bedungen, so kann er nicht 
verUmgreu, da<;s der Einlagerer das Gut vor dem Ablaufe von drei Monaten 
nach der Einlieferung zurücknehme. ,^ 

Der Einlagerer hat indes» nicht die Verpflichtung, das Gut dem Lager- 
ludter während der Vertragszeit oder während des an deren Stelle tretenden 
Ztitranmes zn belassen; vielmehr steht ihm das Becfat zn, jederzeit die Bflck> 
gttwSiir zn verlangen, B.G.B. § 695, wenn nicht etwa ein Anderes bezüglich 
der Vergiitang vereinbart ist, ist das bednngene oder ortsübliche Lagergeld 
nnr während der thatsSlchlichen Latrerzeit zu aitoichten H.G.Ii. § 699 Abs. 2. . i 

I>ie Bestimmung des T5,G.B, §099 Abs. 2 geht dahin: .Emliirt die Auf- ( 
biwalirung vor dem Ablautr der !iir sie bej^tinimten Zeit, so kann der Ver- 
wahrci einen seinen bisherigen Leistungen entsprechenden Theil der Vergütung \ 
verlangen, sofran nicht ans der Yerdnbamng ttber die Vergütung sich ein 
Anderes erj^bt". Diese Bestimmong enthalt, wie nicht zu leugnen, eine ^ 
Hirte für den Lagerhalter, der vielleicht auf Grand des fOr einen Ungwen ^ 
Zeitraum abgesehlossenen Vertrages den Abschlnss anderweitiger Lagerver- \ 
trSge wegen zu befürchtenden Lagerraum-Mangels almflelint hat. Aber es 
lässt sich andererseits nicht verkennen, dass die für den KaiUiuann so wohl- ; 
thätige Einrichtung des Lagergewerbes, die ilrni die Möglichkeit giebt, einen ] 
günstigen Zeitpunkt für die Geschäftsabsclilüsse fiber die ihm gehörigen 
Waaren abznwarten, in hohem Hasse beeinträchtigt sein würde, wenn auf der 
Waare mit Bftcksicht auf den abgeschlossenen Lagervertrag fttr einen ISageren 
Z^tranm berechnete Lagerkosten ruhen würden. Da das Gesetz dem Lager- 
halter die Möglichkeit gewilhrt, durch Vereinbarung diese nachtheilige Wirkung \ 
vorzeitiger Rücknahme auszu<(liliessen, sn licjirt es an ihm, ob er es seinem ^ 
geschäftli(h( ti Interesse entsprechend lindet, solche besondere ihn schützende 
Vereinbarung zu treüen. 

Als weitere Folge würde setai, dass, wenn trotz ahgescUoesenen Lager- 
vertrages die ESnlagerong gInzUch unterbleibt, gar kein Lagergeld zn ent- 
richten ist. An diesen Fall bat der Gesetzgeber ersichtlich nicht gedacht. 
Die Entscheidung mnss aber anders ausfallen. Tritt der Zeitpunkt, an dem 
die Einlagerung vertragsm.tssig geschehen soll, ein, so mnss es bezüglich des 
Anspruchs auf Lagerireld, sofern der Lagerhalter nicht im Verzuge ist, feradt; I 
so gelten, als wenn das Gut eingelagert wäre, denn der Lagerhalter bleibt | 
gebunden. Es würde daher einer Erklftrung des £Iinlagerers bedürfen, dass ^ 
er auf seine Bechte ans dem abgeschlossenen Lagervertrag verzichte, oder 
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nicht mehr einlagern wolle. Dieser ErUlmiig wflrde der Bftckmhme des 
tfastsichlieh nicht eingelagerten Gutes gleichstehen und bis zn diesem Zdt- 

pnnktc würde LeiBtung des Lagergeldes zn beankSpmcheD sein. Anch diese 

Mög-lichkeit kann durch Vcreinbarunf? anders geregelt sein, sei es das» der 
Lagerhalter in diesem Falle nichts oder doch weniger, als bei thatsächlicher 
Lagerung, oder mehr, als auf den entsprechenden Zeitraum entfallen würde, 
zu beanspruchen hat. 

Dem Schntae des Elnlagerers dienen noch die Vorschriften, die E,Q.B, 
§ 482 Abs. 1 in Satz 8 trifft 1. Ist die Lagenselt nicht bednngen, so kann 
der Lagerhalter die Bttcknahme nur nach voi^^biigiger Ettndigang nnter Ein- 
haltung einer Kündigungsfrist von einem Monate verlangen. 2. Das Gleiche 
gilt, wenn die bedungene Lagerzeit zwar abgelaufen ist, aber der Lager- 
halter nach ihrem Ablauf das Gut auf dem Lager behalt. 

Die unter 1 er>\älmte Beätimmung führt daliin, dass, wenn nach Satz 1 
der Einlagerer ein Beeht hat^ auf eine Lagerzeit von mindestens drei Monaten, 
der Einlagerer, der diese Frist n^cht ertheilen will, spitestens am leisten 
Tage des zweiten Honats kündigen mnss. Da indessen der Lagerrertnig 
nicht v^Uirend einer bestimmten Frist fortdauert, so kann sofern dem Ein- 
lagerer nur eine Gesammtlagerzeit von min'lfstpns drei Monaten gelassen ist, 
jeder Zeit auf einen holielii^^en Tag ireküiuiigt werden, der mindestens durch 
Frist eines Monats von dem Kündigungstage getrennt ist. 

Aber der Pflicht des Lagerhalters, dem Einlagerer die Lagerung bis zu 
dem durch Kündigung festgesetzten Zeitpunkte zn gewahren, entspricht nicht 
die Pflicht des Einlagerers, bis zn diesem Zeitpunkte Lagergeld zu zahlen. 
Er hat vielmehr das Recht, obwohl er seinerseits nicht gekündigt bat, schon 
zn einem früheren Zeitpunkte (iurch Zurücknahme des Guts anch den Anspruch 
anf I.airergeld zu Ende zu hrintren. Das Gesetz bezweckt nur eine Schutz- 
bestimimnig für den Einhigerer, setzt aber kciuo von ihm einzuhaltemle Kiimli- 
gungstrist fest, und dalier kann er, soweit nicht bestimmte Vereinbarungen 
entgegenstehn, darch Vendclit anf das ihm mstebeiide Becht andi die diesem 
Rechte entsprechenden Verbindlichkeiten bMchritaiken. Die nnter 8 erwihnte 
Besthnmnng giebt zn dar Frage Veranlassung: Was heisst das; der Lager- 
halter behalt das Gut anf dem Lager nach Ablauf der bedungenen Lagenrit? 
.Behalten" ist etwas rein Thatsilchlichcs, das um Rechtswirknngen hervor- 
zubringen, eine Willenserklilrung, wenn aucli nicht nothwendig eine aus- 
drückliche, voraussetzt. Das B.G.B, bestimnit in §151: ein Vertrag kommt 
durch die Annahme des Antrages zu Stande, ohne dass die Annahme dem 
Antragmden gegenflber erklftrt zn werden braucht, wenn eine solche ErUir 
rung nach der Verkehrssitte nicht zn erwarten ist^ oder der Antragende anf 
sie verzichtet hat". Kann aber anch der Antrag des Einlagerers, der Lager- 
halter möge das Gut trotz Ablauf der Lagerzeit nocli unter den vereinbarten 
Bedingungen behalten, stillschweigend erklHrt werden V Das ist anzunehmen, 
tind zwar würde sich ein solcher Antrag daraus ergeben, dass der Einlagerer 
trotz Ablauf der Lagerzeit nicht zurücknimmt, die Annahme des Antrags durch 
den Lagerhalter aber wttrde darin zn erbUcken sein, dass er die Mcknahme nicht 
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Terlaogt, auch nielit etwa Sdluitte'13mt| um das flun sEnstohaide Ffradrecht 
durch Vantelgwnig m TerwirUiehen, also die Ändrohuig des Verkaufs, wenn 
solche tiutiilicli ist, unterlasset. Das lies^e aich wohl als Sinn des Gesetzes 
annehmen. Aber in welcliem Zeltpunkt kommt diese still s^^hweio^ende oder 
aus der Tliatsa« iip des Belialtcns sicli ergebende Fristverlängerung zu Stande? 
Liegt in dem blossen Behalten die Abgabe einer Willenserklärung, wollte aber 
der Lafethelter eine Erkl&nuig dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben, so 
kann nnd muss er die ErkUnng anfechten, mid «war durch ErkUnmg gegen- 
fiber dem Einlagerer; er nnias aber dem Eünlagerer die Erkllnag uiTersBglieh 
d. b. ohne schnldhaftos VeraDgem abgeben §§ 119, 123, 121 B.G.B. Aach 
hier wird man sagen müssen; der Lai;erha1ter wird aof mindestens einen 
weiteren Monat gebunden, der Einlageier nicht. 

Die Bindung des Lagerbalters, ulme dass stets eine entsprechende Bin- 
ding des Einlagerers vorHegt» ist gastliche Regel; deeh isäst das Gesetz 
eine Ananafame zu im § 482 Abs. 2 H.O.B. Der Lagerhalter ist berechtigt, 
die Rücluiahme des Gnies vor don Ablaufe der Lagerzeit nnd olme Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zu verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Das 
Gleiche bestimmt B.G.B. § 696, Abs. 2 für den Verwahrer, .\plmliohe Be- 
stimmungen, nach denen KechtsvorliiUtnissp, die auf lllngere Zeit eingoirangen 
ünd, vorzeitig beendigt werden können „wenn ein wichtiger Grund vorliegt", 
Huden sich an den Tcrsehiedensten Stelleii des B.O.B. wie des H.O.B. Die 
Denksduift nennt als Beisitol, mam das Gut sich als gefthrlieh flir andere 
Waaren erweist. Es wird allgemein angenommen werden können, dass eine 
vorzeitigfc Aufhebung von dem Lagerhalter verlangt werden kann, wenn die 
V((ranssetznngen, von welchen der Lagerhalter bei Abschluss des Lager^-er- 
trages nach der Verkehrsauf hebung ausgeiien durfte, niclit mehr vorliegen. 
Dazu gehören: 1. wie die Denkschrift angiebt, dass der Zustand des Gutes 
flbr andere Waaren sich als gefUtrlich erweist; 2. dass in Folge Entwerthnng 
des Gates ohne Vorliegen eines yon dem Lsgeihalter an Tertretenden üm- 
Standes der Werth des Gutes dem Lagerhalter keine genügende Sicherheit ffir 
seinen Anspruch auf die Lagerkosten gewiiln-t; 3. dass in Fulgo von nicht 
von dem Lagerhalter vorauszusehenden rmstilnden er niclit in der Lage ist, 
das Gut mit Sicherheit und ohne seinen eigenen Nachtlieil zu bewaliren"*). 
SehwierigkelteiL bereitet die Frage, wie sieh der Lagerhalter zu verhalten hat, 
wenn dn Lagersehein ansgeatellt ist Dass dem Beehtsnadifolger des nr^ 
sprtnglichen Einlagerers die gleichen Rechte svstehen mfissen, wie dem ESn- 
lagerer selbst, bedarf keiner AnsfQhrnng. Aber wem hat der Legwrhalter die 
Erklärung, dass er den Lagervertrag kündige oder das? er wegen Vorliegen 
eines wichtigen Grundes die vorzeitige Küi kTinlimp verlange, abzugeben? Bei 
Vorliegen eines Naiuens-Lagerscheins wird mau annehmen müssen, dass, solange 



'j Das Gesetz lüsst die Ausl^ng hier oinigermassen im Stieb; die hier gegebene 
vül mir ein Verandi sein. 

^) So auf Grund der Bestimmung d( s (^osterreidiisohen A B.Q.B. § 962 a Canstein, 
Irtiirbttch dee Oesterr. Handelsrechts Jid. 2 ä. 348. 
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der Lagerhalter die Abtretnnij nicht ktniit, nach § 407 B.G.B. <lcr Erwerber 
die dem ürs])rün{rlichen Einhigercr zntrcirantrcne Erklärnnpr geiren sich gelten 
lassen muss. Und da auch in der zu Zwecken der Uebertragimg des ding- 
lidien mid penSnlidieii Anspracha erfolgoideii üebergabe des liibaheT-lMgw- 
achdns mid det indosairten Order-Lagerachnns eine Abteetimg gaftmden werden 
mnsa» mnas das Oleiehe von diesen Lagerschemen gelten. Sache des Er- 
werbers ist es, sich Tertragrsroitsaig der Benachrichtigong beziipriich der dem 
Einlagerer zugegangenen Erkliirnng von dem VeriUij^serer znsiciiern zu lassen, 
sofern er nicht Muziekt, dem Lagerhalter von dem Uebergang der Kechte 
Kenntuiss zu geben. 

X. Verjährung. 

Der $488 H.G.B. hestinunt: .Anf die Verj&hrang der Ansprflche gegen 
den Lagerhalter wegen Verlnstes, liDndenuig, BeschSdlgmig oder ▼erspiteter 
Abliefenmg des Gutes finden die Vorschriften des § 414 entsprediende An- 
wendung. Im Falle des gftnzlichen Verlustes beginnt die Vnjllining mit dem 
Ablaufe de>« Pages, an welchem der Lagerhalter dem Einlagerer Anzeige von 
dem Verluste maclit". 

Der §111 lautet Abs. 1 : .Die Anspriirlie gciron den Sjiediteur wegen 
Verlustes, Minderung, Beschädigung oder verspäteter Ablieferung des Ciutes 
▼erjlhren in einem Jahre. Die VwjShrangsfHst Icann durch Vertrag verlängert 
werden". 

Abs. 3: «Die Verjibmng beginnt im Falle der Beschldignng oder Hinde- 
rung mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die Ablieferang stattgefunden 

hat, im Falle des Verlustes oder der verspäteten Ablieferung mit dem Ab- 
laufe des TaL-^os, an welchem die Ablieferung hHtte bewirkt sein müssen". 

Abs. 3: regelt die Möglichkeit einer Aufrechnung nach Vollendung der 
Verjährung. 

Abs. 4: schliesBt die kurze Verjährung aus, wenn der Spediteur den Ver* 
Inst, die Mindening, die Beschädigung oder die verspätete Ablieferung des 
Gutes Torsitzlich hetbeigefilhrt hat. 

Der § 414 H.G.B. ist vom Verfasser in seiner Abhandlnng: Da.s Spedi- 
tionsgeschäft des nenen Deutschen Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 1897 
(Eisenliahnrcchtlicho f^ntscheidungen und .\bhandlungen, Zeitschrift für Eisen- 
bahnrecht, Bd. XIV 8. 284 — 286) erörtert worden : es darf auf diese Abhand- 
lung sowie auf die Behandlung der entsprechenden Bestimmung des Art. '686 
A.D. H. G.B. in „ Recht der Spedition" S. 434 — 445 verwiesen werden. Die 
einzige Abweichung der Bestimmung des § 423 Ton der des § 414 liegt darin, 
dass im Falle gftnzlicben Verlustes die Frist erst mit dem Ablaufe des 
Tages an zu laufen beginnt, an welchem der Lagerhalter dem Einlagerer An- 
zeige von dem Verluste gemacht hat. 

Dagegen wurde im Falle eines nur theihveisen Verlustes der Beginn der 
Frist zu laufen be-jinnen mit dein .\blaufe des Tage.s, an welchem die .Ab- 
lieferung hätte bewirkt sein nüissen. Diese Bestimmung, die bei dem Spedi- 
tionsgeschäft dahin auszulegen ist, dass die vertragsmässige oder sonst bei 
ordnungsmftssiger GeschXftsbesorgung erforderliche Zeit verstrichen sein muss, 
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ist für das Lagoritrescliftft nicht ohne Weiteres klar: Dem Wesen des Spedi- 
tionsgeschäfts entspricht die Ablieferung an den bestimmten Empfänger al« 
eigentlicher Vertragsinhalt; bei dem Lagergeschäft dagegen ist der eigentliche 
Vertragsinhalt die Aufbewahrung. Man wird sagen müssen: der Lagerhalter 
hat abzuliefern, oder genauer, zurückzugeben, .sobald .der Einlagerer, oder sein 
Rechtsnachfolger fordert; haften aber Lagerkosten und besteht mithin ein ge- 
setzliches Pfandrecht, oder ein vertragsmilssiges Pfandrecht oder ein Zurück- 
behaltungsrecht, 80 mus8 der Lagerhalter nur gegen Leistung des ihm Ge- 
schuldeten zurückgeben. Das Abüefernmüssen füllt also mit dem Zeitpunkt 
zusammen, in dem der Lagerhalter in Verzug gerKth. Hat der Einlagerer 
oder ein späterer Erwerbei' das Lagergut von dem Lagerhalter als Erfüllung 
der dem Lagerobliegenden Verbindlichkeiten zurückgenommen , so kann er 
einen theilweisen Verlust zwar auch ohne Vorbehalt bei der Rücknahme 
geltend raachen, doch trifft ihn nach B.G.B. § 363 die Beweislast, wenn er 
die UnvoUstilndigkeit behauptet. 
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öffentlichen Arbeiten. Jahrg. 1878 -1900. Berlin. Julius Springer. 

Das Archiv für Eisenbahnwesen ist in seinen ersten drei Jahrgängen (1878—1880) 
als Anlage m dem Frenss. Eisenbabn-Verordnnngsblatt erschienen und sodann ge* 
trennt davon als selbständige Zeitschrift, kann also mit dem Si hlnsse des Jahres 
19(X) in dieser (iestalt auf ein 20jalirit^( S bestellen zurückblicken. Von kleinen An- 
fängen hat es sich den grossartigen Fortschritten der Eisenbahnen folgend in diesem 
^eitraume unter überaas erfahrener nnd mvstergiltiger Lntiuig sn ^Aer der ange- 
M^iensten, henrom^endsten und umfassendsten Zeitschriften auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens emporgescbwongen und seine Aufgabe, die Entwi( k1uni^ der Theorie 
und Pra.xi8 in allen Zweigen des Kisenbabnwescns — mit Ausnahme der rein tech- 
nischen — darzustellen und zu 1 ordern, in glänzender und vorzüglicher Weise gelöst. 
Es gilt dies idc&t alkin fir die Eisenbah&gefldiidite, die Eisoibahn-Nationalökonomie, 
Statistik, Organisation und Terwaltung, sondern auch fttr das Eisenbahnrecht Auf 
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alten diesen Oei»ieten hat das AieUv dnrdi sahbeidie Abhandlungen, Zoflammen- 

stellungen und Besprechangen sowie durch eine vollständige Wiedergabe der Gesetz- 
gebung und Literatur des In- und Auslandes von der Hand bedeutender und sach- 
kundiger Kräfte in hohem Grade belehrend und anregend gewirkt. Baum und Zweck 
nnaerer Zeitsdirift gcstattoi ea iwar niditi anf EinaeUuiten iddier einzugchen. Aber 
«rir werden nach wie tot daiatf Bedacht Mhaan, die dai Biaenbahnrecht betreffenden 
wichtigen AUiandhmgen und Hittheihingen dei AnhivB hier besonders hervorzuheben. 

Dr. Eger, BerUtt. 

mohie. Kailroad cases, American and English. Bd. 14. lö. Northjwrt lüüO. 
Sammlnng der im Jahre 1899 anf dem Gebiete dea Eisenhahnwesens Unansgegebenen 

Normalioi nnd Kmistilntifnrknnden, aowie Voriconnessionea. Bearb^tet vom Statist. 

Depart im k. k. Eiseob.- Hinist. Wien 1900. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Das Recht. Jiundschau für den deutschen .iuristenstand. herausgegeben von Kr. Iis. I'h. 
SoergeL Jahrgang I— IV 1897^1900. Hannover, Uelwing'sche Verlagsbuchhandlung. 

IMe Zeitschrift, wekhe sich in ihren «rsten drei Jahrgingen, anf die kritische 
Besprechung der juristischen Literatur beschränkte, hat im vierten Jahrgange ihr 
Programm wesentlich erweitert und insbesondere auf die Aufnahme von Abhand- 
inngen aus allen Gebieten des Reichsrcchts unter besonderer Berücksichtigung der 
BedOrfnisse der Praxis, Kritik TOii Qesetseaentwflrfen, ReforniTorschl&ge mr Gesets- 
gebang, Bespiedinng der Interessen des Jnristenstaades, wichtige Entsebeidnngen 
zur Auslegung des bärgerlichen Rechts ausgedehnt. Diese Erweiterung hat den 
Werth der Zeitsrhrift ausserordentlich gehoben. Man kann, wenn man die Zahl, die 
Mannigfaltigkeit, sowie den gediegenen Inhalt der neuerdings aufgenommenen Ab- 
liandlungen nnd Avfo&tae bwrarragender Juristen in Betradit nidit, mit ToHon 
Rechte l>ehanpten, dass sieh die Zdtsdirif t d«i besten ihrer Art in Deutschland wflrdig 
anreiht und einem wirklichen Bedürfnisse entspricht. Ihre Lektüre kann daher allen, 
welche sich für die Fortschritte unseres Bechtsweseos interessiren, warm empfohlen 
werden. 

Deittohe Jiriitiii>2tltng. Herausgegeben Ton Dr. P. Laband, Dr. M. Stenglein, 
Dr. H. Staub. IV. u. V. Jahrg. Berlhi. 1899, 1900L Otto Idebmann. 

Bereits im Band 14 S. 371 f. dieser Zeitschrift ist auf die grosse Be- 
deutung hingewiesen worden, welche die Deutsche Juristen-Zeitung für die 
Entwicldnng unseres Kcchtslebens gewonnen hat; insbesondere auf die Sorgfalt, 
mit der auch die einseinen Zweige des Yerkehrsrechts hehanddt werden. Es sden 
hier Twmdunlidi die tEdFlich«! Aufsfttze yon FSrtsch über Handelsgeschtfte (m S. 179 
Us 18S: Speditions-. Lager- und Frachtgeschäft), Laband, Bedeutung des neuen 11. G.B. 
fBr das öffentliche Re<ht III S. ;W4 f. Eisenbahnrecht). Baron und Ortmann (Ent- 
schftdigung der Privatpostaustalten: III 8.162, IV 8.93), Meili (Rechtliche Unver- 
antwortlichkeit der StaatstelegrapheuTerwaltang (II S. 119), Sievers (Aenderungen des 
R. H. O. B. im Seeredit n 8. 289), Fnld (Haftung der Schlaf wagengesellsohaften Y S. 227) 
u. a. hen'orgehiiben Aiwh diejenigen, welche sich mit dem Vorkehrsrecht beschäftigen, 
haben daher vollen Aiilassi. ihre stete Aufmerksamkeit den ausgezeichneten Ver- 
öffentlichungen der Deutschen Juristeu-Zeitung zuzuwenden. Dr. Eger, Berlin. 
RlessnfsM, Dr. C. E., Oerichtsassessor und Handelskammersjndikns. Breslaner Han« 
delsgebrüuche. Cutachten der Handelskammer zu Breslau über (tewohnheitcn und 
Gebrauche im Handelsverkehr, l'.i. sl ai 1!MM). J. U. Kern's Verlag (Max Müller). 

Bei Weitem die grösstc Zahl der unsere Uericbte bescbMtigenden Kecbtsstreitig- 
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kdtcn dtdit sidi nicht tun den Inhalt geietsltdier YoisdirlflMi, sondem nm die 
Frage, velehe dieser Vorschriften auf den konkreten Fall Anwendung n Inden hat, 

und die Beantwortung dieser Frage hängt zumeist davon ab, welche Auslegung 
Handlungen und rntcrliissuntron dor Bethoiligton zu i;rli<n, wie der inivullltonimene 
Ansdnick der W illensnieinung bei ihnen zu ergänzen ist. Die moderne Recbts- 
irissenidialt hat ein objektives Moment für die Beantwortong dieser Fragen anf- 
gestellt, sie hat den Begriff von Treu nnd Olanben in Besifllnu^ gesetit an der Ver- 
kehrssitte, zu der Anschauung der socialen Schiclitcn. wclrhcn die Proccssparteicn 
ani.'ch(iren. wie sie in den (ifsrhäften df-r din Stnit bildenden Art im praktischen 
Leben zu Tage treten. Unsere neuen Ciesetze nehmen deshalb auf die Verkehrssitte, 
anf die im Verkdir liensehaiden Gewohidieitai nnd Oehritaiche als erglnaende Bedits- 
qneUe fir die Anslegnng von Handhuigen nnd Unterlassungen wie fflr die Bemessung 
desUmfan^rs der Leistung Bezug (vgl. B.G.B. l.'T und 242. H.G.B. § .^4R). Damit 
ist die Wichtigkeit, die Verkehrssitte kennen zu lernen, dargethan. snwdil für die 
im Gesc-häftäverkehr Stehenden, um ihr Verhalten dementsprechend einzurichten, als 
ancii für die entsehddenden Gerichte, nm im Zweifel die Urthcilsnorm ans dieser 
Verkehrssitte zu entnehmen. Besonders gilt das für den HandclsTerkdir, in wddiem 
von jeher in erheblichem Umfange anf die Cebriiuche und (iewohnln if < n zurOck- 
peifi iftcn werden musste, weil er schon der Zeiter.sparniss halber sii h kurz l'asst. 
Vieles als selbstverständlich ansehend, was sich dann hinterher als streitig und 
dnrchans nicht sweifebfrei heravsstellt Von jeher haben sich daher die Geridite 
ttber die Im Handel herrschenden (iebräuchc zu unterrichten Veranlassung gehabt, 
nnd wenn auch durch die seit dem 1. Januar d. .1. in Kraft getretene «Jesetz^reliiiiit; 
diesen (iebrinK lien die P.edeiitun^ einer (Tewohnheitsrechtstjuelle im eigentli( lien .Sinne 
entzogen ist, su konuneu sie doch, wie oben dargethan, als gesetzliche Ausleguogs- 
regdn fflr die Handlungen und Unterlassungen der Kanileute nach wie vor in Be- 
tracht. Die Kenntnisse der Handelstrebriinche nun schupfen die Gericht' \ nru i,-:end 
aus den gutachtlichen Bekundunueii <l r itltirjellen Handelsvertretuniren, di r lJ;mdels- 
kammern und ihnen gleichgestellten Korporationen. Im Laufe der .lalire hat sich 
bei diesen Behörden an den Brennpunkten des Geschäftsverkehrs naturgemäss eüi 
reichliches Ifaitwial soldier Begutachtungen angesammelt, nnd es war ein glflddlcher 
riedanke. dass einige der grösseren Handelsvertretungen den BesdilnSB fassten, dieses 
Material sichten zu lassen und der Oeffentlichkeit zu Ubergeben. 

Für die HandeLskammer zu Breslau bot den äusseren Anlass. in dieser Richtung 
vorzugehen, ihr fünfzigjähriges Bestehen. Die Art, wie der jaristische Syndikus 
der Handelskammer, Dr. Conrad Emst BiesnifeM, die Ihm gestellte Aufgabe gelQst 
hat, gestalte die Salomlung In der That au dner ebenso gediegenen wie erfrenUdien 

und vornehmen .Tubiläumsgabe. Riesenfeld, dessen gründliche Kenntniss der Theorie 
und Praxis des Handelsrechts ans seinen zahlrei<hen l'iiMikafionen ebenso bekannt 
ist, wie sein juristischer Scharfsinn, hat mit nicht genug anzuerkennender Gründ- 
lichkeit den Stoff gesichtet und dnrdigearl)dtet^ ihn systematisch geordnet, anf sein 
Verhftltniss zu Gesetagebnng, Bechtsprechnng und su den anderweitig bekundetoi 
Handelsgebräuchen anderer Bezirke geprüft und in den beigefügten Anmerkungen 
eine Arbeit von hervorragendem wissenschaftlichem Werthe geliefert. Mit vollem 
Rechte hat der Herausgeber sich bei dieser Bearbeitung, wo es erforderlich erschien, 
auch dar Kritik nicht enthalten (vgl. a. B. Anm. 94 S. 63 betr. das Gutachten vom 
28. März 1894, welches ans der Vereinbarung „ franco Breslau " den Erfttllungsort 
bezüglich der Ablieferung der Waare nach Quantität und Qualität herleiten wollte. 
Vgl. dagegeu Gutachten Nr. ö2U t>. 160j. Durch die eingebende Berücksichtigung der 
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pvblixirt«! ÜMmom aiu Um fie^ken Onralii, Sehweidnits, Berlin, Fnnkftut a. 0., 
Magdeburg, Bromberg ist rielfaeh wof das Bestehen allgemeiner Handelsgebrftmdie 

ein Rückschluss ticstattot, auch wenn rias mitj^fthoilto Gutachten zuniiclist nur den 
Breslauer Bezirk im Auge hatte. DaduiTh gewinnt das Werk als t^uelli- für weitere 
Geschäftskreise suwuh), als auch lUr die (Jommentaturen des üaudelsgesetzbucbs und 
die Bemitnuig in der Bechtspreclrang eriieblieh an Bedentnng. Die treffUche Ein> 

leifiiiiL; ist der rechtlichen und wirtbscbaftlicben Bedeutung der Handelsgebräucbe 
gewidmet, wobei insbesondere die Veränderung des Ki ditsziistand» s durch das In- 
krafttreten des Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 1897 behandLlt wird. 

Für die Leser dieser Zeitschrift kommen in erster Linie die das Speditions- und 
Fraehtgeschftft behandelnden Abschnitte III and IV des (handelsrechUicbeu) ersten 
Hanptotildcs in Betracht. Anch hier gestattet das inswiiwhen erfolgte Ersdieinen 

des zweiten Heftes der (iutarbten der Ältesten der Kaufmannschaft von Berlin, 
welches Riesenfrld hv\ der Arbeit noch nicht vorlag, eine Vergleichung der Breslauer 
mit den Berliner Gebräuchen. Während z. B. nach Breslauer Uandclsgebrauch der 
Spediteur nnr die Vearpflichtung hat, das angerollte Gut abzaladea, aicjit almr dasselbe 
nach dem Lagerranm des Empftagers m schaffen (Nr. 660 S. 199), gilt swar nach 
Berliner Usance die Haftpflicht des Spediteurs für angekonutteae (TÜter ebenfalls 
als beendet, sobald diescll)en dem Empfänger vor seinem Hanse znr Ahnahme bereit 
gestellt sind, dagegen gilt der KoUkutscber als verpdicbtet, alle ihrem Umfange nach 
dnroh ebum Ifaim sa transportirvndea Fraohtsttteke hb so daem OcwfaditB von Je 
60 Knogramm in höhere Etagoi, Keller, nach H<tfen o. s. w. ahnitragen. Geg«n- 
Itinde aber, die mit BQcksicht auf ihren Umfang, ihr (rewicht oder wegen der Noth- 
wendigkeit einer besonders sachgemässen Behandlung sich zur Absetzung seitens des 
Kutschers nicht eignen (z. B. Weinfässer, Maschinen, Ballons), gelten als Ubergeben, 
wenn aie dem Empfänger vor seinem Hanse auf dem RoUwagen rar Verfügung gestellt 
Bind. Bs hat langer Veiliaadinngen swiiohen den ^editenren und den Interessenten 
am Empfange der Ladung bedurft, um die Präcisirung dieses Bi-rlincr Hrtsgebraucbs 
festzulegen. Damit widerlegt sich am Besten das gerintrs' liätzit-'c Urtheil des Reichs- 
tagsubgeordneten Basscrmann über die Liutachtcn kauluiaunischer Körperschaften 
Uber Handdsgcüwinche, welches, wie Biesenfeld (S. XI, VI) mit Recht bemerkt, ein 
»erstaiinUiclies Mass von Unkenntniss der thatsüchliclisn' Verhältnisse" verräth. Leider 
müsse n wir uns an ein solches Ix i iins( n n Volksvertretern bei dem sinkenden Niveau 
des prirlamentarischen Lelicns mehr und imhr gewöhnen. Desto wichtiger ist es. die 
vox populi in den Äeusserungen der Verkehrssittc aufzusuchen, durch die es ihr oft 
aOgÜch wird, die Wssgebnrten der Gesetzgebung lebensflMg an machen. Beruht 
nicht gerade ein wesentlicher Grund für die UnTe^ftngllehkeit der Pandekten darin, 
dass sie nicht abstrakte An<»rdnungen enthalten, sondern praktisch«- Kerhtsfällc. wie 
sie die Fülle eines hochentwickelttn Geschäftsverkehrs darbot? \\'enn unsere Kechts- 
wissenschaft das trockene Gerippe des (.Tcsetzcsschemas dadurch mit Fleisch und 
Blnt zn umgeben versteht, dass sie ihm ans dem m immer grosserer O^entUdikeit 
gclangenddi "\I:iti ri;»l der Bechtsiirecbung die entsprechenden Knt Scheidungen beifügt, 
80 wird sie aurli an ilem kräftig pulsirenden (ieschäftsvtrkelir und seinen in Handels- 
gebräuchcn zu Tage tretenden Äeusserungen nicht stillschweigend vorübergehen 
dürfen Mit Freude ist es daher zu bcgrüssen, dass die Conunentarliteratnr — in 
erster Linie Stanlie ansgeselchnetes Haadelsgesetshnoh » die pubUcirten Haadds- 
gebrftuche eingehend berücksichtigt. Es wird das um so mebr geschehen w> nn 
dieses Material in so gediegener, übersic-htlicher Korni. in so gründlich durch- 
gearbeiteter Aj-t dargeboten wird, wie es bei den Breslauer Handelsgebräucben der 
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Fall i9t. Man kami daher nidr wUnsdieii, dass die in Avsiioht geeteliteB Nadrtrige 

sich in jeder Beziehung der Hauptpablikation würdig anreihen mö^cn. Solange sie 
in die Hand des bishi riiini Bearbeiters gegeben aind, ist an der Erfällang dieses 
Wunsrhes nicht zu zwt iirln Heinrich Dove, Berlin. 

Kolisch, Anitsgerichtsrath. I>ie bewerbe - Ordnung für das Deutsche Reich 
mit den Aasführangsbestimmangen. Zweiter Band. Hannover 1900. Helwing's Verlag. 

■ Die Fertigstdliiiig dieees sweiten und SeblassbaiideB dea unfangreidieii Kom- 
mentars ist dadurch verzCgert, daH die Erkdigang der Gewerheordnungsnoretle im 
Reichstage unerwartet lan^jc hinanseoschohen wnrdc Her seitdem verschiedene Ver- 
fasser hat die Arbeit in gleichem I.'mfange weitergeführt, wie solches bei Besprechung 
des ersten Bandes Bd.XT 8.296 aiigedeatet iit Da ^ Nordle nm TfaeD TonohüifteD 
des ersten Bandes erglnst, ist dieselbe als Ganses in dnem Anhange S. 668—704 
maammengefasst nnd erläutert. 

Per vorliepciulc Band beginnt mit ^ 10,") denjenij^en Abschnitt, dt sst ii Besprcchnng 
durch die reichhaltige Litteratur und die zahlreichen AusfUhrungsbestimmongen der 
anifugniidnte geirarden tat Diese BeleUialtiglceit ergiebt idoli fihiigens aa Idnnten 
ans dem Anhai^^e I, in dem die nach der Dracldegnng des Werlms ogangenen Ent> 
Scheidungen, Verordnungen nnd Verfügungen in der Paragraplienfolge des Gesetzes 
cnsammengestellt sind und nicht weniger als 172 Seiten füllen. Daran ist die all* 
gemeine AasfUhrungüanweisuug vom it. August 189ti geschlossen. 

Dm S^hrcgister verdient wegen seiner Grdndlishkdt Erwihnnng. 

W. Goermaan, Mfllhavsen L B. 

Boehn, J., Rechtsanwalt nnd Notar. Das Erbrecht des Bürgerlichen Cesetz- 
buches. 2. vßllig neu bearbeitete Auflage. Haonorer, Uelwing'scbe Verlagsbachband- 
lung 19U0. X 568 Seiten. 

Das vom Verfasser behandelte 6. Bneh des B.O.B. (Brhneht) bietst nntnrgeoAss 
dem Eisenbahnrechte kein nnmittelbares Interesse; mittelbar greifen seine Vorschriften 
aber in alle anderen Teile des Privatrechts ein, und aus diesem Grunde muss hier auf 
das \Vcrk vtm Boehm wenigstens verwiesen werden. Es enthält die ausführlichste 
Bearbeitung des schwierigen Gegenstandes, die praktischen Zwecken dienen soll. Die 
Litterator nnd vor allem auch die preassische AnsfUhnrngsgeeetzgcbung sind sorg- 
fUtig berOeksIchtigt B. giebt dne zuverlässige und, soweit dies überhaupt, ohne 
in breite wissenschaftliche Krftrternngen einzuziehen, möglich ist. erschöpfende Zu- 
sammenfassunjx des Erbreclits nach der materiellen wie fornullen Seite. Er liefert 
damit der Praxis, wie ich nach wiederholter Benutzung für einzelne Fälle bezeugen 
kann, ein selur braadibwes ffilfsmittel. Dr. Fldschmann, Halle. 

Baser, J. Der Aufsicbtsrath. Rechte nnd Pflichten dw Anfsichtsrathsmitglieder von 
.Xktien-Gehellsdiaften etr. Leipzig 190(). Verlag des Handelsgesellschafters. 

Cosack, Prof. Koor. Lehrbuch des deutsch. bOrgerU Aechts. 3. Auflage. Jena 1900. 
G. Fischer. 

— Lehilmeh des Haadelareehts. 6. Auflage. Stuttgart 190O. F. Enkn. 

Cremt, Prof. Dr. C. System des dentsdien bflzgerL Beehts. 1. Band. TOhiägeB 1900. 

J ( ' ]i Mohr. 

Daude, Dr. P., Geh. Reg.-R. Das Aufgebotsverfahren nach Reichs- und prenss. I^andes- 

recbt. ;i. Auflage. Berlin 1900. H. W. Müller. 
OMt, F. Das Banreciit im neuen Bflrgerl Qes.-Baeb. KOIn 1900. SeUMtrerlag. 

Förster, R. Handbuch des femwllen Grundbuchredits. Berlin 1900. KW.HSSkn. 
Fuistlng, B., Sen.-Präs. Komm, z Einkommensteuergesetz. 5. Aufl. 

— Komm. z. d. Gewerbesteuergesetzen. 2. Aufl. Berlin 1900. Carl Heymann. 
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Gireis, Prof. Dr. C. Handelsgesetzbudi vom 10. Mai 1897. 2. Auflage. MUncben 1900. 
C.H.Beek. 

Unk, Or. Ai^ Luulgariditsratli. Das Beidu- und iMtdlsdie Laademoht in qnrtenatiadier 

Zasammenstcllung. Karlsruhe 1900 (',. Brann. 
firaef, C, Geh. Reg.-R. Die Unfallversicherangsgeaetoe des Dentschen Reichs, ties. vom 
' äü. Juni 1900. Berlin 1900. A. Asber & Co. 
Nita, Dr. W. Da« dentsobe Handaiandii BerUa 1900. P. NttschniAim. 

NniUMIOtbfk, LeifMdger jariflttidM, beravsg^. ▼. Hallbaver v. Schale1ierBd.l28. — 

Froitzsch, Stadtr. Dr. W., Allgiiiii im s Baugesetz für das Königreich Sadwen Tom 
1. Juli 19<X). Bd. 123. — Illing, A., Landesr., (iewerbe-riifallvtrsiclicrnrigsges, vom 
30. Juni 1900. Bd. 124. — Illing, A., Landesr., Bau- Unfall versicherongsgesetz vom 
30. Juni 1900. — Leipzig 1900. Bossberg & Berger. 
Muitmamt Otto. Das masisebe Handels- nnd VerkdirareGlit in seinen weeenflidien Be- 
sttnunongen nach dem gegenwärtigen Stande der Beichsgesetzgebung und mit Be- 
rücksichtigung der internationalen Vereinbanmgai nnd Vertr&ge. Biga 1900. Jonck 
und Polle wsky. 

Nsllfron, Dr. Ed., Amtsr. Das bflrgerliolie BeoJit des dnitsdien Beicbs. Berlin 1900. 
Bgejn A Feters. 

NlflMun, Dr. Geh. Beg.>B. Oeveibe-ünfallrersiohenuigBgeaete. Berlin 1900. Carl 

Heymann. 

KasfaiaM, C. Die Gmndzflge der schweizerischen Kranken- und Unfall- Versicherung. 
Nach dem Bnnde«geseta v. 6. Oktober 1899 ansammengestellt. Bern 1900. Polytechn. 
Verlags-Anstalt 

byszaer, H. und Simon, V. H. Ak-tien-GeseOiciliaft nnd Kommandit-Gesellsdiaft anf 

Aktien. 5. Aufl. 1900. J, (Juttcntag. 
Landauer, Dr. W. Das Oesterreich. Actienrccht. Wien 19(X). Manz. 
Uadgraf, Or. Jos. Binnenschifffahrtsgesets. 2. Aufl. Berlin 1900. Siemenroth & Troschel. 
Uut, F. V. Lflbrbndi des dentsehen StralMts. 10. Anil. Berlin 1900. J. Gnttentag. 

Lotx, Dr. W. Verkehrsentwicklung in Deutschland. Lt ip/ig 1900. 
Mayer, B. Die Emission von Werthpapicren. Wien 1900 H Urlcr. 
Heyer, 6. Das Becht der Beschlagnahme von Lohn- und üchaltsfurderungcn. Berlin 
1900. J. Gnttentag. 

Obannek, Dr. IL, Bedttsanw. Das BefebBgraadlmdireolit. 2. Avfl. Boün 1900. Oarl 

TFf ymann. 

Pauer, Alb. Lehrbuch dos Kisenhahntarifwesons mit besonderer Berücksichtigung des 

Tarifwesens der österr.-ungar. Eisenbahnen, Wien 1900. Hof- u. Staatsdrackerei. 
PHsty» R. IhralidenTersiclieningsgcsets vom 18. Jnli 1899. Ifitaielien 1900. Beck. 
Rttk, Eiill. Omndallge des Bisenbalmtarifwesens nnter besonderer BerUckslebtignnf 

<\<'T Verhältnisse Oesterreichs. Wien 1900. Alfred Hölder. 
Reinhard, P. Gesetz Uber die Zwangsversteigerung nnd Zwang8?erwaltang Tom 24. 

März 1897. 2. Aufl. Leipzig 1900. Bossberg & Berger. 
IMaid, A. De la re^onsaUUtö des administratenrs dans las sodöt^s anonymes en 

Belgiqne. 1900. 

Seheleher, Dr. W., GdL Eeg.-Rath. Das Telegraphenwegegeseti vom 18. Deiember 1899. 

Leipzig 19<X). Rossberg vS: Berger, 
Sobmehiik, R. Das Erfinderrecht der wichtigsten Staaten. 2. Auflage. Stuttgart 1900. 

Deotsebe Twlagsanstall 
WMMMflhfr. Die BeiehqgmndbnclMwdnnng. S. Anflage. Berlin 1900. H. W. MlUler. 
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III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

Calmar, L. Das intrrnationale Uebeteiiikommen des EisenbalmfrachtTerkehrB (AUgem. 
Tarif-Anz. XIX Nr. 20, 21). 

C^Mwann. Die Eiieiilmlingesetzgebang und die nicht tedtnisdie Uterator dei Jalues 
1899 (Zeitg. d. Vereins Dentscli. Eisenb.- Verw. 1900 Nr. 90, 35, 89). 

Deltus. Das Fandrecht und das Schatzrecht nach dem Bürgerl. Gesetzbuch unter be- 
sonderer Berücksichtigung: der Pflichten der Polizciholiiirdpn. ( Pr. Vcrw.-Bl. XX Nr. '^'2.\ 

Egar, Dr. G.. R«>i; - Rath. Der Beschluss, betr. die Ergänzung der Zustiniuiung des L ntcr- 
haltnngspiiicbtigen snr Benatzung öffentlicher Wege für Kleinbahnen (lOttbdI. d. 
Ver. Deatfloh. Strassen- vnd Kleinbahnen 1900 S. 274). 

V. Frankenbnri. Der Arbeitsvertrag nach dem BlIxgerL Oesetabncb. (Sos. Fzax. Jahrg. 9 
Nr. l.ö ) 

Hilse, Dr. B., Kr.-Cier.-Rath. Nichtberechtigung vou Vcrzugsziasen für liückgriffs- 
anspradie der Bemf sgenossenacfaaften gegen haftpflichtige Bahmintemdimer (Zeitachr. 
f. Lok.- n. Stra8senb.-Wes. XSX Heft 2). 

7?i tricbsunfall oder Betriebskrankheit (XIX. Heft 2). 
Hilse, Dr. K., Professor. Stellung der Babnverwaltang za iktriebsbegebenheiten (Zdt- 
8chr. f. Kleinb. VU. Heft 7 8. 370). 

— Die Strassenbahnbemf sgenossensehaf t als Haftpflichtnntemehmerin. (Deutsch. Stcass.- 
a. Kleinb.-Ztg. 1900 Nr. 28 S. 641.) 

7- Selbsteinschiltzunc als (trnndlage von Haftansprüchen (Nr 30 S 

— roberhebunirslit^t der ( Irtsnolizeibehorden im Btrcicho der iüeiubaliuen (Nr. 31 S. 601). 

— Vertragsbruch im Verkebrsgewerbe (Nr. 33 S. t>42). • 

— YerfSogliche Bestimninngen in abgeschlossenen Vertrl^f«n wegen Benatmng Sffent- 
lieber Strassen (Zeitschr. f. d. ges. Lok.- u. Strassenb.-Wes. XIX Heft 2). 

V. i.Leyen, Dr. A., Wirkl » Icli ob - I?rc:.-Ilath. Die Fortbildnnti des Eist nbahnfrarht- 

redits seit (b ni l^x rner liitrrtiat. rrborcinkomnicn über den Eisenbahnfrachtvexkebr. 

(Zeitschr. f. d. ges. Hand.- Betbt Bd. 4ü Heft 3, 4.) 
ÜMiMimi, Dr. 8eor|. Die Bedentang der Angabe des einsrahaltenden Transp e rtwoge a 

im Frachtbriefe and die Haftung der Bahn für die Fullen dw ilix überlasscnen WaU 

des Transpdrtwogos und der Tarife. lAllsr. 'rarif-Aiizrit,' XIX, Nr. 17 u. 18.) 
V. Nostitz-Waliwitz, Alfr., Assessor. Die Konuminallii Steuerung in den Vororten; ins- 

besunderu Uli': Die Besteuerung der Strassenbuhnen, welche Grossstadt and Vorort 

verbinden. (Fisdier's Zeitschr. XXI. S. 19B.) 
|l«tlHUI|el. Die Entlastung des Vorstandes einer Ak-tiengcscHschaft in der Qenenlver- 

sammlung der Aktionäre (Allg. Oesterr. (ierit lits-Ztg. Nr 141 
Rellin. Der Bcamtenbcgriif des Bürge rl. (iesetzbuchs und seiner Nebengesetze (üirtha 

Annal. d. Deutsch. Reichs. 33. Jahrg. S. 3(i9). 
ItoBenstteic.' Die Haftong des Beamten ans.Amtsliandlnngen- gegenüber Dritten nacb 

dem Bürgerl. (icsotzbnche. (Preuss. Verw.-BI. XX Nr. 53.) 
Unpfändbarkeit der aus dem internationalen Trauert herrfliarenden forderangen (Ztg. 

d. Ver. deutsch. ?]isenb.-Verw. 1900 Nr. 33.) 
Haftpflicht der Eisenbahnen (Sped.- u. Schlfffahrts-Zeitg. Vm Nr. 30). — Höhere Gewalt 

(Nr. 32). — Erfflllnngsort (Nr. 36). 
Die Steaerbefreiungen des IndustriofürderungsgesetMe in Anwendung anf die Eisen- 
bahnen (Oesterr. Eisenb -Zeitg mx) Xr. 14). 
Der Einfluss des Rückkaufs auf diu ObUgationen-.\nIeiheu der EisenbahngeselhKiiaften 

(die Schweiaer Bahnen. Zmieh 1900 Nr. 11/14. 19. 20). 
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Les droits de l'fitat k l'^gard des compagnies de cbemina de fer fran^ais. (L'öconomistc 

franc. Paris 1900 Heft 10.) le projet de loi sur les administratears de compagnies 

de chemins de fer (Heft 13). 
Le rachat des chemins de fer et rexploitation par l'fitat: reseaux ötrangers, rßsultats 

financiers et tarifs (Revue politiqne et parlementairo. Paris 1900. Heft 69). 
Railways prevention of accidents bill. Kailway law (Railway News London. Nr. 1886). 

The bill of the prevention of accidents to Railway servants (Nr. 1887/8). Railway 

bills for 1900 (Nr. 1890.1892). Workmen's compcnsation act 1897, extension (Nr. 

1890). Railway bills in Parliament (Nr. 1891). 
The prevention of accidents bill (Railway News. London 1900 Nr. 1894). 
Kailroad legislation in New-York (The railroad (Jazette. 1900 Heft 20). — Report of 

the comniittee on legislation (Heft 22). 
l\ futuro ordinamento delle strade fcrrate (Monitore delle strade ferrate 1900 Nr. 2(J). 

— Convenzioni fcrroviarie (Nr. 20), 

IV. Gesetzgebung. 

Bayern. Min. Bek. v. 5. Juni 1900, betr. Verhütung von Bauunfällcn. (J.M.BI. S. 941.) 
Deutsches Reich. Bek. des Reichskanzlers, betr. die VI. Ausgabe der dem Internat. Uebcr- 

eink. üb. d. Eisenbahnfrachtverkehr beigefügten Liste. Vom 25. Januar 15KK). (R.G.Bl, 

S. 11. Pr. E.V.Bl. Nr. 9 S. 69.) 

— Telcgraphenwege-Gesetz. Vom 18. Dezember 1899 (R.G.Bl. S. 705). 

— Fernsprechgebühren-Ordnung. Vom 20. Dezember 1899 (R.G.EI. 8. 711). 

— Gesetz, betr. einige Aendorungen von Bestimmungen über d, Postwesen. Vom 20. 
Dezember 1899 (K.G.Bl. S. 715). 

— Ausfuhrungsbestimmungen zum Telegraphenwege- Gesetz. Vom 26. Januar 19(X) 
(R.G.Bl. S. 7). 

— Bek. des Reichskanzlers v. 2. Juli 1900, betr. Aendorungen der Anlage B zur Eisen- 
bahnverkehrsordnung (R.G.Bl. S. 318. E.V.Bl. S. 305). 

— Bek. des Reichskanzlers v. 26. Juli 19(X). betr. Änderungen der Militilr -Transport- 
Ordnung (R.G.Bl. S. 785. E.V.Bl. S. 353). 

— Bek. des Reichskanzlers vom 2. Juli 19(X), betr. Aenderungcn der Anlage B der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung v. 26. Oktober im) (U.ii.Bl 1900 Nr. 24 8. 318). 

Frankreich. Verordnungen des Minist, der öffentl. Arbeiten v. 4. und 23. Novbr. 1899, 
betr. die Arbeits- und Ruhezeiten bei den franz. Haupteisenbahnen. 

— Verordnung des Friisidenton der Republik vom 13. Februar 1})00, betr. 1) Abände- 
rung der Verordnung vom 6. .August 1881 Über den Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen auf öffentlichen Wegen in Frankreich; 2) des Musterpflichtenhefts für die 
Konzessionirung von Lokalbahnen v. 6. Aug. 1881 ; 3) des Mnsterpflichtenhefts für 
die Konzessionirung von Trambahnen in Frankreich v. 6. Aug. 1881. (.Tourn. offic. 
1900 S. 928 ff.) 

— Cirkular des Minist, d. öflfentl. Arb. v. 23. Juni 1900, betr. Abänderung der Art. 7 und 
und .38 des Reglements für die Beförderung von gefährlichen und ekelerregenden Gegen- 
ständen auf den Eisenbahnen in Frankreich. 

Hessen. Verord. v. 3^). Mai liMK). betr. Errichtung einer Minist.- Abth. für Finanz- und 
Eisenbahn- Wesen im Minist, d. Finanzen. (Keg.-Bl. S. 375.) 

Italien. Königl. Erlass vom 22. März 1!KX), betr. Abänderung der Art. 4, 15 und 27 der 
Bestimmungen für die .Staatsaufsicht Uber den Eisenbahnbetrieb vom 31. 10. 1873 
(Gaz. irffiz. 27. 4. 1900). — Vom 22. März 1900, betr. Aufhebung der Art. 45 und 
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Abänderung der Art. 18, 40, 43, nni fJO der Betriebsordnung v. 31. 10. 1873 (Gaz. 
Uffls. 27. 4. lüOO). — Vom 22. März 1900, betr. Genehmigung eines zweiten Anhanges 
ra 4er dudi Bikn v. 81. 10. 1873 genehmigten läMiAaluilMlcieliwidnung (Gas. UfÜs. 
87. 4. 1900). 

— Verordnung, betr. die Dienstdauer der Eisenbahnbediensteten; rertlfeiitlidit in der 
Gazetta Uffic. v. 24. Juli und im Mon. d. str. far. v. 28. JuU 1900. 

Oesterreich. Kundmachung des £isenb.- Minist, vom 29. März 1900, betr. einige Abände- 
' nmgai im 9 8 des Statute für im Stattteciflaiibaliimth (Oeeteir. Bieenb,-ytrariiL« 
BL Xm Nr. 88). 

— Kundmachung des Hand.-Miniet T. 18. Hai 1900, betr. die Erriolttaiig einer Unfall- 

verhtitungscommission (Nr. 62). 

— Nachtrag IV vom 3. Juli 1900 betr. .\enderungen des Betriebsreglcments für die 
Eüiettbahnen in Oeiterrddi und Ungarn t. 10. Deslnr. 1898, längangsbestinunnngen 
n. §9 1, 6, 7, 10, 14, 16, 21, 84, 85-32, 34 und 86, sowie der Anlage B (B.G.BL Nr. 104) 

Oesterr. Eisenb. Verordn.-T?!. XTTT Nr. 79). 
Preussen. fUsetz vom 25. Mai IIKX). betr. die Erweiterung dt-s Staatseisenbahnnetzes 
und die Betheiligung des Staates an dem Bau von Kleinbahnen (G.S. S. 129. E.V.BL 
S. 191). 

— Erl. des Xiniit. der Offentl. Arb. v. 81. Hai 1900; betr. allgemeine Bedingungen für 

die Zulassung von PrivatansrhlflsRen (K. V.Bl. S. 180), — 2. .Inni im\ betr. Geschäfts- 
ordnungen für die Vorstände und obersten Bau- und Betriebsleiter von I'rivatoisen- 
bahnen (E.V.Bl. S. 202). — 27. Mai 1900, betr. die Kleinbahnnachweisung (Zeitschr. 
1 Klelnb. VII Heft 7 8. 886). — sa Mai 1900, betr. Utwiilning der Eisenbabndifek. 
tionen in Klelnbahnangelegaibdten (S. 391). — 1. Jnni 190O, betr. Verpflichtung zur 
Bildung eines Spoziiil - Reservefonds (8.391). — 1. Jmü 1900. betr. Frist für Be- 
schwerden gegen Beschlüsse und Verfügungen in Kleinbahnsachcn , für welche die 
Landespolizeibehörden in Verbindung mit deu Eisenbahubehürden zuständig sind 
(8. 898). — 87. Jnli 1900, bete. Binstdlnng von Kldnbabnwagen in den Staatsbahn- 
wagrapark (S. 464). — 28. Juli 1900, betr. Unzulftsiigkeit der Gewährung von Sonder« 
begünstigungen an einzelne Personen bei Benutzung von Kleinbahnen (S. 464). 

— (icsctz V. 2 Mai 1900, betr. Uinterziehong u. Ueberhebung von Verkebrsabgaben 
(G.S. S. 123). 

— Allwh. Erl. 6. Jnni 1900, betr. den Ben nnd Betri^ der in dem Oesetse 95. 

M.ii 1900 (G S. S. 129) vorgesehenen Eisenbahnlinien (G.S. S. 151. E.V.Bl. S. 299). 
Rumänien. Gesetz über den Bau und Botrieb Ton Pri?ateis6nbabnen, TerOffentUcbt im 

Mon. off. vom 28. März (10. April) 1900. 
Spanles. Königl. Dekret v. 18. April 1900, betr. Aufhebung des Miuisterio de Fomento 

nnd die BUdnng iweier neuer IGnisterien (Oac. de Madrid 19. 4. 190O). 

— Gesetz vom 26. März 19(K). betr. Einführung einer BefBrdenmgisteaer fttr Bdiende 
und Waaren. fCareta de Madrid v. 25. März 1900.) 

Wlrttesiberg. Künigl. Verord. v. 8. März 1900, betr. die Organisation des inieeren 
Dienstes der Staatseisenbahnen und der Bodenscedampfschifffahrt (Reg.- Bl. Nr. 16). 
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Nr. 55. Eiitseb. des Prouss. Obervorwaltiingsgerlchts. 

4. Senat. Vom 9. März 1899. 

(Entsuh. d. O.V.G. Bd.Sß. S. asi.) 

Kltinbahngesetz v. 28. Juli 1892, § 51. Die polizeiliche Aufsicht über die EinriohtUNg 
■■d Handbabttni der BaNtdirMkeii Gnibeiikalui u dtR Kr«iiznii«|NiRkt8ii «It 
MTeiitllolieR We«ea •toM der BeribeMrde, Rieht der WegepeliieibehM ti. 

Es ist nicht zweifelhaft, dass die sogenannten Orabenbahnen, za 
denen die in Frage stehende Bahn gehört, der polizeilichen Anficht 
der Bergbeliörde in dem Umfange unterstehen, welchen der § 196 des 
Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 (G.-S. S. 705) näher be- 
zeichnet. Audi (it r §51 des Kleinbahngesetzf vom 28. Juli 1892 (G.-S. 
s, 225) hat diese Bestimmung aufrecht erhalten. Die bergpolizeiliche 
Aufsiclit Uber die Grubenbahnen bezieht sich insbesondere auch auf 
iluen Betrieb in dem Umtanf?e des § 196 a. a. 0. (vgl. Klostermann- 
Fürst. Komnioitar zum Allgemoinpit Berggesetz, 5. Autl., S. 586 Anm. 14, 
Jernsaleni. Koninientar z. Kleinbaluigesetz. S. M.S Aiim. 4)'). Wiesich 
daiiacli die Priifiing iiiid Aliiialiiiie der Aiila};e darauf er.streckt, „fest- 
zustellen, dass die Bauausführung den Anforderungen des § 196 des 
Berggesetzes entspricht, und dass insbesondere die von den Behörden 
zur Sieherstelhing des Betriebes und des üttentlichon Verkehrs, sowie 
znm Schutze ülientlicher und privater Interessen angeordneten Vor- 
kehrungen and Einrichtungen getrolfen sind" (vgl. Jernsalem a. a. 0. 
S. 82 Anm. 3), so unterliegt selbstverständlich der polizeilichen Anfsicht 
anch die fernere Instandhaltung solcher Vorkehrungen und EinrichtuDgeu, 
die mit dem Betriebe in unmittelbarer Beziehung stehen, soweit das 
Bahnterrain reicht. Auch hierbei sind die Grundsätze massgebend, die 
färVoUbahnen in dem Erkenntnisse vom 24. Juni 1897 — Entscheidungen 
des Oberverwaltungsgerichts Bd. XXXn 8. 219 ff.*) — dargelegt sind. 
Die hier streitigen Bahnsehranken gehören aber örtlich und sachlich 
zu den Vorkehrungen, welche in unmittelbarem Zusammenhange mit dem 

^) £g er, Komment. 2. Klein balmgesetz ä.äti2, 083. Gleim, Koui. 3. Aufl. S. 197 ff. 
>) S. Bd. XI7 S. 861 diewr ZdtMhrif (. 
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Betriebe der Gralienbahii stehen. Der § 196 a. a. 0. sagt, dass sich 
die polizdliche Aufsicht der Bergbehörden auf den Schatz der Ober- 
fläche im Interesse der persönlichen Sicherheit und des öffentlichen 

Verkehrs, sowie auf den Schatz gegen gemeinscbädliche Einwirkungen 
des Bergbaues erstreckt. Wenn der Betrieb der Grubenbahn im Sinne 
des Allgemeinen Berggesetzes ein Teil des Betriebes des Bei gbaues ist, 
so sind die Bahnschranke und ihre Handhabung ein Theil dieses Be- 
triebes und eine Einriclitnni; desselben, die sowohl den Betrieb des 
Bergbaues, also auch der Griibenliahn im Sinnt' des All{,^enieinen Berir- 
gesetzes, und das Leben und die iiesundhcit der Arbeiter bei dem Be- 
triebe der Gnibenl>ahn gegen Gefahren und Unfälle sichern, als auch 
dem öffentlichen Verkehr, hier dem auf der städtischen iStrasse, gegen 
die Gefahren des Betriebes der Grubenbahn, d. h. des Bergbaues, im 
Sinne des Allgemeinen Berggesetzes Schutz gewähren soll. De.sluilb 
unterstehen die Einrichtung der Bahnschranke und ihre ilaudhabuug 
in jeder Beziehung der polizeilichen Aufsicht der Bergbehörde. Das 
yerlcennt auch der Bezirksansschnss im allgemeinen nicht. Er geht 
aha- davon aas, dass die Zuständigkeit der Bergbehörde nur da eintrete, 
wo ee sich um Anordnungen handelt, welche den Zustand und Betrieb 
der Schranke betreffen, soweit sie den Betrieb der Eisenbahn 
sichern soll, dass aber jede andere Anordnung über die Einrichtung 
und Handhabung der Schranke, welche diesen Zweck unberfihrt Iftsst, 
der Zuständigkeit der Ortspolizeibehörde angehöre. Er will deshalb 
auch die Bergbehörde nur fQr zuständig erklären, wenn es sich um die 
Beseitijgung der Schranke handelt, die Veränderung der Schranke 
anzuordnen hält er aber fttr den vorliegenden Zweck nur die Orts- 
polizeibehörde für zuständig. Diese Anschauung ist unhaltbar. Abge- 
sehen davon, dass möglicherweise auch eiue Veränderung der Schranke 
die Sicherheit des Betriebes der Grubenbahn gefährdet und die Be- 
urtheilung darüber, ob das der Fall ist, nicht der Bergbehörde entzogen 
und der Ortspolizeibehörde übertragen werden kann, so darf die poli- 
zeiliche Zuständigkeit nicht in der vom Bezirksausschusse dargelegten 
Weise zerlegt werden. Man käme sonst zu dem Erf^a'bnisse, dass ledig- 
lich der Zweck der Anordnung und die An^icht der Ortspolizeibehörde 
darüber, ob dieser Zweck nicht den Betrieb der Bahn berührt, für die 
Zuständigkeit entscheidend sein würden. Es liegt in der Natur der 
Sache, dass nur eine Polizeibehörde zuständig sein kann, die Ein- 
richtung uud Handhabung der Schranke zu ordnen, und das ist nach 
den obigen Darlegungen die Bergbehörde. 
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Nr. M. Entscli. des Auitsgerichts zu Buhrori. 

Vom 15. Februar 1899. 

fMittheil. 'i Vcr Ht utsi Ii. f<tras-cnl>.- n. Kkint' -Vi-rw. ICW. Nr £>. S Ml i 

Kostraktbruch von Strassenbahnangestellten. Entschädigungspflicht. Allg. Preusa. LR. 
§§ 408 fr. I 5. §§ 29, 79 16. R.-6ew.-0rd. § 124 a. 

Bei der Würdigung der Vorfälle vom 30. April und der voran- 
gegangenen Tage ist zu erwägen, dass es bei der Eigenartigkeit und 
Gefährlichkeit des in Frage stehenden TransportantemebmeDS einer 
strikten Handhabung der Disziplin und einer scharfen Wahrung der 
Aatoritftt der Vorgesetzten ihren Untergebenen gegenüber ganz anbe^ 
dingt bedarf, wie denn auch die ffir die Schaffher, Oberschaffber nnd 
Wagenführer erlassenen nnd behördlich genehmigten Dienstanweisungen 
den Untergebenen zur Pflicht machen, den dienstlichen Anweisungen 
ihrer Vorgesetzten oder deren Stellvertretern ungesäumt und gewissen- 
haft Folge zu leisten. Es ist nun fraglos mit der Handhabung eines 
geregelten Dienstbetriebes bei einem derartigen Transportunternehmen 
unvereinbar, wenn die Angestellten Bittgesuche, derart, wie geschehen, 
der Direktion unter Bedingungen unterbreiten, von deren ErfllUang sie 
die Wiederaufnahme der Arbeit abliänirig machen wollen, nnd es quali- 
fifirt sich die Stellungnahnif der Angestellten, und darunter des Mit- 
klägers B.. al.s ein Kontraklliriu-h, der den kontraktwidrigen Theil zum 
vollen Schadeneisatz veipfliclitet (§ 408 tl. 15 und §§ 29 nnd 79 I 6 
A.-L.-R.). Das Geiidit hat abei- auch ferner als durch die Beweis- 
aufnahme für voll erwiesen angesehen, duss der Mitkläf^er W. der Ur- 
heber und Anstifter der ganzen st leikfiiln enden Bewegung gewesen ist. 
Lassen hierauf schon die beiden Rin^:aben vom 2.'). und 29. April einen 
bezeichnenden Beschlnss zu, so l)estätigen es nicht minder die Zeugen- 
aussagen von (t.. Gensdarm K. nnd anderen. Es war der Direktion, 
wie Zeuge (t. bekundet, bekannt, dass W., eine energische und in der 
Behandlung der Leute geschickte Persönlichkeit, darauf ausging, die 
Betriebsleitung O. zn entziehen nnd sich selber zuzuwenden. Es haben 
schon 8 bis 14' Tage vor dem 30. April Versammlungen des Personals 
stattgefunden, in denen W. als Redner aufgetreten ist nnd insbesondere 
erklärt hat, wenn er die Betriebsleitung erhalte, dann solle der Dienst 
verringert und der Lohn erhöht werden. Hehrere Zeugen bekunden, 
dass W. wiederholt das Personal mit Bier traktirt habe. Am Abend 
des nach W.*s Entlassung, hat in der Wirthschaft von Sch. zu 
Heiderich wiederum eine erregte Versammlung der Angestellten statt- 
gefunden, welcher auch W. beigewohnt hat. In dieser Versammlung 
sind, wie mehrere Zeugen eidlicli bekunden, Drohungen gefallen des 
Inhalts: „Wer morgen anfährt, dem schlagen wir die Knochen kapat*. 
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Die Leute waren eben darch W.^s Entlassung, der bei dem Personal 
sehr beliebt war, hochgradig erregt, and wie sehr W. die Leute in der 
Gewalt hatte, erhellt ans der drastischen Aeussemng des Oendarms K., 
der am Morgen des 30. April W. in der Sch.'8chen Wirthsehaft getroffen 
und hierbei Yon ihm die Aenssemng gehört habe: ,Wenn ich meine 
Leute alle zusammen nehme, dann haue ich ein ganzes Armeekorps 
kapntl« 

Dass die Direktion Tollkommen berechtigt war, eine so geffthrliche 
Persdniichkeit, welche ihre überlegene Katar in erster Linie zur Auf- 
wiegelang des Personals gegen die Betriebsleitang ansnatzte, ancb ohne 

Kfindigong im Interesse der Disziplin schleunigst zu entfernen, kann in 
sinngemässer Anwendung des § 124 a der Gewerbeordnung nicht wohl 
fraglich erscheinen. Der Mitkläger W. ei^cheint hieniach als Anstifter 
zn der von den klagenden Schaffnern und Wagenftthrern erfolgten 
kontraktwidrigen Arbeitsniederlegung für die Folgen dei- letzteren haft- 
bar und gleich den Anderen gemäss § 29 1 G A.-r>.-K. zum Sehaden- 
ersatz verptliciitct. I)ass die Scliüdigung der Beklagten eine diejenige 
der Kläger bei weitem iibeitretl'ende ist, ist seitens der Kläger nicht 
bestritten, kann aurli angesichts längeren Hracliliegens eines Unter- 
nehmens von derartige!- wirtlisehaftliehen Hedenlinig wulil angenommen 
werden. Diese Erwägungen luussten, wie geschehen, zur Abweisung 
der Klage führen. 



Nr. 57. Entsch. des Fninz^ts. Kassationshofes* 

Vom 19. Februar 1899. 
(B«viM gtaAnto dw ehwBlm 4» lir M 4m Irmwaf Mal INO Kr. t.) 

Speilaltarir. WefetvemtiirarlllehfceKtMaMal. 

Eine Sendung ThonrOhren, welche zn den Bedingungen eines die 
Haftpilicht der Eisenbahn für onterwegs eintretende Verloste nnd Be- 
schftdignngen aosschliessenden Spezialtarifs abgefertigt worden war, 
war durch Brand des Wagens, in welchem die Verladung stattgeftinden 
hatte, beschftdigt und teilweise vernichtet worden. 

Das Tribunal von BouIogne-snr-Mer hatte die Eisenbahn wegen 
des verursachten Schadens verurteilt; dieses Urteil wurde durch Ent- 
scheidung des Kassationshofes, Civilkammer vom 19. Februar 1899 auf- 
gehoben, in Erwägung, dass ein Gericht eine Eisenbahn zur Vergütung 
eines vom Absender behaupteten Schadens, ohne Nachweis einer That- 
sache, die ein Verschulden darstellt, zu Unrecht lediglich deshalb 
verurteilt, weil „unterwegs eiiitietende Verluste und Beschädigungen 
solche sind, welche entweder ans der Natur des Guts, oder aus mit 
jeder Beförderungsart im gewöhnlichen Lauf der Dinge verbundenen 
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ZnftUen lieivorgehen, und an dem Gute geringe Abgänge und Be- 
schädigungen verursaclien" und weil „die Nichtverantwortliclikeitsklausel 
Brandscbadeu nicht yorsieht*. 



Nr. 58. Eiitseh. des Haiidelsgcriclits Wien. 

Vom 27. Februar 1899. 
(ZflltMikr. t d. Interna«. llsMik-TraMy. Vm (190OX Nr. 7. & SM.) 

FrMhtrvMaMltoi. Anspraoli auf HtTtteHui dir ünktM Fraekt fir «lu Im Re- 

«xpedttltMvmrTahrti akiaftrUgto Seidnf. 

Drei aus Rnssland über NoTosielitsa in Czernowitz eingegangene 
Wagenladungen Roggen wurden am Tage ihrer Ankunft auf letzterer 
Station ohne Umladung nach ihrer definitiven Bestimmung weiter be- 
fördert. Der Absender in Czernowitz hatte sich die Keezpedition von 
dem Stationsvorstande daselbst auf den Frachtbriefen bescheinigen lassen. 
Als er dann, unter Vorlage der Frachtbriefe, die Herstellung der direkten 
Fracht und die Rückzahlung der Differenz zwischen dieser und der im 
Reexpeditionsverfaliien bezahlten Beträge von der Eisenbahn forderte, 
wies diese den erhobenen Anspruch mit der Begründung ab, dass die 
Btnvillif^iing der direkten Fracht, nach den Tarif- resp. Reexpeditions- 
bedingungen, davon abhänge, dass das verfrachtete Gut entweder an 
ein Lagerhaus in der Reexpeditionsstation behufs Weiterbeförderung 
adressiert jrewesen, oder, sofern das Lagerhaus der Eisenbahn — an 
die direkt nicht adressiert werden kann — gehöre, neben der Adresse 
des Empfängers auch das Lagerhaus namhaft gemacht sei; weder die 
eine noch die andere Bedingung sei im Fragefalle erfHUt 

Das Geriebt bat sieb der Auffassung der Eisenbahn nicbt ange- 
schlossen nnd diese znr Zahlung der Diiferenz zwischen der erhobeneu 
nnd der direkten Fracht verurteilt. 

Der Grundsatz: «Ohne Einlagerung auch kerne Reexpeditions- 
begttnstigung* sei eine Auslegung des Tarifes, die in seinen Bestim- 
mungeu keine Begründung finde. Die Einlagerung bedinge nur ein 
anderes Yerfahren hinsichtlich der Rückerstattung der Frachtdifferenz, 
indem alsdann die Vorlage der Frachtbriefe bis und ab der Reexpeditions- 
station und die Bescheinigung der Identität des Getreides durch die 
Li^erhausverwaltung vwlangt werde, sie sei aber nicht die Vorbedingung 
der Frachtbegünstigung; vielmehr könne die Reexpedition auch ohne 
vorherige Einlagerung stattfinden und in diesem Falle sei bestimmt, 
dass die Ausgleichung der Frachtdifteronz schon bei der Weiterbeförderung 
durch die Reexpeditionsstation vorziinelimen sei. Der Tarif unterscheidet 
zwischen Lagerhäusern und Reexpeditiousstatioiien, dann zwisclien Ein- 
lagerung bei den Ersteren und Reexpedition durch die Letzteren, aber 
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es sei nirgends gesagt, dass die Bewilligung der direkten Fracht, bezw. 
die Rückerstattung der Frachtdifferenz zwischen direkter und gebrochener 
Eartierung von der Yorgängigen Einlagerung abh&nge. Überdies sei 
die Identit&t der Sendungen, die noch am Tage der Ankunft in Czer- 
nowitz in den gleichen Wagen, in denen sie angekommen, an ihre 
Bestimmung weitergegangen seien, durch die Bescheinigung der Um- 
kartierungsstation anf den Frachtbriefen erwiesen. 



Kr. 59. EntscL des Handelsgerichts Prag. 

Vom 4. April 1899. 

■ Oesferr. Elscnli. Veronln. Bl. (1900i. Nr. ftß s. nr,7. 

fatSlvIcfitllMtlon. Eine Eisenbahnstation ist keine Zweigniederlassm|, weloiia U 

Stelle der Bahngesellschaft belangt werden könnte. 

Die k. k, priv. ( )stoi Tcirliisclio N(>nhvH>t haliii liatte in der StatiDii 
Prag zwei Maiinoi taft'lii vcriiackt ziii- ImmVh iln iuifr anfr«'n()iniiu'n, welche 
aerbroclien am J^estiminuiifrsnrt ankamen. Sie wunle l'iir den Schaden 
beim Bezirksgerichte für Handels.^aclicn in Pra^ ludan^t, welches ent- 
gegen den Einwendungen der Ei.scnbaliii sich kompetent erklärte, weil 
die Station Prag als Zweiguiederlai>ijuug im Sinuc des § 87 I. N. an- 
zusehen sei. 

Das k. k. Handelsgericht in Prag hob dieses Urteil auf, weil Eisen- 
bahnstationen nicht als Zweigniederlassungen anzusehen seien, soweit 
sie nicht etwa ein dem eigentlichen Zwecke der Transportanstalt fremdes 
Erwerbsuntemehmen, z. B. den Kohlenhandel, betreiben, oder vom 
Stationsvorstande für lokale Zwecke der Station Bahnverti-ftgo, Werk- 
yertrftge u. dgL abgeschlossen seien. Beim eigentlichen Transport- 
geschäft trete die Station nur als Geschäftsvermittler der Haupt- 
verwaltung auf, welche an ihrem Domizil belangt werden mQsse. 

Dem Revisionsgesuch des Klägers hat der oberste Gerichtshof keine 
Folge gegeben, weil nur jene Abteilun;[^en einer Eisenbahnverwaltung, 
wdcbe einen selbständigen Wirkun^.<kreis besit/.en, innerhalb dessen 
sie für die Unternehmung verbindliche Vei träge abschliessen können, 
unter den Begriff einer Niederlassung im Sinne des § 87 T. N. fallen 
können, die.'^e Voranssetzunfr aber bei einer blo.-^sen Eisenbahnstation an 
sich niclit zutrill't und Kläfrei- selbst gar nicht lichaiiptet , dass die 
Station Prag der belangten < iescllscliaft mit besonderen Hetii^nissen, 
diese Gesellschaft in verschieilenen iifclitsbezielningeii zu vertreten, 
ausgestattet erscheint, und weil ja auch gar nicht behauptet werden 
kann, dass die vorliegende Kechtssache sich auf eben diese Station be- 
zieht, zumal Kläger selbst ja niclit einmal anfiihrt, dass die Beschädigimg 
der Ware, aus welcher er seinen Schadeuersatzauspruch gegen die ße- 
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klagte ableitet, in der Station Prag oder durch eiu^ der dort bediensteten 
Organe der Beklagten erfolgt sei. 



Nr. 60. £ntsch. des Appellhofes Lyon. 

Vom 25. April 1899. 
(Zeltaohr. f. Dratieb. Btag. Reobt m. Fmw. OMlr. Bd. SL Ettt t. & Uft.) 

Art 1384 G. e.; 88 823 IT. 8.8.8. Der Eifmllilfmer einer olerfnlleobeii elektrIeelM« 

Leiteng Ist für den durch Zerrei<isen des Drahtes entstandenen Unfall verantwortlich, 
faieefern er nicht den Beweis dafür erbringt, dass das Zerreissen die Folge eines 

Zufalls, höherer Gewalt oder des Verschaldens der Betroffenen ist. 

,,In Krw., dass nach den Aussagen der Zeugen am 19. August 1895 
gegen 7 Uhr Vormittags Pitavol ein mit 2 Ochsen bespanntes Fuhrwerk 
hinkte, als auf der Strasse von Saint-Just nach la Fouilh)Use ein Draht 
der elektrischen Leitung, welcher zerrissen war und auf dem l:Joden 
lag, sich um einen der Ochsen wickelte, der darauf getreten hatte, dass 
das Thier plötzlich getödtet wurde; dass Pitavol bei dem Versuche, 
seinen Ochsen zu befreien, von dem elektrischen Drahte erfasst und 
schwer rerletiEt wurde; dass dieser der ElektrizitätsgeseUeehaft der 
Loire gehörige Draht seit etwa 3 Uhr des Vormittags auf dem Boden 
lag; in Ehrw., dass man nach Artikel 1384 G. c. f&r den Schaden ver- 
antwortlich ist, der durch Oegeustftnde verursacht wird, die man nnter 
seiner Obhut hat; in Erw., dass diese Yermuthnng eines Verschuldens, 
welche durch besagten Artikel dem Eigenthttmer der Sache zur Last 
gelegt wird, nnr durch den Beweis entweder eines Zufalls, oder höherer 
Gewalt oder des Verschuldens des Klägers auf Schadensersatz ent- 
kräftet werden kann; in Erw., dass die Elektrizitätsgesellschaft nicht 
den Beweis eines Zufalls oder höherer Gewalt erbringt; dass vielmehr 
aus den Prozessschriften sich ergibt, dass der Diaht, durch welchen 
Pitavol verletzt wurde, nur desshalb herunterfallen musste, weil er 
schlecht befestigt war: dass nicht bewiesen wurde, der Unfall, von 
dem Pitavol betroffen wurde, sei einem ihm zur Last fallenden Ver- 
schulden zuzuschreiben; dass st-itens der Elektrizitätsgesellschaft in 
Folge des Zerreissens des Drahtes eine Ueberwacliung ebensowenig ein- 
geleitet worden war als sie vorher eine solche eingerichtet hatte. . . 

(Folgt N'erurtheiluiig zu 5000 frcs Schadensersatz an Pitavol und 
Ereatz des Wertlies des getödteten Ochsen.) 

JNr. 61. Entseh. des PteaB8.,0berTerwaltiuig8geflelito. 
4. Senat. Vom 4. Mai 1899. 

(Pt. BlMDbwiAroh. iflOS. Hell ft. & lttl> 
EingrifTe In den Lufbraan eines Wefekörpers. 

Der EigenthOmer des Wegekörpers darf kraft seines Eigenthoms- 
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rechts beanspruchen, dass jeder privatrechtlich unzulä.>«sip:e Eingriff 
eines Dritten in den zu seiner Ei<;enihuuissphäre geliüri<^L'ii Luftraum 
unterbleibt, und darf dieses Verlangen im Wege des Civilprozesses nur 
Anerkennung bringen, wogegen sich der Dritte durch den Nachweis 
eines ihm zustehenden, das Eigenthum bescliriinkendLii Privatrechls 
schützen kann. Dagegen ist die Polizeibehörde zu einer Anordnung, 
die sich gegen das Vorbaudeuseiu der Einrichtung eines Dritten in dem 
über einem Öffentlichen! Wege befindlichen Luftraame wendet, nur 
befbgt, wenn dadurch polizeilich za schützende Interessen der Allgemein- 
heit verletzt werden; andererseits aberfindet ihr hierdurch bedingtes 
Einschreiten keine Schranke in dem Entgegenstehen von Privatrechten, 
die etwa dem Eigenthfimer des WegekOrpers gegenüber erworben sind. 



Nr. 6:2. Eutsch. des Oberlaiidesgerichts K'6hi. 
Vom 24. Mai 1899. 

(Zeitvahr, t D«aUoh. Btrg; B«Qht o. Fnmt. OMW. Bd. ai. H«ft i. & n.) 
ErtatipliebCiM EitMtakiitskw an dM fisgier bsifigliok des nr Deeksiis tftr 
baarei AMlagsn von dnr Gtriehtskasse verreehnolM, vnn dnm fiegner gelnittttan 

Vorschusses. 

Der Eisenbahnfiskus verlangt in der Bescli werde die Aufhebung 
des gegen ihn erlassenen Kostenfestsetzungsbeschlusses, da er mit Rück- 
sicht auf die ihm zustehende Gebiihrenfreiheit nicht vorpfliclitct sei. dem 
Kläger diejenigen Gerichtsknsten. die dieser über den ihm zur Last 
gelegten Antheil hinaus bezahlt hat, zu erstattpu, es vielmehr diesem 
überlassen bleiben müsse, die Eii>tattuug dieses Betrages von der üe- 
richtskasse zu verlaii<i;t'n. 

Die Beschwerde ist zurüek<i:ewies<'ii worden aus folgenden Gründen: 

„Im vorlie<?enden Falle handelt es sich um einen Kostenbetrag für 
haare Auslagen, den die Gericlitskasse auf die durch den Kläger 
geleisteten Vorschüsse verrechnet hat. 

Das letztere entspricht der allgemeinen. Verfügung des Prenssischen 
Jnstizministers vom 16. April 1884, nach deren Nummer 4 auf den 
geleisteten Ausgabenvorschnss zunftchst die haaren Auslagen und dann 
auch die dem Gegner der gebfthrenfreion Partei noch znr Last fallenden 
Kosten zu verrechnen sind; nur der dann noch verbleibende Ueberrest 
ist niederzuschlagen bezw. zurückzuzahlen. 

Eine Zurückzahlung der verrechneten haaren Auslagen durch 
die Gerichtskasse findet also unter keinen Umständen statt. 

Der KlSger hatte nun aber nach dem massgebenden Urtheil nnr 
die Hälfte der Geriehtskosten, also auch nur die Hälfte der baaren 
Auslagen zu tragen. 
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Die andere Hälfte dieses Auslagenbetrar!:es. welcher von der Ge- 
riclilskasse ganz verreclinet und behallen wird, niuss ihm der Prozess- 
gejrner erstatten, selbst weun dieser der Fiskus ist, dem au sieb Ge- 
bühren tVeiheit zusteht. 

Denn einerseits darf die einer Partei bewilligte Befreiung der 
anderen Partei nicht zum Nachtheil gereichen, anderei'seits ist diese 
Erstattungspfliclit durch den in Prenssen geltenden Orandsatz, dass 
zwischen den einzelnen fiskalischen Kassen eine Verrechnung nnd Er- 
hebang von Geldern nicht stattfindet (allgem. Verfügung des Preoss. 
Jostizministerinnis vom 28. Sept. 1880), nicht aasgeschlossen, da eine 
derartige Verrechnung und Erhebung von Geldern nicht eintritt*. 



Nr. 63. Entgeh, des Deutschen Relehsjerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 29. Mai 1899. 

^F.ntsoh. <l. livi<^hafe'or. 1. Civ. T!<1 44 S 

Welches Gericht ist zuständig für die Klage, mit welcher d^r auf Grund des Reichs- 
faaftpflichtgesetzes zur Zahlung einer Rente verurtheiite Unternebmer die Verurtheilung 
Im Verletitm dabin fordert, iatt dlMer aehildli Mi, alob aif die laoli Mtssiabe 
in % 7 Mm. 2 lenes Gesetzes zu vermindernde Rente dielenigen Beträge anrecham 
n laMeN, die fSr dea Fall, dass die Rente ermässigt werdea eellte, zaviel seaahlt 

worden sein würde? 

„Soweit . . . die Klägerin eine Veriirtlieiliing des Beklagten dahin 
begehrt hat, dass dieser sit^h auf die — ihrer Ansicht nach zu ver- 
mindernde — Rente dasjLMiigp anrechnen zu lassen habe, was sie ihm 
auf Grund des ürtheilo im \'ori)roze.ssf seit der Klagerhebung zuviel 
gezahlt habe oder noch zahh u werde, ist der Rechtsstreit jetzt schon 
zur Entscheidung reif. Mit diesem Antrage nimmt die Klägerin das 
Recht für sich in Anspruch, diejenigen Beträge zurückzufordern, die 
sie für den Fall, dass eine ErmSissigung der Rente ausgesprochen 
werden sollte, zuviel gezahlt haben wftrde. Die Klage ist aber nicht 
gerichtet auf Bttckforderung dieser Beträge, auch nicht auf die Fest- 
stellung eines solchen Bttckfordemngsanspruches, sondern auf die Fest- 
stellung dessen, dass die Klägerin berechtigt sei, mit ihrem Ansprüche 
auf Rückzahlung der zuviel gezahlten Beträge gegen die (ermässigte) 
Rentenforderung des Beklagten aufzurechnen. Den Schnldtitel fttr 
diese Rentenforderung bildet das im Vorprozesse ergangene Urtheil auch 
dann, wenn im gegenwärtigen Rechtsstreite die Rente herabgesetzt 
werden sollte; der von der Klägerin erliolieiie Fe&tstellungsanspruch 
ist daher eine dem durch das UrtUeil im Yorprozesse festgestellten 
Ansprüche entgegenstehende Einwendung im Sinne von § 68G ('.P.O.; 
es soll das Reckt festgestellt werden, diesen Ansprucii durch Aufrecli- 
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Dong in gewissem Umfange zur ErlOscbimg za bringen. Für eine der- 
artige Klage ist aber, 

vgl. Entsch. des B.6.*s in Civils. Bd. 38. S. 428 flg., 
nach der angezogenen Vorscbrift das Prozessgericbt erster Instanz, also 
das Gericht, welches &ber den Anspruch, um dessen Fortdauer es sich 
handelt, in erster Instanz entschieden hat, aassddiesslich (§ 707 C.P.O.) 
zuständig, im vorliegenden Falle das Landgericht Beuthen. Auf die 
BevisioD des Beklagten mnsste daher die Berufung der Klägerin . . . 
zurückgewiesen werden". 



Nr. 64. Entseli. des Belgtseheii Kassattonshofes In BrIlsaeL 

Vom 1. Juni 1899. 

(Zeltaolir. t DratMh. Btttg. SL a. Fruw. CivUr. Bd. 81. Heft 1. B. 18.) 
Sobadensersatz : Grundstück; Eisenbahn. Art. 1122, 1348, 1382 C. c. Die SoluuleM- 
ersatzklage, welche der Eigenthümer eines Grundstücks gegen den Nachbarn wegen 
Beschädigungen erhebt, die seinem Grundstücke vor dessen Erwerbung zugefügt wurden 
und eine Preisminderung zur Folge hatten, ist unbegründet. 

„In Erw., ilass iiadi den Feststellungen des angefochtenen Urtheils: 

Die Ursachen der rnannehmliclikeiten, über welche Kläger sich 
beschwert, notorisch in dem Zeiipiiukte bestanden, in welchem dieser 
sein Haus in öffentlicher Versteigerung erwarb; dass Jedermann damals 
vorhersehen musste, dass diese Unannehmlichkeiten sich unvermeidlich 
durch die normale Entwickelung des Eisenbahnverkehrs erhöhen mussten; 
dass die in Frage stehenden Unzukömmlichkeiten, wenn sie nicht durch 
die Nähe des Hauptbahnhofs des Landes aufgewogen werden, das 
Grundstack vor dessen Verkauf minderwerthig gemacht haben und 
demgemäss der zu einmn niedrigeren Preise erfolgte Zuschlag den 
Kläger schon im Voraus für den Schaden entschädigt hat, den erlitten 
zu haben er behauptet; 

in Erw., dass das angefochtene ürtheil ausserdem jede dem Ver- 
kaufe nachgefolgte und ausserhalb der normalen Voraussicht gelegene 
Erschwerung als nicht erwiesen erachtet; 

dass es den Scliliiss zieht, den einzig möglich gewesenen Verlust 
habe der Verkäutei durch liie Werthminderung des Grundstücks im 
Augenblicke des Verkaufes erlitten: 

in Erw., dass im Hinblick auf diese festgestellten und der Nach- 
prüfung entzogeneu Thatsaclien die verschiedcueu Mittel des Rekurses 
als unbegründet erscheinen; dass die erhobene Klage einzig und allein 
auf Zahlung einer Entsc]iiuli;j:ung für einen dem Kläger verursachten 
Schaden gerichtet ist ; da.ss Kläger, wie auch im Orunde die Klage 
beschaffen sein mag, die er als Eigeuihümer anstellen könnte, doch 
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kein Recht auf irgend eine Vergütung desshalb liat, weil er keinen 
Schaden erlitten hat; in Erw., dass diese Gtiiude den verfügenden 
Theil des angefochtenen Urtheils rechtfertigen und die Prüfung der 
Kritikeu überflüssig macht, welche der Kassatioii.srekur.s gegen einige 
seioer Motive, die die Feststellungen des Urtheils nicht entkräften, 
richtet; 

in £rw., dass das aDgefochtene XTrtheil in der Reihenfolge seiner 
Gedanken feststellt, dass die einzigen Schäden, deren jetziges Vor- 
handensein es anerkennt, schon im Augenblicke des Verkaufs entweder 
wirklich vorhanden oder normaler Weise vorauszusehen waren und dess- 
halb den Eanfwerth des Grundstocks beeinträchtigen mnssten; in Erw., 
dass diese Würdigung dem Grundsätze der Art. 1 160 und 1151 G. c. 
fremd ist, von denen der Appellhof Brfissel im vorliegenden Falle keine 
Anwendung gemacht hat oder machen durfte, und dass sie die Zurttck- 
weisnng des Beweiserbietens des Klägers rechtfertigt". 



Nr. 65« Eotsch. des Preuss. Oberverwiltnngvgerlehta, 

4. Senat. Vom 13. Juni 1899. 

{Preuss. ElÄonb.-Arch 1900. Hcfl 5. S. 1229 ) 

VanuiMetzungen für die Verpflichtung der Anlieger zur Erstattung der StrasSM* 

Herstellungskosten. Fluchtliniengesetz v. 2. Juli 1875. § 15. 

Die Veri)flit:hluiiL'' des Anliegers, zu den Strasseiiherstelliiugskosteii 
gemäss § 15 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 beizutragen, hat nach dem 
Gesetze zwei Voraussetzungen; einmal, dass die Strasse ausgebaut ist 
und die Kosten, die aufgewendet sind und erstattet werdtin sollen, fest- 
gestellt werden können, und zweitens, dass ein Gebäude an der Strasse 
errichtet wird. Erst wenn beide Voraussetziingeu gegeben sind, kann 
die Verpüichtnng des Anliegers entstehen. Erriditet also ein AnHeger 
ein Gebäude an der Strasse» während sie noch in der Anlegung 
begriffen, noch nicht fertig ausgebaut ist, so kann die Verpflichtung 
des Anliegers keinesfalls frfiher entstehen, als bis der Ausbau der 
^Strasse oder des besonderen Strassentbeils, oder — sofern das Statut 
eine Spaltung der Kosten nach den einzelnen zur Strassenanlage ge- 
hörigen Einrichtungen vorsieht, die .'einzelne Einrichtung beendet ist 
und die Möglichkeit vorliegt, die Kosten zu berechnen. Die Ver- 
pflichtung entsteht dann also nicht schon mit der Errichtung des Ge- 
bäudes; vielmehr bestimmt sich Mass und Ihnfang der Verpflichtung 
erst nach dem späteren Zeitpunkt, in dem die beiden, gesetzlich 
nothwendigen Vorraussetzungen der Verpflichtung zasammentrefFen. 

Mit der Feststellung vm Fluchtlinien auf Grund des Gesetzes vom 
2. Juli 1875 ist der Beginn der Anlegung einer Strasse jedenfalls ge- 
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geben; doch kann er aucli iu audereü Umständeu, z. B. darin gelundeu 
werden, dass die GemeiudebehÖrden die Anlegung beschliesseu und der 
fieschla88 zur Kenntiiiss der Anlieget- gebracht wird. 

Eine statntariselie Vorschrift, dass die Anliegerbeitrttge nach dem 
Flächeninhalt der Baugrnndstttcke berechnet werden sollen, entbehrt 
der erforderlichen Bestimmtheit and ist deshalb unwirksam. 



ür, 66. Ent8ch. des Preuss. OberverwiiltungsgericUts« 

4. Senat. Vom 13. Juli 1899. 

(Kutsch, ü. O.V.U. tid.'iC. S.m.) 

Bai dar Mit dar Anltfa vaa OrntaalialwaB to Znuananbaage stebeadea Elnziebvag 
Bad Varlataai IffimtiMiar Wafa lat dia Mitwirkwif dar BargbaMMaa, laabaaoadara 
dia varilaglia alibeitiiche Prüfung des Projekts darob diaaaMaa arfardarlkh. 

(§ 51 Krekibahngesetz v. 28. Jvll 1892.) 

Nacli § 196 des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 steht 
der Bergbau unter der polizeilichen Aufsicht der Bergbehörden. Die 
Auf-sicht erstreckt sich insbesondere auch, wie es dort lieisst, auf den 
Schutz der Oberflilche im Tntere.sse der persfuilirlien Sicherheil und des 
ütl'entlichen VHrkeiir.s. Dass auch die Urubt'iieisenbahnen, und zwar 
sowohl diei.'uigcn, welche den Anschluss an eine dem öftentlichen Ver- 
kehr dienende Eisenbahn vermitteln, als diejenigen, welche nur dem 
Transporte der Bergwerksprudukte zwischen den einzelnen Abtheiluugen 
des Bergwerks dienen, als bergbauliche Nebenanlagen der bergpolizei- 
licben Aafsicht untersteben, kann einem Zweifel nicht begegnen (vergl. 
Kommentar zum Allgemeinen Berggesetz von Elostermaun und Fürst, 
5. Aufl. S. 684). Daraus folgt, dass auch die Prttfüng und Festsetzung 
der Bauprojekte der Grubenbahnen den Bergbehörden zusteht, und dass 
sie unter BerQcksichtigung ' und zum Schutze aller der polizeilichen - 
Interessen zu erfolgen hat, die § 196 a. a. 0. betont (vergl. Anm. 14 
zu § 196 des Eommentara S. 586). An diesem Rechtszustande hat auch 
das Eleinbahngesetz vom 28. Juli 1892 (6.-S. S. 225) nach § 51 des- 
selben nichts geändert. 

Es kann nur hier dahingestellt bleiben, ob bezüglich der von der 
Festsetzung der Bergbehörde betroffenen öffentlichen Wege fttr ein Ver- 
fahren gemäss § 57 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1, August 1883 
überhaupt noch Raum bleibt, oder ob es durch die polizeilichen Be- 
stimmungen, die die Bergbehörde bei Prüfung und Genehmigung der 
Zechenbahnen trifift, sowie durch deren Durchflihrung, für die das Eot- 
ei^Miungsverfahren gegeben ist, ausgeschlossen wird. Soviel erhellt 
jedenfalls, dass die Wegepolizeibehöide iiiclit einseitig lediglich auf 
Autrag dta Berg Werksbesitzers und aul Grund eines von ihm vorgelegten 
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Ptojektes das Verfahren wegen Einziehung eines derartigen öffentlichen 
Weges gemlss § 57 a. a. 0. einznldten hat. So lange ein solches 
Projekt nicht von den Berghehörden geprüft ist, nnd so lange nicht 
feststeht, welche Stellong jene za diese« Projekt eingenommen haben, 
was sie im Sinne der Vorschriften im § 196 des Berggesetzes im öffent- 
lichen Interesse fftr erforderlich halten und durchführen wollen, kann 
nicht tibersehen werden, ob und in welchem Umfange noch die recht- 
liche Möglichkeit and der thatsächliche Anlass vorliegt, in ein Verfahren 
gemäss § 57 des Zoständigkeitsgesetzes einzatreten. 



Nr. 67. Bntseh. des Olierlandesgerlehts Zwelbrfteken. 

Vom 5. Jnli 1899. 

(ZettaoliT. l DeotMh. Bürg. Baeht o. Fnu. GlTllr. Bd.tl. U«a S. a.im.) 
Oer Eigenthuner, dessen Haftung auf Grund des Art. 1385 C. o. In Anspruch genennen 
worden ist, kann nicht nach § I des Haftpflichtgesetzes kraft eigenen Rechtes An- 
sprüche erbeben. Die Forderungen der Verletzten liann er nur geltenil machen, wenn 

•to HiM fMhtsgescIliftlieli üerlraiea tM. 

^Wie der erste Richter mit Recht angenommen hat, ist erwiesen, 
dass, als das Fahrwerk des Klägers am 12. Mai 1896 zu M. vom Bahn- 
hofe ans dem Dorfe znfuhr, eine im Rangieren begriffene Lokomotive 
anf dem znn&chst der Strasse gelegenen Geleise Dampf ausströmen liess, 
dass gleichzeitig mit der Dampfpfeife ein Pfiff abgegeben wnrde, femer, 
dass in Folge des hiednrch und dorch die Bewegung der Haschine Ter- 
nrsachten Geränsches die von dem Knechte des Klftgers geleiteten Pferde 
sehen wurden, durcbgmgen, den Knecht zu Boden rissen und, durch 
das Dorf sttinnend, den 12 Jahre alten Phih'pp R. tödtlich verletzten, 
auch den von dem Kläger geltend gemachten Materialschaden ver- 
ursachten. 

Dem ersten Richter ist auch darin beizutreten, dass die Tödtung 
des jungen R. und die Verletzung des Fohrknechtes N. als bei dem 
Betriebe der Eisenbahn geschehen anzusehen sind, wenngleich ,der 
Schaden nicht unmittelbar durch die Maschine des Beklagten verursacht 
worden ist. (Reiclisg. 17. Nov. 1885. Pnclielt Zeitschr. 17 S. 813, 
Reichsgerichtsentschei<iun(^ Nr. ß/96, .Tur. Wochenschr. 18^>B S. 30ö''^ ). 
Nicht zu billigen ist (la<_'-egen die Annahme, dass der KliigLT Ersatz 
des ihm zu<i:etügteii Schadens auf Grund der Bestimuiuno^en des Haft- 
pflichtgesetzes verlangen könne. Nur für den durch die TtUi tinig oder 
Verletzung eines Menschen entstellenden Schaden haftet nach § 1 
des Haftpflichtgesetzes der Betriebsunterneiimer, nur für die Kosten 
der versuchten Heilung und der Beerdigung, für den dem Uetödteten 
während der Krankheit zugegangeneu Vermügensnachtheil und für den 
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einem Unterhaltsboreilit igten in Folge des Todesfalles entsteliemlen 
Verlust bat der Hetriebsunternelinier im Falle der Tüdtung aufzukommen, 
nur für die Heilungskosten und den dtiii Verletzten zugefügten Ver- 
niügensnarhtlieil im Falle einer Körperverletzung (§ 3). im L'ehrigen ist 
es bei den liest immungen der Landesge.'^etze verblieben (§ 9 des Ges.). 

Demgemäss kann der Kläger nicht mit der Behauptung, er sei ge- 
schädigt worden dadurch, dass seine Haftung nach Artikel 1385 C. c. 
zur Entstehung gekommen sei, Ersatz nach den V'orschriften des Haft- 
pflicUtgesetzes verlaDgen. Ein derartiger Vermögensschaden ist niclit 
anf Grund des Haftpflichtges. za ersetzen (vergl. Entsch. des Reichs- 
ger. 39 S. 36, Jur. Wochenscbr. 1895 S. 603''", Eger, Haftpflichtges. 
(4. Anfl.) S. 289, 290, 387). Eine andere Frage ist die, ob Kläger die 
Haftpflichtforderangen des Jakob R. vnd des G«org N. geltend 
machen kann. Die Geltendmachung dieser Rechte erfordert den Nach- 
weis, dass diese Forderangen anf den Klüger übergegangen sind. Einen 
Uebergang darch Vertrag behauptet Kläger selbst nicht, zur Darlegung 
eines Ueberganges kraft Gesetzes beruft er ^ch auf die Bestimmung 
in Ziffer 3 des Artikels 1251 C. c. Aber diese Vorschrift, wonach 
eine Subrogation vor sich geht, wenn eine Schuld durch Jemanden 
der, weil er mit Andern oder fiir Andere zu zahlen verbanden war, 
ein Interesse an der Tilgung hatte, ist liier nicht anwendbar, denn die 
Verbindlichkeit der Eisenbalingesellschaft aus § 1 des Haftpflichtges. 
und die Verbindlichkeit des Klägers auh Art. 1385 C. c. waren unab- 
hängig von einander, es bestand keine zwischen der Eisenbahngesell- 
scliaft und dem Kläger genieins<'haft liehe Seliuld, Kläger hat, indent er 
Zahlungen an R. und N. leistete, mir eine Schuld getilgt und tilgen 
wollen, für die er allein aufzukommen hatte, eine Subrogation in die 
Haftpflichtforderungen ist daher durch die Zahlung nicht eingetreten 
(vergl. Ents. h. des Reichsger. 10 S 300, Puchelt, Zeitschr. 24 S. 72, 21 
S. 197, Laureut 18 Nr. 96, 102, 108). 

Hienach stellt sich der Klaganspruch, insoweit er anf die Bestim- 
mungen des Haftpflichtgesetzes gestfttst werden will» ahi nnbegröndet 
dar. Die Klage ist aber auch, insoweit sie anf Art 1882, 1383 G. c. 
gestfitzt wird, nicht gerechtfertigt. Zulilssig erscheint es zwar, dass 
ein auf Grund des Art. 1385 C. c. Verurtheilter gegisn Denjenigen, der 
den Unfall verschaldet hat oder der ffir die Handlang des Thäters nach 
Art. 1384 C. c. verantwortlich ist, Entschädigungsansprüche erhebt 
(Reichsg. 17. Januar 1899. Jur. Woch. 1899 S. 125 ^o"), allein dem 
Kl8ger ist es nicht gelangen, den Beweis zu liefern, dass durch ein 
Verschulden der Beklagten oder eines ihrer Angestellten der Unfall 
verorsacht worden ist**. 



Digitlzed by Google 



Entsch. des Oeaterr. Oberst. Gerichtshofes vom 8. August 1899. 115 

Nr. 68. EnfMh. dM Oeslerr. Obent Oerlehtekofes. 

Vom 8. Anglist 1899. 

(OaMerr. BiMnb.>y«n>rdii^BL' Xnr. Nr. n. a 1666.) 
Die Eisenbahn ist zur Tränicung aucli von unbeglelteten Thiertransporten oline Antrag 
dflt AbSMders nicht verpflichtet, und zwar auch dann nicht, wenn sie von iem Reoiite, 

Begleitung zu fordern, keinen 6ebrauch gemacht hat. 
NhMit #!• ifetr deMMb !■ ehiMi stloliai Falle ih Trinkung vor, so haftet alt ffr 
Üi» daroh dl« Btw«rk«telllgiB| daraalbea etwa virartacMM ■•oMbelliiw FolfM. 

Nicht massgebend ist dabei der Umstand, dass der Versender es 
verabsäumte, einen Begleiter beizugeben nnd selbst das Tränken der 
Gftnse zn reranlassen, weil es sieb hier, abgesehen davon, dass die 
Eisenbahn die Beigabe eines Begleiters nicht verlangte, nicht darnm 
handelt, ob and welcher Schaden dadurch entstanden ist, dass die Bei- 
gabe eines Begleiters and der Antrag anf Tr&nknng der Gfinse dnrch 
die Bahn unterlassen worden ist, sondern nur darnm, ob dem Versender, 
beziehungsweise Kläger ein Anspruch auf Vergütung des Schadens zu- 
steht, der aus der Handlungsweise der Bahnorgane entstanden ist, 
welche ein Verschulden in dem Umstände involvirt, dass in der Station 
Wiesa-Oberlentensdoif Ik-IiuIs Tiäiikiiii^^ der Gänse Wasser mittelst 
Bühren auf den Wagenbodeu eingelassen worden ist. 

Gleich belanglos ist es, wenn die Beklagte auf die Restimmuug 
des § 1036 a. b. (J.-B. und auf die sechstägige Lieferfrist hinweist, 
denn das Einlassen des Wassers in die mit den Gänsen beladeuen 
Wagen geschah bereits am 6. August, mithin in den ersten 24 30 
Stniideii nach der Verladung, und war das Tränken der Gänse nach 
dem Gutachten der thierärztlichen Sachverständigen zu dieser Zeit nicht 
Bothwendig, weil die GSnse ebne Trftnknng nnd Ftttlemng drei Tage 
aushalten. Es handelt sich nicht darnm, ob die Gänse, wenn die Eisen- 
bahn die ganze Lieferfdst verbraucht hätte, verendet oder gesund an 
dem Bestimmangsorte Biesa angekommen wären, sondern darum, ob der 
Schaden durch das von den Organen der Station Wiesa-Oberleuteusdorf 
vorgenommene Einlassen des Wassers in die Wagen entstanden ist 

Hätte die Eisenbahn für den Transport die ganze, ihr zu Gebote 
gestandene Lieferfrist aufgebraucht, ohne etwas zur Tränkung der 
Gänse zu veranlassen, und wären die Gänse dabei verendet oder hätten 
sie sonst einen Schaden genommen, dann könnte allerdings von einer 
Verpflichtung der Geklagten zum Ersätze des Schadens nicht gesprochen 
werden ; hier aber that die Eisenbahn etwas, was vom Versender nicht 
beantragt war; diese Handlung begreift ein Verschulden in sich, und 
eben darum ist auch die (ieklagte ausschliesslich verantwortlich für den 
Schaden, welcher aus der erwähnten, ein Verschulden involviienden 
Handlung eutstandeu ist. 
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Nr. <tO. Enlseh. des Deatsehen Bciebsgerlclito« 

7. GiTil-Senat. Vom 6. Oktober 1899. 

(Entich. d. Relchflger. I. riv m it Nr. 77. S. 385 ) 
In einem nach § 30 des Preuss. Enteign.-Ges. vom ll.iuni 1874 erhobenen Rechts- 
streite ist der Einwand des Unternehmers (Eisenbahnfislius) unzulässig, dass er nicht 
•■tMhUigungspfliohtiB uMl daher iHMtlv mIoM tafltinrirt Ml, wtll die für Ihn •ifoiieMto 
Eiteiginfl ilokt «dtr alott wMmtlloli in mIimi, soadeni In latortMe alaet A ad ar w 

(einer fienelnde) gelegen sei. 

Die Zuständigkeit der Beliörden ist im Enteigfnungsgesetze so ge- 
ordnet, da.^s die Verwaltungsbeliürdeii endgültig dariiber zu bestimmen 
haben, was enteignet werden soll, in wt-ldieni Tnifange s(jlclies zu ge- 
schehen hat. und für wen nnd zu we.^seii (iuiititcn die Enteignung statt- 
finden Süll. Die (Tcriclile sind nur Ix rufen, unU^- gewissen Voraus- 
setzungen (Antrag und Vürgängige Kut.scheiduiig der Ver\valtungsi)eliöi'de) 
über die Ent.stliädigiing zu belinden. ^>ie .^ind daher nicht zuständig, 
diejenigen ]\[a,ssnaliuit'n, Eiklärungen und Beschlüsse der Vcrwalinngs- 
beliörden, welche nicht die Entschädigung, sundern unmittelbar die 
Entziehung oder Beschränkung vou Grundeigentum oder Hechten am 
Grundeigentum zum Qegenstande haben, nachzuprüfen und formell oder 
sachlich za andern. Es wtti-de nun aber eine sachliche Äodenmg eines 
solchen Beschlnsses der Verwaltangsbehdrde bedeuten, wenn das Gericht 
dem erhobenen Einwände entsprechen und den Widerbeklagten von der 
ihm durch die Verwaltungsbehörde auferlegten Entschftdigungspflicht 
befreien wollte, weil die in Frage stehende Enteignung nach der An- 
sicht des Gerichtes nicht im Interesse des Widerbeklagten bewirkt sei. 
Das Gtericht wttitle damit den Enteignungserklämngen und Beschlttsseu 
der Verwaltungsbehörde materiell einen ganz andern Inhalt geben und 
eine Enteignung, die Ton der Verwaltungsbehörde für den Widerbeklagten 
und zu dessen Gunsten beschlossen und angeordnet war, der Sache und 
der Wirklichkeit nach zu einer Enteignung machen, die au Gunsten 
einer ganz andei'en Persönlichkeit stattfände. Das liegt ausserhalb der 
Macht und Zuständigkeit dei- Gerichte, die damit in das oben um- 
schriebene, ihnen verschlossene und nur den Verwaltungsbehörden zu- 
gewiesene Gel)iet eingreifen wüiden. Ein Einwand, der solches von 
den Geiichten begehrt, ist «laher unzulässig. 

Diese Unzulässigkeit ergiebt sich aber auch noch von einem anderen 
Standpunkte aus, nändich von dem des Entscluldigungsverfahreiis. 

Das Iveichsgericht hat in einer fiüliereu Entscheidung, 
Entsch. dess. in Civils. Bd. 7 S. 225, 
ausgesprochen, dass der Unternehmer die Aktivlegitiniation der im 
Verwaltuugsverfahreu von der Verwaltungsbehörde als entschädigungs- 
berechtigt Angenommenen im gerichtlichen Verfahren nicht zum Gegen- 
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Stande der Entscheidaiig machen könne, weil mit dem Wegfalle des als 
entschftdigangsberechtigt Angenommenen es an einer der für das Ver- 
waltungsverfahren erforderlichen Voraussetzungen, die überliaupt nicht 
Gegenstand ricliterliclier Prüfung seien, fehlen würde, der Rechtsweg 
lediglicli die Feststellungen der Regierung in Bezog auf die Entschädigung 
nach Massgabe der §§ 27 und 30 des Enteignungsgesetzes betreffe, und 
damit eine Prüfung der in dem Enteignungsbeschlusse der Regierung 
angenommenen Tiegitimation der Interessenten ausgeschlossen sei. Dieser 
Grundsatz niuss in verstilrktein Masse in Ansehung der von der Ver- 
waltungsbehörde im KiitschiidiLnnisi-sverfahren angenommenen Passiv- 
ki^iitimation der Kntscliiuligmi'^siiilichtigen gelten. Die stiilschw» ii^-enilt ii 
oder ausdrücklichen Feststellungen und Annahmen dei- Ver\vu]tuii<:s- 
behürde bezüglich der Person des Entschädignngsberechtigten und des 
Entschädignngsverpflichteten bilden die Stützpunkte des verwaltnngs- 
behürdliclitMi Kiitsrhadigungsverfahrens. Ware es rechtlich möglich, im 
uachtolgendeu gerichtlichen Verfahren diese Stützen wegzuräumen, so 
würde ditmit das verwaltnngsbehördliche Verfahren in sich zusammen- 
fallen. Dem Vorbringen der Parteien im gerichtlichen Verfahren eine 
laiche Wirkung zu leihen, ist umsomehr ausgeschlossen, als das Mass 
.lind der Umfang der Entschädigung mit der Person des Entschftdigungs- 
berechtigten und des Entschädigungspflichtigen in nftherem Zusammen- 
hange steht, wofbr es genügt bezüglich des Entschftdigungsberechtigten 
anf die Bestimmungen im § 8 Abs. 2 und § 9 Abs. 4 des Enteignnngs- 
gesetzes und bezüglich des Entschädigungspflichtigen anf den Grundsatz 
hinzuweisen, dass dieser nicht nur fQr das entzogene Eigentum Ent- 
schädigung zu leisten hat, sondern auch für die Nachteile, welche für 
das dem Enteigneten verbliebene Grundeigentum in ursächlichem Zu- 
sammenhange mit der Enteignung für sein, des Entschädigungs- 
pflichtigen, Unternehmen erwachsen sind. Würde es zugelassen, 
dass im gerichtlichen Verfahren ganz andere Personen an die Stelle 
derer gesetzt würden, die im Verwaltungsverfahren als die Kntscliä- 
digungsbereclitigt»Mi nml Kntscliiidignngsjjllichtigen behandelt sind, so 
würde auch insofein das gerichtliche Kntscliadifziiniisvertahrfn dem 
verwaltungsbehördlichen gegenüber anf eine neue (Jrundlage gestellt, 
was zweifellos der ;\bsicht des tiesetzes widerstreiten würde. 

Mit dem im Vorstehenden dargelegten (irnndsatze. dass im L-'erirht- 
lichen Verfahren die von der Verwaltungsbehörde angenonuneue Aktiv- 
iind Passivlegitimation des Entschädigungsbereehtigten und Entschä- 
digungspflichtigen nicht angegriffen werden kann, steht es nicht in 
Widerspruch, dass das Reichsgericht stetig auch denjenigen Neben- 
berechtigteu (§ 11 des Enteignungsgesetzes, Hypothekengläubiger, Mieter 

£g«r, BtoMbahnnchtllch« EnMehelditiigwB XVII. 9 
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n. 8. w.), welche als solche bei dem verwaltangsbehOrdlichen Entschft- 
digangsrerfahren nicht beteiligt waren, die Besehreitang des Hechts- 
Weges gestattet hat 

Vgl. Entsch. des R.G.*s in Civils. Bd. 5 S. 281, Bd. 24 8. 205, 

Bd. 28 S. 263. 

Die AktiTlegitimation der im Verwaltangsverfahren als zur Geltend- 
machung der Entscliädigung bereclitigt angenommenen Personen wird 
dadurch nicht ber&hrt^ sondern bleibt bestehen. 



Nr. 70. Entsch. des Preuss. OberTerwaltniigsgerldits. 

4. Senat. Vom 19. Oktober 1899. 

CPr. Klsenli. Anii r.'iKi lieft 5. .S. 1230i. 

Strasteaber«tellun|8kosten; Kosten des Grunderweiin. Fiuchtlioieigesetz v. 2. Juli 

I87S. § IB. 

Auf Grund des § 16 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 sind die an 
einer neuen Strasse anbauenden Grundbesitzer auch zur Erstattung der 
Kosten verpflichtet, die durch den Ankauf der zu der Strassenanlage 
erforderlichen Grundflächen entstaiiden sind. Dazu ist nach der 
Bechtsprechung auch der Fall zu rechnen, in dem eine Gemeinde den er- 
forderlichen Grund und Boden von ihrem eigenen Grundbesitz hergiebt. 

Anders liegt die Sache, wenn die Gemeinde das Gelände zum 
Strassenbau unentgeltlich erwirbt, wenn sie also keinerlei Aufwen- 
dungen dafür gemacht hat. Dann darf sie von den an die Strasse 
anbauenden Grundbesitzern für den Grund und Boden keine Erstattung 
verlangen. Denn sie kann in ihren Anforderungen an die Anlieger 
nicht über das hinausgehen, was das Gesetz ihr /nspriclit, und ist auch 
ni()it liefugt, dem entgegenstehende Bestimmungea in das Ortsstatut 
aulzunehmen. 

Nr. 71. Entsch. des Bern. Appell.« n. Eiflsät-HofeB. 

Vom 2. November 1899. 

(ZellMla'. dM BDrn. Jar.<Ver. fid. 86. Heft 7. & tn). 
Fabrlkktfliiflittlrt. BsfrNr ist Unfalls; Schwerhörigkeit, verarfttoM direh Um. 

Beweis des Kausalzusammenhangs 

Ist nach dem Gesagten als feststellend anzusehen, da.ss die Schwer- 
hörigkeit des Klätrers auf die beim Ziisclila^^eu der PhUten am '28. April 
1897 und durch den damit verbundenen Lärm erlittene Erschütternii^ 
des Labyrinths als Uisaclie zurlickzufüiiren ist, so fragt es sich weiter- 
hin , ob man es bei dieser Sachlage mit einem ^ Betrieb-sunfalle" im 
Sinne der Fabrikliaftpflichtgesetzgebung zu thun habe. Das Gesetz 
giebt keine Dctiiiition dieses Begritfes und ebensowenig lag es den Ex- 
perten üb, eine solche zu gebeu, vielmehr gehört es zur Aufgabe des 
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Ricliters, gegebenenfalls jsicli über diesen Punkt sclilüssig zu machen. 
In <Uesei' Beziehung ist davon auszugehen, dass ein Betriebsunfall dann 
vorliegt, wenn die Schädigung der körperlichen Integrität des Be- 
troffenen auf ein plötzliches, d. h. zeitlich bestimmbares, in einen 
verhältnismässig kurzen Zeitraum eingeschlossenes Ereignis zurück- 
zuführen ist, welches in seinen (wenn auch vielleicht nur allmählich 
eintretenden) Folgen den Tod oder die Körperverletzung verursacht, 
während von einem solchen da nicht gesprochen werden kann, wo die 
üesundheitsschädigung als allmähliche, normale Frage des betreffenden 
Gewerbebetriebes (sog. Gewerbekrankheiten), bczw. als unvermeidliche, 
konstitutionelle Krankheitsphase sich darstellt (s. Kaufmann, Handbuch 
der Unfallverletzungen, S. 20 ff.). So hat denn auch das Bundesgericht 
in seinem Urteile vom 8. Juni 1893 i. S. Deubelbeiss c. Unfallversiche- 
lungsgesellschaft Zin ieli (Anitl. Samml. XXX, S. 884 ff.. Erwäg. 4 und 5) 
sich dahin ausgesprochen, dass der „Hitzschlag", woran der Versicherte 
starb, weil er während einiger Nachmittagstunden des 30. Juni 1891, 
tines sehr heissen Tages, bei einer Felddienstiibung sich der brennenden 
Sonnenhitze auszusetzen hatte, als „Unfall** im Sinne der Haftpflicht- 
nnd Unfallversichernngsgesetze sich darstelle und in ähnlicher Weise 
altsumierte dasselbe in Bestätigung eines vom hierseitigen Gerichtshofe 
ausgefällten Urteils das „Erfrieren'* der Fiisse eines am Nachmittage 
des 12. Januars 1897 mit der Entfernung des Eises von den Schienen 
beschäftigten Bahnarbeiters unter diesen Begriff' (Auitl. Samml. XXIV, 
2. Teil , S. 318 ff'.. Erwäg. 4). Von diesem Gesichtspunkte aus kann 
es nicht zweifelhaft erscheinen, dass man es auch vorliegend mit einem 
„Betriebsunfiille" im technischen Sinne zu thun hat. Die Schwerhörig- 
keit des Klägers hat sich nicht etwa als allmähliche Folge seiner Be- 
schäftignng beim Plattenzuschlagen ausgebildet, erscheint auch nicht 
als Entwicklungsphase eines fortschreitenden Gehörleidens, sondern ist 
auf ein plötzliches, will sagen zeitlich bestimmbares, in den relativ 
kurzen Zeitraum weniger Stunden eingeschlossenes Ereignis als Ursache 
zurückzuführen und somit als Folge eines I^etiiebsunfalles zu betrachten, 
so dass der Entschädigungsanspruch des Klägers principiell begründet ist". 

Nr. 73. Eiitsek. des Deutschen Reichsgerichts, 

Vom 3. November 1899. 

iZoltschr f. DruUeh. Bürg. Itecht u. Franz. Civllr. ßJ. 31. Heft 2 

Festsetzung der Fluchtlinie; Entschädigungsanspruch. §§ I, 2, 7 und 14 des Preuss. 

Gesetzes vom 2. Juli 1875. 

Die Revision bezieht sich auf ein Urtheil des Reichsgerichts, Ent- 
scheidungen Bd. 33 S. 233, worin ausgeführt wurde, dass ohne eine nach 

9* 
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Voreclirift de.s Gesetzes vom 2. Juli 1875 erfolgte FluchtlinieiilesLseUiiiig 
avch ein Eutscbädigungsvcrfahreu nach Massgabe der Bestimmungen 
dieses Gesetzes nicht stattfinden könne. Dieser Satz ist als richtig 
anzuerkennen. Aber in dem jeneip Urtheile zu Grunde liegenden Falle 
hatte nach der Annahme des erkennenden Gerichts eine Fluchtlinien- 
festsetzang vor der Niederlegung des betreffenden Gebäudes Überhaupt 
nicht stattgefunden. Im vorliegenden Falle hat dagegen nach der 
thatsächlichen Feststellung des Oberlandesgericlits eine vorherige Fest- 
stellung der Baufluchtlinie stattgefunden, und es kann sich nur fragen, 
ob die Formen, welche in dieser Hinsiclit vom Geset;se vorgeschrieben 
sind, ohne Rechtsverletzini;: vom Oberlandesj-ericlit als genOfrend be- 
obachtet angenommen werden konnten. A\ ;is die Festsetzuni,^ der Fliu lit- 
linie der Sache nach betrifft, so konnte kein Zweifel darüber «iliwalten, 
dass diese vor Niederleguni? des alten Gebäudes und vor Krriclitung 
des Umbaues seitens des Reclitsvor^änrrers der Kläger erfolgt ist. r)ie 
Festsetzun<x einer Bautlu<litliiiie für ein einzelnes (Gebäude, wie sie 
hier staltgelundeii iiat, ist au< li nach § 7 Abs. 2. § 2 Abs. 1 dfs (Jrselzes 
vom 2. .luli 1875 zuHissiu' und die in ij 7 Alts. 1 voigcsciiiieltfue Olfen- 
legung des Planes wird, sofern es sich um ein einzelnes Gebäude 
handelt, nach i; 7 Abs. 2 durch eine Mittiiciluiii: an iUmi beliieilimleu 
Grundeifienthiimer ersetzt, weh he statt-icfundcu hat. Ob die Setzujiir 
einer Ausschlussfrist, wie sie in Abs. 1 des § 7 bei Glfenlegung des 
Planes vorgeschrieben ist. auch im Falle des Abs. 2 für erforderlich 
zu erachten, erscheint nach der Fassung des Gesetzes zweifelhaft; 
jedenfalls aber muss die Ausfahrung des Oberlandesgerichts, dass es im 
vorliegwden Falle nach Lage der Sache den Bestimmungen einer solchen 
Frist bei der Mittheilung an den Gesuchsteller im Sinne des Gesetzes 
nicht bedurfte, fQr zutreffend eraditet werden. Richtig ist nun aller- 
dings, dass der Bescheid vom 30. Januar 1890, wodurch die Fluchtlinie 
festgesetzt wurde, nur von dem Stadtbaurath Bues unterschrieben 
ist, und aus dem Bescheide selbst nicht hervorgeht, dass er, wie es der 
§ 1 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 vorschreibt, vom Gemeindevorstande 
im Einverständnisse mit der Gemeinde bezw. dessen Vertretung unter 
Zustimmung der Ortspolizeibehörde erlassen worden ist. .Allein diis 
Oberlandesgericht hat unter Bezugnahrae auf die zengeneidliche Ver- 
nehmung des Jbies festgestellt, dass derselbe nach Anhörung der von 
der Gemeindevertretung bestellten liaukommission und im wenigstens 
stilisclnveigendeu Einverständnisse mit dem Oberbürgermeister die 
Ent.s( heiduTi'j: gel rotten hat. Diese l*'t'St>tellung muss für genuiieiKl 
erachtet werden, um die Frfordernisse »les § 1 cit , weh her eine \'ur- 
schrilt über die Form, wie diese Erfoidernissu zu erwei.sen .seien, nicht 
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enthält, als erfüllt ansehen zu können. Vergl. FriedricJis, XV. Auil 
ö. 29. 



Xr. 4o. liUtsch. des Ot'stt'iT. ObersU'n Oerlclitslioies. 
Vom 7. November 1899. 

(Oeston-. ElMiib.-Verordii..BI. XIIL Nr. 81. 8.1788). 

Anträge auf Feststellung der Uiriditigkeit einer der gerichtliehen Entscheidung über 
tJi^' Entschädigung für Enteignungen zu Eisenbahnzwecken zugrunde gelegten tiiatsäch- 
lichen Voraussetzung auf Grund von Thatumständen, welclie dem Expropriaten erst 
nach Rechtskraft des Entschädigungserkenntnisses bekannt geworden sind, und auf 
ZierkennuiB «teer MebreitMliidigHiii lifolge der geindertei Sacblaie sind ■■ die 
in § 31 des Getetzet von 18. Febraar 1878, R.-8.-BI. Nr. 30, bestlanite Frist ilelit 

gebunden. 

In der Erwagunf?, da.ss die l^estimmung des § 31 des Gesetzes 
vom 18. Februar 1878, R.-G.-Bl. Nr. 30, wonach das Ansuchen um die 
Vornahme tM'nes neuerlii.lieii Augenscheines vor dem .\blaufe der fi\Y 
den Ht'curs ji'e^'en di»' icrerichtliclie Eiitsclieidunj^ über die Entscliiidiirmif? 
bestimmten Frist zu sti'llou ist. auf dt-ii gegrnwäi li^ien Fall, in welchem 
(ÜH Festsirllunef der Uiirirhtii^'kt it einer dem Gutachten der Sachver- 
^liiiidiuen , bezi»'lnin2>\vcise der gerichtlichen Entschcidnng über die 
Eutscliädiguiig zui:ru!i(b' L^degten thatsächliclu-n Voraussetzung aul Grund 
Von Tlniniiii^t.iiidcii . welche nach eingetretener Rechtskraft des Ent- 
schadigiuigst i k('niitiii>s( > dfiii Kxproitriaten bekannt geworden sind, und 
sohin eine Entscheidung über die für die zu constatireude Wirthschafts- 
ei*scliweruug zu leistende Mehrentschädigung begehrt wird, nicht an- 
wendbar ist, sowie in der Erwägung, dass Aber diesen Ansprach in 
Gemässheit des § 30, alinea 1, des obbezogenen Gesetzes zu yerbandeln 
and zu entscheiden ist, und das Betreten des ordentlichen Rechtsweges 
dem Enteigneten in § 30, alinea 2, 1. c. ansdrttcklich verwehrt wird, 
weshalb nach Zulass des § 16 des kais. Patentes vom 9. August 1854, 
R.-6.-B1. Nr. 208, die beiden nntergericbtlichen Beschlüsse als gesetz- 
widrig aufgehoben wurden und die neuerliche Erledigung des Ansuchens 
mit Abstandnahme von dem gebrauchten Bttckweisungsgrnnde aufzu- 
tragen war. 

Xr. 54. Ijitseii. des KassatioiisliofVs lu Turin* 
Vom 1<). November 18Ü9. 

(Zeltsehr. f. d. internut KiHcnh.-Transp. VUl <t90O}. Nr. 9. S. 82Sl) 

VerjUirang. Die Unterbreehung der Verjährung mie« nleht notbwendlflerwelee am 
einer beeonderen Handlang, sie kmn aaob aae dem Infolge der Beeohldlgang dee Suis 
anfgenommenen Tbatbeitaadepratelioll bervorgebea. 

Zwei Firmen in Treviglio gaben auf den Stationen Capri und Reggio 

Kmilia gemeinsam 70 Ferkel in 12 Kürben an ihre Adressen in Treviglio 
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auf. Die Sendnngen wurden nach Ankunft am Bestimmungsorte in be- 
sch&digtem Znstande vorgefunden, was kontradiktorisch von den In- 
teressenten und dem Stationsvorstande in einem Thatbestandsprotokoll, 
unter Angabe der Schadensursache und des Schadensbetrages, festgestellt 
wurde. Nach 10 Monaten verlangten die Empfänger auf gerichtlichem 
Wege Vergiitung ihres Schadens. 

Die Eisenbahn machte die sechsmonatliche Verjährnng auf Grund 
des Art. 140 der Tarifvorschriften geltend; der Richter wies jedoch 
diese Einrede ziuiick: in der xVppellinstanz hatte die gleiche Einrede 
keinen bes.seren Erlolg. Die Eisenbahn reknrrirte al.sdaun an den 
Kassationshof; dieser verwarf jedoch das Revisions^esucli und bestätigte 
die Entscheidung der Vorderricliter ans nachlidgendeii Giünden: 

Die Eisenbahn beruft sich unbegi iiiiil(.t(M'\v(>ise auf die Bcstiiuimingen 
des Art. 146 der Tarifvurschriften iiiiL ilcr liauittung, dass, nachdem 
ein besonderer Kntschadigungsautrag nicht gestellt sei, keine die Unter- 
brechung der Verjährung herbeiführende Handlung vorliege; denn ein 
solcher Antrag ist in dem Thatbestandsprotokoll enthalten, das auf 
Station Treviglio, wo das Gut abzuliefern war, koutradiktogsch in zwei 
Ausfertigungen aufgenommen nnd mit der Unterschrift der Empfänger 
und des Stationsvorstandes versehen wurde, also mit allen Erfordernissen, 
die in dem erwähnten Art. 14G für den fttr die Unterbrechung der Ver- 
jährung geforderten administrativen Akt vorgeschrieben sind. 

Ein neues Gesuch war daher nach der Aufnahme des Thatbestands- 
Protokolls nicht erforderlich, in welchem auch die Entschädigung an- 
gegeben war, welche als Vergätung des erlittenen Nachtheils von den 
Empfängern gefordert werden durfte, und dies um so weniger als der 
Art. 146 der ersten Beklamation die Wirkung zuerkennt, die Verjährung 
zu unterbrechen. 

Auch die zweite Einrede der Eisenbahn, dass jedenfalls die Ver- 
jährung eingetreten sei durch den Ablauf einer neuen Fi ist von ß Mo- 
naten vom Tage der Aufnahme des Thatbeslandsprotokolls Uber die 
Beschädiguufif bis xu dfiu der gericlif liehen Klage, ist weder mit Bezug 
auf die UiitcibK rliiing imcli auf die Heunnung begründet. 

In (lieser Hinsiclil <j;-e}it der KassationslKtf davon aus, dass, weini 
die Unterbrechung durcii eine gerichtlielie Klaue Uewirkf wird, sie so 
lanire dauert, als die Klage niclit zurückgewiesen winl oder nicht durch 
Verjiilirung untergeht (Art. 2128 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und 
dass der gerichtlichen Klage gleichgeachtet werden muss die auf ad- 
ministrativem Wege eingereichte Reklamation, von der im citirten 
Art. 146 die Bede ist, weil es der Eiseubahu immer leicht sein würde, 
durch Verzögerung der Entscheidung über die Berechtigung eines solchen 
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Entschädigungsantrages einen Anspruch zn nichts m machen, welchen 
das €^eaets offenbar sn Gunsten der Beidamanten gewähren woUte. 



Nr. 75. Entsch. des Preuss. Obei'TorwaltungsgcriclLts. 
1. Senat. Vom 21. November 1899. 

(Entsch. d.O.V.G. Bd. 86. 8.160.) 

ElmprmA vml Klage gegen Neruiiehing n MTeilllolim Abgabea. 

Einspruch und Klage gegen die Heranziehung zu öffentlichen Lasten 
und Abgaben steht jedem offen, von dem eine Leistung, sei es mit Recht 
oder Unrecht, gefordert wird. Ist der Herangezogene eine juristische 
Person, so ist hierzu nicht nnr ihr gesetzlicher oder verfassungsmässiger 
Vertreter, sondern auch jeder Dritte berechtigt, von dem als vermeint- 
lichem Vertreter die Abgabe gefordert worden ist. Dies gilt insbe- 
sondere auch von der Heranziehung einer fiskalischen Station, die 
zu Unrecht von dem Abgabeberechtigten als die Vertreterin des Fiskus 
fUr die betreffende Angelegenheit angesehen worden ist. Die in einem 
solchen Falle auf Einspruch und Klage zn killende Entscheidung darf 
allerdings, wenn sich die Unzuständigkeit der herangezogenen fis- 
kalischen iStation ergiebt, nicht die Verpflichtung des Fiskus zur 
Entrichtung der geforderten Abgabe znm Gegenstande haben, sondern 
nur die Heranziehung aus formellen Gründen gegenüber der Be- 
hörde, an die .sie zu Unrecht ergangen ist. ausser Kraft setzen. Einer 
siiäteren Heranziehung der zuständigen fi.^kalischen Station steht sie 
nicht entgegen, da nur auf deren Einspru<*h und Klage über die 
materielle Zulässigkeit der Heranziehung des Fiskus eutschieden 
werden könnte. 



Nr. 76. Entseh. des Kassationsliofes in Turin. 

Vom 27. November 1899. 
(ZtUBohr. t d. iBtacsat BlMBb.-Tna^ Vm (liüO) Nr. «. & m). 

Vsffjihniiig ier SohadaatertattMage gaga« dla Ebaabaha ivagaa varapitatar Stalimg 

van Wagaa. 

Eine Firma, welche bedeutende Getreidesendnngen von Genua nach 
der Schweiz zu spediren hatte, verlangte zu diesem Zwecke bei der 
Eisenbahn die nöthigen Wa^sn, die aber nicht alle innerlialb nützlicher 
Frist geliefert wurden , was die Lagerung eines grossen Teils der 
Ware auf Barken, in Lagerhäusern und Magazinen erforderlich machte. 
Die Fii nia verlangte hierauf von der Eisenbahn Ersatz des ihr daraus 
entstandenen Scliadens. Die Eisenbahn beantragte Abweisung der Klage 
wegen Aldaufs der sechsmouatlicheu Verjährungsfrist seit der Ankunft 
des Getreides. 
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Diese Einrede ist erst- und zweitinstanzlicb verworfen nnd aof 
die von der Eisenbatin erhobene Beschwerde hin anch yom Kassations- 
hofe nicht geschlitzt worden, weil es sich nicht nm die Folgen eines 
Frachtvertrages, sondern am Schftden handle, die von der yerspilteten 
Lieferung der vor Abschlnss des Frachtvertrages verlangten Wagen 
herrtthren. «Der Frachtvertrag wird gemäss Art. 94 der Tarif bestim- 
inmiirt 11 ( i st mit der Aufgabe des Gnies und mit der Übergabe des 
Empfangs, heins abgeschlossen. Der Scliadeu, für welchen Ersatz ver- 
langt wird, rührt somit nicht von der Verletzung der Verpflichtongen 
her, die für die Eisenbahn aus dem Frachtvertrage erwachsen, sondern 
von der Nichterfüllung einer dem Frachtvertrage vorangehenden Ob- 
liegenheit, die diesen vorbereiten soll, indem die Kisenbahn gesetzlich 
verpflichtet i.st, die Warrci), welche von ihr veilaiigl werden, zu stellen 
und später die Transport vertrüge, die bei ihr beantragt werden, anzu- 
nehmen". Der Kläger habe sich auch nicht über die Weigerung der 
Eisenbahn, den Frachtvertrag einzugehen, und nicht wegen Übertretung 
oder Nichterfüllung des.selben, sondern darüber beklagt, dass die Eisen- 
bahn die ihr insbesondere im Art. 2 der Tarif bestimmungen auferlegte 
Verpflichtung zur rechtzeitigen Wagenstellung nicht erfüllt habe; es 
handle sich also nicht um eine Vertragsklage, sondern um ein aqnili- 
sches Verschnlden^ bezüglich dessen nicht die im Art. 146 der Tarif- 
bestimmungen vorgesehenen, sondern die nach gemeinem Recht geltenden 
Bestimmungen fiber die VeijiUirang Anwendung zu finden haben. 

Nr. 77. Entseh. des Preuss. Oberverwaltnngsgeriehts. 

2. Senat. Vom 1. Dezember 1899. 

(PreiKs. Ei*pn(i.-.\rc!i i<>i o ll-'ft :>. S. i82S».j 

Gebühren für die BeiiHtzung von Gemeindeanstalten. KommHiialabgalienBeeetz vom 

14. MI 1893. H 4| 7. 

Das Kommunalabgabengesetz verlangt, dass die für die Benutzung 
einer Gemeindeanstalt, z. B. einer stftdtischen Wasserleitung, zu ent^ 
richtenden Gebühren allen Benutzern gleichm&ssig, nach Verhältniss 
des Umfanges der Benutzung, auferlegt werden. Eine Gebührenordnung, 

die gewisse Benutzer, sei es ausdrücklich, sei es dadurch freilftsst, dass 
sie bei ihnen rechtlich unhaltbare Sätze festselzt, ist gesetzwidrig. 

Vereinbarungen über die Höhe öftent lieh -rechtlicher tiebiihren 
im Sinne der §§ 4 und 7 des Kommunalabgabengesetzes sind ausge- 
schlossen. 

Der Inhaber einer Dlenstwohnuncr kann die Zahlung eines von 
ihm verl:iiiirteii Wasserzinses daraufhin, dass die Uüterhaltuugspflicht 
einem Drilleu obliege, niciit ablehnen. 
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Nr. 78. Entseli. des Appel l.-üerlehts von Taris. 

Vom 9. Dpzeniber 1899. 

t(;azette du Palais, laoo. Nr. 37.) 

Verweigerung der Ainahne des GotM. VeriBiorte Riiokeendung desselben an den 

Abnider. 

Oegen das nnter der vorstehenden Überschrift in Bd. XIV S. 259 
behandelte Urteil des Handelsgerichts in Paris ist von beiden Parteien 
appelliert worden; vom KIfiger, der mit der ihm zugesprochenen Ent- 
scliftdigmig nicht zufrieden war, nnd von der beklagten Eisenbahn, 
welche jede EntschRdigangspflicht in Abrede stellte. 

Das Äppellationsgericht hat der Eisenbahn Kecht gegeben und den 
Kläger mit seinem Aiispindi gänzlich abgewiesfn. indem » s davon aus- 
ging, dass die Ursache der Verzügening in der Ivik-ksondung des Gutes 
«pwiesenermassen ausseid iej^slidi l)ei der italienisclien Zollverwaltung 
lag, bei welcher dasselbe hatte deponiert werden müssen, und die » s. 
obschon die infolge der Verfiigung des Absenders erforderlii-lien .Mit- 
teilungen ihr von der Eisenbahn ohne Verzug iiborinittelt \vt)rden waren, 
erst am 7. Taniiar 1897 an die Eisenltahn znrin kirab , welehe das Gut 
iiinerhall) der n-glenieiilarisclieii LielVrlVist wieder nach Paris trans- 
portierte, und für den beim Zollamte erwachsenen Verzu;^' nirlit verant- 
wortlich gemacht werden kann, d;i lauf v< ß der Ansfi\hrun;.'sbestim- 
iimngen zum Internatiuualeu Uebereiiikuaiiiu'ii di r Laut der Lieferfrist 
für die Dauer der zollamtlichen Behandlung ruht. 

Vom Gericht wurde ferner hervorgehoben, dass auch im Falle einer 
der EisMibahn zur Last fallenden Verspätung diese, wenn ihr nicht 
Arglist oder grobe Fahrlässigkeit nachzuweisen war, höchstens zu einer 
dem Betrage der Fracht gleichkommenden Vergütung verhalten werden 
könnte, da der Kläger keine Interessedeklaration gemacht hatte und 
die blosse Bezeichnung des Guts im Frachtbrief als Saisonware jene 
nicht ersetzen kOnne. 



Nr. 79. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 13. Dezember 1899. 

Onstfvv K'«-.'!!). -Vi r 't.ln VA. XIII. Nr III S l'lM*; 

I. Für dir Bahnverwaltung besteht keine Verpflichtung, die Befolgung des Verbotes 
des Betretens der Babngeleise seitens der Reisenden durch das Bahnaufsichts- 
persMtl leseiMlers iberwaoheii n ItMes. 

II. Wenn deiRBaeli ein Reisender entgegen der Vorschrift des § 16 des Eisenbahn- 
Betriebsreglements das zu befahrende Bahngeleise betritt, so trifft diesen alleie 
das Verschulden an dem hiedurch verursachten Unfälle. 

IMese letztere, allgemein knndgenuichte, daher lür .ledermann gel- 

teude Vorschrift war auch für den Kläger unisouiehr bindend, als ja 
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einem in Tollem Verstandsgebrauche stehenden erwachsenen Menschen, 
wie es der Klftger ist, die mit dem Betreten des von dem erwarteten 
Eisenbahnzoge zn befahrenden Qeleises verbundenen eminenten Gefahren 
fOr das Leben und die körperliche Sicherheit ohneweiters einleuchten 
mussten, weshalb er die Folgen seiner Unvorsichtigkeit nur sich selbst 
zuziisdi reiben hat. 

Eine Verpflii litimg, die Befolgung des das Betreten der Geleise 
seitens der Reisenden betreffenden Verbotes durch das Bahnaiifsicbts- 
personal noch besonders iiberwacken zu lassen , besteht für die Eisen- 
bahn-Verwaltung im Allgemeinen nicht und bestand auch keineswegs 
in diesem speciellen Falle. 

Wenn eine solche Verpfliclitung von den beiden unteren Instanzen 
aus einzelnen Bestimmungen der Instruction für den Verkehrsdienst 
abgeleitet werden will, so muss dem L-ntüt iieiigelialten weiden, dass die 
bezüglichen Bestimmungen der erwähnten Instruction ihrem ganzen In- 
halte nach lediglicli die Sicherung des ankommenden Eisenbahnzuges zum 
Gegenstande haben, diese Vorschriften daher auf den in Rede stehen- 
den Vorfall keine Anwendung tinden. 

Jedoch auch speciell im vorliegenden Falle lag für die Eisenbahn- 
Verwaltung eine besondere Veranlassung, behufs genauerer Befolgung 
des mehrgedachten Verbotes seitens des Pnblieums aosserordentliche 
Massregeln zu treffen und eine grössere Anzahl des Aufisichtspersonales 
aufzubieten, nicht vor. Oeht ja doch aus den erstrichterlichen Fest- 
stellungen, bezw. aus den Zeugenaussagen, denen zufolge beim Einfahren 
des Zuges in die Station 160—200 Personen auf dem Perron standen, 
. ohne dass dieser voll war, klar hervor, dass am Tage des ünglflcks- 
f alles der Verkehr keineswegs ein ausserordentlicher war, sich vielmehr 
in normaler Weise abwickelte, daher die Eisenbahn -Verwaltung über- 
haupt nicht in die Lage kam, mit BQcksicht auf den besonders ge- 
steigerten Verkehr eine grössere Anzahl des Stationsnuf sichtspersonales 
in den Dienst zu stellen. Es kann also im speciellen Falle der Eisen- 
bahn-Verwaltung ein Verschulden in der Richtung einer Unterlassung 
der Sicherung der Reisenden am Bahnhofe, demnach auch an dem dem 
Kläger zugestosseuen Unfälle, nicht zugerechnet werden. 



Nr. SO. Entsch. des Beriier Appell.- u. Kassatlonsliofes. 

Vom 15. Dezember 1890. 

(7MUchr. d. ß<«rn. .lur -Vt r ß<l. 36. Ilfit S. 439 ) 
Fabrikhaftpflicht. Zum Begriff des Betriebsunfalla. 
Die Beklagte anerkennt , dass sie den Fabrikhaftpllichtgesetzen 
unterstellt sei, dagegen bestreitet sie einmal, dass mau es vorliegend 



uiyui^ed by Google 



Entsch. des Deutschen Keicbsgcrichts vom 89. Dezember 



127 



mit einem „Betriebsanfalle" zn tbun habe, and behauptet sodann weiter- 
bin, der betr. Unfall sei anf das eigene Yerschnlden des Rufer als 
Ursache zur&ckzufßhren. 

Was zun&ebst den ersten Punkt betrifft, so gehen Parteien darfiber 
einig, dass Bnfer bei der Rückfahrt des Kohlenwagens von der Station 
Zollikofen nach Beichenbach noch die Mechanik zu bedienen gehabt 
hätte. Diese Transportverrichtung fiel zweifellos unter den R<'p:riff 
einer mit dem Betriebe der Braiurti im Zusammenhange stellenden 
Hülfsarbeit im Sinne von Art. 4 des B.-(t. vom 26. April 1887 betr. 
die Ausdehnung der HattpHicht u. s. w. Nun ereignete sich der Unfall 
allerdings beim Gang des Rufer über die Geleise, allein dieser Gang 
erfolgte eben zu einem dionstlielien Zwecke, denn Rufer wollte die Ge- 
leise gerade deshalb überschreit eu . uui di-ii von Lieeliti auf der Fahr- 
strasse geführten Kohlenwagen behufs Bedienung der Mechanik noch 
reclitzeitig einholen zu können. Das niii besonderer Gefahr verbmulene 
Betreten der Geleiseanlagen und der dadurch bedingte Unfall des Rufer 
standen alsu mit den ihm obliegenden Dienstverrichtungen jedenfalls in 
einem mittelbaren Zasammeuliauge und dies genügt zur Qualifi- 
lieruug des betr. Unfalles als eines „Betriebsunfalles". 

Nr. 81. Bntseh. des Denfsehen Belclugeriehto. 

7. Civil-Senat. Vom 29. Dezember 1899^). 

(BDtadi. d. Belokigwr. L CtvOa. Bd. 4«. &«B). 

Die Bestimmung im § 10 Abs. I des Preoss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874 ist von Amts- 
wegen zu berücksichtigen. Die Verwendung eines Grundstücke zun Torfstich bildet 

eine Benutzungsart desselben. 

Der § 10 Abs. 1 a. a. 0. eiiiliali. sofern die bisherige Benutzungsart 
in Beriicksichtigung gezogen wird, eine objektive Schranke für die Fest- 
setzung der Höhe der Ent.scluidiyuug, deren Beobachtung, wenngleich 
sie zu Gunsten des Unternehmers gezogen ist, keineswegs von des.sen 
Antrage abhängig ist, sondern grundsätzlich Ton Amtswegen zu ge- 
schehen bat. Der kUre Wortlaut der Bestimmung (»die bisherige Be- 
nntznngsart kann bei der Abschätzung nnr bis zu demjenigen Geld- 
beträge Berücksichtigung finden* n. s. w.) Iftsst hierOber keinen 
Zweifel. Auch die bei Eger, Enteignnng Bd. 1 S. 257 flg. mitgeteilte 
Entstehungi^eschichte weist hierauf hin. Dementsprehend hat sieh be- 
reits frfiher das Reichsgericht geäussert, und zwar in einem Urteile 
des III. Civil-Senats vDm 17. Mai 1881 (Rep. HI. 28/80) in folgenden 
Sätzen: 



■) Weitere Aosfüliruug der Bd. XVII S. 47 dieser Zeitäctirii't mitgetbeilten £ut- 
scbeiduug. 
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Was zunächst die klägerischo, auf Verletzung des § 10 Abs. 1 
des Enteignnngsgesetzcs gestützte Niditigkeitsbeschwerdo betrifft, 
so kann allerdings der in den Entscheiduugsgründen des Bemfnngs- 
ricbters aufgestellten Ansicht nicht beigetreten werden, dass jene 
Gesetzesvorschiift im gegenwärtigen Falle um deswillen keine An- 
wendung leide, ,weil die Kläger selbst angeben, dass in Höchst eine 
Gelegenheit zur Erwerbung eines anderen in gleicher Weise und mit 
gleichem Erfolge zu benutzenden Grundstückes sich uicht vorfände*^. 
Diese ein seit i<re Anj^alx' einer Partei kann für sich allein nicht ent- 
sclioideml sein. Die Frage der Anwendbarkeit des § 10 Abs. 1 a. a. 0. 
ist vielmehr vfui den Schätzern nach ihrer Kenntnis der Sachver- 
hältnisse 7.n be.intworten, und sie kann bejahend oder verneinend von 
ihnen beanl wortet werden, ^^leichviel (»b der Expropriierte die fragliche 
Gelegeidieit zuiriebt oder nicht. Allerdinirs macht die einM'ifiL''e l>e- 
hauptnnir des Expr<»i)riit'rten, dass ihm dir (■Jele'rcnheit zur Krwi'rbnng 
eines ^Irii-li beniitzbaien «irniiil-liickcs (Vlilf. die A'eiweisiin;! ant' den 
§ 10 Al'S. 1 \\uv\i nicht iilM i ttii-si'4 ; wenn aber anch der Hx[>roi»iant, 
zu dessen (innslcn die \ t>r>rlin'lt yftrolten ist. deren thatskchliche 
Anwendbarkeil voneint und lie^^en ihre lieziehniiy juntestiert , so 
kann dem Hi<-ht( r desliall», weil er nntcr diesen besonderen l'mständen 
die faktischen Erfordernisse der fra^^lichen Vorschrift als vorliegend 
uicht erachtet und dementsprechend den Hinweis auf dieselbe in die 
Instruktion der Sachverständigen nicht aufgenommen hat, ein Verstoss 
gegen Rechtsgrundsätze des Enteignungsgesetzes nicht vorgeworfen 
werden. 

Es hiesse nun allerdings zu weit gehen, wenn man das Verlangen 
stellen wollte, dass der Richter schlechthin in jedem Falle, wenn die 
bisherige Benntzungsart zur Grundlage der Abschätzung genommen wird, 
eine Feststellung darüber treffen mUsste, ob der Bestimmung des § 10 
Abs. 1 Genüge geschehen sei, beziehungsweise dass der Richter die 
Sachverständigen in jedem Falle hierüber liören müsste; die Gestaltung 
d( r 8ai hlage des einzelnen Falles wird hierbei zu bi i iieksichtigpn sttin. 
Im allgemeinen aber wird es dem Eichtcr obli» ;zeii, die Sachverständigen 
für den i'all, dass sie ihre Si hätzung auf die bish( rige Benntzungsart 
gründen sollten, auf die Bestimmung des 10 Abs. 1 aufmerksam zu 
niaciien, und darüber eine Aeusserung von ilmeu zu erfordern, ob dessen 
Voraussetzungen vorliegen odei nicht. 

Von einer ih-weislast des l jilernehmer> in dieser Beziehung kann 
keine Hede sein; dagegen wiid es. worauf Kgcr a. a. f). S. zii- 
tietVend hindeutet, in seimn» eigenen Interesse liegen, wenn er »hm 
Kiehler, beziehungsweise den Öachversläudigen mit solchen tlialsach- 
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liehen Angaben zur Hand gebt, die eine Feststellung bezttglicb diese» 
Ponktes erleichtern. 

Im g( «!:enwärtigen Falle liat di r licklairto alles ffcthan, was von 
seiner Seite zur C4('lt( iüIhkh Imng iU\s § 10 Abs. 1 zu llnni war, iiuli m 
er (Iii' oben mitgetcilu u Hebauptungri ii aufstellte. Er hatte dadurch 
ihm Ivif'litcr gonligfiul Anrogung und Anlass gogi'bcn, diosor Frajro 
iiiiln r zu treten und die Saclivciständitren hierüber zu liöreii. Ks ist 
daher reclitsirri? , \v( iiu der Herufuri^srieliter eine riitersueliunii di( ses 
Ptnikti-- drsliall) iiirlit für erl'erdi rlicli ei'aelitet. weil die S;M livtM>t;iiidi^'^rii 
Nirli i)isiiri- liicriilii r iii( Iii o klarL IiuImh. I)a> irlt ii le' irilt \ oii dt-ni .Argu- 
ment. da>N der licklaule unterlassrn lialic, botininiti' PriM)nen nauiiiafl 
zu Hiai Iit ii. dir willt ns sricn. au dt ti Kliiirer eine ylcicliwerti«;"' \\'it <e 
zu Vi räusx rn. W'ollir man ein sdIcIio Ki furdernis für die Anunnlung 
des 10 Abs. 1 aiit>tillen. so würde dessen i>e>tiiiniiuiii; in Ulirraus 
zablreicheu Fällen illusoriseh .sein, da es wolil ni< lit freiade liäuHj,^ vor- 
kommen wird, dass g( rade zur Zeit der Enteignung bestimmte 
Verkanfslustige vorbanden sind. Man muss fttr genügend halten, wenn 
sich feststellen Ifisst, dass allgemein Ankäufe solcher gleichwertigen 
Grundstücke sich unschwer abschliessen lassen. 

Anch die weitere Voraussetzung, dass das Ersatzgrnndstttck so ge- 
legen sein mfi.«ise, dass es im Zusammenhang mit den den Klägern ver- 
bleibenden Torfwicsen znm Torfstechen benutzt werden könne, findet 
keinen Anhalt in dem vorliegenden Streitstoff. Freilich wird fttr die 
Annahme eines gleichwertigen Ersatzgrundstückes in der Regel eine 
ähnliehe Lage von Wesentliehkeit s< in; aber dies )ii zii bt sieli zunächst 
doch nur auf die Lage zu dem Wii'tschaftshofe ib > Enteigneten, be- 
ziehungsweise auf den Ort. von wo er seinen Betrieb ausübt. Warum 
es a^er nötig sein soll, dass das Ersatzgrnndstüek in Znsammenhai^ 
mit dl II übrigen Torfwiesen der Kläger ausgi beut» t wt rde, ist hier bis- 
her niebt irsirbtlieli: es mag sein, dass solelies (bireb besondere üm- 
stäntie bi-irründet .^ein kannte: von die>en erhellt a1»er bis jetzt nichts. 

Wenn (b'i' ]b riilniii:>ri( liti r etwa aiiiit biin n wollte. — was ch-r 
Anfang seim r l^nt^elieiduiif:>icriuide aiizudi it(( n scbi int. bei der Krörte- . 
rung des in Frage steiieniUii Vorbringens d( > Hekla^ten. von ihm abei- 
nielit cfeltend •j'fmai lit ist, — dass es si( h hier überhaupt nielit um die 
bisherige r.eiiui/un;^>a r t de,>. enteigniteii (irundstüekes im Sinne des 
§ 10 Abs. 1, sondern um dessen Benutzungsfähigkeit handle, so würde 
auch dies unrichtig sein. 

Vgl. Eger a. a. 0. S. 267, 
Es steht hier ein Torfgrundstftck in Frage, also ein Grundstück, das 
eine bestimmte Menge verweitbarer Substanz enthält, die sich so lang- 
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sam wieder erzeugt, tlass von dem Ncuan wuchs des Torfes ganz abge- 
sehen werden muss, und lediglicli das jetzt vorhandene erscliüpfbare 
Quantum zu berücksichtigen ist. Es war dieses Grundstück bisher zur 
Ausbeutung des Torfes benutzt worden; das war seine Beuutzungsart: 
und diese Benutzungsart wird auch der Absehätzung der Sachverständi- 
gen zu ^Trunde geh'gt. Worin sie t ine .Abweiehung von der bisherigen 
Benutzung bei ihrer Absehätzung eintreten hisst-n, das ist der Grad der 
Schnelligkeit , mit welchem dieses Torfhigi-r ausgebeutet werden soll. 
Die Kläger hatten den Betrieb in der Weise gestaltet, dass sie etwa 
in 10 Jahren das Grundstü* k bis zu so vullsiändii^er Erschöpfung aus- 
genutzt hätten, dass ein zu nichts mehr, auch nicht zu Rimpan'scher 
Moordammkultur, verwendbares (irundstiUk iibrig geblieben wäre. Die 
Schfttzer nebmen an, da.ss der Betrieb so umfangreich ausgestaltet werden 
könne, dass jenes Ergebnis bereits in 6 Jahren eintrete. Dadorch wird die 
bisherige Benntzungsart, die im Torfstechen besteht, nicht geändert; 
diese bleibt dieselbe; ebensowenig wird dadarch eine andera Benntznngs- 
fähigkeit zur Grundlage genommen. Fähig ist das Grundstftck, soweit 
es als Torfgrundstfick Oberhaupt verwertet werden soll, zur Benutzung, 
d. b. zur Ausbeutung in beiden Fällen gleichmässig nur in den 
Grenzen der darin vorhandenen in einigen Jahren erschöpf- 
baren Menge Torf. Ob die Zahl dieser Jahre 6 oder 10 beträgt, hat 
mit seiner Benutznngsfäbigkeit nichts zu thun. Der § 10 Abs. 1 ist 
also unmittelbar anwendbar. 



Kr. 8S. Entsch. des HandelBgeriehts Wien. 

Vom 29. Dezember 1899. 

fZeltschr. f. d. Iiitornat Etoeab.-Trans]). VHI i i900i. Nr. P. S.M*.) 

Gwldrtllohe fieltendiiaohung eines Ansprychs an die EisenbahB ueh veriieriger, «»• 

erledigt gebliebener Reklamation. 

Mit einer Rekursentscheidung des Handelsgerii lits Wien vom 29. De- 
zember 18i>9 wurde ausgesprochen, dass eine Reklamation (wegi ii Ver- 
lustes, Minderung u. s. w.) nicht als Mahnung im Sinne des § 1384 
a. b. G. B., sondern als ansscrgerichtliche (lelteudmachung eines An- 
spruchs aufzulassen ist, dass daliir die Eisenbahn nicht kostenpflichtig 
ist, wenn der Beklamant vor Erledigung der Reklamation mit Erfolg 
Klage fährt. Dem steht nach der Begründung der Entsdieidnng aneh 
der Umstand nicht entgegen, dass die Zustellung der Reklamationserledi- 
gung an den Kläger längere Zeit sich verzögert hat und dass infolge- 
dessen die Gefahr einer Klageverjährung eintreten konnte, weil der 
Kläger rechtzeitig die Erledigung bei der beklagten Eisenbahn, allenfalls 
unter Einräumung einer entsprechenden Frist bei sonstiger Klageein- 
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bringoog, betreiben oder den Verzicht anf die Mnrede der Yeijfthnmg 
als Bedingung des weiteren Znwartens stellen kann. 



Nr. 8S, Entseb. des Dentsehen Belehsgeridits. 

1. Oivil-Senat Vom dO. Dezember 1899. 

D. .lur.-Zeltg. V (1900). Nr. lt. S. 301 Ziff. 11.) 

Hifbug der Aufsichtsrats -Mitglieder von Genossenscliaften und AktiengMellschaftM 

gegenüber Dritten wegen Vernaclilässigung ihrer Pflichten. 

Die Aufsiclitsräte liat'tt'ii wegen Vornaililässigung ihrer Aiifsiclits- 
nntl KontröUiitlichten an sieh nur der (-ienossensdiaft und Aktieii<:esell- 
srlijil't kontraktlieh, nicht aber in jedem Fall auch ausserküiitraktlich 
einem Dritten, einem (Tcno.s.sen oder Aktionär. Ein .solches zum Schadens- 
ersatz verpflicliteniK s aus.serkontraktliches Verschulden setzt noch weiter 
dne Hechtsptlicht dem Dritten gegenüber voraus, die durcli ein schuld- 
baftes fahrlässiges Verhalten verletzt wird. Ein solches Verhalten kann 
durm nicht gefunden werden, dass die alljährlich im Gesellschaftsorgan 
statntengemftss veröffentlichten und der Generalversammlnng vorgelegten, 
der wirklichen Geschäftslage nicht entsprechenden Berichte ffir Dritte 
der BesUmmnngsgmnd zum Eintritt in die Gesellschaft wurden, und 
diss die Unrichtigkeit jener Berichte zum Teil durch fahrlässiges Ver- 
nachUlssigen ihrer Aufsichtspflichten durch die hekl. Mitglieder der Auf- 
sichtsorgane ermöglicht wurde. Denn ein arglistiges Verhalten oder 
grobes Verschulden der Bekl. liegt nicht vor. Ein solches wäre aber 
zur Begründung einer Verantwortlichkeit gegenliber Dritten ähnlich er- 
forderlich, wie bei der Haftung der Eraission.shäuser för unrichtige 
Prospekte od«- bei Haftung flu* erbetenen Rat ohne ausdrtickli( lies oder 
au.s den Umständen zu entnehmendes, stillschweigendes Qarantiever- 
versprechen. 



Nr. 84, Entseh. des Bezirksgerichts für Handelssachen in Wien. 

Vom 2. Januar 1900. 

(Oeaterr. EfBeiib.-Terordn.-DI. xni. Hr. TS. &lfiU). 

Bai FraeUeratattaaien naoli Zmitbettinnung XVH des 8aterr.-wi|ar. TariMlieltoa I 
n 9 51 B8tr.-Regl. (naahtrlillelN Anwendung einer bllllierM AbfertlgiH) kMtebt 

kela AMprnoh anf Verzinsung 

Nacli Zusatzbestimmung XVIT zu § 51 Betr.-Regl. ist dem ge- 
stellten Begehren um nachträgliche Anwendung einer billigeren als der 



') Bczüuü'li i]ry viAncTx Frarhtlicrirliti-riinffs-Ansprüchf nach S <'l Betr.-Ivejjl. ist 
<1cr gk'iihc l iruiid^atz licnits mit dtr Kiitsihddun^ des Ix-staiKlciien k. k. BuKatclI- 
gerichtcs für üumlclssachtu iu Wien vom 26. Dezember 185)3 ausgesprochen und in 
folgender Weise motivirt: 
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• 

von der Balin gewählten Abfertigung unter gewissen Voraussetzungen 
stattzugeben. Daraus gebt hcrror, dass erstens an sich ein Anspruch 
der Partei nicht von Tomehcrcin besteht, wenn die von der Bahn ge- 
wählte Abfertigung richtig ist, dass zweitens die Partei erst ein Be- 
gehren stellen muss, dass drittens die Balm das Vorhandensein der 
Voraussetzungen der Zusatzbestimmung XVII zu prüfen liat, dass ein 
Anspruch der Partei erst dann besteht, wenn durch die Prüfung seitens 
der Balm das Vorhandensein der VoiTanssetzungen dieser Zusatzbestim- 
mung ronstatirt ist. Vorliegend wurde der Ansprueli der Partei erst 
ain 20. Novenilier IH'J'.» als der ei'wälinteii Znsatzbestimmiing ents|»reehend 
erkannt und beriehli^^t. Es war dalier <lic Hahn mit der Zaliluuj^ des 
der Klat,rsfinua zukommenden Betrages iiieht im Rüek.stande und i.^t 
demgemäss nii lit verpiliclitet , Zinsen zu vergüten. Auf eine solche 
billigere Abrerti;:iin;4 lial aber die Paitei gemäss Znsat/^best immung XVII 
zu i; öl Beti'.-l\egl. nur dann Ansprui Ii. wi-nn das Gut ohne Weg- und 
Ablertigungsvorsehrill zur Aufgabe geb\ngt ist. Diese Vorraussetzung 
trifft liier nicht zu, indem die Partei den einzuhaltenden Transportweg 
vorgeschrieben hat Wenn uun die Bahn offenbar in Berücksichtigung 
des Umstandcs, dass diese Wcgvoi^chrift bedeutungslos ist, weil dn 
anderer Transportweg nach den Instradimngsvorschriften ohnehin nicht 
gewählt wei'den wttrdc, trotzdem dem gestellten Begehren nm nachträg- 
liche Anwendung einer billigeren Abfertigung stattgegeben hat, so wnrde 
damit der Billigkeit Rechnung getragen, ohne dass der Partei ein An- 
spruch auf die sich ergebende Differenz zwischen den beiden Fracht- 
berechnungen zugestanden wäre. Unter diesen Umständen kann dnidians 
nicht von einer Verzögerung in der ErfOllung einer Verpflichtung die 
Rede sein, und demgemäss kann auch die Klagsflrma eine Vergütung 
von Zinsen nicht beanspruchen. 



1. Verordne der § 61, Abs. 4, des Betriebs -ReglementB vom 1. Jftnner 1898, 
welches im vurliegendcn Falle massgvbrad sei, ausdrttcklich nur die Bttckerstattoiig 

des zu vii-1 erhubenon liütrages, nicht aber diu Ersatz von Zinsen. 

2. Sei der Aiisiinitli lii-s Kl;i<f»rs kein Siliatlcmrs;it/:iHKi)ni<li . sondern nur die 
liückroi derun;; i hicr m leiitt teu Nii htsrhiild. Es it ii iiilul^ctlesscii die- J;^ M-'H und 
1437 des allg. hiiigl. (itsitzbuclics anzuwenden, und gehören demgemiiisb dtr geklagten 
Bahn als redlicher Besitzerin im tSinne des § 33U a. b. O.-B. die Natzungen des tng- 
liehen Capitals. 

M. Sri der i ingtklagtf Botrag zur Ziit der Einmahnung noch nicht fällig ge- 
wesen, vielmehr der Zi itpiiiikt dn I-iilliL'^krit erst iiacli Verreehnuni; «der liitjuidining 
Seiten» der bethuiligtun üahuen eingetreten, nohin auch uuü diesem (irunde dos Klage- 
Ix^chren nnberechtigt. 
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Nr« 85. £nts€li. des Oberlandesgerlehts Colmar. 
1. Givil-Senftt Vom 5. Jannar 1900. 

(Jurist. Zeltschr. f. Els.-Lothr. Jahrg. 85. Heft 5/Ö. S. 607.) 
Haftpflichtgesetz. — Art. 1382, 1383 u. 1384 Abs. I C. c. — I. Das Haftpflichigesetz 
tot anwendbar, wenn die eigenthiiailicbe Gefährlichkeit des Eisenbahnbetriebs den 
Unfall bailiimt kai 2. Der «i abhit AaailMte wird laoh Art. 1384 Ata. I 
Code olvil aer dana tafibar, wean Ita wegea der Vertetiaag dareb die la Obbat be- 
findliche Sache ein Verschulden trifft, oder wenn ein ursäohllcher Zusammenhang 
zwischen der Verletzung und seiner Handlungsthätigkeit besteht. 3. Bahneinrich- 
tungen auf öffentlicher Strasse müssen so getroffen werden, dass sie von Kindern 
alebt nm Spiel beaitzt werdea oder daee ele eleb daran alebt beeebldlfea klaaea. 

Eine Drebscbeibe, welche auf einem an einem öffentlichen Ort be- 
flndlicheD Bahngeleise angebracht war, wurde von spielenden Kindern 
dnrch die leicht aoshängbaren EinfaUklinken in drehende Bewegung 
gesetzt, und hierbei gerieth ein zuschauendes Kind mit dem dnen Bein 
zwischen die Oeleisenden, welche dessen Fleisch in der Art abquetschten, 
dass das Bein oberhalb des Kniees abgenommen werden musste. Namens 
desselben klagte dessen Vater gegen den Bauunternehmer B., der auf 
Grund eines mit der Bahnverwaltnng abgeschlossenen Hiethsrertrages 
das Geleis nnd die Drehscheibe mitbenutzte, und gegen die Bahnver- 
waltnng auf Entscbädigung. Das Oberlandesgericht nahm mit dem 
Landgericht St. au, dass die Klage gegen B. unbegründet sei, erklilrte 
aber abweieliend von demselben den Ansprach gegen die Babnverwaltnng 
dem Grunde nach fär gerechtfertigt. 

Aus den Gründon. 

Der Erstriehtor bat mit Recht das Haftptliclitgosotz untergebens 
für nicht anwcn(ll)ar erkh'irt. Dnin wnin nach dii'scin auch einerseits 
die Hattprticlit nicht auf Verh'tziui^^cii b( ^chfänkt ist, welche durcli die 
bei der Beförderung auf der Eisenbahn selbst thätigen Natnrkriifte 
verursacht sind, sinidcrn auch bei jenen Vei'letzuiigi n eintritt, welclie 
Bur mittelbar durcli die Wirkungen der Handhabung und Aus- 
fuhi ung des Eisenbahnbetriebes hervorgernfen werden, so .setzt dieselbe 
doch andererseits vuraus, dass die eigen thümlicbe Gefährlichkeit des 
Eisenbahnbetriebes die Ursache des Unfalles beeintiusst bat. R. 0. H. 
E. XXin. S. 1, R. E. I 52 vgl Endemann, Haftpflichtgesetz S. 36; 
Eger, Haftpflichtgesetz, IV. Auflage S. 5. Diese Voraussetzung ist aber 
hier, wie der Erstrichter zutreffend des Näheren ausgeltlhrt hat, nicht 
gegeben. 

Was nun den Beklagten Br. anlangt, so wire dieser, selbst bei 
Annahme, dass trotz der vorerw&hnten Verhältnisse immerhin noch die 
Drehscheibe sich in seiner Verwahrung und Obhut befanden habe, den- 
noch nicht nach Artikel 1384 Abs. 1 Code civil haftbar, da auch in 

Kg«r, BUvniMiinreeliUleh» EatscbeldMg««. ZVIL 10 
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diesem Fall weder ein Verschulden desselben iincli ein ursürlilirlier Zu- 
sammenhang zwischen dem Unfall und sfiiur Hainlluiig>tliäti'rkt'it be- 
ständen (R. E. XXII. Seite 382 ff., \g\. aucli R. E. VU Siitf 289. vor- 
letzter Absatz; Zaehariii-Cronu' § 416. Anm. 5 Seite 7(>7, i< 418 
S. 775), und ist daher vom Erstrichter die Klage gegen Br. mit .Recht 
abgewiesen worden. 

Was aber die Klage gegen die Eisenbahn Verwaltung betrifft, so 
kann der Entscheidung des Erstrichters nicht beigetreten werden. Nach 
den Aussagen der Zeugen B. ond B. ist Willy H. an der Drehscheibe 
dadnrch yerunglückt, dass er, als dieselbe durch spielende Kinder in 
Bewegung gesetzt wurde, zu Fall kam und sein rechtes Bein zwischen 
die Qeleisenden gcpresst and dadurch abgequetscht wurde. Nach dem 
Eigebniss der Ortsbesichtigung und dem Gutachten des Sachverständigen 
wilre der ünfaU aber unmöglich gewesen, wenn die Drehscheibe, wie 
dies jetzt der Fall ist, mit Bohlen belegt und mit einem Holzrahmen 
eingefasst gewesen wftre, da alsdann das Bein von den Geleisendeu 
nicht h&tte erfasst werden können, oder wenn wenigstens die Einfall- 
klinken gegen unbefugte Aushebuiiir «reiiiigt iid gesichert gewesen wären. 
Eben deshalb trifft auch die Eisenlmhnverwaltung die Verantwort]i( likeit 
und die Haftung für den dem Willy H. envaehsenen Sehaden. Zwar ist 
es richtig, da.ss der Unfall sich auch dann nicht zugetragen hätte, wenn 
die Drehscheibe von den spielenden Kindein nicht in Bewegung gesetzt 
worden wäre. Allein die Drehscheibe befindet sich auf öffentlicher 
Strasse und an einem Ort, der vieltach von Kimlnn als Sjiielplatz be- 
nutzt wird, und war es deshalb niis( Invei- vorzusehen, (hisn Kinder die 
(Gelegenheit, die unverwaln ten Kiiilallkliiiken auszuheben und die Dreh- 
seheibe zum Spiel in Bewegung zu setzen, beniitzen wüideii, und da.ss 
dabei — in Anbetracht des sonst igen Zustaudes der Drelischeibe — ein 
Unglück, wie das in Rede stehende, geschehen könne. Kinder müssen 
aber vor den Folgen ihrer Unci'fahreuheit und mangelnilen Einsicht 
sowie ihrer ihnen nicht als Schuld anzurechnenden Handlungsweise 
jedenfalls insoweit geschätzt werden, als nicht auf öffentlicher Strasse 
gefährliche Vorrichtungen ohne den nütbigen Abschluss getroffen werden 
dürfen, und eben deshalb musste die Eisenbahnverwaltung, wenn sie 
auch von der Verletzung des 13jfthrigen X. (eines anderen Knaben) 
nichts Torher gehört haben sollte, die Drehscheibe sammt den Einfall* 
klinken in einen derartigen Zustand bringen, dass Kinder nicht damit 
spielen und sich dabei an der Drehscheibe beschädigen konnten. 

Da sie dieser au» Art. 1382 und 1383 sowie aus Art. 1384 Abs. I 
Code civil sich ergebenden Pflicht nicht narhgekommeu ist, muss sie 
fftr den hierdurch dem Willy H. entstandenen Schaden fftr haftbar and 
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des letzteren Antrag zufolge sein Entschiidiffunrrsanspruch gegen die- 
selbe durch Zwisclieuurtheil dem Grunde nach als gerechtfertigt erklärt 
werden. 



jSr, SG. Eutseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

*7. Civil-Senat. Vom 9. Januar 1900. 

(Seuffert s Arcü. Bd. 55. lieft III. S. 354.; 

Di« eiuelnen iitgli«^ «iii«r ar VerlretaH|' im JurittiaclMii Perton lienifaMi 
4Mlle|Ialra Behlrd« «Iml In ilwei PropMtM nielit zaHgilnflUilg. 

Ans dem Begriff des Zeugen als eines , von der Partei yerochiedenen 
Dritten in Verbindung mit der Vorschrift in § 478 GPO. (435 alter 
Fassung), wonach flir eine processfähige Partei deren gesetzlicher Ver- 
treter die im Prozess vorkommenden Parteieide zu leisten hat, ergiebt 
sich die in Literatur und Rechtsprechung feststehende Bechtsregel, dass 
der gesetzliche Vertreter einer Partei ebensowenig als Zeuge vernommen 
werden darf wie die Paitel selbst; es ist unzulässig, dass dieselbe 
Person betreffs derselben Tliatsache, über welche ihr ein Parteieid zu- 
oder zuriickgescholx'ii werden kann, zugleich auch als Zeuge vernommen 
wird. Hat eine Partei mehrere gesetzliche Vertreter, so darf keiner 
derselben als Zeuge vernommen werden . wie sich ohne Weiteres aus 
§§ 472—475 (434— 43r)) CP(3. ergiebt. Steht die gesetzliche Vertretung 
mvY Partei nicht mehreren Personen, von denen jede für sieh mit voller 
Veriictungsmaeht ausgestattet ist, sondern einem aus mehreren Personen 
be.stehenden Organ derart zu, dass dieselben nur gemeinsam handeln 
können, wie beim Vorstand einer eingetragenen Genossen.schaft (§ 25 
des Genossensih.-Ges.) oder einer AktiengesellschatY nach der gesetz- 
lichen Kegel des § 232 Ii(iP., so lii.sst sich sti'eiig genommen von einer 
Mehrheit von Vertretern nicht reden, sondern nur von einer aus mehreren 
Personen bestebeoden einheitlichen Vertretung. Es ist aber zweifeUos, 
dass § 474 (436) CPO. siqh auch auf diesen Fall bezieht, denn die 
gegentheilige Meinung würde zu dem unannehmbaren Ergebnisse führen, 
dass gar Icein Mitglied des Vertretungsorgans zur Leistung der Partei- 
eide berufen, eine hiezu verpflichtete Person überhaupt nicht vorhanden 
w&re. Das Gleiche muss in dem Fall gelten, dass der Staat oder eine 
sonstige juristische Person des öffentlichen Bechts (z. B. eine Gemeinde) 
durch eine collegial organisirte BehOrde im Processe vertreten wird. 
Auch in diesem Fall ist die Vertretung eine einheitliche, nur die Be- 
hörde als solche, das Collegium, dir Gi.sammtheit der Mitglieder als 
rechtliche Einheit gedacht, nicht aber das einzelne Mitglied und auch 
nicht der Vorsitzende der Behörde ist gesetzlicher Vertreter. Gleichwohl 
müssen i. S. des § 474 (436) CPO. alle Cuüegiahnitglieder als geseU^ 
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liehe Vfirtrator Partd belMndfilt werden, denn jedes Mitglied kann 
in die Lage kommen, einen Parteidd am leisten. 



Nr. 87. Entseh. des Frenss. OberTerwaltangageriditB. 
4. Senat Vom 22. Jannar 1900. 

(Pr. BlMBb..Aroli. 1900. H«ft i. B. itSO.) 
. ReeMe MMI PIMiten des EigenthGmers eines ofTentHchen Weges m Wegaklrpir. 

Reinigung und Beleuchtung öffentlicher Wege. 

Der Eigenthümev der Grundfläche, die zum üttVnt liehen Wege ge- 
widmet ist, ist in seinen Rigenthnnisrechten nur insoweit beschränkt, 
als aus dieser Widmung folgt, also soweit die Htschränkungen durch 
den Zweck des Weges, dem öffentlichen Verkehre zu dienen und durch 
die Anforderungen des öffentlichen Verkehrs bedingt sind. Jeden 
weiteren Eingriff kann dei- Eigenthümer als eine unberechtigte Verletzung 
seines Privatrechts zurückweisen. 

Daraus folgt indessen nicht, dass jede über den Rahmen der Wege- 
baupfliclit hinausgehende Einwirkung auf den Wegekörper unberechtigt 
ist. So gehört die polizeiliche Beinigong öffentlicher Wege nnd 
Strassen nicht zur Wegebanpilicht, weil sie nicht bloss der Erhaltung 
der Wege nnd Strassen für Verlcehrszwecke, sondern noch anderen 
öffentlichen Interessen, insbesondere der Gesundheitspflege, dient. Da 
sie Jedoch gleichzeitig aach die Bedfirfhisse des Vericehrs auf dem öffent- 
lichen Wege befriedigt, so moss der Eigratbttmer der Wegeflftche die 
ans der polizeiUcben Reinigung folgenden Einwirkungen auf den Weg 
dulden« — Nicht anders steht es mit der Beleuchtung der Strassen 
und Wege. Sie fUllt der Regel nach gleichfalls nicht unter die Wege- 
baupflicht, weil auch ihre Bedeutung über die Interessen des öffentlichen 
V( rkehi-s auf dem Wege hinausgreift. Aber unzweifelhaft dient auch 
die Beleuchtung gleichzeitig den Verkehrsinteressen. Sie steht also in 
so inniger Beziehung zu den Zwecken, für die der öffentliche Weg be- 
stimmt ist, dass der Eigentliiiniei- des Wegekörpers auch alle die Ein- 
wirkungen auf den letzteivii zu dulden verpflichtet ist, die sich aus der 
Anlage einer Wegebeleuchtung er^iicben. also Aufstellen von Laternen, 
Legen von Gasröhren, Einrichtung für dii- elektrische Beleuchtung wie 
Legen von Kabeln im Wege, Ziehen von Drähten durch die Luftsäule 
über dem Wege. 

Nr. 88. Entselu des Oesterr. YerwaltimgB-ClerlelitBhoCM. 
Vom 25. Jannar 1900. 

(Oesterr. BliMib.-VerordiL-BL 3011. Nr. 61. 8. ItTO.) 
I. Die Verpflichtung der Elsenbahnuntprnehmung, gestörte Commanicationen ander- 
weitig vtlUioMiea wieder lierzustellea, ist niclit etwa auf dei Fall der erstell Her- 
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Stellung der Elsenbahn eingeschränkt; die Eisenbahnunternehmung bleibt auch Ii der 
Folge — „nach Jedesmaliger Anordnung der Behörden" - verpflichtet, durch ihre 
VeraniassuBBM gettSrte Communicationen vollkommen wieder herzustellen, das ist 
iIiMi Mtofcm Zittaii bfriMlnfihroB, diM dir Vtrkoir uf dm diroh dei Qmb- 
talnfeu !■ MitteideMohift loioiaMii SffiMitHobai Weien, Briekei, 8togM, sloh u- 

IMtlrt iid klaglos vollilafeta kiaae. 
2. Afs durch einen Eisenbahnbau In Mitleidenschaft gezogen, können unter Umständen 
asoh ausserhalb des örtlichen Bereiches der Bauführung die Bahn kreizaode Com- 

municationen erscheinen. 

Es verfri<2:t der § 10, lit. c, des tiisenbahn-Concessionsgesetzes, 
dass wenn (luich den BcUi der Eisenbalm üfteutliche Wege, Brücken, 
Stege oder sonstige Communicationsmittel ganz oder zum Theile gestört 
oder uufahrbar gemacht werden, die Eisenbahnuntemehmung verpflichtet 
ist, nach jedesmaliger Anordnaog der BebOrden die gestörte Com- 
mnnication anderweitig yollkommen wieder herzostellen. 

Aus diesem Wortlaute des Gesetzes ergibt sich zunächst, dass die 
Yerpflichtuüg der Eisenbahn, gestörte Gommunicationen anderweitig 
ToUkommen wieder bensustdllen, nicht etwa auf den Fall der ersten 
HenteUong der Eisenbahn eingeschrftnlct ist, dass vielmehr die Eisen- 
balmantemehmiuigen auch in der Folge — „nach jedesmaliger Anordnung 
der Behörden' — verpflichtet bleiben, durch ihre Veranlassungen ge- 
störte Gommunicationen vollkommen wieder herzustellen; das ist einen 
solchen Znstand herbeizuftthren, dass der Verkehr auf den durch den 
Eisenbahnbau in Mitleidenschaft gezogenen öffentlichen Wegen, Brficken, 
Stegen sich ungestört und klaglos vollziehen könne. 

Dass nun durch die Herstellung eines dritten, eventuell vierten 
Geleises die durch den Bahnkörper occupirten obbezeichneten Öffent- 
lichen Commnnicationen weiteren neuen Störungen ausgesetzt werden, 
nnterliegt wohl keinem Zweifel, und es wird auch die Möglichkeit einer 
solchen weiteren Störung eigentlich zagegeben, da nach den Ausführungen 
der Gegenschrift der ('ommune Wien vorbehalten bleiben soll, „in dem 
Falle, dass eventuelle zukünftige Aenderungen in den Babnbetriebs- 
verhaltnissen, insbesondere eine thatsächlich eintretende wesentliche 
Steigerung der Verkelirsdichtigkeit auf der Balm ein wirklich nach- 
weisbares BHiliii fiiiss nach P^rsatzherstellunfreii l'iir die in Rede stehenden 
Cürauiuuicatiouen hervorbrinofeii würden", ihre Begehren zu wiederholen. 

Mit dieser Feststelliina: ist aber auch die in der Entscheidung 
negirte Anwendbarki i( lies 10, lit. c, des Eisenbahn-Concessionsgesetzes 
ausser Frage gestellt und ilargethan, dass die angefochtene Entscheidung 
des Miuisteriums auf einer uuzutreüeudeu liechtsanschauung beruht. 
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Nr. 89. Entsch. des Dcatscheii Reichsgerichts. 
7. Civil-Senat. Vom 26. Januar 1900. 

(Jnr.Wodieiunlir. 1900. Nr. tl/99. S.1M. ZUt.K.) 
H 8i 10 Abs. 2 Preu88. Entefgn. Ges. vom II. Juni 1874. Ist der Kaiifkireis für ein zu 
enteignendes Grundstück nach dem erst durch die neue Anlage erwarteten Wrrthe 
itraelbeo benessei worden, so kann dieser Kaufpreis der EoteignHngsentschädiBung 

niclit zu Grunde gelegt werden. 
Es liegt nämlich Tor, dass die Wertbsberechnnng, welche sich in 
dem mit F. vereinbarten Kaufpreise darstellt, eine solche ist, welche 
dem abgetretenen Gmndstflck erst in Folge der Anlage, derentwegen 
die Enteignung erfolgte, nämlich der Herstellung der Eisenbahn Geeste- 
mfinde— Cuxhaven, zukommen sollte. Denn, wie der B. B., indem er 
die Zurückweisung des fraglichen Kaufgeschäfts als Verkaufsbeispiel 
begrändet, feststellt, hat F. den Kaufvertrag nur abgeschlossen und 
bloB um deswillen ftkr vortheilhaft erachtet, weil damals die später in 
Folge der Abänderung der Trace der Eiseubalm aufgegebene Absicht 
bestand, dem Grundstück gegenüber, auf der andern Seite der Chaussee, 
einen Bahnhof zu errichten, wodurch sich das Grund-stiick als für die 
Errichtung einer Wirtschaft auf demselben geeignet darstellte. Diesem- 
nach muss die Anwendung des § 10 Abs. 2 des Enteignungsgesetzes 
für angezeigt erachtet werden, wonach Wertliserliö]iunu:('n , welche das 
abzutretonde Grundstück in Folge der neuen Anla<re erliält . bei der 
Bemessung der Kiitscliadigung niclit in Anschlag zu bringen sind. Nach 
Wortlaut und Sinn dieser He>tiiiniiUHg niuss dieselbe auch vorliegend 
zur Anwendung kommen, wenn auch der IVagliche. durch den Lietrieb 
der Eisenbahn erhoffte Vorllieil unmittelbar (It-ni Abkäufer F., dem Kl. 
nur in Gestalt des liohen Kauliireises zugt lallen sein würde, wenn auch 
ferner in Folge der gedachten Aenderung des Projekts die Anlage dem 
Grundstück im Falle der Nichtenteignuug desselben die erwartete Werths- 
erhöhnng nicht zugeführt haben würde. 



Nr. 90. Entseh. des Oesterr. Terwaltnnga-Gerlehtshofes. 

Vom 26. Januar 1900. 

(Oesterr. Elsenb.-Verortln. Bl. XUI. Xr. 19. S. 1189.) 
Reebta aMl Pfliebten der Lokal- und Kleinbahnunternehmungen. (LokalbalilflMetZ Ven 

31. Dezember 1894. R.G.BI. Nr. 2 ex 1895.) 

1, Bei der F^rtheilung einer Local- odei- Kleinbahn -(.'oncession 
müssen die im Art. V. des Localbahngesetz^s vom 81, Decembcr 1894. 
K.-G.-Bl. Nr. 2 ex 1895, norniirtcn fiuanziell' ii r.ruiiiistiy^uiigen gewahrt 
werden; die die Concession ertlieileude riflionle hat auszusi»rechen, ob 
die Voraussetzungen dieses Artikels vorliaiulen sind, und die Steuer- 
behörden sind an dieseu Ausspruch gebunden. 
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2. Die durch diesen Artikel begründeten Steuer- nnd Gebtthren« 
befreiuDgen sind persönlicher Natur; sie sind demnach der Person 
des Gonpessionärs, welcher mit dem Unternehmer identisch sein 

mnss. mit Bezug auf eine bestimmte Kleinbahn einzuräumen; sie 

gehen zwar auf einen neuen Concessionär, an den die nrsprini2:liche 
CoDcession mit Bewilligung: der Staatsverwaltung übertragen wird, über, 
nicht aber auf eine von dem Concessionär verschiedene Unterneiinmng, 
welclie vcrtrapfsmässig- den Bau und Betrieb oder sonstige Leistungen 
für das Balinuiiteriieliirien übeniiiumt. 

3. Der Anspruch der Eisenbalinunternehmungen auf Gewährung 
des Exprupriationsrechtes ist verzichtbar. 



Nr. 91. Kntseh. des Deutschen Iteichsgerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 29. Januar 1900. 

(Jur.WodieiiBchr. 1900. Nr. n/M. auo. ZUr.lft.) 
1 1 Reiohshaftpflichtgesetz. Auch wenn weder Konkirrenzbetrieb noch gemelntehafl- 
licher Betrieb auf derselben Strecke vorliegt, liönnen für einen bei der Kreuzung 
zweier Bahnen eingetretenen Unfall beide Unternehmer haftpflichtig werden, wenn 
derselbe in Folge des gleichzeitigen Betriebes eingetreten, auf dae thateäcbliobe 
tetnaaawirkss b»M«r Betriebs als Ursaoba sarlokssfHirsn aai dlssa bsMsrsstts 
darch «a aifssthlallflhs GaTibrildikalt «es Elasababnbstrisbs baslaflaist Ist 

Der Vorderrichter hat ohne Bechtsirrtbam die Voraiissetsiuig der 
gesetzliehen Haftung ans § 1 des Haftpflichtgesetzes vom 7. Jnni 1871, 
dsss der Unfall sich „bei dem Betrieb einer Eisenbahn" ereignet bat, 

als gegenüber den beiden Bekl zutreffend angenommen. Die körper- 
liche Verletzang des Kl. steht zweifellos in dem von dem Gesetz unter- 
stellten Zusammenhang sowolil mit dem Betriebe der städtischen Hafen- 
bahn, als demjenigen der elektrischen Strassenbahn. Der Kl. ist als 
Falirgast der Strassenbahn auf einer von dieser auszuführenden 
Fahrt zn Schaden f^ek(mimen und zwar dadiudi. dass der M(ft()rwagen, 
auf welchem er sich befand, auf das Schieneugeleis der Hateubahn in 
dem Augenblick eingedrungen war, als ein Güterzug der letzteren Balm 
g'egen die Kreuzung lieianfulir : hierbei ist der Kl. durch den Anprall 
des Bahnzuges an den Motorwagen auf die Geleise der Hafenbahn 
geschleudert und deniniudist von dem Hafenbahnzug überfahren 
worden. Allerdings lian<lelt es sich hier nicht um einen „Konkurrenz- 
betrieb" mehrerer Bahnen (Entsch. des R. O.H.G. Bd. 9 S. 142 ff.) oder 
um einen gemeinschaftlichen Betrieb auf derselben Strecke; — eine 
gewisse Gemeinschaftlichkeit besteht vorliegend nur hinsichtUeh der 
Benutzung der Wegeflftche anf der Erenznngsstelle fttr die beiderseitigen 
Bahnkörper oder Fahrbahnen. — Allein darauf kommt es hier nicht an. 
Entscheidend ist, dass der Unfall im Gefolge des gleichzeitigen Betriebes 
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der einen und der anderen Bahn eingetreten und auf das tliatsächlidic 
Zusauunenwirken der beiden Betriebe al.s die l'rsaclie zurückzufTiln eu 
ist, welche Ursache beiderseits durcli die eigcnthiiuiliche Gefährlichkeit 
des Eisenbahnbetriebes beeinflusst wurde. Unzutrert'end ist der Ein- 
wand der beklagten Stadtf^emeinde, der Thatbestand, wonach der 
elektrische Motorwagen die geschlossene Barriere der Hafenbahn gewalt- 
sam durehbroebett babe und womit zugleich die Voraussetzungen der 
§§ 315, 316 des Strafgesetzbncbes sowie des § 26 des Pr.A.KB. 
Tbl. I Tit. 6 erfallt seien, stelle sich nicht als Betriebsergebniss 
der beklagten Hafenbahn dar, sondern als ein äusserer gewaltsamer 
Eingriff in deren sich ordnnngsmflssig vollziehenden, durch die Schranke 
abgeschlossenen Betrieb. Ffir die Frage, ob der Unfall bei dem Betrieb 
(auch) der städtischen Eisenbahn stattgefunden habe, kommt nur in 
Betracht, dasa der Unfall zufolge der Wirksamkeit eigenthfimlich ge- 
• f&hrlicher Betriebsmittel dieser Bahn herbeigeffthrt wurde, wogegen der 
Umstand, dass im konkreten Fall jene Wirkung durch den, sei es auch 
schuldhaft widerrechtlichen Eingriff seitens eines Dritten — hier der 
andren Bahn — ausgelöst wurde, nur für den Einwand der höheren 
Gewalt erheblich werden könnte. Gegen die aus dem Bahnbetrieb als 
solchem entspringende Rechtsfolge der gesetzlichen Haftpflicht konnte 
die zeitweilige Abscliliessung des Betriebsraumes der Hafenbahn nicht 
in dem Sinne Schulz gewälnen, dass sie hierdurch die ^löglichkeit eines 
Betriebsunfalls von ihrem Gebiet ausgeschlossen hätte. Ein eigenes 
Verschulden des Verletzten steht nicht in Frage. Dagegen macht jede 
der Bekl. geltend, dass auf ihrer Seite höhere Gewalt vorliege und 
dass der Unfall we.sentlich durch Verschulden der Miibekl. herbeigeführt 
worden sei. Die beklagte Stadt gemeinde wirft der beklagten Strassen- 
bahn vor, diese habe die bestehenden Polizeige.setze vernachlä.ssigt, 
insbesondere eine Verordnung des Regierungspräsidenten vom 30. Oktober 
1894 nicht befolgt, wonach die Motor fübrer die Eisenbahnübergänge 
nicht ehfflr ftberschreiten dttrfen, als bis das Zeichen hiezu yom Bahn- 
wärter gegeben ist, habe vielmehr fttr ihre Wagenführer bestimmt, dass 
an dem hier fraglichen Uebergang (.Weidenweg*) nicht zu halten sei; 
der Führer des Motorwagens zur Zeit des Unfalls habe unter fahr- 
lässiger Nichtbeachtung der geschlossenen Schranke diese durchbrochen. 
Die Strassenbahngesellschaft ihrerseits beschuldigt die andere Bekl. 
der Verabsäumung zureichender Sicherheitsmassregeln: sie habe unter- 
lassen, an der betreffenden Kreazungsstelle einen Bahnwärter so, dass 
dieser das vollgeschriebene Zeichen geben konnte, zu postiren; die 
Schranke sei zu wenig widerstandsfähig, zu nahe In Schienen an- 
gebracht, die Beleuchtung sei mangelhaft gewesen, der Zug der Hafen- 
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bahn hätte von der Maschine gezogen, nicht geschoben werden müssen. 
Ausserdem fiihrt diese Bekl. als mitwirkende ungiinstige Zufälle trübes, 
nebliges Wetter, Nässe und Glätte der Schienen an. Der damalige 
Führer des Motorwagens ist im Strafverfahren von der Anklage der 
fahrlässigen Kürperverletzung beziehungsweise Transportgefährdung 
rechtskräftig freigesprochen. Ein schuldhaftes Handeln oder Unter- 
lassen auf Seiten der einen oder der anderen Eisenbahn — an sich 
für die Frage der Haftpflicht rechtlich nicht erheblich und nur für 
eine etwa im Verhältniss der beiden Bahnen unter sich bestehenden 
Regresspflicht von Bedentung — könnte nun immerhin, wie den Re- 
visionen zuzugeben ist, möglicherweise für die zweite Bekl. den Einwand 
der höheren Gewalt begründen. Diese würde jedoch den Nachweis 
voraussetzen, dass es dem Betriebsunternehmer der einen Bahn auch 
bei Anwendung der grössten Vorsicht, bei Vorkehrung aller denkbaren 
Sicherungsmassregeln, welche vernünftiger Weise dem Eisenbahnunter- 
nehmer zugemuthet werden können, nicht möglich war, die Handlung 
des anderen abzuwehren oder ihren schädlichen Folgen vorzubeugen. 
Und es kommt hiebei zugleich in Betracht, dass solche Unfälle nicht 
als unabwendbare Zufälle fl'ir die Eisenbahn gelten, welche lediglich in. 
der gefährdenden Natur des Unternehmens selbst oder in einer von dem 
Eisenbahmintemehmer selbst geschatfenen gefährlichen Lage ihren 
Grund haben. 



Nr. 92. Entgeh, des Dontsclieii Reichsgerichts. 

7. Ci vil-Senat. Vom 30. Januar 1900. 

§§ 8, 9, 30. Preuss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874. Die Enteignungsentschädigung ist 
eine einheitliche und darf in ihren einzelnen Posten auch zu Gunsten desjenigen, der 
nicht den Rechtsweg beschritten hat, geändert werden, sofern nicht der Gesammt- 
betrag zu Ungunsten des klagenden Theils vermindert wird. Die Übernahme des 
Ganzen im Falle des § 9 zu verlangen, ist ein Recht, nicht eine Pflicht des Expro- 
priaten. Grundsätze und Verfahren bezüglich der Übernahmeforderung. 

Was die saehliclie Seite der Klage anlangt, so muss diese, soweit 
sie Aufhebung der der Bekl. zugesprochenen Befugniss auf Uebernahrae 
des Restes der Parzelle 1071/60 begehrt, in Uebereiustimniung mit den 
Vorinstalizen für gerechtfertigt erachtet werden. Die Annahme des 
Bezirksausschusses, dass dem Unternehmer in den Fällen des § 9, ins- 
besondere in dem des Abs. 3 (theil weise Enteignung eines Gebäudes) 
nicht nur auf Verlangen des Expropriaten die Pflicht zur Uebernahme 
des Restgrundstücks obliege, sondern auch das Recht hiezu zustehe, 
ist rechtsirrig. Der Wortlaut des § 9 ist so klar und deutlich („der 
Eigen! Immer kann verlangen** j, dass dieser schon allein ausreicht, um 
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keioen Zweifel an der Richtigkeit der Ansicht zu lassen, dass der 
Unternehmer kein derartiges Becht, sondern nnr eine Verpflichtang znr 
Uebernabme des Restgrundstücks habe. Bestätigt unrd diese Aofiassang ' 
durch die auch schon von der I. Instanz in Bezug genommene, bei Eger 
Enteignnng Thi. I S. 219 ff. mitgetheilte Entstehiingsgescbichte des 
§ 9, die besondere Bestimmung in Abs. 3 des § 9 (Bei Gebäuden, welche 
theilweise in Anspruch genommen werden, umfasst diese Pfliclit jeden- 
falls das ganze Gebäude) bedeutet, dass schon lediglich die theilweise 
Inanspruchnahme eines Gebäudes ohne die weitere Voraussetzung des 
Abs. 1 das Verlan|?en der Uebernahme des ganzen Gebäudes begründet. 
Nur in Bezug auf das sonstige Areal, das mit dem Gebäude in Ver- 
binduiifr steht, muss im Fall des Verlangens seiner Uebernahme das 
weiteie Ertonlcniiss <k'S Abs. 1 erfüllt sein. (Eper a. a. 0. S. 221). 
Was nun aber im Uebrigen die gegenwärtige Sadi- und liechtslage 
angellt, so kann deren Ikurtheihmg durch den B.K. nicht getheilt 
Werden. Zunächst erscheint seine Annahme nicht richtig, dass nach- 
dem der vorbezeichnete, in dem Beschhiss des Bezirksausschusses ent- 
haltene Faktor der Eutscliädiguug im Rechtswege beseitigt ist, nun- 
mehr auf Antrag der Parteien ein neues weiteres ergänzendes Eut- 
schädigungsfestsetzungsverfahren Tor der Verwaltungsbehörde statt- 
haben konnte. Dieses Verfahren ist, soweit darin nicht Vorbehalte 
gemacht sind, mit dem Erlasse des Feststellungsbeschlnsses für die zu 
enteignenden Flächen endgiltig erledigt und der Rechtsweg steht den 
Betheiligten eben zu dem Zwecke offen, alle etwaigen Mängel und 
Fehler bei der Festsetzung der Entschädigung, insbesondere auch 
Unvollständigkeiten, zur Geltung zu bringen und ihre Abstellung herbei- 
zuführen. Die Feststellung der Entschädigung liegt nunmehr nach allen 
Hichtungen bin in der Hand der Gerichte. Ferner kann es nicht 
gebilligt werden, dass der B.R. deshalb, weil die Parteien es abgelehnt 
haben, andere als die vorliegenden Anträge zu stellen, sich fär gebunden 
erachtet hat, so wie geschehen, zu erkennen, und dass er geglaubt hat, 
es fehle ihm die Möglichkeit, bei diesen Anträgen die Dinge, wie sie 
durch den unrichtigen Beschluss des Bezirksausschusses gestaltet worden 
sind, in eine richtige Lage zu biingen. Es kommt liier der vom R.G. 
stets (vergl. Entsch. Bd. 2 S. 243, Bd. 14 S. 2G8, Jiiristi.sche Wochen- 
schrift 1888 S. aö2 Nr. .S5, 1898 S. 489 Nr. 42l fe.stir. lialtene Grundsatz 
in Betracht, dass die Entpigiiungsentschädi<i:un<i: «ine einheitliche ist, 
dass, wie sie sich auch zusaininensetzt, sie den nngetrennten Preis für 
die Enteignung daistf-llt und daher, soweit nicht etwa bindende Ver- 
einbarungen der Parlt icn über einzelne Po.<ton vorliegen (Juristische 
Wochensciirift 1889 465 ^'r. 6, 1898 a. a. 0.) die eiuzelueu Ausätze 
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auch zu Gnnsten desjenigen, der nicht den Reclitsweg beschritten hat, 
geändert werden können, sofern nnr dadurch dasjenige, was der klagenden 
Partei im Verwaltnngsverfahren zugesprochen wonlen ist, in seinem 
Gesanimtergelmiss nicht zu deren Unj-ninsten herabgemindert wird. Im 
gegenwärtirrcii Falle ist die der Kl. zugesprochene Entscliädigung mit 
der Verptiiditmijr belastet worden, dass sie sich die üebernahme des 
Restes der Parzelle 1071/69 gegen ihren Willen durch den Bekl. gefallen 
zu lassen habe. Diese Verpflichtung bildet einen Bestandtlieil der 
Entschädigung. Die Klage geht auf Erhübung der Entschädigung in 
Gestalt der Beseitigung dieser Last. Der Richter ist dadurch, da 
bindende Abmadiuiigen bezüglich der Entscluuligung nicht vorliegen, 
mit der Feststellung der Entschädigung überhaupt beiasst, allerdings 
in der oben angegebenen Beschränkung, nämlich in der Beschränkung, 
dass er der Kl. wohl mehr, aber nicht weniger zusprechen darf, als 
was sidi als Resultat ergiebt, wenn man von der der El zugesprochenen 
Gesammtsnmme den Werth der ihr auferlegten Last in Absng bringt. 
Der Besehlnss des Bezirksausschusses ist, da er von der Bekl. nicht 
angefochten ist, insoweit gegen diese und zu Gunsten der Kl. rechts- 
kr&ftig geworden. Der Werth der gedachten Last wird, wenn die 
Feststellung jener Grenze erforderlich werden sollte, — was keines- 
wegs unbedingt nothwendig ist, und zwar namentlich dann nichts wenn 
der B. K. die der El. vom Bezirksausschüsse zugebilligten Betrftge auch 
ohne R&cksicht auf die fragliche Last, für angemessen erachten sollte — 
vom ß. R. festzustellen sein, wobei die Mögiii likeit nicht ausgeschlossen 
ist, dass jener Werth entgegen der jetzigen Meinung der Kl. nur gering 
bemessen wird, sodass der Betrag dessen, was der KI. nach Inhalt des 
Beschlusses des Bezirksausschusses im Gesammtergebnisse zufallen sollte, 
Tiiclit wesentlich von der ihr zugesprochenen Gesamnitsumme von 14761 
.Mark abweichen würde. Dass der B. R. in dieser Weise auch über 
den von der Kl. nicht angegriffenen Tlieil der Entschädigung betindet. 
geht niilit über den Klagantrag hinaus; da dies in der rechtlichen, 
wenn auch vu der Kl. nicht gewiillten. Tiagweite ihres Antrages liegt, 
durch den sie die eine untrennbare Einheit durstellende Entschädigung, 
wenn auch nur in einem einzelnen negativen Faktor angreift. Noch 
weniger kann davon die Rede sein . dass dies Verfahren dem lediglich 
auf Klagabweisuug lautenden Antrag der Bekl. nicht entspreche, da 
in jenem Antrage der Bekl. der Ausdruck einer den Richter bindenden, 
auf Einigung der Parteien ruhenden Willenserklärung, essolle 
der ftbrige Theil der Entschädigung von dem gerichtlichen Verfahren 
unberOhrt bleiben, nicht gefunden werden kann und im Uebrigen die 
Prfifung der Frage, ob das allerdings nicht ausdrQcklich ausgesprochene 
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Verlangen der £1., dass die ihr zugesprochenen Samnen ihr anch bei 
Beseitigung der in Bede stehenden Verpflichtung in voUem Umfange 
verbleiben sollen, gerechtfertigt sei, im Interesse der Behl, gelegen ist, 
und daher nicht ans dem Bahmen des von ihr gestellten Klagabweisnngs- 
antrages heraus l&Ut. Es kann hienach nnerßrtert bleiben, ob es bei 
der Natnr des Elagantrages fQr das angegebene Verfahren des Bichters 
ftberbanpt auf die Antrftge der Bekl. ankäme, sofern diese nur nicht 
eine Anerkennung des Klagverlangens enthalten. Für die weitere Be- 
handlung der Sache sind folgende Punkte in Berücksichtigung zu ziehen. 
Der B.B. sagt in seinen Gründen, die Kl. liabe „Uebernahme*' des 
. Gebäudes ausschliesslich des nicht von der Fluchtlinie betroffenen Areals 
verlan<]rt, und er meint, dieses Verlangen entspräche allerdings nicht 
dem § 9 Abs. 3 des Knteignnngso;esetzes, es hätte aber eben deswegen 
uuabliängig von dem § 0 die Knt.«cliiulignng nach der allgemeinen Regel 
des § 7 ermittelt werden müssen. Letzteres ist richtig, es fragt sich 
aber, ob Kl., wenn auch vielleicht nicht mit zutreffendem Ausdrucke 
etwas verlangt, was vielleicht richtig sein kann. Nach dem V^orbringen 
der Bekl. hat nämlich die Kl. nicht „üebernalime" des Hauses, sondern 
„Eutschädigun-,' für die ganzen Gel)äude, Wolinhans und Stall", gefordert. 
Da sie den Grund und Boden behalten will, oilVnbar zu dem Zwecke, 
um ihn eventuell wieder zu bebauen, so er.sclieint die Annahme aus- 
geschlossen, dasB sie der Bekl. eine Superficies hätte einräumen wollen; 
denn dadurch wftrde sie sich ja der Verfügung über den Grund und 
Boden begeben. Der Inhalt des Beschlusses des Bezirksausschusses 
ergiebt hierüber nichts und der B.B. theilt ans den ihm vorgelegten 
Akten des Bezirksausschusses nur mit, dass die EI. erklärt habe, sie 
sei mit der Taxe einverstanden, wolle aber die hinter der abgeschnittenen 
Flftche liegende Parzelle behalten. Die Lage der Dinge weist daher 
auf eine andere Auifassnng hin. Wenn die Kl. den nicht in die erweiterte 
Oneisenaustrasse fallenden Theil der Hausparzelle 1071/89 behalten 
will, so stellt sich die Sache so, dass El. einheitlich zu entschSdigen 
ist (§ 8), 1. daf&r, dass ihr der in die Gneisenaustrasse fallende Theü 
der genannten Parzelle mit der darauf stehenden Hälfte ihres 
Hauses enteignet wird, 2. für den Minderwerth, den ihr Rest- 
grundstück dadurch erleidet, dass darauf nur noch ein halbes 
Haus stellt Die Frage ist ul.^o: wie ist die Kl. dafür zu entschädigen, 
dass ihr ein halbes Haus genommen wird und nur ein halbes bleibt. 
Letzteres kann nach lioch.'^ter Wahr.scheinliclikeit als solches nicht 
weiter bestehen, es wird, um es so au.szudrücken, eine Ruine bilden 
und daher nicderzureissen sein, falls nicht die Möglichkeit vorhanden 
ist, es als Theil eiues dahiuter zu erbauenden ueueu Hauses zu verwenden. 



Digitized by Google 



£iitscJi. des Kauimergerichts in Berlin Tom l. Februar 1900. 



145 



Unter diesen Umständen mag die El. die Auifassang hegen, sie sei so 
za entschädigen, als wenn ihr das ganze (Jebftode genommen sei, 
eine AniEBSsong, die vielleicht mit gewissen Einschränkungen nicht 
unrichtig sein könnte. Darüber wird der B.B. za befinden haben, falls 
das von der El. gestellte Verlangen in jenem Sinne zu y erstehen ist. 



Nr. 98. Sntseh. des Sammergeriehts in Berlin. 

Vom 1. Februar 1900. 

(D. Jur ZeltR JahrRangV. (1900). Nr. 17/18. S. 397. Zlff.M.) 

Polizeistunde In Bahnhoftrestauratlonen. 

Das KG. bat bereits früher ausgesprochen, dass Polizeiverordnungen, 
welche die Polizeistunde festsetzen, auch für BahnhQ fsrestauratio- 
nen insoweit Giilti^keit haben, als das daselbst verkehrende, nicht- 
reiseude Publikum in Rrtvarht kommt. „Diese Auffassung stellt 
weder mit § 14 des Eiseubiihubetrieb.sreglements v. 29. April 1878 noch 
mit § 66 des Balinpolizeiregl. v. 30. Nov. 1885, noch endlieh, worauf 
sich dit' Revision .'speziell beiuft, mit der Betriebsordnung^ für die Haupt- 
eisenbahnen Deutsclihinds v. 5. Juli 1892, von der die §§ 70, 71 hier 
in Betracht kommen, in Witlcrsprueh. Denn die Amtstliätigkeit der 
Bahnpolizeibeamten erstreckt sieh auf die Bahn und ihre*Anlagen nur 
insoweit, „als solches zur Handhabung der für den Eisenbahnbetrieb 
geltenden Polizeiverordnungen erforderlich ist" (§ 70 BetriebsO.)) schliesst 
also jedenfalls die Wirksamkeit polizeilicher Anordnungen der Begiemng 
oder der Polizeibehörden in Angelegenheiten, die jenes Oebiet nicht be- 
rfihren, durchaus nicht aus*. 



Nr. 94. Entseh. des Bentsehen Belehsgerlchts. 
7. Givil-Senat. Vom 2. Februar 1900. 

(Jw.Woek«ttflhr.lM>. Nr. 8I/29. S. SOO. ZUr.40.) 
§ 2. Preuss. Stempelgp-^rtz v R Juni 1884. Geht aus dem Vertrage über Verdingung 
eines Baus die Absiciit der Kontrahenten (ieutlich hervor, die Preisangaben über 
bewegliche Gegenstände und auszuführende Arbeit gemäss Satz 2 zu trennen, so tritt 
Me Ftige dn Satiet 8 — Vtrwandmg ilet UaferiaiMtenpelt Mok dan k«dM|eien 
SMaMMtpraise — wmIi dam alalit ala, wann dia laMObtaa Angaben aleb ala mriahtlg 

erweisen. 

Der vom ß. 6. getroftenen Feststellung, dass durch die in § 11 
des Vertrages vom 27. Februar 18U6 vorgenommene Vertheilung des 
Ge.sammtpreises auf die beweglichen (Tegen.stände und die Arbeits- 
leistungen die Vertragsehlies.senden die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes vom 6. Juni 1884 erfüllen wollten und erfüllt haben, liegt 
eine Gesetzesverletzung nicht zu Grunde. Dass dieser Vorschrift nur 
durch einen genauen Anschluss au die Worte des Gesetzestextes genügt 



L iyui^ed by Google 



146 Entsdu dea EKintflohen Reiclugeriebts vom 2. Februar 1900. 

werden könnte, stellt das Gesetz nicht auf; dasselbe ist erfüllt, wenn 
die Vertragsphliessenden den Willen haben, anzugeben, wieviel von dem 
bedungenen Gesanimtpreise einerseits als Preis der beweglichen Gegen- 
stände in (lern Zustande, in welchem sie mit dem Grand und Boden in 
dauernde Verbindung gebi ulit weiden sollen, und wieviel anderseits 
auf die „alsdann noch", d. h. midi Herstellung dieses Zustandes aus- 
zuführenden Arbeiten fällt, und die im Vertrage gebrauchten Worte 
diesen Willen wiedergeben. l>ie Annahme, dass jener Wille bei den 
Vertragsschliessenden vorlKnuleii war, konnte ohne Rechtsirrtlium daraus 
gefolgert werden, dass es denselben darauf ankommen mus>te, die 
nachllieilige Folge zu vermeiden, welche Satz 3 des i; 2 Abs. 2 mit 
der Nielitlteaelitung jener \'orselirift verknüpft, und dass sie sich in 
ilei- Fassung genau an die in der Dienstanweisung für die l}iUiinsi>ektoren 
der Iluchbauverwaltung vom Minister der öffentlichen Arbeiten vor- 
geschriebene Formel anschlössen. Dass aber diese Fassung des § 11, 
wenn sie auch mit den Worten des Gesetzes nicht genau übereinstimmt, 
doch den Sinn desselben wiedergiebt, ist ebenfalls ohne ersichtlichen 
Bechtsirrthnm festgestellt. Es kann keinem begründetem Bedenken 
unterliegen, dass das Wort , If ateiialien " hier gleichbedeutend ist mit 
beweglichst! Gegenständen* und das Wort , Werth* mit , Preis", so- 
wie dass mit den im letzten Absätze des § II gebrauchten Worten 
gdie auf der Baustelle auszuführenden Arbeiten" nur Arbeiten be- 
zeichnet sind, welche erst bei oder nach der Einfügung der If aterialieD 
in den Boden ausgefuhil werden; letzteres insbesondere ergiebt sich 
daraus, dass im vorhergehenden Absätze der Preis der Materialien in 
demjenigen Zustande angegeben ist. in welchem sie mit dem Grund und 
Boden in dauernde Verbindung gebracht werden t»ollen, alsu derjenige 
Preis, den sie infolge der bis dahin an ihnen ausgeführten Arbeiten 
haben, und dass, wenn man zu diesem Preise von 160000 Mark den 
im letzten Absätze des § 11 angegebenen Preis der Arbeiten hinzu- 
rechnet, der Gesamnitpreis der klägerischen Leistungen heraus kommt. 
Mit Unrecht erhebt deshalli (\tv Kkl. die Jvuge, dass nach den im letzten 
Absätze des § 11 gebrautdilen Worten ge\vi.s.^e Arbeiten, die, wie z. B. 
das Zuschneiden der Fensteischeilten , das Xaclibehauen der ."^andstein- 
stufen, auf der Baustelle m^-h vur der Einfügung vorgenommen werden, 
dem Preise der beweglichen Gegenstände niclit hinzugerechnet worden 
seien. Wenn nun das B.G. auf Grund der vorerwähnten Feststellungen 
die Auwendung des dritten Satzes von § 2 Abs. 2 Gesetz vom 6. Juni 1884, 
wonach, wenn es an der in Satz 2 erforderten Angabe fehlt, der 
Lieferungsstempel nach dem bedungenen Gesammtpreise zu verwenden 
ist, ablehnt, so bleibt es damit auf dem Boden des Gesetzes und verlftsst 
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denselben auch dadurch nicht, dass es dem Verlangen des Bekl. gemäss 
anf eine PrQfong der materiellen Bichtigkeit der in § 11 gemachten 
Angaben eingeht nnd aof Qrand des gewonnenen Ergebnisses, wonach 
der Preis der beweglichen Oegenst&nde in dem Zustande zur Zeit der 
Einfttgung in dem Boden nicht blos 160000 Mark sondern 216407 Mark 
beträgt, den Lieferangsstempel zu Gunsten des Bekl. von dieser letzteren 
Summe berechnet. Die jetzt vom Bkl. aufgestellte Ansicht, dass die 
in Satz 3 des § 2 Abs. 2 angedrohte Folge auch dann einzutreten habe, 
wenn die Tom Gesetz Terlangte Angabe zwar gemadit Ist, aber sich 
als unrichtig erweist, findet im Gesetze selbst keinen Halt, wie denn 
aucli der nacherhobene Stempel nicht von dem Gesammtpreise der 
515000 ^fark berechnet ist, sondern unter Abzug eines Betrages von 
7429 Mark, welcher nach Ansiclit der Steuerbehörde allein auf die 
^alsdann noch^ vorzunehmenden Arbeiten fällt. 



Nr. 95. Entoeh. des Bentschen Belehsgerlchts. 

6. CiTil-Senat. Vom 8. Februar 1900. 

1 1. ReteliahaftiillifilitiMeti. Me EitiMlihs kasi auch dann von der Haflfifliolrt frei 

erklärt werden, wenn die Einrede alternativ auf höhere fiewalt oder eigenes Ver- 
•chalden g^riolitet und festgestellt ist, dass nur durch eine dieser beiden Möglich» 

kelten der Unfall verursacht sein kann. 

Die Kevision bezeicliiiet die l^ej^rüiniiiu;^ des B. R. als ungenügend 
zunächst für die Feststellnng eines eigenen Ver sc liul den s des Ver- 
nnglückten: Der B. Ii. nehme Trunkenheit als nicht festgestellt an und 
lasse als mSglich zu, dass die freie Willensbestimmung des Get5dteten 
durch unverschuldeten Krankbeitszustand ausgeschlossen war; habe der 
B. R. den Vorfall in seinen Einzelheiten nicht aufklären können, so 
sei von der Bekl. die Einrede des eigenen Verschuldens oder der 
höheren Gewalt nicht nachgewiesen und sei Bekl. zu verurtlieilen ge- 
wesen. — Es ist richtig, dass es der Bekl. obliegt, bezüglich des — 
zweifellos bei dem Betrieb ihrer Eisenbahn erfolgten — Unfalles den 
Beweis f&r die Einrede eines eigenen Verschuldens bezw. einer höheren 
Gewalt als der Ursache (b s Unfalles zn führen, richtig ferner, dass 
dieser Nachweis ein v<tll>t;indiger und überzeugender sein muss. Dag^en 
erscheint es weder dnrcli die Bestimmungen des Haftpflichtgesetzes vom 
7. Juni 1871 noch dni ch iillirt iiu'ine Rechtsgrundsätze als ausgeschlossen, 
den in jenem Gesetz dem llaftidlichtigen nachgelassene Einredebeweis 
alternativ darauf zu richten, dass entweder höhere Gewalt oder eigenes 
Verschulden des Verletzten den Unfall herbeigeführt hat. Und <lieser 
Beweis muss als erbracht gelten, wenn der insoweit genügend aufge- 
klärte Sachverhalt bestiiuuil ergiebt, dass nur jene beiden Möglich- 
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keiten denkbar bleiben, dass sicheiiicli nur die eine oder die andere 
zutreffen kann, die Müi^liclikeit einer dritten Kausalität (die eines ge- 
wähiüiclien Zufalles) aber ausscheidet. 

Nr. 96. Entsch. des llandclsgcriclits Wien. 
Vom 9. Fe'brnar 1900. 

(AUgem. Tarif-Anz. XIX. Nr. 17. S. 896.) 
Clausein auf dem Frachtbriefe, welche gemäss § 51 (2) Betr.-Regl. unzulässig sind, 
haben auch keine rechtliche Bedeutung. Die Bahn haftet nur für den Verlust, welcher 
seit der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist. Der Beweis 

obliegt der Partei. 

Der Vertreter der beklagten Bahn kann sich, da das Frachtgut 
ohne Umladung mit neuem Frachtbriefe weiter zu befördern war 
(Art. 424, Z. 3 H.a.B. und § 63 des E.B.B.), mit Becht auf § 54 
Abs. 4 des E.B.R. berufen, wonach die Angaben des Frachtbriefes 
Ober das Gewicht nnd die Anzahl der Stücke gegen dasselbe keinen 
Beweis machen, wenn die Nachwägnng und Nachzählung seitens der 
Bahn nicht erfulgt und dieses auf dem Frachtbriefe aucli beurkundet 
ist. Nach § 75 E. B. R. haftet aber die Balm nur für den Schaden, 
welcher durch Verlust des Gutes etc. seit der Annahme zur Be- 
förderung Iiis zur Ablieferung entstanden ist. Da im vorliegenden 
Falle d»r Frachtbrief in Bezug auf die Quantität des aufgeladenen 
Frachtgutes keinen Beweis liefert, so war es Sarin- der klagenden 
Firma, den Beweis dafür, dass sie den k. k. Staatsbaliuen die im 
Frachtbriefe verzeichneten 140 Säcke im Gewichte von 10.402 Kg. in 
Wien zur Beförderung nach Wiaschim übergeben habe, iu anderer Weise 
zu erbringen. 

Nachdem ein solcher Beweis nicht erbracht wurde, ist die Klags- 
firma nicht berechtigt, von dem k. k. Eisenbahn-Aerar den Ersatz für 
jenen Abgang zu beanspruchen, welcher in Wiaschim gegenüber der 
in dem Frachtbriefe angegebenen Stttckzahl der Säcke nnd Gewichts- 
menge constatirt wurde. 

Die anf dem Frachtbriefe vom 1. December 18^ ersichtliche 
Clausel: ,Nttr symbolisch etc.* ist f&r das vorliegende Streitverhältniss 
nnentscheidend nnd war daher in eine Prüfung ihrer sonstigen Bechts- 
* Wirksamkeit nicht einzugehen. 

Mr. 97. Entscli. des Prenss. OberverwaUnngsgeriehts. 

2. Senat. Vom 9. Februar 1900. 

^£atocli. d. O.V.G. Bd. S6. S. 53.) 

tteneladeeiikeiMieatleaer; Vertheliangsverftferea. §§ 35, 37, 47 KeMmmalafeiafeea« 

gasetz vo« 14. Jell 1993. 
Erstreckt sich eine Betriebsstätte, Station n. s. w., innerhalb deren 
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Aosgaben an GehSlteni niid Lohnen erwachsen, Uber den Bezirk mehrerer 
Gemeinden, so hat nach § 47 des Kommunalabgabengesetzes die Ver- 

theilung nach h&gQ der Ortlichen Vt i hältnissc unter Beiiicksiditifiiinp: 
des Fläclit'ii vet hältnisses und der den betheiligten Gemeinden durch 
das Vorhandensein der Betriebsstätte. Station u. s. w. errs^achsenen 
Kommanallasten zu erfolgen. Damit sind zwei Faktoren — Theilungs- 
massstäbe — bestimmt, die jeder für sich und beide im Verhält- 
nisse zu einander pewürdif^t werden müssen. Da nun „Flächenvcr- 
hältniss" und ^erwachsene Kommunaliasten " ziltennilssin- feststellbar 
sind, so verstellt es sich zwar von selbst, dass die beti-eHeiiden absoluten 
Ziffern zu fiinitteln sind. Ohne weiteres dürfen sie aber nicht als 
Rechnungsfakturen verwendet werden; es sind vielmehr nur als Unter- 
lagen für die Vertlieihinfr und zwar in ihrer relativen (zweckmässig in 
Pi'ozentzitt'ei-n auszudrückenden) Bedeutung zu benutzen. Auch dürfen 
sie nicht unterschiedslos verwerthet werden, weil dem billigen Ermessen 
und der Würdigang der gesammten örtlichen Verhältnisse im gegebeneu 
Falle die BenrtheiluDg vorbehialten bleiben mnss, ob das gleiche, e?entaeU 
welches Gewicht der rftnmlichen Aosdehnung der Betiiebsstfttte im 
Verhftltnisse zn der durch diese veranhissten Komrannalstenerlastenver- 
mehrnng zukommt. 

Kr» 98. Sehiedsgerichtliche Eiitsch. des Ccntral-Amts für den Inter* 

nationalen Eisenbahntransport. 

Vom 10. Februar 1900. 

(Zeltsclir. ( d. inffcruat Eisenb.-Transp. V IIF. 190O. Nr 3. S 83 > 

Art. 23, Abs. 4. Internat Übereink. Nichtpfändbarkeit der einer öeterr.-ungar. Eisen» 
feaha zMMMdaa FaNenni an HietM uni WledarberittltaragakMteii iar za lafaraat. 
Traatpartea varweadataa Wafta la fiaatachlaad. UaiHlttikfllt dar var daai L Jan. 1898 
ia DcatacMud arflilotaa Arreste und PfSndungen bezilglioh der aaefe den I. Jaa. 1893 

entstandenen Forderungen. 

1. Im Jahre 1889 ist durch verschiedene Beschlüsse deutscher 
Gerichte der dingliche Arrest in die der Kaschau-Oderberger Eisenbalin 
gegen den königl. preussischen Eisenbahnüskus zustehende Füid'-rung 
aus dem gegenseitigen Fracht- und Personenverkehr, insbesondere aus 
den von der Kaschau-Oderberger Eisenbahn den Drittschuldnern für 
ihre Rechnung überwiesenen Frachten, Nachnahmen und sonstigen 
Spesen und an Wagenleihgeldcru, und zwar sowohl das bereits vor- 
handene als auch das bis zur Deckung der klägerischen Forderung 
aufkommende Guthaben, angeordnet und die bezeichnete Forderung 
gepfändet worden; 

2, mit dem 1. Januar 1893 ist das Internationale Uebereinkommen 
Uber den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 in Wirksamkeit 

£ger, Elsenbsliorscfatliclie fSntsolieldaiigen XYU. 11 
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getreten, dessen Artikel 23 im 4. Absatz besUmmt, dass aus dem 
inteniatioiialeii Transporte herrührende Fordernngen der Eisenbahnen 
untereinander, wenn die schuldnerische Bahn einem anderen Staate 
angehört als die forderungsberechtigte Eisenbahn, nicht mit Arrest 
belegt oder gepfändet werden können, ausser in dem Falle, wenn der 
Arrest oder die Pfändung auf Grund einer Knt Scheidung der Gerichte 
des Staates; erfolgt, dem die fon]erun<rsbereclitigte Eisenbahn angehürt, 
und dass laut dem 5. Absatz desselben Artikels auch das rollende 
Material der Eisenbalinen mit Einschluss sämtlicher beweglicher den 
betreffenden Eisenbahnen geiiürenden Gegenstände, welche sich in diesem 
Material vortimlen. nur von einem Gerichte des Staates, dem die be- 
treft'ende Eisenbahn angehört, mit Arrest oder Pfändung belegt werden 
darf ; 

3. gestutzt auf den Art. 23 sind vom deatschen Reichsgericht mit 
ürtefl Tom 9. Januar 1896 die im Jahr 1889 ergangenen Arrest- 
verfügungen Qnd PfändoDgen bezttglich der seit dem 1. Januar 1893 
zu gnnsten der Easchan-Oderberger Eisenbahn bei dem kgl. prenssischen 
Eisenbahnflskns entstandenen Frachtgnthaben ans dem gegenseitigen 
Gftterrerkehr als ausser WirksamlLeit getreten erklärt worden; 

4. seither sind die^ prenssischen Staatseisenbahnen der Easchan- 
Oderberger Eisenbahn anch Wagenmietegelder nnd Wagenreparatnr- 
kosten ans dem internationalen Verkehr schuldig geworden. Die kgl. 
EisenbahndirektioD in Magdeburg, als Central -Wagenabrechnungsstelle 
der prenssischen Staatsbahnen, verweigert aber deren Ausbezahlung, 
weil nach ihrer Auflassung hinsichtlich dieser Guthaben die Arrest- 
verfttgungen und Pfändungen aus dem Jahre 1889 noch zu Recht be- 
stehen, indem Wagenmietegelder und Wagenreparaturkosten nicht unter 
die im Art. 23, Absatz 4, dos Internationalen rebereinkommens ver- • 
standenen Forderungen fallen und auch nicht durch Absatz 5 geschützt 
seien, da keine Bestimmung des ITcbereiiikommens die Eisenbahnen 
verpflichte, ihr Rollmaterial auf die Geleise fremder UDteruehmuogeü 
übergehen zu lassen; 

5. die Direktion der Kaschau-Oderberger Ki.^eHVlalln und die kgl. 
Eisenbalnidirection in Magdeburg haben sich nun dahin verständigt, 
den Streit im Sinne des Art. 57, Z. 3, des Internationalen Ueberein- 
kommens dem Central -Amte zur Entsclieidung zu unterbreiten und 
diesem die nachstehenden Fragen vorgelegt: 

L Ob die Forderungen dner asterrdchiseh-ungarischen Eisenbahn 
ans Miete und Wiederberstellungskosten der zu internationalen Frachten- 
transporten verwendeten Wagen nach den Bestimmungen des Inter- 
nationalen Uebereinkommens in Deutschland pftndbar seien; wenn nicht: 



L lyui^ed by Google 



Entacli. des Centrai-Amts f. d. Internat. Eisenb. Transp. 10. Febr. 190Ü. 151 

II. ob die vor dem 1. Januar 1893 erfolgten Arreste und riainlungeu 
auch bezüglich der nach dem 1. Jauuar 1893 eutstandenen Forderuugea 
Giltigkeit haben oder nicht. 

Das Gratral-Amt zieht in Erwägung: 

Absatz 4 von Art 23 des Internationalen Uebereinkommens erkl&rt 
die ans dem intei;pationaIen Transporte herrtthrenden Forderungen der 
Eisenbahnen untereinander fOr nnpf&ndbar von selten eines andern 
Gerichtes als des Oerichtes, dem die fordemngsberechtigte Eisenbahn 
aiigehOrt. 

Die Einwendnng der beklagten Bahn, dass sich diese Vorschrift 
nicht auf Forderungen aus Wagenniete und Wa^nherstellungen 
erstrecke, sondern nur die im Absatz 3 desselben Artikels berührten 
Fraebtguthaben umfasse, findet im Wortlaute dieser Bestimmung keiner- 
lei Anhalt; derselbe s^pricht ganz allgemein Ton „aus dem internationalen 
Transporte herrühi-enden Forderungen*^ und es ist in dieser Ansdruclu- 
weise nichts enthalten, was zu einer einschränkenden Auslegung flihren 
könnte; insbesondere fehlt jede Andeutung, dass zwischen Guthaben 
einer Bahn, welche sich unmittelbar an den Frachtvertrag knüi)t'en, 
und andern Guthaben aus dem internationalen Verkehr unterschieden 
werden müsse; Absatz 4 ist durch seine Fassung nicht an Absatz 3 
angeschlossen, der von den Frachtgutliaben spricht, sondern er ist diesem 
Vorhergehenden Absätze gegenüber selbständig. 

Umgekehrt deutet die Fassung des unmittelbar folgenden Absatzes 5, 
welcher aucli dem Ivolhnaterial mit Einschluss der dazu gehörigen be- 
weglichen Gegenstände eine analoge Unpfändbarkeit zusichert, darauf, 
dass die Wagenmieteforderungeu in der Garantie des Absatzes 4 ent- 
halten seien; wenn Absatz 5 das Wagenmaterial , in gleicher Weise" 
(igalement) als unpfändbar erklärt, so dflrfte es schwer sein, im Wort- 
huite des Absatz 4 diejenigen Forderungen als nicht enthalten zu er- 
klären, die aus dem Übergange yon Bollmaterial in ausländisches Gebiet 
sich ergeben. 

Findet somit die Emwendnng der beklagten Bahn im Wortlaute 
des Übereinkommens keine Unterstützung, so entspricht sie auch dem 
Gedanken nicht, dem die Vorschriften des Artikels 23 entsprungen sind 
mid der dahin geht, den internationalen Transport durch die Garantie 

der Exterritorialität zu erleichtern. 

Der Beklagten ist allerdings darin zuzustimmen, dass das Inter- 
nationale Übereinkommen eine allgemeine Verpflichtung der Bahnen, 
ihr Wagenmaterial in ausländisches Gebiet übergehen zu lassen, nicht 
anfstellt. Allein die Möglichkeit des Uberganges von Wagenmaterial 
von einem Staatsgebiet in ein anderes ist nicht nur in Art. 23, Absatz ö 

u* 
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aiudrftcklich voigesehen; dieser Übergang Ist auch die YoranssetzuDg 
der Yorscbrift in § 6 der Ansf&hmngsbestimmaQgen zu Art. 14 des 
IntemationaleD ÜbereiDkommens, woDach bei einem intemationalen 
Transporte zwar die Transportfrist im VerliUtnis zor ganzen za dnrch- 
lanf enden Strecke, die Expeditionsfrist aber ohne Bftcksicht auf die 
Zalil der dnrch den Transport berührten Verwaltnngsgebiete nnr einmal 
zor Berechnung kommen soll. Diese BestimiAnng involTiert, dass die 
internationalen Transporte so weit als möglich ohne Umladang die 
Bahn- oder die Landesgrenzen passieren, nnd zwingt die Gesellschaften, 
über die gegenseitige Benützung ihres Wagenmaterials unter sich 
Verträge abzuschliessen und sich g^enseitig die Wagenmietegebühren 
nnd die Auslagen für Reparaturen, die am RoUmateriai während des 
Aufenthaltes im Ausland nötig werden, zu kreditieren. Auch sind keine 
inneren Griinde einzusehen, we.^halb das l'bereinkommen den Scliutz 
wohl dem Rulluiaterial und den dazu gehörenden Gegenständen, nicht 
aber den Miete- und Unterlialtungsfordeiungen . die sich kji dessen 
Benützung auf fremdem Gebiete uotweudig anschliesseu, hätte gewähren 
wollen. 

Sind deninacli die in Retraclit kommenden Forderungen der Kaschaii- 
Oderberger f]isenbahn, soweit sie seit der Geltung des Internationalen 
Übereinkommens nhvr den Eisenbabn-Frae.htverkelir entstanden sind, 
in Deutschland überhaupt nicht pl'iindbar, so sind sie auch den Kechta- 
Wirkungen der vor dem Inkrafttreten des Internationalen Übereinkommens 
Ton deutschen Gerichten bewilligten Arreste und Pfändangen entzogen, 
nachdem der objektive Rechtsznstand, nnter dessen Herrschaft diese 
bewilligt worden waren, durch die Gesetzgebung ver&ndert wurde, 
bevor die vorausgepfändete Forderang entstanden ist. 

Ans diesen Gründen hat das Gentral-Amt ahs Schiedsgericbt 

erkannt: 

1. Die einer Österreichisch- nngarischen Eisenbahn znstehenden 
Fordemngen an Mieten und Wiederherstellnngskosten der zu inter- 
nationalen Frachtentransporten verwendeten Wagen sind nach den 
Bestimmungen des Intemationalen Übereinkommens Uber den Eisenbahn- 
Frachtverkehr in Dentscliland nicht pfändbar; 

2. die vor dem 1. Januar 1893 in Deutschland erfolgten Arreste 
nnd Pfändangen haben bezüglich der nach dem 1. Januar 1893 ent- 
standenen Forderungen keine Gültigkeit. 
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Nr. 99. Eutseb. dos Oestorr, Oborsten (fericlitshotes. 

Vom 13. Februar 1900. 
(Oaaterr. BiMBlk-TflfOtdii.-BL ZIH. Nr. iiT. a mv.) 

1. Die BMttaiiiMiei 4m § 34 das Eitol|MBgt|Mttzet vm 18. Febnar 1878, IL-8.-BI. 

Nr. 30, über die bücherliche Anmerkung des gerlohtlicben Erlages einer gerichtHeb 
festgestellten Entschädigung finden auch auf jene Fälle analoge Anwendung, in denen 
die Eatschädigung im Sinne des § 22, iit. c, aussergerichtlich festgestellt und auf 
tatfara Art ala iareh garlcktllebaa Erlag lalaiatst warda. 

2. Safa« ila darah olslehfiraiiBa Entaakaldunian dar kaidai ontaraa laatantaa arfafita 
Abaraiaaig daa Begehrens um eine derartige bücherliche Anmerkung tat dar aaaaar* 

ordentliche Revitloat- und Nullitätsrecurs lulässig. 

Das gegenständliche Begehren um grundbücherliche Anmerkung der 
erfolgten Bezahlung der freiwillijr vereinbarten Eiitseliädigung für rx- 
propriirte Grundtheile wurde ausdrücklich auf Grund der Bestimmung 
des § .34 des Gesetzes vom 18. Februar 1878, R.-G.-Bl. Nr. 80. ge.stellt. 
Bei Beurtheilung der Znliissi^keit dieses Be-^elirens haben daher in erster 
Linie die Bestimmungen <les letztl>ezugenen Gesetzes zur Anwendung 
zu kommen, laut welchen im Enleignungsverfahren die Grundsätze des 
kaiserlichen Patentes vom 9. August 1854, R.-G.-Bl. Nr. 208, zu gelten 
haben. Nach § 16 des letztbezogenen Tattutes ist der Recurs gegen 
im Verfahren ausser Streitsachen erflossene gleichförmige Entscheidungen 
der Untergerichte nicht ausgeschlossen, vielmehr ün Falle einer offeu- 
baren Gesetz- oder Actenwidrigkeit oder einer bezogenen Nnllitftt der 
Untergerichte ausdrttcklich zulässig erklärt. 

Die EAckweisnng des Revisions- und NoUitfttsrecnrses der Actien- 
gesellscbaft Terstfisst daher gegen die Bestimmung der letztbezogenen 
Gesetzstelle, weshalb dem dagegen eingebrachten Bevisionsrecurse nach 
Znlass des § 16 des obbezpgenen Patentes stattzugeben und über den 
fraglichen Revisions- nnd Nollit&tsrecnrs zn entscheiden war. 

In der Sache selbst kann die Abweisung des Gesnches nm An- 
merkung als im Gesetze begründet nicht augesehen werden. Denn die 
Tendenz der Bestimmung des § 34 des Enteignungsgesetzes gipfelt 
darin, einerseits jeden nachfolgenden Erwerber von dinglic hen Hechten 
anf den Uebergang der enteigneten Objecte in das Eigenthum der Bahn 
nnd auf die erfolgte Leistung der Entschädigung aufmerksam zn machen 
und andererseits <lie Bauunternehmung gleich dem Ersteher bei einer 
exeeutiven Feiibielung geijen alle Folgen der weiteren Eintragungen 
zu schützen und die seinerzeit i<2:e lastenfreie Uebeitiairunir der einge- 
lösten Olijecte in das Kisenbahnbueli, und zwar ulme Kücksieht auf die 
mittlerweile erl'ulgfeii grundbüclierlichen Eintragungen zu sichern. 

Wenn nun auch der i{ 31 des Hnteiguungsges^etzes den Fall vor 
Augeu hat, wo die Entschädigung gerichtlich festgestellt wii'd und die 



154 Entscb. des Preuss. v^)tH-rvcrwaltaDgsgerioht8 Tom 15. Februar 1900. 

Leistang derselben doreh gerichtlichen Erlag erfolgt, so ist nicht ab- 
ansehen, wamm das Gesetz der Bahnontemehmnng den frfiher erwähnten 
Schutz für den Fall versagen sollte, in welchem die Entschädigung 
anssergerichtlich festgestellt, und auf andere Art als durch gerichtlidien 
Erlag geleistet wurde. Es fehlt auch jede Gesetaesbestimmung, auf 
Grund welcher die gebotene Anmerkung als unstatthaft angesehen 
werden konnte, und muss deshalb in analoger Anwendang des § 34 
des Enteignungsgesetzes das Begehren der Actiengesellscliaft um An- 
merkung im Sinne der bezogenen Gtosetzesstelle als gerechtfertigt an- 
gesehen werden. 

Nr« 100« Eiitseli* des Prenss. OherrerwaltuigsgeriehtB. 

4. Senat Vom 15. Februar 1900. 

(BBtodL(L0.T.O. Bd.!«. am — tiMM. BliMil>.-Anh. 1«». Batt 6. & im) 
BeMMnkt IffiMitliobt Ws|i. 

Es ist mit dem Charakter eines öffentlichen Weges keineswegs ud- 
vereinbar, dass er dem öffentlichen Verkehre nur zu bes t i in m t e n Z e i t e n 
und unter bestimmten Voraussetzungen dienen soll, z. B. nur in 
Fällen, wenn ein anderer Weg oder ein anderes Verkehrsmittel (Brftcke, 
Fähre, Furt) nicht passirbar ist. Wesentlich ist nur, dass diese Voraus- 
setzungen nicht von dem freien Belieben eines Dritten abhängen, dass 
der Dritte, insbesondere der Eigeiitliiinier des Wegekörpers, nicht kraft 
eines Privatrechts am Wege den üftentlichcn Verkeiir auch beim Ein- 
tritte jener Voraussetzungen naeli seinem Ermessen verbieten oder ver- 
hindern kann. Im übrigen genügt es, dass der Weg kraft otfentlichen 
Rechtes dem öftentlichen Verkeiir oltensteht, mögen dabei auch zeitliche 
Beschränkungen oder sonstige objektive Voraussetzungen für die üt^entliche 
Benutzung bestimmt sein. Kr ist dann immer ein ötfentlieher Weg, 
über den die Wegepolizeibehürde, selbstverständlich unter Berück- 
sichtigung der Beschränkungen und Voraussetzungen, zu verfügen hat. 

Derartige beschränkt öffentlichen Wege sind in der Regel ständig 
in einem Znstande zu erhalten, der ihren Gebrauch für den öffentUchen 
Verkehr gestattet, sobald die Voraussetzungen f&r die Benutzung eintreten. 



Kr. 101. EDtseh. des Kassattonsliofes in Paris. 

Vom 19. Februar 1900. 

ünlieün aiinot*^ tli - Hi. ■ liii- .Ic fer. 1900. 
Haftpflicht der Eisenbahn wegen Verspätung. 

Eine Kiste mit Lettern, welche am Hl. Oktober 1893 der Orleans- 

bahn zum Transporte naeli Opurto autgegeben war, ist dem Adressaten 

nicht ausgelietrrt word(Mi. Als der Alisender deswegen am 30. Juli lS9ä 

von der Versandbahu deit Ersatz des Wertes der Seuduug verlaugte, 
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bestritt diese die Forderung auf Grund des Art. 108 des Handelsgesetz- 
buchs, wonach Klagen wehren Beschädigung', Verlust oder Verspätung 
innerhalb eines Jahres verjähren. Das Handelsgericht der Seine wies 
indessen unterm 8. März 1896 die Einrede zurück und verurteilte die 
Eisenbahn zur Zahlung jenes Wertes im Betrage von 199 Fr. und 
zu einer weiteren Entschädigung von 100 Fr., weil eine Verjährung 
wegen Verlost nicht habe emtreten können, solange die Sendung nicht 
tbatsftcUich als verloren betrachtet werden konnte. Nun liege aber 
dieselbe noch in den Zollmagazinen zn Oporto; und da die Eisenbahn 
nicht bewiesen habe, dass deren Aosliefernng dem Adressaten anerboten 
worden sei, so könne anch wegen Versp&tnng nicht Veijfthmng ange- 
nommen werden, da diese erst von dem Tage an gerechnet werden 
könnte, wo die Abliefemng stattgefnnden habe oder anerboten worden 
wäre. 

Gleichzeitig wnide die spanische Kordbahn, welche am Prozesse 
teilgenommen hatte, der Orleansbahn gegenüber haftpflichtig erklärt, 
weil das spanische Recht ^) jener die gleichen Verpflichtungen auferlegt, 
nnter denen die Orleansbahn steht, und sie mit der Übernahme des 
Streitobjekts an die Stelle der letzteren getreten sei und damit alle 
aus dem Frachtvertrage folgenden Verpflichtungen, und insbesondere 
übernommen habe, sei es selbst, sei es durch Vermittelting anderer 
C4esellschaften den Transport bis an den Bestimmungsort zu besorgen. 
Dass sie aucli dann verantwoi tlich bleibe, wenn ihr selbst keine Fehler 
zur Last lallen, da sie fiir die Gesellschaft hafte, der sie sich substituiert 
habe, und welclie ihr alle Verpflichtungen übertragen musste, die sie 
selbst übernommen hatte. 

Vom Kassationshof in Paris, bei dem die beiden Eisenbahuver- 
waltungen die Aufhebung des Urteils des Handelsgerichts verlangten, 
wurde dieses am 19. Januar 1900 bestätigt: 1) weil die Kiste mit Lottern 
in den Zollmagazinen zu Oporto liegen geblieben ist, und 2) weil nicht 
dazgethan werden kcmnte, dass deren AnsUeferang dem Adressaten an- 
erboten wurde nnd vielmehr konstatiert erscheint, dass angeachtet 
zahlreicher Reklamationen die Orleansbahn weder die Ablieferung des 
Gutes an den Adressaten vollzogen noch anerboten, noch dessen Bftck- 



') Art. 952 des spanischen Handelsgo^i tzlnulis: In finrm Jahre verjähren: . . . 
2. die KI.iLci'ii rliti.' wi-grii fl< i \li1icfernng der Ladung Im ! di u I.iumI- mid Seetransporten 
oder hinsiditlieh der Enlscliadigung wegen Verzögerung! ii derselben und wegen bei 
den beförderten Ci egenstünden erlittenen Schäden; die Verjährungsfrist wird gerechnet 
adt dem Tage iet Abliefemng der Ladung am Orte ihrer Bestimmung oder wüt dem* 
Joiigen, an welchem sie nach den Bedingungen ttber üuen Transport stattfinden nmsste. 
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gäbe an den Absender bewirkt hat, und dass es sich also niclit um den 
Verlast einer Sendung, sondern um eine Verspätung handelt, die vom 
HaodeiTgerieht der S^e mit Beeht als niclit verjährt erkannt worden ist 



Nr. 10:^. Beschluss des Kammergerichts in Berlin. 
1. Civil-Senat. Vom 19. Februar 1900. 

Ali H.G.B. Art 217. Neues H.G.B. § 215. Strassenbahngeseilschaft. Zinsen von 
aUnntar HShe* •. g. Bawlism, Umm dea AktlMirM iwr bei der Eabtebmg, rieht 
bei der Erweitereeg dee GeeelleehafleaeterBebMeae bedeegra werdei. 

Der bisherige Artikel 217 (jettige § 215) H.O.B, spricht zonächst 
in Abs. 1 aus, dass Zinsen von bestimmter Höhe fflr die Aktionäre 
nicht bedangen noch ausgezahlt werden dttrfen; dass vielmehr nur das- 
jenige unter sie vertheilt werden darf, was sich nach der jährlichen 
Bilanz als reiner Gewinn ergicbt. Im Anschluss hieran vmrdnet Abs. 2: 
„Jedoch können fttr den in dem Gesellschaf tsvertrage angegebenen 
Zeitraum, welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis zum 
Anfange des vollen Betriebes erfordert, den Aktionären Zinsen 
von bestimmter Hohe bedungen werden". 

Zuzugeben ist, dass aus dem Wurte Gesellschaftsvertrag " sich 
nichts gegen die Aurtassung iierleiten läs.st, wonach die Ausbedingung 
von Zinsen der in Art. 217 215) Abs. 2 gedachten Art, der sogenannten 
Bauzinsen, auch bei Krhohung des Grundkapitals für die neuen Aktien 
stattfinden kann. Denn unbedenklich versteht das Gesetz vielfach unter 
dem Gesellscliaftsvertrag .sowohl den ur.spi ünglichen, bei (ilrümlung der 
Aktiengesellschaft abgeschlo.sscnen, als auch den nach Eintragung der 
Gesellschaft in gesetzmässiger Weise abgeänderten. Andererseits steht 
der aUgemefne Ansdrock »GesellschaftBvertrag* einer Auslegung dahin 
nicht entgegen, dass hienmter in gewissen Gesetzesvorschriften nor 
der nrspriingliche GeseUschaftsvertrag gemeint ist. Dass diese 
letztere Auslegung aber für den Art. 217 Abs. 2 die richtige ist, ergiebt 
sich ans sonstigen Nonnen des Aktienrechts und ans dem durch die 
Entstehungsgeschichte klargestellten Zwecke des Art. 217 Abs. 2 selbst 

Die Banzinsen smd feste Zinsen, die dem Aktion&r fttr einen vorweg 
begrenzten Zeitraum ohne Bttcksicht darauf gewährt werden, ob die 
Gesellschaft einen zur Deckung dieser Zinsen ausreichenden Reingewinn 
erzielt liat oder nicht. Die Auszahlung von Bauzinsen ist danach auch 
in der Weise zulässig, dass zu diesem Behufe die dem Grundkapital 
entsprechende Veimögensmasse angegriffen wird, welche sonst im 
Interesse der Gesellschaftsgläubiger nicht zu Austheilungen an die 
Aktionäre lierangezogen werden darf. Sind bei Gründung der Aktien- 
gesellschaft in dem urspiimglidieu Gesellschaftsvertrago Bauziusen 
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ausbedangen, so kann deren Auszahlung zu einer unmittelbaren Schädigung 
betheiligter Personell nieht ffthren. Die AktiengeseUschaft beruht als- 
dann nach der offenkundigen Vorscbiift des Oesellschaftsyertrages auf 
dem Grundkapital in der Beschränkung, die sich aus dem Vorbehalt 
der Bauzinsen ergiebt. Jeder Aktlonftr bat sich durch Billigung des 
Gesellscbaftsvertrages dieser Bestimmung unterworfen, und jeder Dritte, 
welcher der GeseUschaft Kredit gewähren will, erlangt bei gehöriger 
Sorgfalt von deir Bestimmung Kenntniss. VOllig anders liegen die 
Verhältnisse bei der Erhöhung des Grundkapitals. Für diese Erhöhung 
bedarf es nach dem Gesetz nur eines Oeneralversammlungsbeschlusses, 
der mit einer Mehrheit von ^/^ des bei der Beschlussfassnng vertretenen 
Grundkapitals oder nach Massgabe des Gesellschaftsvertrages von einer 
noch geringeren Mehrheit gefasst werden kann (Art. 215 Abs. 2, 21öa 
des alten, §§ 275 Abs. 1, 278 des neuen H.G.B.). Könnte also, wie 
die Beschwerdeführerin meint, die Erhöhung des Grundkapitals mit der 
Massgabe beschlossen werden, dass den neuen Aktien Bauzinsen zu- 
fallen sollen, so würde auch diese Ausbedingung weder der Zustimmung 
aller bislierigen Aktionäre nocli derjenigen der vorhandenen Gesell- 
schaftsglaubiger bedürfen. Eine derartige Ikstiiiiniung ist aber geeignet, 
die Rechte der älteren Aktionäre und Gläubiger zu beeinträchtigen. 
Es ist ein anerkannter Grundsatz des Aktienrechts, dass, insoweit nicht 
etwa vei-schiedene Aktiengattungen geschaffen sind, jeder Aktionär 
qualitativ dasselbe Recht hat wie jeder andere (zu vergl. Entscli. des 
Reichsgerichts in Civilsaclien Bd. 41 S. 99). Offenbar kann aber die 
bei einer Gmndkapitalerhöhung getroffene Bestimmung, wonach die 
im Übrigen den alten Aktien gleichgestellten neuen Aktien mit Bau- 
zinsen ausgestattet werden, die bisherigen Aktionäre erheblich schädigen. 
Denn wenn die Aktiengesellschaft in dem betreflfonden Vorbereitnngs- 
Zeitraum nieht einen Beingewinn erzielt, aus welchem den alten Aktionären 
eine den Banzinsen entsprechende Dividende gezahlt werden kann, so 
erhalten die neuen Aktionäre in den Bauzinsen ein Erträgniss ihrer 
Einlage, das den alten Aktionären Torbehalten bleibt Ebenso kann ' 
aber die Gewährung von Bauzinsen fttr die neuen Aktien den alten 
Öesellschaftsgläubigern zum Schaden gereichen, da sie ihnen Beträge 
des Gesellschafts Vermögens entzieht. Wenn die Beschwerdeführerin 
demgegenüber geltend macht, dass die alten Gläubiger ein Recht auf 
Kapital Zuwachs ubwhaupt nicht hätten, so ist dies zwar richtig. Aber 
die weitere Folgening, dass sie alsdann auch den Zuwachs mit seiner 
Belastung durch die Bauzinsen hinnehmen mftssten, ist unzutreffend. 
Die Bauzinsen sind nicht aus dem Kapitalzuwachs, sondern aus dem 
Geseilschaftsvermügen schlechthin zu entnehmen. Danach ist mit der 
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Möglichkeit zu leclmcn. dass im Falle von Verlusten auch das schon 
zur Zeit der Kapitaleihöhung vorhandene Gesellscliaftsvermögen an- 
gegritYen werden muss, um die Bauzinsen zu tilgen. Ohne Zweifel 
haben aber die älteren Gläubiger ein erhebliches Interesse daran, dass 
ihnen nicht auf diese Weise das ihnen ihrer ^Sicherung dienende, dem 
bisherigen Grundkapital entsprechende Vermögen durch Austheiiungen 
an die Aktionäre entzogen wird. Die Zulassung einer Vornahme, die 
dergestalt unter UmstäDden tief in die Becbte der bisherigen Aktion&re 
nnd Gesellschaftsgläabiger einschneidet, ohne dass jeder einzelne von 
diesen in der Lage wäre, der Vornahme wirksam zu widersprechen, 
kann nicht im Sinne des Gesetzes gelegen haben. Die Entstehungs- 
geschichte des Art 217 Abs. 2 zeigt aber aach, dass keineswegs be- 
absichtigt war, die Banzinsen in so weitem Umfange zuzulassen. 

Der ausgesprochene Zweck der Voischrift ist, die Entstehung der 
Aktiengesellschaft nicht daran scheitern zu lassen, dass sich keine 
Aktionäre finden, weil ihnen nicht ein alsbaldiges Erträgniss ihrer 
Einlagen gewährleistet wird. Dieser gesetzgeberische Grund muss fflr 
die Auslegung der in Art. 217 Abs. 2 enthaltenen Wendung „Vorbereitung 
des Unternehmens bis zum Anfange des vollen Betriebes" von mass- 
gebender Bedeutung sein. Das Unternehmen, für dessen Vorbereitung 
bis zum Betriebsanfang Bauzinsen gewährt werden können, ist das in 
den Motiven gedachte Aktienunternehnien, die betriebsfähig hinzu- 
stellende Aktiengesellschaft selbst, deren Entstehung im öffentlichen 
Interesse begünstigt werden soll. Damit stimmt es überein. dass in 
den Motiven zu den» Gesetz vom 18. Juli 1884 auf die Prüfung der 
Anordnung durch die Organe für die T'rüfung des Gründungsherganges 
bezw, durch die Aktionäre selbst hingedeutet ist. Damit wird erkenn- 
bar wiederum nur auf die Eniclitnng der Aktiengesellschaft gezielt. 
Von der hier vorausgesetzten freien Entschliessuug sämmtlicher Aktionäre 
kann aber, wie bereits dargelegt, dann keine Rede sein, wenn die 
Bauzinsen bei einer Erhöhung des Grundkapitals durch Mebrheits- 
beschtoss der Generabreisammluug zugestanden werden dOrfen. Aller- 
dings sucht die BeschwerdefOhrerin darznthnn, dass entsprechende 
GrOnde die Zulassung der Bauzinsen auch bei einer KapitalerhOhung 
rechtfertigten, da das gleiche allgemeine Interesse bestehe, die 
Erweiterung tou Unternehmen zu ermöglichen. Aber auch dies erscheint 
nicht zutreffend. FUr das Unternehmen, dessen GrOndung als Aktien- 
gesellschaft geplant wird, mfissen zunächst Aktion&re gewonnen werden. 
Ohne sie kann eben die Aktiengesellschaft nicht entstehen. Wenn in 
der That erfahrungsmässig für ein Unternehmen Geldbetheilignngen 
nicht zu erlangen sind, ohne dass für dieselben alsbald Ertragnisse 
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gewährt werden, so ist ein Bediirfniss für die Zulassung von ßauzinsen 
für die Gründung einer Aktiengesellschaft anzuerkennen, da die Gesell- 
schaft vor Fertigstellung der von ihr in Aussicht genommenen Anlage 
regelmässig nicht im Staude ist, zur Abführung an die Aktionäre ge- 
eignete Gewinne zu erzielen. Hiermit sind die Verhältnisse nach Ent- 
stehung der Aktiengesellschaft nicht in Vergleich zu ziehen. Die ent- 
standene rechtsfähige Gesellschaft befindet sich, wenn ihre Mittel für 
eine Betriebserweiterung nicht ausreichen, nicht in anderer Lage, wie 
jeder Unternehmer, der für sein Geschäft Geld braucht. Die entstandene 
Gesellschaft ist nicht darauf angewiesen, zu diesem Behufe neue Aktionäre 
heranzuziehen. Sie kann vielmehr Geld zu festen Zinsen leihen. 

Zu berücksichtigen ist endlich die Tendenz des Gesetzes, die Aus- 
gleichung des in die Bilanzpassiva einzustellenden Grundkapitals nur 
durch reel vorhandene Werthe zuzulassen. In Art. 239b (185a) des 
bisherigen und § 261 des neuen H.G.B, sind eingehende Vorschriften 
gegeben, durch die eine möglichst solide Schätzung der Aktiva gewähr- 
leistet sein soll. Wie allgemein anerkannt wird, ist es nun im Falle 
der Ausbedingung von Bauzinsen zulässig, dass diese aus dem Kapital 
entnommenen Zinsen bei der Bilanzirung dem Werthe der von der 
Gesellschaft hergestellten Anlage hinzugerechnet werden (Simon, die 
Bilanzen der Aktiengesellschaften 2. Aufl. S. 377ft".). Hiervon geht 
auch die Begründung zu dem Aktiengesetz vom 18. Juli 1884 in der 
erwähnten Bemerkung aus, dass bei der Berechnung des Werthes bau- 
licher Anlagen nicht nur das darauf verwendete Kapital, sondern auch 
dessen Zinsen in Anschlag zu bringen seien. Immerhin ist nicht in 
Abrede zu stellen, dass die aus dem Kapital entnommenen Bauzinsen 
thatsächlich den Aktionären zugeflossen und nicht für die von der 
Gesellschaft hergestellte Anlage unmittelbar verwendet sind. Wird 
trotzdem die Anlage unter Hinzurechnung des Betrages der gezahlten 
Bauzinsen bewerthet, so liegt die Gefahr einer Überschätzung nahe, 
die wiederum darauf hinweist, die Bauzinsen auf das enge Gebiet zu 
beschränken, für welches das Gesetz sie unbedenklich zulassen wollte, 
nämlich auf dasjenige der Gründung einer Aktiengesellschaft. 

Mit ähnlichen Erwägungen ist kürzlich auch in der Litteratur 
ausgeführt worden, dass die Zubilligung von Bauzinseu für die zufolge 
einer Erhöhung des Grundkapitals ausgegebenen neuen Aktien unzulässig 
sei (Riesser, Die Neuerungen im Deutschen Aktienrecht S. 99 ff., vergl. 
auch Staub H.G.B. 6/7 Auflage. Anmerk. 7 zu § 215). Dass, wie die 
Beschwerdeführerin geltend macht, zahlreiche Aktiengesellschaften 
solche ßauzinsen für neue Aktien festgesetzt haben, kann den gesetz- 
lichen Bestimmungen gegenüber ebensowenig entscheidend in das Gewicht 
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faUen, wie die ohne nfthere Begründung in der Litterator vertretene 
entsprechende Aoffiissnng (B. und F. Esser, Die Aktfengeeellschaft, 
2. AniL S. 61; Riesser, DasDentsche Aktienrecht S. 103; T.Völdern- 
dorf, Kommentar zum Aktlengesetz vom 18. Juli 1884 S. 53S). 



Kr. 10%, Entsch. des Bezirksgerichts Lemberg. 

7om 21. Febrnar 1900. 

(AUgem. Tarlf-Anz. XIX. Nr. Sa 8. 466.) 

Für Verbindungsbahnen genehmigte Zuschlagsfristen sind nur dann in die giatliliehs 

Lieferfrist einzurechnen, wenn sie in den Tarifen publioirt sind. 

Für den Trauspoit der in Rede stehenden Waare von Fiarae 
Industriegeleise nach Kolomea kann nach dem Gutachten des Sach- 
verständigen nur eine ell'tägige Frist als gesetzliche Lieferfrist angesehen 
werden. Für die Rielitigkeii dieses Sachverständigen-Gutachtens spricht 
auch die von der klägerischen Seite angezogene Bestimmung, Punkt 4 
des Handels-Ministerial-Erlasses vom 31. August 1887, Z. 32611, welche 
bestimmt, dass, wenn Distanzen, die über Verbindungsbahnen führen, 
für welche seitens der Behörde Lieferfrist- Zuschlagsfristen genehmigt 
wurden» zu ermitteln sind, diese Zuschlagsfristen nur dann zu berück- 
sichtigen sind, wenn sie in den Tarifen augegeben sind. Da nun aber 
die beklagte Bahn nicht einmal behauptet, noch weniger aber nach- 
gewiesen hat, dass die ihrerseits in Anspruch genommene Zoschlagsfrist 
fdr die Budapester Verbindungsbahn im Taiife verOlfentlicht ist, so 
mnss angenommen werden, dass diese Zuschlagsfrist hier nicht angerechnet 
werden kann. 

Nr. 104. Entsch. des Deutschen Rcicbsgericlitä. 
1. Straf-Senat Vom 22. Februar 1900. 

{.Jmr. Zelttdur. 1 XI& Jrf»t]irtag. Jthtg. ». Heft 7/8. a Mt.) 
Uflkartretsif tftr VerschrHlM Ihir As Kraaksaverslelisrusi. 

Was die Revision des Angeklagten A. betrifit, so war dieser nach 
den Feststellungen des Urtheils Buchhalter bei B., und waren ihm von 
dem letztgenannten die „Krankenversicherungsberechnungen" spedell 
übertragen. Diesen Auftrag fahrte er unter Aufsicht seines Dienst- 
herm ans. Er war also zur Leistung eines Theils des Betriebes seines 
Dienstherrn, nämlich der Buchführung, bestellt, und es konnte ihm ge- 
mäss § 82 a des Krankenversicherungsgesetzes von 1892 nnter eigener 
Veiantwortung die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen über- 
tragen werden. 

Das angefochtene Urtheil findet nun den Verstoss des Angeklagten 
A. gegen § 81 des Gesetzes darin, dass er der ihm obliegenden Ver- 
pflichtung zur Anmeldung nicht nacligekommeu sei, weil der Lohubetrag 
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des B. unrichtig angegeben worden. Dass aber dem genannten An- 
geklagten die Anmeldung obgelegen babe, ihm von dem Arbeitgeber 
Abertragen worden sei, stellt das Urtheil nicht fest. Die Berechnung 
der Erankenversichernngsbeitrftge, Lohnabzttge n. s. w., welche dem An- 
geklagten Abertragen war, ist nicht gleichbedeutend mit der Anmeldung. 
Ebensowenig kann in der üebertragnng der Berechnungen etwa ein 
genereller Auftrag zur Besorgung aller Erankenversicherungsangelegen- 
heiten, also auch der Anmeldungen, gefunden werden. Als Leiter eines 
Theils des Betriebs kann der Angeklagte A. nach § 82 a Abs. 1 a. a. 0. 
aber nur dann verantwortlich gemacht werden, wenn ihm die Verpflichtung 
zur Anmeldung, sei es in genereller, sei es in spezieller Weise, Über- 
tragen worden war. 

Ferner ist aus dem Urtheile nicht zu ersehen, dass der mehrgcdaclitc 
Angeklagte etwa durch unrichtige Berechnung oder Angabe über die 
fraglichen Lohnverhältnisse in irgend einer Hinsiclit eine für die Ver- 
letzung des § 49 Abs. 3 erw. kausale Thätigkeit entfaltet habe. Es 
fehlt also aucli von diesem Liesichtspuukte aus die Voraussetzung zur 
Anwendung des Strafgesetzes. 

Da sonach in Bezug auf den letztgedachten Angeklagten das an- 
gefochtene LTitheil an Mängeln in der Feststellung und Unklarheiten 
leidet, so musste es der Aufhebung unterliegen, und zwar auch, soweit 
es die Verurtheilung des Mitangeklagten B. betrifft. 

Da nämlich letzterer als Arbeitgeber verurtheilt ist, dessen Ver- 
schulden in mangelhafter Aufsicht oder ungeeigneter Auswahl bestehen 
soll, wAhrend die Verurtheilung des Angeklagten A. als Thftters vor- 
läufig in Wegfall kommt, so steht von Neuem die Frage zur PrAfung 
und Entscheidung, wer von den beiden Angeklagten als der eigentliche 
Thater in Bezog auf 4ie unrichtige Anmeldung selbst zu erachten sei. 
Es hatte demnach die Aufhebung des ürtheUs seinem ganzen Umfange 
nach in Gemfissheit des § 307 St. P.O. zu erfolgen. 

Nr. 105. Entsch. des Oest«rr. yorwaltungs-^eriehtsliofes. 

Vom 23. Februar 1900. 

(Oesterr, Eisenb.-Verorda -Bl. XIII. Nr. 80. .S. 17(W.; 

Die gesetzlich zulässige Delegation einer politisoben Landeeatelle zir ErtlMilung det 
BaveoiiMMtw fVr «Im BabiMilage Mek Mattiabe der VartrdMng «•« 25.JliMiir 

1879, R.-G.-Bl. Nr. 19, kann nur auf den Fall ertheilt werden, dass die commissionelle 
VerlUMdlang anstandslos verläuft, nicht aber auch für den Fall, als ein elnhelliser 

Commissionsbeschluss Ober die erhobenen Einwendungen vorliegen sollte. 

Was die Ausfülirinigen der Beschwerde hinsichtlich der Eger- 
re^^uliruiig betritFt, sü erhebt die Stadtgeineinde vor allem die Einwondung, 
dass hinsichtlich der mit dem Bauprojecte verbundenen Egerregulirungs- 
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arbeiten nicht das Eisenbabnmlnisteriam zn entscheiden gehabt h&tte, 
sondern das wasserrechtliche Verfahren von den sastftndigen politischen 
Behörden durchzuführen gewesen wSre. 

Jjk dieser Beziehung hat der Verwaltungsgerichtshof allerdings 
der in der Gegenschrift des k. k. Eisenbahnministeriums zum Ausdruck 
gelangten Tiechtsanschauung beigepflichtet, dass zm* Entscheidung hin- 
sichtlich des Gonsenses fi\r Eisenbahnbauten überhaupt das Eisenbahn- 
ministeriaui ausschliesslich competent ist, weil im Sinne der §§ 2, 6 und 
10 des Gesetzes vom 14. September 1854 und der §§4, 15, 16, 17, 
Absatz 4, und 19 der Verrti dnuiig vom 25. Jänner 1879 die Eisen- 
bahnbauten als ein Ganzes aufzufassen sind und die Entscheidung über 
die Zulässigkeit uder Unzulässigkeil prewisser Anlagen und Baufiibrungen 
mit Ausschluss eines jeden Tnstanzeuzugcs sofort durch das Eisenbahu- 
niinisterium zu ei folgen hat, welches ebendarum auch zugleich mit der 
definitiven Entscheidung iiber die Kesultate der Begehuugscommission 
und alle Einsprliche der Parteien, unter Anwendung der für den con- 
creten Fall massgebenden gesetzlichen Be^timmuugeu, zu entscheiden 
berufen erscheint. 

Allein aus diesen Bestimmungen des Eisenbahn- Concessionsgesetzes 
vom 14. September 1854, R.-G.-61 Nr. 238, §§ 6, 9, 10, lit. a, sowie 
ans den Bestimmungen der §§ 4, 16 nnd 17 der Verordnung vom 25. J&nner 
1879, R.-G.-B1. Nr. 19, geht auch mit aller Deutlichkeit henror, dass 
diese Gompetenz des Eisenbahnministerinms nur auf Jene Fragen be- 
schränkt ist, welche anf den Bau selbst sich bezieben. 

Nun sind in dem gegenwärtigen Falle aber die mit dem Eisen* 
bahnprojecte m Verbindung gebrachte Egerregulimng flussabwärts von 
der Kaiser Franz Josef-BrAcke, sowie die Errichtung des sogenannten 
Schwimmschulwehres, beziehungsweise eines stabilen Wehres in anderen 
Dimensionen an Stelle des bestehenden Wildwehres, keineswegs zum 
' Eisenbahnbaue gehörige Herstellungen und zählt die Frage der durch 
den Bahnbau etwa erforderlich werdenden Flussregulirungsarbeiten 
flussaufwärts von der Kaiser Franz Josef-Brücke nicht zu den den 
Bahnbau selbst betreß'enden Fragen, wenn dieselben auch aus Anlass 
des Bahnbaues durchgeführt werden sollen. — Es handelt sich hier 
vielmehr um Anlagen und Wasserbauten im Sinne des dritten Abschnittes 
des böhmischen Wasserrechtsgesetzes, bezüglich welcher, da dieselben, 
wie erwähnt, keinen Theil des Balinbaues selbst bilden, das im Wasser- 
rechtsgesetze vorgeschi iebene Verfahren und die Competenz der Wasser- 
rechtsbehörden einzutreten hat. 

Die Unzulässigkeit eines Eingriffes in diese Competenz tritt umso- 
mehr in die Erscheinung, wenn — wie im gegebenen Falle — bereits 
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eis einheitliches Project bezttglich der Egerregalinmg yorlieg^ bezflgUeh 
dessen das wassenechtliche Verfahren nnbedingt eingeleitet werden mnss. 

Hiemach hatte der Verwaltnngsgerichtshof in die weiteren EId- 
wendongen der Beschwerde, welche sich auf die Mangelhaftigkeit des 
Verfahrens in diesem Punkte beziehen, nicht einzugehen, sondern es 
musste, insofern das Eisenbahnministerium Aber die von der Eisenbaliii- 
baaleitnng ansznf&hrendcn Flussregulirnngsarbeiten und Wehrherstel- 
longen^ ohne dass dieselben als Eisenbalinbauten angesehen werden 
können, abgesprochen hat, die Entscheidung als gesetzlich nicht be- 
g^rfmdet aufgehoben, im Uebrigen aber, wie bereits oben ausge^rt, 
die Beschwerde als onbegründet abgewiesen werden. 



Kr. 106. Entsek. des Bentselieii Beielugeriehts» 

6. CiTil-Senat. Vom 2. März 1900. 

'D Jur.-Zpitg. V low \r !> S. 207. Ziff. 26.) 

Priits. Eat«iga.>fi. H 30, 43. Proze»8vollinacht«B ii EiteigaiaBMachee «isd stMipel- 

pfiichtig. 

Auf Antrag der klagenden Stadtgemeinde wurde ein Grundstück 
enteignet, dessen Eigentumer gegen die Festsetzung der Entschädigung 
den Rechtsweg beschritt und eine Erhöhung nm 11660 M. beantragte. 
Iii diesem Becbtsstrdt wurden seitens der Anwälte ProzessTollmachten 
überreicht, von denen die des EigentAmers mit 4 M. in Stempelmarken, 
die der Stadtgemeinde gar nicht yerstenert war. Der Frozess endete 
mit einem Vergleich, dnrch den die jetzige EL die Prozesskosten Ober- 
nahm. Mit den Oerichtskosten worden darauf an Stempel 4 M. für 
ihre eigene Vollmacht erfordert und noch 3 M. dO Pf. fQr die des 
Eigentamers, zusammen 7 M. 50 Pf., die sie bezahlte und jetzt klagend 
vom Fiskus zurückverlangte. Vom BerG. wurde die Klage wegen jener 
4 M. abgewiesen, dagegen Bekl. zur Erstattung von 3 M. 50 Pf. yer- 
urteüt. Auf seine Revision ward jedoch £1. auch mit letzterem Betrage 
abgewiesen, während ihre eigene Revision zuiDckgewiesen wurde. Mass- 
gebend ist das in Preussen geltende Recht. Hier waren bis zum 
Inkrafttreten des Stemp.-St.-Ges. v. 31. Juli 1895 Prozessvollmafliten 
in Pi'ozessen aus § 30 des Enteign.-Ges. v. 11. Juni 1874 der Kegel 
nach stempelpflichtig. Dies Gesetz enthält zwar in § 43 eine aus- 
drückliche Vorschrift liierüber nicht, indes kann die Sterapelfreiheit 
nicht aus Abs. 4, nämlich dadnirli. dass man jene Vollmachten zu den 
dort genannten „Verhandlungen vor den Gerichten" rechnet, hergeleitet 
werden, da Abs. 4, wie das Wort „übrigen" ergiebt, nur Verhandlungen 
ausserhalb des administrativen Verfahrens (Abs. 1), des Prozessverfahrens 
(Abs. 2) und des Verfahrens zur Sicherung des Beweises (Abs. 3) betriflft. 
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Andererseits kann dahingestellt bleiben, ob Abs. 2 die Prozessvollmachten 
amfasst hat; denn jedenfalls geht die Stempelpflichtigkeit ans dem 
Stemp.-St.-G. v. 7. März 1822, Tar.-Pos. „Vollmachten" hervor, und 
dies ist weder durch § 16 des Ger.-Kost.-G. v. 10. Mai 1851, noch durch 
§ 2 Abs. 2 des D. G.-K.-G. geändert worden. Jetzt sind durch § 35 
Abs. 1 des Stemp.-8t.-G. v. 31. Juli 1895 die auf die Stemp.-St. bezüg- 
lirhen Vorschriften in § 43 des Ges. v. 11. Juni 1874 aufgehoben. Ks 
liegt jedoch kein Anhalt dafür vor, dass eine Stenipelfreiheit in höherem 
Masse gewährt werden sollte, insbesondere bezielit sich § 4c des neuen 
Ges. nur auf Urkunden, die im Kähmen des eigentlichen Enteignuugs- 
verfahrens errichtet werden. Für die Vollmacht der Kl. sind deshalb 
(aus Tai if-No. 73 Abs. 4) 4 M. mit Recht erfordert. Ebenso gerecht- 
fertigt ist aber auch die Nachforderung von 3 M. 50 Pf. für die Vollmacht 
des Eigentümers, denn diese ermächtigte auch „zur Empfangnahme von 
Geldon und Sachen aUer Art, sowie tob Dokumenten und zor Ver- 
tretung in dem etwaigen Konkurse Aber das Vermögen des Gegners'. 
Die Ermächtigung betraf also nicht nur den Empfang der eingeklagten 
Entschädigung. Es kann deshalb dahingestellt bleiben, ob eine solche 
stempelfrei sein würde, denn die thats&chlich erteilte Ermächtigung 
ging weiter, und deshalb war (vgl. § 10 Abs. 3 des Stemp.-St.-6.) 
Tarif-No. 73 Abs. 1 zur Anwendung zu bringen. 



Nr« W7, EbIscIi. des BlMiielsgerlelits in BrImeK 
Vom 8. März 1900. 

(ZaltMhr. f. d. latenst. Blian1»..TiMup. VUL Nr. W. & M7.) 
AkthrteoHtMltion. Der Elgentiimer der Sendung, welciier aus dem FraeMbrleT atabt 

ersichtlich ist, hat kein Klagerecht gegen die Eisenbahn. 

Am 27. September 1897 waren durch die Spediteure Lorel & Cie. 
in Bremen der Ki.senbalin zur eilirutniiissigen Beförderung für die Vor- 
stellungen des Cirkus Wulff, in Brilssel, Eiseiikonstruktiouen übergeben 
worden, welche angeblich infolge eines grölten Fehlers der belgischen 
Staatsb ahnen erst am 27. Oktober am Bestimmungsorte angekommen sind. 

Wulff, und beziehungsweise Lorel & ('ie, dipse letzteren für Recli- 
nung und als Mandatare des ersteren, verkl;igt(Mi die Eisenbahn auf 
Zahlung von Fr. 5000 Schadenersatz. Die Eisenbahn e rhob Einwendungen 
gegen die Zulässigkeit der Klage, soweit diese von Wulff augestrengt war. 

Das Gericht hat diese Einwendungen als berechtigt erklärt. 
Grande: 

Dass die Parteien Aber den Inhalt des Frachtbriefes einig sind und 
dsss sich daraus ergiebt, dass der Frachtbrief von Lorel & de. als 
Absender persönlich und nicht als Beauftragte des Wulif ontersdchnet 
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ist: ilass der Name des Wulff überhaupt im Frachtbriefe nicht vor- 
kommt, und zwar weder als Absender, noch als Empfänger, noch in 
irgend einer andern Art; 

dass daher, welches immer die privaten Abmachungen zwischen 
Wulff und Lorel & Cie. gewesen sein mögen, der Kläger Wulff sich 
gegen die Staatsbahn nicht auf einen Frachtvertrag stützen kann, an 
welchem er nicht teilgenommen hat; 

dass, damit der Auftraggeber gemäss Art. 1994 des C. C. gegen 
die Person, welche der Beauftragte sich substituiert hat, direkt auf- 
treten kann, es notwendig war, dass der letztere dem Substituierten 
das Vorhandensein des Auftrages, welchen er ausführen soll, zur Kennt- 
nis gebracht hat; 

dass dies im vorliegenden Falle nicht geschehen ist; 

dass, wenn die französische Rechtsprechung zugelassen hat, dass 
ein Eigentümer als solcher gegen den Transportunternehmer direkt 
klagbar werden kann, wenn es sich um Gepäck handelt, dies mit 
Rücksicht auf die besoudern Bedingungen, unter denen die Einschreibung 
des Gepäcks in den Bahnhöfen statthat, geschieht, und es nicht eben- 
so ist, wenn es sich um den Transport von Gütern handelt, wo der 
Frachtvertrag sowohl nach dem Gesetz vom 12. August 1891 als nach 
dem Berner Uebereinkonimen durch den Frachtbrief nachgewiesen wird, 
von welchem dieses Uebereinkomnien selbst das Formular enthält; 

dass daher die von Wulff angestrengte Klage unzulässig ist; 

dass die Zulässigkeit der Klage, soweit sie von Lorel & Cie. an- 
gebracht wurde, nicht bestritten ist und dass die Staatsbahn, unter Be- 
zugnahme auf den Art. 40 des Berner Uebereinkommens, die Vergütung 
der Transportkosten anerbietet; 

dass eine Deklaration des Interesses an der Lieferung nicht statt- 
fand, und dass es auch nicht nötig ist, zu untersuchen, ob ein grober 
Fehler seitens der Staatsbahn vorliegt und demnach Art. 41 des Berner 
Uebereinkommens anzuwenden wäre, da nach dem Inhalt der eingebrachten 
Klage Lorel & ("ie. nicht den Ersatz eines persönlich erlittenen, sondern 
den Ersatz des dem Wulff entstandenen Schadens veilangen; 

dass Lorel & t'ie. auch nicht etwa irgend eine Entschädigung an 
Wulff bezahlt haben oder zu einer SDlciien verurteilt worden sind, und 
dass sie einen Anspruch aus dem Frachtvertrag auf Grund eines von 
einem Dritten, der dem Frachtvertrag fremd ist, erlittenen Schadens 
nicht geltend machen können; 

dass daher das von der Staatsbahn gemachte .Anerbieten genügend ist. 
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1 66 Entieh, des Oestorr. Verwaltnngs-OerichtshofM rom 6. Hin 1900. 

Nr. 108. Entsch. lies Omtenr. Tenr»ltBiig8-6ferMtBMBS. 

Vom 6. März 1900. 

(OMteir. Blfleiib.-Vwoidii.-BI. xni. Nr.M. S.1M.) 

1. Der von elier Aotiengesellschaft bei Begebung eigener Actien über den Nominal- 
betrai erzielte Mehrbetrag stellt sich niclit als Theil des Actienoapitale, eeedem tie 

6ewinn der Actieegesellscbaft dar. 

2. Die in den §fi 5, 7 Mi W «et «eeetne wm 18. September 1892, R.-G.-BI. Nr. 171, 
flr iea Fall der EririMmni iee Aetieioapttale einer znei Seeehiflebetriebe In Inlaide 
zegetassenea auslindisohen Actiengeseilschaft oder Commandit-Gesellschaft anf Actien 
vorgesehene Gebühr ist von dem Nominalbetrage und nicht von dem Uebernahmspreise 
der für Zweite des inländischen Geschäftsbetriebes emittirten neuen Actien zu bemessen. 

Nach den §§ 5, 7 und 10 des (JusetZL-s vom 18. September 1892, 
R.-6.-B1. Nr. 171, unterliegen ausländische Actiengesell.'^cliafteii, welche 
zum Geschäftsbetriebe in» Iiilande zugelassen werdeu, für jenen Theil 
ihres Capitals in Actien und Obligationen, welchen sie dem 
inländischen Geschäftsbetriebe za widmen beabsichtigen, der 
Stempelgebübr naeb Seala II; die H5be des Gapitalsb6trage.s , von 
wetehem diese GebtUir zn entrichten ist, wird mit Berttcksichtigung der 
Verbftltnisse vom Finanzminister bestimmt and finden diese Bestimmungen 
anch auf die späteren Actienemissionen sinngemässe Anwendung. Wenn 
im § 6 des bezogenen Gesetises vom «Capital in. Actien* gesprochen 
wird, so kann darunter nur dasselbe verstanden wei'den, was in den 
Artikeln 207, 209 und 210 des Handelsgesetzbache» als «Gesellscbaf ts- 
capital'^, als .Gmndcapital'' einer Actiengeseilschaft bezeichnet wird, 
nämlich die Summe der Nominalbeträge der von der Actiengeseilschaft 
ausgegebenen Actien. Wenn nun eine Actiengeseilschaft, wie im vor- 
liegenden Falle thatsächlich geschehen ist, bei der Begebung eigener 
Actien einen höheren Betrag als den Nomijmlbetrag dieser Actien erzielt, 
so stellt sich der Mehrbetrag' nicht als Theil des Actien<'apitals, sondern 
als Gewinn der Actien<^esellschatt dar. Mag nun auch dieser Begebungs- 
frewinn zu Zwecken des inländischen Betriebes bestimmt sein und ver- 
wendet werden, so kann derselbe dennoch nicht der Gebiiiir nacli ß 5 
des Gesetzes vom 18. September 1892, it.-G.-Bl. Nr. 171, unterworfen 
werden, weil sich dieser Gewinn weder als „Capital in Actien". noch 
als „Capital in Obligationen" der Actiengeseilschaft darstellt und weil 
nur diese beiden Posten der jreseliscliHftliciien Vermögensbilanz die 
Grundlage für die Beuiessuug der bezeichneten Gebidir bilden können. 

Wenn der Eegierungsvertreter bei der öfTeutlichen minidlichen 
Terhandlunlf auf die Bestimmung des zweiten Absatzes de« § 6 der 
Gesellschaftsstatuten hingewiesen hat, worin allerdings der Minimalcours 
fttr die Begebung der neuen Actien festgesetzt erscheint, so ist darauf 
hinzuweisen, dass die Anfhahme dieser Bestimmung in den Statuten in 
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Gemässheit der im Deutschen Reiche für Actiengesellscbafteu zu jener 
Zeit geltenden Vorschriften (Artikel 209a und 2löa des Handelsgesetz- 
bvebeg in der Fassung des deutschen Reichsgesetzes vom 18. Joli 1884) 
geboten war, dass aber im ersten Absätze des § 6 der Statuten die 
Fiximng des Nominalbetrages der neu emittirten Actien mit Mk. 1,000.000 
mit der grOssten Deutlichkeit ausgesprochen ist. 

Die angefochtene Entscheidung befindet sich demnach, insofern sie 
nebst dem Nominalbetrage der neu emittirten Actien auch den Be- 
gebnngsgewinn der Qebtthrenbemessnng unterworfen hat, im Wider- 
spruche mit der bezeichneten Bestimmung und musste daher in Gemftssheit 
des § 7 des Gesetzes vom 22. October 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, 
als gesetzlich nicht begründet aufgehoben werden. 



Kr. 109. Entsek« ies Oesterr. lüsenbalinschiedsgeildits. 

Vom 23. April 1900. 

(AUg. T»rlf-ABS. XDL Kr. tt. 8. M8.) 
Eitsch&digungsansprQche wegen iusserlich nicht erkennbarer Mängel, deren Feststellung 
lieht apätestena tnnerhalb sieben Tage nach der Empfangnahne des GitM gemäss 

§ 71 E. B.R, erfolgte, sind erloschen. 

Nach § 90, al. 1, K. B.R.^ erlüsclien mit der Bezahlniip: der Fracht, 
und Annalime des Oiitcs alle Ansprüche gegen die Eisenbahn aus dem 
Frachtvertrage. Hiervon sind allerdings in demselben Paragraphen 
mebreie Ausnahmen statuirt, von welchen jedoch für den coucreten 
Fall bloss jene des § 90, Punkt 4, E.B.R., in Betracht kommen konnte. 
Nach den Bestimmungen desselben haftet die Bahn fttr Entschädigungs- 
anspr&ehe wegen Ausserlich nicht erkennbarer Mängel, deren Feststellung 
nach der Annahme erfolgt ist, jedoch nur dann, wenn unmittelbar nach 
der Entdeckung des Schadens und spätestens sieben Tage nach der 
Empfangnahme des Gutes der Antrag auf Feststellung gemäss § 71, 
E.B.B., bei der Eisenbahn oder bei dem zuständigen Gerichte einge- 
bracht wurde. Vorliegenden Falles ist die Sendung am 9. Juni 1899 
vom Wiener Lagerhause bezogen und die Fracht bezahlt worden, während 
erst am S.Juli 1899 rcciamirt wurde. Da durch die Versäumung dieser 
siebentägigen Frist des § 90, Z. 4, lit a. E B R., der klägerische An- 
spruch präcludirt erscl)eint, war das Klagebegehren ans diesem Grunde 
abzuweisen, und kam das Scliiedsgericht gar nicht in die Lage, auf die 
Zulassung des im § 78, al. 5, E H R., vorgesehenen und von der Klägerin 
angebotenen Sachverstiindigenbeweises darüber, dass das Maiu-o nach 
den Umstäiiilen des concreten Kalles nicht in Folge der natürlidieu 
Beschaffenheit des Gutes entätaudeu ist, zu erkennen. 



168 ^- TUsch, Verschulden d. Beschädigten bei Unzurecbaungsfähigiceit desselben. 



Abhandlungen. 



4. 

üeber Yeracliiilden des Besehftdtgteit bei ünzmrMluiaiigsfllilgkdt 
de8flel1>en. Eine Studie zum Oeetemlehlsehen Btoenbfthnhaftpllielit- 

gcsctze. 

Von Or. Emanuel Tilsch, 
Advokat und Frivatdozent a. d. böhm. Universität Prag. 

Das Halt|dielitgeBetz vom 6. März 1869 Nr. 27 B.6.BL IwstimiDt im § 1: 

,Wenn durdi eine EiTigtiun^ im Verkehre einer mit Anwendunpr von Dampf- 
ki'aft lictriebrnfii Eiscnliahii die körperliche V'erletznii}r oder die Tikltunc: eines 
MeiisclKii heibeiiret'ühit winl. so wird stets venmitlict, dass die Ereignung 
durch ein Versi luUden der Untcrnchinuiif^ oder derjenigen Personen eingetreten 
sei, deren s^ie »ich zur Ausühung des Betriebes bedient*. Die processnale 
Bedeutung dieser Bestimmung ist die, dass der Beschttdigte ein Verschulden 
der Eisenbahnnutemehmong niebt zu beweisen braneht (§ 270 SatK 1 C.P.O.); 
der Beweis des Gegentheiles, nSmlich des Mangels eines Verschuldens, ist blos 
iiisoferne zulässig, als ihn das Gesetz niclit anssclilie.sst (§ 270 Satz 2 G.P.O.). 
lu § 2 lies naltidliclitgrsctzf'S wird mm in dor That der OcgrTihpweis nur in 
besrliränktcni blasse zum ltis-^t ii ; die riitcniclinniTig kann sidi näinlidi von der 
i\i>at/l('iytunir nui- dann und in dem Mas-se befreien, „als sie beweist, ü&ss die 
Ereignung nur durch einen unabwendbaren Zufall (höhere Gewalt — vis majur) 
oder durch eine unabwendbare Handlang einer dritten Person, deren Verschulden 
sie nicht zu vertreten hat, oder durch Verschulden des BeschSdigten T^mrsadit 
wurde". Jeder andere Ge^nbeweis ist daher gemäss § 2 des citirten Gesetzes 
und § 270 Satz 2 C.P.O. ausgeschlossen. Würde die Unterm Innung blos den 
MauL-^td t'inr s V( rscliuMcn^ ilirciscits ' ). Vdos einen gewöhnliclien, nicht als 
..unaliwtnilbar" .lualiticirtcn Zul'all ihk-Ii so klar beweisen, so würde sie dieser 
iSeweis doeii nicht von der Haftung befreien, es bliebe (nadi dem Wortlaute 
des Gesetzes) duch die praesurnjitio juris et de jure für ihr Verschulden. 

In WirUichkelt haftet die Unternehmung daher auch für den (gemeinen) 
Zufall'); dies ist die materiell-rechtliche Folge der Ausschliessung des Gegen- 

' i Vgl. Entsch. d. Ueutsch. licichsgcr. XIV Nr. 19: ^. . . die Auslührungen des Ober- 
landesgerichtes (lassen) die nuthige Ikgründung vermissen. Im Wesentlichen wird nur 
dargelegt, dass den Bediensteten der Geldagten ein Versdiald«! nidit beizumessen sei. 
Darauf kommt es ... . ni'-ht an". 

^) Ik-t Lnternebmer hattet gcwisscrmassen für den Zufall, den er durch den Betrieb 
ermdgUcht hat (cf. § 1311 a. b. G.B.). Vgl. Banda: NAhrada ikody § 3; Entsch. d. 
Deutsch. Reichsger. XIV Kr. 19: «(Das Gesetz) macht (den Untemdimer) scUeditliia 
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beweises. Die Wendung, dMB des Versehnlden «Termnthet* wird, wnrde in 
dem ^Kf^flichtn^esetse offenliar nnr deshalb gebraucht, um das Oesetz mit dem 
tonst im bfirgerlichen Rechte hei rsoliondcn (oder vom Gesetzgeber als herrschend 
Toransgesetzten) VerscliuldungspriTu ipf» in UeberoiTistimiimiiß: zu bringen, dem 
Principe nJiralirh, dass nur schiildbaft zufjofütTtcr Si liadon ersetzt wird i§§ 
1295, 1300 a. b. TcslialU wurde vermög-c t'iiior miwiderlepbaren Ver- 

mnthang ein Versclmlden uui h dort finfrirt, wo in Wirlilicbkeit gar kein Ver- 
scholden vorliegt Das Verursachungsprincip wurde kUnstlicb auf das Verschal- 
dongsprincip redacirt'). 

Die ersten swei Excnlpimngsgrfinde baben das Merkmal der »ünabwend^ 
baikeit' gemein; es soll gleichgiltig sein, ob ein niinabwcndbarM** Znfoll oder 
eine „nnabwendbare" Handlang eines Dritten vorliejjt Das Merkmal der . 
ünabwendbarkeit wird beim dritten Excnlpirunpssrunde. als welclifr das Vor- 
erhnlden des iJescliädiirtt'n aiiiretiiliit ist. nicht erti»rdert, |)io<rr Kxciilpinuiiis- 
grand ist es, welcher uns voruelniilirii interessirt. Uol)er die In-dcutuiii; des 
Wortes Verschnlden in diesem Znsaiumenhange sind die Meinungen gciheilt. 
WUirend die Praxis nnter dem Verschnlden ein schnldhaftes Verhalten (im 
Sinne des § 1294 Satz 3 a. b. G.B.) versteht^), erblickt die Theorie zumeist^ 

fftr den angi rithtcten .Schaden verautwortlicb, mit der einzigen Ausnahme, wenn höhere 
Gewalt oder eigenes Verscholden des . . . Verletzten den Schaden vernrsucht lint. So- 
nach trifft das (u'setz an sich auch solche Fälle, wo crwiesent-rmassen kein Verschulden 
des rTiriTii' lun< r>^ oder sriiier CcbilfVn. sondern ein zafiilliei's Vorkommniss den Schaden 
herbeitübrte'. \ gl. hierzu l nger: Handeln aul eigene (jefuhr, 1893, S. 90: . . (es) 
wllrde der Unternehmer dennoch durch den Nachweis, dass ihm selbst solches Verschnlden 
(culpa levissiniai nicht zur Last füllt, von der Haftuntj für inner-' Fx tri^ lisanfüllr nicht 
befreit, da er principell für den subjectiv unverschuldeten Schaden zu hatten liut'. 

•) Es ist ein „Versuch einer theoretischen He^TilndunK und Kcchtfertigung der 
strengen Haftpflicht . , .. welcher hiermit . . . eine .subjective Wendung und Unterlage 
gegelfTi uinl- Ciitx. r I c S til \ lll Nr. S iilii»r Fr. .'). ij I>. de <d»l. et act 44. 7.) 
Die blusüc c'uuäulit^il wird zur ikgrUndung nicht für genügend eruchtot. Vgl. auch 
Ran da: Haftung der Eisenbahnnntemehmvngen (Sep.-Abdr. ans der .Cr. Z." 1869 
8.23: Unger 1. r. S. 8.'j. XI, Nr. 9; Bar in (Jrilnhut's Zeitschrift IV. !< SI Xr. 84. 

*) Im Keichshaftpflichtgesctze vom 7. Juni 1H71 ist die unabwendbare Handlung 
eines Dritten nicht besonders hervorgehoben gl: „. . . soferne er nicht beweist, dass 
der Unfall durch höhere Gewalt oder dnrch eigenes Versi-huldcn des . . . Verletzten 
verursacht isf^ i. soikI« ! n w inl iiiitn- den w eiti cen üeirritV der linhcren (iewalt SUbsnmirt. 
Vgl. K. Merkel; t'ülhsion rechtmässiger iutenssen. 181)0 j>. 190 .Nr. 1. 

•> Siehe die von Krasnopolski im Staatswfirterbnch Bd. T. S. 370 citirten Ent- 
scheiduuL'. n des Obersten < Hiiehtsb.dVs «Holl 309, S'MK 4(55. 4<;7: 1K«7 Nr. II: IKMH 
Nr. 12: IH-s^» Nr. 7. 10: 1H;»ü Nr. 28. \<:]. auch Nr. IS. 1891 Nr. 1. 1S:)2 Nr. (il.- 
r.-W. 1.J049J. lerner die Kiii>cbeidungeu im .l'rävuik 1882 S, 226. 1883 8. «»92. 1886 
8. 510. 1891 H, 991, 1897 S. Eine Entschoidnng, in welcher nnter Verschaiden 
blosse Wnirsnchiniir ebne ■^elmld verstimden wurden wäre, ist mir tiii bt l'ek min Aiirh 
das Deutsche Keicbsgericbt verlang! schuldhaftes Verhalten, vgl. die Entscheidungen I 
Nr. 24. TV Xr. 6, Xllf Nr. fi. XXXVIII Xr. 42: ferner die Entscheidungen des «eichs- 
oberbind. Iss^erichtes X Nr 9fi. XIX Nr. 86, XXI Xr. 75. Vgl. auch Eger: Reichs- 
haftpflicbtyesetz IV. .Aull S. 124 ff. 

•) Ungcr; Handeln auf eigene lietabr. lHi).i 8. ;)4 . Krasnopolski im Staats- 
wörterbnch I, 8. 37(1; Frankel in (irflnhnt's Zeitschrift XXII, 1895 8. 540; Kraini> 
Ehrensweig II, g 394 Nr. 24. In BetrelT Dentsehlands vgl. insbesondere Wendt: 
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auch in dem nioht sclmldhaften Verursaclicn (l«'s Tnfalles durch don I^osili.ldi'dcii 
selbst ein Vcrschnlden desselbon im Sinne des § 2 des Haftpfliciitfjcsetzes. 
Man sprifdit hior von einr-m ^tdijcctivfTi" Vt r>rlinldci] a cnntiario des snbjcctivpn. 
Mit ilückbiciit aut diese Auflassunj^ wird dann aiuh im Falle der Beschädigung 
eines Kindes oder eines Wahnriimtgem die Einwendung des Vendinldens des 
Beschädigten zugelassen, wSlirend nach der erstgenannten Ansieht di«se Ein- 
wendnng in einem solchen Falle ansgescUoisen wäre^. 

Die Ansicht der Praxis, dass zur Excnipirnnp: schiddhaftes, nicht blos 
subjectiv indiftVrontes, obzvvar cansales Verhalten des Geschädiprten erfordert 
wird, halte ieh für die riclitiffo. Für sie spriclit nicht nur der Wortlaut dea 
(iesetzes. sondern meiner Ansicht na< h auch die Absicht des Gesotz;; » bers, sie 
führt aubserdem zu einem al)ge.schlot.seueren Gesammtbilde der Jialtijrticht. 

Was den Wortlaut anhelangt, so sprechen silmmtliche Regeln der soge- 
nannten grammatischen Interpretation fQr diese Ansicht. 

Es besteht wohl Icein Zweifel, dass die ,eigenti>ttniUdie' Bedentnng (§ 
6 a. b. G.B.) de« Wortes „Verschulden" eben Verschulden und nicht Verur- 
sachen ist. Das Eifjenthümliche im Verschulden (gegenüber dem blossen Ver- 
ursachen) besteht eben in dem subjoctiven Momente. Gerade in dem Zusammen- 
hange, in welcliem »iiescs Wort im Haftptlichtuesctze {rel)raucht wird, tritt 
seine „eigenthümliche" Bedeutung scharf hervor, und zwar »uwuhl gegenüber 
der vorhergehenden , Handlung* einer dritten Person, als auch gegenfthw dem 
nachfolgenden Verbnm : ^Tenirsacht* . Das Gesets sagt : , durch Yerschulden . . . 
▼ernrsacht' ; in diesem Znsammenhange geht es gar nicht an, fQr Verschalden 
Verursachen zu snbstituiren. Man kann doch nicht annehmen, dass das Gesetz 
sac:en wollte: , durch Verursachen . . . verursacht*. Hätte es diesen Sinn 
ausdrücken wollen, so wilre das Verbnm „verursacht" ivoin BeschiUligten ver- 
nr3a<ht) j^enii^rend gewesen. Durch das Wort „ Verscliulden" wird das bereits 
im \'erbum ausgedrückte Verursachen näher bestimmt und diese nähere Be- 
stimmong Icann in nichts Anderem liestehen, als worin die EigenthQmlichksit 
(differentia specifica) des Verschuldens dem Verursachen gegenüber besteht, 
nSmlicb in dem snhjectiven innerliehen Homente. 

Es ist wohl auch nicht zu leugnen, dass die , gewöhnliche" Bedeutung 
(§ 655 a. b. G.B.) des Wortes: Verschulden das subjective Moment mitenthält *), 
dass dieser Ausdruck in di» >tin Sinne ein jnristisclicr terrainus technious ist'), 
dass insbesondere aucli die usteiieicliische Uesetztrebun^'^ (z. B. § 1294 a. b. G.B), 
und Doctrin constant mit diesem Ausdrucke den in Kede stehenden Sinn ver- 

Eifjrnes Vcrschnlden in den .labrbilchern für Iiofrmatik XXXI, 1892 S, 176 flg.;Crois6ant: 
Ei(r«'nes VerschuMen und Hundlungsunfälüglceit 1893 (darflber Frankel 1. c). Vgl. je- 
doch auch Merkel; ColUsion .S. l\)2. 

I'ie in Note 5 angefahrten Entscheidungen betreffen s&nuntlich zurechnungsp 
fähige liescliädigtc. Einen >nnr!) uir ht TeröffeuUichten) Fall der Beschldignog eioM 
Kindes werde ich weiter unten mittiieilen. • 

*) Heyne: Deutsches WDrterinich TTT, 1886 sub Verschulden: sdinldige ürsadw 
an etwas sein ; Sanders Handwörtt-rluKli : .sich etwas an Schulden kommen lassen, dsrdi 
Schuld des Subjectes als Fol^e cintrelcn niadien. 

•) Vgl. i;nger tu (irüuhut s Zeitschritt XV S. GÖ3 ^'r. 29. 
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liiiidet^^. Dem g^^ttbw geht es meiner Assiebt nach nicht an, eich auf 
die AnaÄrncksweise des § 876 a. b. G.B. (.wenn der Tersprechende Theii selbst 
und aDdn an seinem .... Lrrthnm Schidd ist*) an berufen'^). Abgesehen 

davon, dass diese Ansdrnck\veiHe ganz vereinzelt vorkommt nnd dass es selbst 
in diesem Falle nicht nöthij? ist. „PrluiM" ohjectiv zn fasp^n '^i, ist zwisdion 
ilrn Redensarten ^Sebald sein" and ,darch Verschulden verursachen" ein be- 
deutender Unterschied. 

Was die erste aubetriftt, so wild das Wort Schuld daselbst in einer be- 
sonderen (formeUtsften) Fügung, in einer stehenden Yerbindong gebraucht; in 
dieser Fttgnng kommt dem Worte Sdinld eben ein allgemeinerer verblasster Sinn 
zu ^'). Um ein naheli^endes anderes Beispiel zn geben, 'IQaBaiid wird bei der Be- 
densart: .,es ist Schade' an Ersatz dieses „Schadens" denken. Die artikellose 
Verbindung des (eventnell auoh klein ?rcscliriebcnen) Substantivs mit dem Verbnm 
stempelt hier wie dort die Wendung? zw einer abires( lilift'enen und einheitlichen 
Phrase. Nicht dasselbe lässt sich von der Wortverbindnnti : ., durch Verschulden 
des Beschädigten verursacht" sagen. Dieselbe ist nicht leicht (legere) hinge- 
worfen, sondern die einzelnen WOrter sind kfinstiich offenlmr mit Bedacht 
aneinander gereiht und jedes einzelne Wort behält anch sefaMn eigenthOmllchMi 

Hat ein Bild nicht leicht verständliche Perspective, so pflegen die Maler 
wohl 7A\ sapen: l^lan ninss sich nur hineinsehen, dann peht es schon auseinander. 
Ich will nun nicht in Abrede stillen, dass trotz allem die Möglichkeit nicht 
absolut ausj:es< hlitssen i.st, unter Anwendung; einer besonderen methodus dirigendi 
intentiones sich in den Gesetzestext su liineiuzudenkeu, dai>s unter Verschulden 
aadi blosses Tanmchen yerstanden wflrd^ JBb tngb sieh jedoeb, ob triftige 
QrBnde Torhanden sind, das Femli^nde dem NaheMegeaiden yorzuzidien. 
Auch dies mnss aber Temeint werden. 

Die Statnimng des dritten Exculpirungsgmndes berulit meiner Anueht 
WMh auf nachstehenden l^fislaüven Gründen: 



*•) Pas Haftpflicbtgesetz selbst gebraucht in § 1 den Ausdruck „Verschulden" in 
dem sonst üblichen teohnlsehen Sinne, es wird subjectivcs Verschnlden als Recbtfertigungs- 
ffnmd il« r Hivftnnff vennnthet. Auch im !5 2 aiilüssHch der Festsetzung des zwi-iten 
Exculpirungsgrundes (, . . . dritten l'crson, deren Verschulden sie nicht zu vertreten 
bat') ist anter VemctratdeA ein Verschulden im Sinne des g 1 gemeint, nllmlich ein 
wirldiches oder vennuthetes subjcctives Verschulden. 

") l'ngcr: Handeln auf eigene Uofahr S. 77 Nr. 8 (vgl. Grünhufs Zeitschrift 
XV S. em Nr. 29V. Krasnopolski a. a. O.; Pf äff: Outachten im). S. H7 Nr. 109; 
Derselbe in OrUnhat^S Zeitsdurift Till, S. 704 Nr. 222. 

"\ l)ciin rin !ir£rnmentum a contrario (dass sonst der Vertrag nicht bestünde) ist 
auch ki tioch so weitem oder engem Fassen der „Schuld* ausgeschlossen (§ 875, Satz 1). 

^ Der Bedentungswotb des Wortes ist dann: Urasdie, Vemnlassnng zn etwas; 
trotzdem bleibt ihm zumeist der (Jefühlswerth in der dämmernden .\s.soriation : «sofern 
dies nicht so ist. wir es sein sollte" (vgl. anders snb Schuld) und dadorch unter- 
scheidet CS sich von der nüchternen „rrsache". 

") Ifan kann darum wohl sagen: Das sobleehte Wetter ist schuld daran; aber 
kehieswegs: Es wurde durch Verschulden des sdilediten Wettites Terursadit. 
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Der Betrieb einer Eieenlmlm ist mit Gefahr för die Icdrperliche Sicheriwit 
von Hemleben Terbiuiden, das ist: dnrcb den Eisenbahnbetrieb ist bereits eine 
relativ grosse Anzahl von Ursacheelementen kiirperiidier Beschftdignngen ge- 

pptzt, so dass zin- Frsränzunpr derselben zur \idlnrsaolie eine relativ geringe 
Anzalil von Ursaclift lpnieiiton cr-nücrt ' '). Diese Hf^^rliafffnlieit des Eisenbahn- 
betriebes würde an sieb ein Motiv des Verbot« s ab^cbm. Der (Jnmd. dass 
das Verbot niebt ert\il<rt. lieirt in der Nüt/.licbkeit der Kisenbabnen. Der 
Gesetzgeber kann sieb der Erwii^^ung iiicbt verschliessen, dasg die allgemein 
Wohlfahrt besser bestdlt Ist, wenn Eisenbahnen bestehen, als wenn sie nicht 
bestünden, nnd sieht sich daher genüthigt, diesem gefUirlichen Unternehmen g^en- 
fiber Stellnng za nehmen Der Widerstreit ndsehMi den von den Motiven der 
GefÄbrlicbkeit einerseits und der Kützli( likeit andererseits geforderten Massregeln 
wird in der Weise gelöst, dass der Betiii-b von Eisenbalinf^n nirbt verboten, 
aber dem BetrieVtsnnternebmer eine vcrscliürfte Haftung aut'erlceT wird. Er 
hat dafür zu sori:» n, dass die Ertriinzun-r dei' durrb den Eisenbabubetrieb ge- 
gebenen Ursacbcantiieiien zur erliillten Ursacbe einer körperlichen Bescbiidigung 
nicht eintrete, es wird ihm die Sorge fttr die Abwaidung dieser von wo immer 
kommenden Ergänzungen anferlegt. 

In dieser Hinsidit hat er jedoch nicht nnr, wie selbstverstBndlioh, alle 
(polizeilichen) Vorschriften, welche die Hintanhaltung von rufiillen bezweeken, 
zu liet'olireu, sondern er hat abzuwenden, was sieli iiV»erbaui»r al>weudeu lässt, 
was abwendbar ist. An der „Unabwend'Darkeii findet seine Haftung eine 
natürliolie (iienze''!. Auf diesem (lesiclitsimnkte berulien die ersten zwei 
Exculpiruiigsgründe. Es kommt bei denselben blos auf die Luabwendbarkeit 
an Der Begriff der Unabwendbarkeit ist allerdings schwer klar tm fiws«»^*); 
fSr unsere Zwecke genflgt es, festzuhalten, dass die Haftung des Eisenbahn* 

'*) An«£re£raTitren wird von dein sogenannten wi^^i nschaftlichen P.e<rrift'e der Ursache 
als der (icsammtheit der ik-dingungen (l'rsacheeieukenten, Ursacbeantheilen, Causalitäts- 
factoren) eines Erfolges a contrario des (anklaren) Beii^ffes der ünaehe in der Um- 
gangssprache, welche ans <bin <'oni|tle\e der l'rsai lieebinente eines, zumeist ein dy- 
namisehos (n rontrario iIlt statisi ben — , I nistände" ) oder das zeitlich zuletzt eingetretene 
bervurliebt und mit der Benennung I rsache belegt. 

**) Finger in der ,.Tar. Vierteljahrsschrift* 1889, 8. 95: .Die Gesetsgebnag wird 
sieb . . . vor Krlassnng eines allgemeinen Verbotes, gewisse llandhmiren zu unternehmen, 
die sich in zahlreichen Füllen als getübrlicb gezeigt haben, die Frage beantworten 
mflBBen, ob diese Handlangen, die sie vom erwähnten Gesichtspankte aas tn yerbietea 
Willens ist, nicht bisweilen nnthMemli i i' il . ob der Schatz der Eeehr-^uniterwelt 
in dieser Form nicht einen bedeutenden Naclitheil auf iler anderen Seite — liiinb We^j- 
fall dieser Handlungen — zur Folge haben kann". Vgl. iiueli Utimelin; lirüudc der 
Sdiadenszurechnvng 1898, S. 46 flg. 

V'sl l?ar in (lri\ nbnt's Zeitsrhrift IV. S. 78. welcher anführt, das« die englisrh- 
ann rikunische Praxis ohne besondere N'orschrift über „vis major" zu ähnlichen Kesaltaten 
«relangt. wie die deatsche Praxis anf Grnnd des Haftflichtgesetaes (Randa: Nahrada 
s. (.2 Nr .nöl \'<;l. auch Crolssaut 1. c. S. 50 unten. Es kann eben nar Menschen- 
mögliches verlangt, respective erwartet werden (ultra posse . . impoBSiUliam . . .)■ 

»•) Vgl. Note 4. 

**) Es ist der alte Streit «her die Bedeutung der ,vis major' Oberhaupt und hn 
Sinne des Hafl^chtgeeetaes insbesondere. 
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anternehmers über die gewöhnliche Cnlpahaftnnp: hinaus ans^ehnt werden 
sollte. Ks wird offenbar voran si^esetzt, dass zwischen der Ilaftnnp: bis exclnsivc 
Unabwendbarkcit und der •rcwöhnliclu'n TfaftuiiL' füi" <'ulpa ein Untersrliied be- 
steht^'*), und dass. wenn man von elfterer letztere abzieht, »^in T\t>;t iibrijj 
bleibt, weldier eben für die Haftung des Eisenbahnunternehmers ciiarakteristiseh ist. 

Indem der Geseti^ber dem Elsenbahnunternebmer diese Terachftrfte Haf- 
tung auferlegt, erwartet er Jedoch anch von Jedem, welcher sich mit dem 
Unternehmen in Berfihmng setzt oder mit demselben in Berfilmmg kommt» 
dass er auf das Pins der Haftnng des Unternehmers nicht sfindi^re, sondern, 
der Gef^hrlichlLeit des üntemehmens bewnsst. sich einer umsichtijren Handlung- 
weise beHeisKifre. Auf diesem Gesiibtspunkte beruht der dritte Excnlpirunprs- 
gmnd: das Verselmlden des Bescliiidiirten. In Folj^e ile< Vt rsi imbb^ns des IJe- 
schädigten entfällt die Plushaftung (üher Culpa hinaus bis l'nabweudbarkeit) 
imd verbleibt nnr die Haftung für concnrrirende gewöhnliche Culpa. 

Die Erwartung; dass J^er sich im Contacte mit der Euenbahn einer 
vorsichtigen Handlungsweise befleissigt (diligentia), kann UnznrechnnngaOhigen 
g^enäber nicht gehegt werden; ihnen gegenüber versagt anch die exceptio 
doli vel cnlpae. Dieses Resultat enthült eine Unbilligkeit nicht -^). Die für 
Eisenbahnen refelniüssi;;!' Haftunir reicht l>is zur Unabwendbarkcit; aus dem 
Grande, weil der Sehadenersatz.Tiisprneli iml'illijr erschiene, wird eine Aus- 
nahme für den Fall statuirt , dass sicli der Bes<hädifrlc selbst eines dolosen 
oder culposen Verhaltens schuldig gemacht hat"^). Dieser Grand trifft aber 
fan fraglidien Falle nicht an, weshalb die fSr Eisenbahnen regeln^sige nnd 
durch die OefIRhrlichkeit des üntemehmens begrfindete Haftung bis exdurive 
Unahwendbarkeit platsgreift. Die Bahn befindet sich diesem Zufalle gegen- 
flber in keiner besseren, aber auch in keiner schlimmeren Lage als anderen 
Zufällen gegenfiber. (Schlnss folgt im n&cbsten Heft.) 



«*) Vgl. Note 2. 

**) Anderer Ansicht Wen dt a. a. 0. 

"'i Vtrl. G 1( t /.ti 1 Absatz dos I'nfallvcrsirherungsgesetzes vom 28. Derombcr 1897 
Xr. 1 H.<i P.l : .I>nii V. rlctzten steht ein .Anspruch auf Srhadencrsntz nidit zu. wenn 
er den Üetriebsuulall vorsützlich herbeigeführt liaf. Hier wird der Anspruiii durch 
dolus ausgesehlossen, im Haftpflichtgesetze durch dolus und culpa (§ 1294 io fine a. b. 
G.B.). IHe Mörrlirliki it . dass « in (ü si tz, wclrhes dem rnternehnifr die Haitmitr für 
gewisse Zufälle auferlegt, dieselbe nur dann ausgeschlossen habe, wenn die Handlung 
des Verietsten die Kriterien einer zurechenbaren ( ulpa an sich trägt, wird auch von 
Frankel L c anerkannt; als Beispiele werden von ihm anyefUhrt: 1.t<) des prcuss. 
Bergges. nnd 5^ 12 des östcrr Knfwtirfi s einer Hergschädenriovelle vom Jahre 1SU2. 
Warum sollte dies nicht auch im Ilattpllichtgcsetze der Fall sein, wenn der Wortlaut 
dafflr sprteht? Vgl. auch Art. 4 des Schweiz. Haftpflicbtgesetces vom ö. Juli 1H71: 
-Wenn nachgcwii'S(ii werden kinin. dass der (ietudttte oder Vrrletztr sirli dnrili eine 
verbrecherische oder unredliche Handlung oder mit wissentlicher L'ebertretung polizei- 
licher Vorschriften mit der Transportanstalt iu BerQbrung gebracht hat, so kann kein 
Schiidenersat?, im Sinne des .Art. l (Bau einer Eisenbahn) und 2 (Betrieb einer Kiscn- 
hahn) dieses ftcs« tzes gefordert werden, selbst wenn der Unfall ohne sein Verschulden 
eingetreten sein sollte". 
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5. 

f 567 desBeatsehen Bürgerlichen Gesetsbaelu ist iinf Ziistlmmnngs- 
tertrSgc gemias § 0 des Preoss. KlefnlMihii-Gesetzes Tom 28, Jnli 189S 

nnanirendbar. 

Von ProfesBor Or. Karl Htlte tu Berlin. 

Bekannt) ici» hat das iieichsgericht bei wiederholtei* Prüfung die Bechts- 
aulbsfinng vertreten, das» in Preassen diejenigen Vertrüge, durch welche Wege- 
herren den Bahnnntemelimeni die Beaatsmis: öffentlicher Wege 2imi Ba« oder 
Betrieb von Kleinbahnen gegen eine GehranchBgebtthr oder OewinnibetheUiinuig 

einräumen, dem lUethsBtempel unterlietren, und ist hierbei auch nach Erlaas dea 
Kleinbahn-Gesetzes vom 28. Juli 1892 verblieben, weshalb et) die Znstiinmnng 
zur Wf^ebenntzung fremüss § soncit sie in Vertrajrsforni zustande gekommen 
ist, ■rit'ichlalls für mietlissti iu i iitlii Iitii: i'i kliii t hat. Hieraus wird dh- Ansiclit 
verbreitet, das» nach der Kechtsprechunt? des Ht'ithsjferichtes das Kcclitsver- 
liUtnisB, welches durch die Zustimmung zur Wegebenutzung liergestellt wird, 
Hiethe oder Pacht im Sinne dea Bfirgerllcben fiechtea sei, man es in Uim also 
mit Verhältnissen des Bürgerlichen Redites an thnn habe. In dieser Allge- 
meinheit hat das Reichsp:ericht jedoch bisher nicht genrtheUt. Es hat vielmehr 
die öflfentliclirechtliche Natur von Rechtsfresrhäften , welche die Ueberlassung 
öfteiit liehe!' Wo-rf» zur iiutziinir für Bahiizwn kc zum Gegenntande liaben, 
anerkannt aml nur in stein iieltiskailächer iüubiclit die ZustimmnngBvertrttge den 
Mietlisvertriigen gleicligestellt. 

Sftmmtliche bisher entschiedenen Fälle waren, soweit das Preuss. Land* 
rechtsgebiet in Frage kommt, nnter dessen Herrsehaft abgescUossen. W^ 
jedoch der Begriff Miethe nach B.a.B. § 535 und A.L.B. I 21 § 268 im 
Wesentlichen gleich ist, und weil femer nach E.G. z. B.G.B. Art. 105 nnver* 
kennliai- das Preuss. Kieinbahnen^Gesetz neben dem Bürgerlichen Rechte fort- 
bestelit, ist die Fraj^e keineswefrs miissipr, ob in Preussen für Zustininiungrs- 
verträge zur AVefrebenut^unfr für Bahnzwecke die Vorseliriften über Miethe 
unbedingt massgebend, mithin Abweichungen von den Grundsätzen des Bürger- 
lichen Rechtes unstatthaft sind. 

Eine brennende Frage in dieser Richtung geht dahin, ob Wegebenntamigs- 
zustimmungsverträge der Fristenbeschrftnlcung ans B.G.B. § 667 nnterli^en, 
also auf eine Dauer aber 80 Jahre nicht geschlossen werden dfirfen. Sie ist 
unbedingt zu verneinen. 

T)ns Preuss. Gesetz vom 28. Juli 185)l* ij 13 iihorliisst dem Staate bezw. den 
v<tn diesem zur Ertlieilung der Bahnireneiiuüirung betiauteii liehiUden die 
Wahl, ob das zu genelimigende Unternehmen auf Zeit besi hränkl oder liauerud 
gestattet werden soll. Die Bahngenehmigung ist in Preussen ein Austluss des 
Bahnhoheitsrechtes. Weil die Bahnen zur ESrfiillung von Staatsanfgaben und zur 
Förderung von Staatszwecken tauglich sind, ist dem Staate deren AusfBhruiig 
und Betrieb dergestalt vorbehalten, dass er beides entweder selbst besorgen 
oder Dritten überlassen darf, wiihrend ohne seinen Willen die Anlage und 
der Betrieb von Bahnen rechtlich unmöglich ist. Dies Bahnhoheitsrecht ist 
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ansschliesslirher Vorbehalt des Staates uinl stellt iiiclit etwa den ihm unter- 
geordneten Verwaltuiigbkörpern (Verbänden, Gemeinden) kraft ihrer Eigenschaft 
als Glieder bei Verwaltinig des Staates zn. Hieraus tolgt weiter, dasa Ver- 
binde imd Gemeinden gleichfalls einer Verleihung der Bkhngenehmigiing bedürfen» 
om snr Anlage nnd an dem Betriehe tob Bahnen geUmgen zn können. 

Dnrch die Bahngenehmiprnn<r üliprllisst «Irr Staat oln ilim zustundiges Recht 
an den Holitlienen, {rohen also holicitlicln.' üetuirniiise auf diesen über. Woil 
nun der Staat gesetzlich darin nirht bes( liritnkt ist, die Genehmi^rnnp auf mehr 
als 30 .lahre zn ertheilen. ilun so-rar dauernde und damit nnkündbare Verleihnn?; 
eingeräumt ist, kann es in der Absicht des Uesetzgebers nicht gelegen haben, 
die WegehMTen, welchen er eine Httwirkong hei Anlage nnd Betrieb von 
Kleinhahnen dnrch das Znatinunvngsrecht gemäss § 6 eingertlnmt hat, ihm selbst 
gegenttber m Gewalthabem dergestalt zo machen, dass ^nimile hinsichtlich der 
Befristung tlom ihrig^en nnterwoi-fen sei. Dies wäre jedorh der Fall, wenn die 
Befristung der Zustimmung dem Wegoherm mit der Wirknnp* zustünde, dass 
die Genehmi^runpsdauer nielit lilnprer w.-Uiren dürfe, oder wenn die P'rist des 
Ii. G.B. §öG7 ohne Weit »res für die l{cnutzun>rsziistiniiiiun'r niassfrebend sein würde. 
Bei Einbringen und Berathung de» Kleinbalingesetzes war zwar das B.G.B, 
noch nicht erlassen. Dnrch die veröffentlichten EntTrfirfe war jedoch die Absicht 
der Beichsgesetcgebnng bekannt, der Begrflndnng danemder MiethsverhSltnisse 
dnrch Eestsetzong einer höchsten Frist entgegenzuwirken, weshalb der Prenssische 
Gesetzgebor den § 1 3 nicht anfgenönmen haben würde , wenn er das Zutreffen 
des B.G.B. § 507 auf Benntznngsznstimmung im Sinne des § 6 annelinien konnte. 

Für die Bemessunjr der (Tenelimitrnn^''sfrist sind aussrhliesslich Gründe des 
iTeiiieinw(d)]es masstrebend. Inncrlialb der Geneliinigunjjrsfri-t soll die Kapitals- 
tilgung zu erreichen sein, ohne andererseits zu einer Vertheuerung der Bcför- 
denmgsldstnng zn führen, § 14 Abs. 9, ün swecknSssiges Mittel, gleichzeitig 
Beides zn erreichen, ist die Fristenverlängemng, weshalb sie ans Grfinden des 
Gemeinwohles geboten sein kann. )Vtfrde dem Staate dies IDttel benommen 
sein, 80 bestände für ihn die Zwannsla-re, entweder die Genehmignng für ge- 
meinnützige Bahnen zu versagen, weil ilir muthmasslielier Ertrag einer Kajd- ' 
talstilpunfr binnen knrzei- Zeit ent^repen sein würde, oder ül»erniässijr hohe 
Fahrpreise zu bewilligen und damit vor deren Benutzung künstlich abzuschrecken. 
Beides widerspricht dem Genieinwolil. 

Nnn sind Grttnde nicht ersichtlich, warum den Wegeherren gegenäber ver- 
wehrt sein solle, gewisse Benntznngsarten auf Zdten zn begründen, welche 
znr FOrdemng des Gemeinwohles zweckmässig erscheinen. Insbesondere liegt 
hier die Besorgniss nieht vor, dass missbrauohlieli dauernde Nntznngsrechte 
geschaffen werden und damit nncresnnde w irthsehaftli« lo' Zustünde im Volksleben 
entstehen würden. Ans den entwirkelten (fründen fol^t, dass B.CJ.B. § bHl 
für Benutzunfrszustiiiiiiiimpt'u iuKUiwtii(ll»ar ist. dass soUhe vielmehr zeitlid» 
unbegrenzt oder auf melir als 30 Jalire ertlieilt werden dürfen, unil dass der 
SO zustimmende Wegeherr das Recht nicht fttr sich hat, nach Ablauf von 30 
Jnhren die Zustimmung zurückzuziehen und dies Vorgehen auf B.G.B. § 667 
n stfitnen. 
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Die reehUielie Natur der Elsenbahn-Wagenintete. 

Von Dr. M. MNtiel in Hiunbiurg. 
(ScUnss.)*) 

Ton welcher Seite erhalten die Eieenbahnen mm «her Deckung für die 
ilinen durch die Wagenmiete erwachsenden Ansgaben nnd wie ist sie za be- 
rechnen? Darauf ist nun einaogehen, am die juristische Seite der Sache klar 

an stellen. 

Die Reantwdrtnntr «liespr Frafre ist einfach. Der peprenseitif^e Wagen- 
aastansch ist ein Hilfsmittel <les EisonVtahntrans|iorts, es ninss deshalb die für 
die Wa}reiibenützun<r zu leistende Ent schädi^^ung in den Selbst- 
kosten deü Eiseiibaiiulraiiäportä mit inbegriffen sein. Als Teil 
dieser Selbstkosten ist sie in ihrem ganzen ümfang in der für die Tranaport- 
leistong an veigütenden Fracht enthalten nnd zwar als Selbstkosten dw 
Tara der Nutzlast; sie bildet also einen Teil des, sog. festen Tarifbestaad- 
teils, der selbst wieder ans zwei Faktoren zusammengesetzt ist. Diese Fak- 
toren sind dip ei(rentliehen Fortbeweprantrskosten nnd zweitens die Kosten für 
Verzinsuntr und Tiljrun<r des Kupital-^ und der Abnutzunc; der Wairen. Es 
bleilit dabei ausser Hetrailit. dass vlnv Abuut/iuiL'' auch ohne l^cnutzung' .statt- 
tindet. Dieser zweite Teil bildet die ^\ ayeuiuietc. ^V;^hreud der erste 
Teil dieser Entschädigung für die Wagenbenfitznng rechtmässig dem Ttmmp 
portenr zusteht für die Beförderung der Tara, ist der zweite Teil (die Wagen- 
miete) vom Frachtführer, dem sie in der Form von Tarifanteilen zugewiesen 
wird, dtin Wageneifrentümer zurückzuerstatten: es ist die Gegenleistung für 
das Ivecht der Beniitzunir der Trans]Mirtniittel. Dieser Kückersatz ist der 
üegen.stand der Waiienmieteabrefhuunir. 

Die Wafrenuiiete ist also ein Ersatz für das Recht der Henützuntr des 
Wagens von Seiten des Transporteurs an den Wageneigentüuier. Ich zitiere 
die Worte des Referenten de Richter beim IV. internationalen Eisenbahn- 
kongress in St. Petersburg Ton 1892: 

«En r^Bume, le principe sur lequel reposent les rdgles, c'est que 
la Charge doit payer s^on \ nyage, ou en «Vautres termes, que la Com- 
pnirnio snr la li^^ne de laqucll«' nn wag4»n etranger circule, et qni regoit 
une part de la n rette pt-rriie puur la oliarge «lu'il eontient, doit payer pour 
l usaire du M-hiciile une snuiuic cu rapport avec la distance parcourue'' 

Das Wesen der Wagenmiete liejrt darin, das» nielit ein Preis einseitig 
festgesetzt sein kann fOr eine Leistung, deren Wertung der leistenden Bahn 
allein obliegt, wie es der monopoltthnliche (Charakter den Eisenbahnen bei der 
Preisbildung in ihrem Fracht- und Personenverkehr gestattet Im Gegenteil 

») 8. iid. XVJ 55. .m f. dieser Zeitschrift, 

*) Bulletin de la Oommisslon internationale du Congr^s des chenins de fer. 
Band VI, Nr. 6 von 1898, S. 1867. 
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treten bei der Wagenmiete die Verwaltungen abwechselnd zu einander in das 
Verhältnis des Leistenden und des Empfängers und ihr eigenes Interesse ge- 
bietet deshalb, den Mietsatz möglichst niedrig zu halten. Es kommt aber noch 
hinzu, dass es sich jeweilig nicht allein nm eine Leistung der transportirenden 
Bahn handelt, dieser vielmehr auch das Recht eingeräumt wird, den fremden 
Wa^en wie einen eigenen zu benützen; ein Recht, das zu Gunsten des Wagen- 
eifrentümers bewertet werden und im Miet«atz zum Ausdruck kommen ranss. 
Dieser Mietsatz ist ferner nicht wie die Transportkosten von der Menge der 
zu befördernden toten Last abhängig. Er ist mit anderen Worten nicht dem 
sog. Preisgesetz des Verkehrs unterworfen, sondern' er bleibt innerhalb ge- 
wisser Grenzen und Zeiträume stabil. Seine Festsetzung ist das Ergebnis 
eines zwischen den die Verkehrsbeziehungen pflegenden Bahnen abgeschlossenen 
Vertrags, der, von Zeit zu Zeit den veränderten Verhältnissen entsprechend, 
einer Neuregelung bedarf. Dadurch erlangt die Wagenmiete auch mehr den 
Charakter einer Gebühr denn eines stetig schwankenden Marktpreises. 

[Anm. : Preis und (^cbülir sind zwar zwei verschiedene Bezeichnungen 
für denselben Begriff; ich habe aber doch geglaubt, hier eine Unterscheidung 
annehmen zu müssen, um anzudeuten, dass die Wagenmiete nicht den 
durch Angebot und Nachfrage beeinflussten Preisschwankungen unterworfen 
ist, sondern einseitig und konkurrenzlos und (für längere Zeiträume) un- 
abänderlich festgesetzt wird, wobei keine Wahl bleibt, ob die Bedingungen 
annehmbar sind, oder nicht. 

In den Eisenbahngesetzen und -Erlassen wird freilich der Ausdruck 
Gebühr zur Bezeichnung der Gegenleistung für die Inanspruchnahme 
der Verkehrsanstalten durchweg vermieden, und ausserdem Verstösse 
ich dabei auch noch gegen den schulmässigen Begriff der Gebühr. 
Jedoch ist dieser recht umstritten. 

Am engsten zieht den Kreis Schall (Schönberg's Handbuch der politi- 
schen Ökonomie 1891, Band III, Seite 07), der den Gebührenbegriff 
ausschliesslich an „Amtshandlungen zur Verwirklichung wesentlicher 
Staat.szweckc" knüpft. Stein ( Finanzwissensciialt II, S. 250) unter- 
scheidet ^eigentliche Gebühren* für die rein amtliche Arbeit und 
„Regaliengebüliren" für die Benutzung eines Regals. Alle diese und 
andere Definitionen stimmen darin überein, dass sie den Gebührenbegriff 
für untrennbar halten von irgend einem Staatszweck. 

Das scheint mir aber viel zu eng und wenn auch historisch begründet, 
doch nicht gerechtfertigt zu sein. Warum soll ein und dieselbe Handlung bei 
der einen juristischen Person eine Gebühr sein, im Sinne der gebräuch- 
lichen Definition, und bei der andern nur eine Gebüiir im Sprachge- 
brauch? Aus dem einzigen Grunde, weil im ersten Fall beispielsweise der 
Fiskus und im andern eine Actiengesellschaft die juristische Person ist! 
Auch wenn man die Richtigkeit dieser Rubrizierung bestreitet, so steht 
doch immerhin fest, dass nach den (Grundsätzen, die der Berechnung der 
Wagenraiet« des deutschen Systems s. Z. zu Grunde gelegt wurden, die Wagen- 
miete nicht ein Gegenstand Privatw irtschaft liehen Erwerbs, eine Finanzquelle 
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sein soll, sondern nach dem Oebfihrenprinzip zn bemessen ist, afs ein liloues 
Entgelt für eine Leistnng^. Diese Tjeistnng ist die Übergabe des Wagens 
jnir Weiterbeförderang, mit gleiclizeitif^er EinrHomniig der beliebigen Benützung. 

Es licp-t also eine zvreiseitifre Oldifration vor. Die Leistung benilite 
seither auf freier und daher audi jederzeit Ivündbarer Vertrairnscliliessung, da 
bislier nur in wenigen Fällen eine gesetzliche Verpflichtung znm Verkehr mit 
andern Balmen bestand. Das schweizerische Transportgesetz von 1875 hatte 
die Fflidit znr WeiterbefQrderang ancb anf ansULndisdie Bahnen anfgenonmen; 
dagegen anerkannte das deutsche HandetlsgesetEbnch von 1861 die Traasport- 
pflicht nnr innerhalb der eigenen Strecke (Art. 422) und noch das letzte Be- 
triebsreglement eine solche nnr innerhalb des eigenen Landes (§ 46). Erst das 
internationale L'ebereinkommen über den Eisoiibahnfraclitverkolir bat hier Wandel 
gesciialfen und die Balmen aller l»eteili;rtt'ii Liinder zu einer TranspoitjreuK'in- 
Bchaft zusammengeschlossen und die Verpflichtung aufgestellt, einen direkten 
und darckgekenden Verkehr zn gestatten und durchzufüUi'en (Art. 1 nnd 6 
nnd Schlnssprotokoll) ^). 

Nach den Gesetasen des hentlgen Verkeim ist es also eine vnabweisbare 
Verpflichtung, den Wagen der fremden Balin war WeiterbefSiderang an ftber- 
geben nnd zur Beniitzong zo überlassen. 

Die (Tefronleistung für die Benützuntr des Wagens ist die Wagenmiete, 
soweit das Ktn-lit sgeschiift niclit zu einem Naturaltausehe wird, wie beim russischen 
System. Dieses Letztere stellt für beide Parteien die gleichen Verjiflichtungen 
auf: es kennt für die Hegel keine Umwertung und Aufrechnung der Leistungen, 
sondern einfach den Anstausdi von Wagen gegen Wi^en. Es stellt also 
juristisch ein Tauschgeschäft vor. Anders aber verliBlt es sich bei den 
übrigen Eingangs angeführten Systemen. 

Nach Meiii «liegt eine loeatio condnrtio rei vor, wenn Balmen nnter sidi 
Lokomotiven, Wagen n. s. w. vermieten"^). Der Begriff' der Sachmiete im 
entioK'u Sinn erscheint aVier für die Wagenmiete zu eng. Denn diese lHs>t 
nur den (iebrauch einer vertretbaren Sache ohne Fru( litgenuss zu, während 
die Pacht ausserdem auch znr Ziehung von Früchten, hier also einer Trans- 
portleistong berechtigt. ■ 



*) In der Litteratnr ist die jaristische OharakteriBlemng dieses Verbandes afler- 
dings noch nicht TÖllig übfr< instiiinii» nd. Meili spricht in seiiiL-r Schrift. Internationale 
EisenbahnvertrSge (Haniburg 1887 S 1."), von einer „internationalen Zwangagemein- 
scliaft. vermöge deren die betreflenden Linien als eine wirtschaftliche und juristische 
£inheit erscheinen". Dieser (»edanke kehrt wieder lu i Meili ,,Die internationalen Uni- 
onen ühcr das Kerht der Wrltvcrkclirsanstdten und des geistigen Eigenthums"' (1889 
S. 34:{öj. Andere Juristen sprechen von einer „gesetzlichen Trunsportgcmeinscliaft''. 
Vgl. s. B. Gerstner, Tntemation»IesEi8enbBhnfrachtrecht (1893) S.9B. Auf S.4im2 sagt 
dieser Schiift-steller. dieses .Cemeinschaftsverhältnis" sei kein freiwilliges, sondern ein 
den Eisenbahnen durch das l hereinkommen auferlegtes. Ii Ii verweise ferner auf 
Kosentbai, Internationales Eiscnbabnfracbtrecht (18U4) S. 4'j. Dieser Autor findet, der 
Ausdruck ^obligatoiisdie oder gesetzliche TransportgemeinschafI* verdiene Tor enden 
den Vorzug. 

*) Muili, Das Kecht der modernen Verkehrsanstalteu (Leipzig 1888) S. 51. 
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In einem ii.->oiiilereTi Fall hat denn ancli das scliweizeiisclie Bnn(iese»-ri< lit 
entschieden, da^^s ein Paclitverliältnis vorliege wenn Eisenbahnwagen aut 
finmleii Babnen kMif «n, und in dem angef fihtten VtSi mm diese Eonetroktioii 
zutreffen. Es handelte sich vm IDtbenfitznng einer Tdlstreeke, bezw. einer 
Station der Nerdostbahn dnrch einzelne Belaiehsmittel nnd ganze Zfige der 
Vereinigten ?chweizerbal)n, also nm einen an ein bestimmtes Eisenhahngleis 
pebundenen Verkehr. Hier könnte man sich darauf berufen, dass die Eisen- 
l»almwac«'n zum F.isoubalintrleise in einem untreuubavpu AViliiiiijrierkeitrsverhUltnis 
stehen. Allein ^ven^ i< h auch anerkenne, dass dieses Abliiiii^iifrkeitsverhiiltnis 
vorhanden ist, so erscheint es mir für die Beui'theilung des Rechtsverhält- 
nisses befan Wagenfibergang dnrchaus nnerbeblieh. Das entscheidende Merkmal 
liegt meiner Ansicht nMh nicht sowohl darin, dass es dch nm Fahrzenge handelt, 
die anf Eisenbalmsehienen zn laufen bestimmt sind, als vidmehr darin, dass 
die Wagen Transportbehälter sind, die in grossen SpielrHnmen, nicht bloss in 
den Grenzen ihrer Gattung, sondern auch ihrer Eigentnmsmerkmale , sich 
gegenseitig vertreten kimnon. Die Eisenbahnwagen als solche können also 
nicht als Immobilien betrachtet werden. 

Dies ergiebt sich auch deutlich aus der Praxis. Die Wagenparke der 
Eisenbahnverwaltungen weisen eine recht erhebliche Zahl ron Wagengattungen 
«of, die unter ümstSnden ebenso bedeutende Unterschiede hi GrOsse, Bauart 
nd Wert zeigen, ohne dass dies fOr den Übergang der Wagen rechtliche 
oder wirtschaftliche Folgen irgen<l welcher Art hatte. Ebenso ist es bei dejr 
Beladung der Wagen in der Regel ganz gleichgültig, welche Wagengattung 
freratle in Benützung genommen wird: ja (■< liegt in den meisten Füllen ganz 
im Belieben der unteren Eisenl)alinnvuaiic. welclie Wairengattung /.ur Beladung 
und in der Folge zum Übergang auf eine fremde Bahn bestimmt wird. Aber« 
selbst wenn eine bestimmte Wagengattung notwendig wird, ist es wieder 
dnrchans unerheblich, welcher Wagen der gewünschten Gattung gerade zur 
Verfifgnng steht und gewählt wird, selbst ans den Wagen verschiedener Ver- 
waltungen. Der Umstand, welcher Wagen gelegentlirh /ur l 'hergäbe an eine 
fremde Bahn gelangt, liHngt also lediglicli vum jewciliiren Vorrat oder vom 
Zufall ab und ilit; F(dgen sind für die Verwaltungen für alle Wagen und 
Wagengattungen di<sclb('n: die Hrstatl uui: eines bc>tinunfen iMietecrtrags, der 
— wenigstens beim deutschen .System -} — für alle Falirzeuge , ohne Rück- 

*) In einem Rechtsstreit aas dem veTtrogsrnftssig geregelten MitbenatznngBreeht 
der Station (lossau der V..S.V.. durch die N.O.Ii, wird im Urteil vom 15. November 
lH*.y.\ u A. aiis<^efinirt : .Insoweit hier eine zwatiic.sweise Mitbenutzung fremden Eigen- 
tums gegen Entgelt bluttliudet, ist ein der Expropriation ähnliches Verhältnis vor- 
handen; ein wesentlicher Unterschied besteht aber darin, dass hier kein dinj^fliches Hecht 
an fremder Sache crwuHien wird Ks lici^'t vieluielir ein ji.iclit iihiilielies Verhältnis 
vor, zu dessen Bestellung ein gesetzlicher Kontruhierungsscwang hesteht. l>as von der 
AnadduBshahn zu leistende Entgelt soll ein Xqnivalem; für das Recht der Mttheaatxaiig 
sein*. Vergl. Entscheidungen des schweizw. Bundesgeriohts (Jahrgang 1898) Band XIX 
8. 761 

') Bisher war diese rniturmität nicht streng durchgeführt nnd noch das letzte 
T.W.U. Ton 1880 hatte fllr die achtrildrigen Personen- und Oepickwagen der wllrtbg. 



180 



M. ilültzcl, Die rechtliche Natur der Eisenbtibu-Wageuiniete. 



Bicht avf Ortfsse, Bauart imd Wert tich gleichUeibt. Bei einigw Bahnen 
allerdings hängt der Ifieteertrag noch von der GrOsse und Banart, oder der 
BestimiDung des Wa^i^ens ab (d. h. mit welchen ZOjsren er zu laufen hestimmt 
ist), aber au<ii in solchen Füllen ist die einzige für den Wafrenanstausch in 
Betracht kommende Eifrenschal't des Wagens sein Eigentumsmerkiual und seine 
Nummer, Eigenschaften, durch welche er sich von den übrigen Wagen seiner 
Axt unterscheidet. 

Von einer Facht der Eiaenbalinwagen beim gegenstitigeii Wagenaostaasch 
kann nach dem Gesagten nicht die Bede sein; aber anch die gesetslichen Vor- 
aussetzungen der reinen Sachmiete treffen, wie noch gezeigt werden boH, auf 

das j'rairlif^lie TJechtsverhältnis nicht voUständip zn. 

Tu der Natur des Eisenliahubetriebs liegt es, dass die Eisenbahnwagen 
infolge von rntiillfii häufig genug Besohädigungen ausgesetzt sin<l. Mag 
nun die Ursailie dieser l ufälle sein welche sie wolle, für den Wagen selbst, 
bezw. für die demselben zugefügte Beschädigung ist jeder Unfall, der eine 
Wagenbeschttdignng zur Folge hat, als ein den Ifieter treffender Zofall an- 
zusehen: es ist, ohne BUcksicht anf die Nator und Grösse des entstandenen 
Schadens, die Bescbädigong zn lietrachten, als im Verlaufe eines ordnangs- 
mttssigen Gebrauchs entstanden. Der Fall, dass böswillige Absicht, grobe 
FahrliSssipkeit oder Schuld eines Dritten (d. i. Nichteisonbahnbediensteter) Tor- 
liegt. ist im V.\V.U.§22 Abs. Id besonders vorgesdicn und feretrelt. 

liei der Sacliuiieto bestehen nun die \'erpüichtungen des Mieters u.'*A. in 
der Rückgabe der Sache nach gemachtem Gebrauch und Schadensersatz für 
absichtliche oder fahrlässige Beschädigungen; für solche Veradilechterangen 
der Sache, welche dvrch ordnungsmttssigen Gebranch oder durch Zufall ent- 
stehen, hat er dagegen nicht aufzukommen. Wie so eben ausgeführt, ist 
dagegen jede im Eisenbahnbetrieb entstandene Beschildigung fremden EoU- 
materials generell als durch ordnungsuiässigen Gebrauch entstamlcn zu be- 
trachten, und solche Beschiidignngeu lullte, wenn auf die ^Vagclllllicte die Be- 
dingungen der locatio conductio rei zutrelVen sollten, dei- Mielci-. d. Ii. die 
benutzende Verwaltung, nicht zu ersetzen. Dies trifft aber beim gegenseitigen 
Wagenaustausch nicht Tollst&ndig zu, da hier unter gewissen ümstttndai die 
benutz^de Verwaltung ffir den entstandenen Schaden einzutreten hat. Diese 
ümstftnde sind geregelt in den Abschnitten E und F des V.W.Ü. «Beschädi- 
gung und Wiederherstellung der W'i-tii" und ..Vergütung der Ersatz- und 
Wiederherstellungskosten'". Danach hat die benutzende Verwaltung, abge- 
sehen von den übrigen Bestimmungen, einen den Betrag von 40 Mark über- 
steigenden Schaden /u ersetzen und zu tragen und zwar ohne Rücksicht 
auf die Ursache der Beschädigung Bei grösseren Beschädigungen, oder bei 

Staatsbahn die (ein/.ige) Ausn.-ilnni' zugelassen, duss für deren Benützung die doppelte 
^lietsätze zu entrichten seien. Im neuesten Übereinkommen Ton 1897 ist auch diese 
Ausnahme weggefullun. 

*) Die Schadensbeträge sind „von derjenigen Verwaltung zn orsetzen, bei wddwr 

sie zuerst den anrechnniitrsfiihip n Betiviir ern icliten. auch wenn die Schäden tcilweiM 
schon auf rückliegeudeu liahueu eutstauden waren'. Eine Ausnahme findet nur in soklMa 
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solchen Beschädigungen, die eine Answechslnng der Achsen nnd Räder not- 
wendig machen, hat der \'ermieter (Wageneigentümer) die ErBatsBtttcke gegen 
Bückgabe df r alten, auf eigene Kosten zu liefern ^). 

Daraus geht lU'utlich liervor, dass der Mieter unter gewissen Hedinu;ungeu 
auch für solche Verschlechterungen, die durch ordnungsmttssigeu Gebrauch 
entstanden sind, aufzukommen hat Überdies ist der Natnr der Sache nach 
in sehr vielen FftUen eine Bfickgabe des Fahrzenge in seiner nrsprünglichen 
Bescliaffenbeit nicht möglich, vielmehr kann nor eine generische Rttdigabe 
der äbergehenen Sache stattfinden, ohne Rücksicht darauf, ob der erwachsene 
Schaden vor der Rückgabe beseitigt \Yordcn ist oder nicht. Dadurch ist denn 
auch die Möglichkeit ausgeschlossen, das ilurch den gegenseitigen Wagen- 
austansch cing:tgangeiie Rechtsverhältnis als lueatio conductio rei im strengen 
Sinn zu definieren, wenn auch einzelne Charukter/.üge dieser Eechtsregel zu- 
treffen würden. Da sich diese Art von Rechtsgeschäften in dem gegebenen 
Balunen nicht unterbringen Mast, scheint auf den ersten Blick nichts anderes 
Übrig an bleiben, als den gegenseitigen Wagenaustansch mit seiner Folge der 
Wagenmiete als eine locatio conductio rei sui generis zu definieren: es ist 
ein für sich selbst bestehendes Rechtsgeschäft, das der reinen Sachmiete am 
sSchsten kommt"]. 

Diese Delinition trifft auf alle übrigen Systeme, mit Ausnahme des 
rassischen, zu, da die verschiedenen tbereinkummen, abgesehen von der 
flölie des norulirten Schadensersatzes, ganz analoge Bestimmungen eutlialten, 
and daa denteehe nnd das französische System fiberdies snch in der HQhe des 
Schadensersatzes (40 M. bezw. 60 Frca.) miteinander fibereinstimmen. 



Fällen statt, „wo ein Dritter (Nichteiscnbahnbcdienstctcr) Ersatz geleistet hat" (§22 
Abs. Id). Ausserdem haftet .für lirandschaden in Hrmangrlnng ausdrücklicher ander- 
weitiger Vereinbarung die benutzende Verwaltung nicht" (§ 22 Abs. 1 f.). 

*) aAehsen und Räder sind stets von der Eigentomsrerwaltung g^^ Bilokgabe 
des alten Materials micnt^clf lirb zu rrsetzen" ('§ 22 Abs. 1 a). 

Die begriffliche Festhaltung der Miete Uesse sich freilich dadurch rechtfertigen, 
dass man sagen würde, die Kontrahenten haben die normalen efrOreebtUchen Ubeke- 
raagsgrflnde des Mieters bis sa einem bestimmten Schadensquantum vertraglich aus- 
geschlossen. Und, alles wohl erwogen, dürfte diese juristische Konstruktion zutreffender 
sein, da et>en jene besonderen Itecbtsfolgon nicht auf dem gesetzlichen ilegriife der 
lOete, aondttm auf einer ▼erträglichen Voständlgung tiemhen. 



Bger, BlienbaliBffwIltItolK Batidbeldiuig«« XVn. 



13 



182 Keiner, Die Bedeotong det B.G.B. fttr die EbenbalinT^rwaltimgeii. 



7. 

IMe Bedeitnng des bfligerliehen Cksetsbnehes fttr die BbenlHdui- 
Yerwaltnngen mit besonderer Berftekslelitigims des Prevsslsehen 

Beehts. Bin Ueberblick. 

Von Heilert 

AmtsgerichtBrath in Wetdiir. 

(Seblnss.) ') 

g 5. Das Sachenrecht des B.G.B, in seiner Bedeutung für das Eisenbahnwesen. 

Da« B.Ct. 13. unterscheidet nicht zwischen law cgliciien und nnbewej^- 
lichen Sachen, stellt vielmehr den beweglichen Sachen die „Gniuilötiicke" 
gegenüber. Gewisse Rechte (bisher Immobiliarrechte genannt) unterliegen den 
sich auf Gnmdstllcke tieKiehenden Tonehriften (vergl. § 1017 B.0.B. Art 
196 E.G. z. B.6.B.). 

I. Aus dem Recht der beweglichen Sachen sind für das Eisenbahnwesen 
von besonderer Bedeutung die Vorschriften in den §§ 978 — 983 über Funde 
bei BehftrflPTi und Verkchrsanstalten. IMc in den rieschiiftaräumen oder Be- 
fördeninjrsinitteln gefundenen (rcgenstiinde sind der V.ohörde oder der Ver- 
liehrsanstalt oder ihren Angestellten abzuliefern. Der Finder hat keinen 
Anspruch auf Finderlohn. Meldet sich der Verlierer nicht, dann iät die 
Behörde (VerkehrsaaBtalt), nachdem die Empfangshereohtigten in eiaw öffent- 
lidien Bekamrtmachnng mr Anmeldimg ihrer Rechte anter Bestimmang einer 
Frist aufgefordert worden sind, nach Ablauf dieser Frist berechtigt, die Sache 
zu versteigern. Der VersteigerungserUis fallt, wenn sich aach nachträglich 
der Berechtigte nicht meldet, nacli Ablauf von drei Jahren an den Fiskos 
oder sonstijjen KiM nViahnunternehnu'r. Ist gefundenes (ield abjreliefert worden 
oder ist die Versteigerung ohne öftentliclio Bekanntniadiung erfolgt (z. B. im Fall 
des § 080 Abs. 2 B.G.B.), so beginnt die dreijährige Frist erst nach einer 
öifsntliehMi Belcanntmachimg, dnrch welche die Bereditigten rar Anmeldung 
ihrer Rechte anfgefordert werden! Alle Bekanntmachnngen erfolgen dnrch 
Aashang an der Amtsstelle mit sechswSchiger Frist, wie fibereinstimmend für 
die Behörden und Anstalten des Reichs und Prenssens durch die Bekannt- 
machung des Reichskanzlers vom 16. Juni 1898 (R.G.Bl. S. 912) ond den 



*) s. £d. XYU S. 66ff. dieser Zeitschrift. 
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gendosehafflichen Erlau der Frens^chmi Himster Tom 18. Novraiber 1899 
aogwrdnfli iit. 

Vgl. den Aufsatz von Ililse, Band 10 S. 165 dieser Zeitschrift. 
II. Das Recht des B.G.B, über (irnndstückc ist bei dein wertliTolleil , 
Grundbesitz der Kisonbalmen natUrlicli von pri>sserer Bedeutuntr. 

1. Einer Bestiinnmn^ des Bejjriffs .,(irundstii(k" enthält sich das B.G.B, 
als entbehrlich, dagegen stellt es den Begrift' der „Bestandtheile" eines Grund- 
sticlu in den §§ 94— 98, den Begriff ,^iibeh»r" in den §§ 97, 98 B.Q.B, 
fest Die Oleiee sind als mit dem Qnind and Boden fest verbnndene 
Sachen als wesentliche Bestandtheile der Eisenbahngrandstiiclce anzu- 
sehen; dagegen sind diejenigen Ansdilnssgleise, welche den Zwecken von 
Privatpersonen (Fabriken) dienen nnd von der Eisenbahnverwaltung unter Vor- 
behalt eines Kündipunpsrechtes für Kt'chmni2- des Anschlusssuchenden herge- 
stellt und unterhalteTi werden, tiiilit JU staiultheile der Grundstüekc, deun sie 
sind nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Boden ver- 
banden, § 95 B.0.B. Brlass des Prenss. Finaazministers vom 81. Hai 1899 
Ei8.-yer.-BL S. 200. 

2. Was den Erwerh nnd die Veräassenmg von Ornndstaelien angeht, so 
i-t zu miterscheiden zwischen dem obligatorischen Vertrag, durch den sich 
kv eine Theil verpflichtet, das Eii^enthum an einem Ornndstttdce an Aber- 
tragen, und dem dinglii-hon Ki^entliiiinsübertragungsact. 

Der erstere \'ertrag ist nach § 313 B.G.l?. nur trültig (x^]. die 125, 
128 B.G.B.), wenn er gerichtlich oder notariell beurkundet ist. Darin liegt 
dne erbehUche Formersehwerung gegenüber dem hisherigm Recht. Indess 
lisst art 142 E.Q. die landesgesetsUchen Vorscluiften nnherOhrt, wdehe für 
die Benrknndnj^ dieses Vertrags andere Behörden oder Beamte fftr anständig 
erklären. Von diesem Vorbehalt hat T^renssen in art. 12 § 2 Ansf.-Ges. 
zum B.G.B. Gebrauch gemacht: Danach ist, wenn einer der Vertragschliessen- 
(len durch eine öffentliche Behörde vertreten wird , für die Beurkundung 
de.s X'ertrags auch der Beamte zustilndit^. welcher vnii dem Vorstand der zur 
Vertretung berufenen Behörde (lür i'reussische •Staatsei»enbaluien also der 
ffiaenbahnffirektion) oder von der vorgesetsten Beh5rjle bostimmt ist Der 
Beamte tritt idcht als Vertreter der Behörde anf , sondern als Urlnindsperson. 
Er liat die über Anfiialime von Urkanden bestehenden Vorschriften, aal die 
in art. 12 § 4 verwiesen wird, zu beobachten. Diese V<irs( hriften betreffen: 
a) Die Unfiihigkeits- oder T^ntauglichkeitsgründe für den Urkundsbeamten und 
die in besonderen Fullen hinzuzuziehenden Zeugen, b) besondere Bestininuingen 
über Verhandlungen mit taulien, stunniicn oder am Sprechen verhiudoiten 
und blinden Personen, c) die i- uruilichkeiteu des Protokolls, d) die Zuziehung 
eines Dohnetsehers, zn dessen Beeidigung der Beamte berechtigt ist Wie 
schon bisher nach dem Prevssischen Gesets vom 7. Hai 1872 wird der 
Hangel der in § 318 B.O.B. vorgeschriebenen Form dadurch geheilt, dass das 
GrundstOclc dem Erwerber anfgekssen nnd anf seinen Namen im Grundbuch 
eingetragen wird. 

Ueber den dinglichen EigenthomfUbertragungsact bestimmen die §§ 873, 

13* 
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925 B.Cf.B.'s: Zur l'ebcrtraffnng: dos F.i-cnthuins an einem Grundstück ist 
dip Einiguutr des Bereclitij^en und des amlpren Theiles iilier den Kintritt der 
BecliMnderung und die i'^ititragrung der Reelitsandeiuug iu das Grundbuch er- 
forderlich. Diese Einigung (Anflassmig) rnnss bei gleichseitiger Anwesenheit 
beider Theile vor dem Gnindbacbaait erklärt werden (vgl. anch § 80 der 
Reichsgrandbuchordnong vom 24. lUrz 1897). Von der durch art 143 E.G. 
irerel'onen Erniiichti^niufr, zur Beurkundung der Anfla-ssunp^ aaeh ein anderes 
(iericht als das Grundhudiamt , einen Notar n. s. \v. für zustälndifr zu er- 
klilren. hat Freussen ledi^-lith tiir Griindstiieke die im bisherip:en Geltungs- 
bereich des Rlieinisehen liedits helet:in sin<l, ^-emiiss art. 2(5 des Ausf. -Gey. 
2. B.G.B. Gebraucli gemacht. Grundhuchiiuiter siud iu Preussen uach art. 1 
Prems. Avsf.-Oes. £ar Beichsgmndbnchordnnng vom 20. September 189d die Amte- 
gerichte. Nur diese sind zur Benrktnidang der Aaflassnng — vorbehaltlich 
der Besottdeihnt für das Bhebiische Rechtsgebiet — anstftndig, nicht der nach 
art. 12 §3 Ausf.-Ges. z. B.O.B, bestimmte Beamte. 

Für den grössten Theil der Prenssischen ^Ifmarehie ^ilt nach art. 186 
E.G. 7.. B.G.B.. § 87 dtr Keiehsgriuidlnichurdnunfr in Verbinduna mit der 
Preussischen Verurilnunj^ vom 13. Isi>\ tiiiber 1H5M,I (G.S. S. 519) das lirund- 
buch mit dem 1. Januar 1900 als angelegt. Die biäher geführten Bücher gelten 
als Grundbücher im Sinn der Reichsgesetze. Soweit das Gnmdbach als an- 
gelegt gilt, ist für den Gmndbnchverkehr das ReichBgmndbnchrecht massgebend. 

Ans der Allg. Yerffigung des Jnstimninisters nur Aasftthrang der Onind- 
bnchordnnng vom 20. November 1899 (Just.-M.-Bl. S. 349) ist hervorznheben, 
dass bei Eintrapfun^ren für den Fiskus derjeni^re Theil seines Vermögens, zu 
welchem das eiiifretrapene Grundstürk j.,'eliitrt , dnich einen dem Namen de» 
]>t'rechtip:ten in Klammern lieizufüpendeii Zn-^atz (z. B. ,Preussischer Fiskos, 
Eiseubalinverwaltuug'" j bezeichnet werden kauu. 

Indess ist die Eintragung der Gmndstticke der Eteenbahn in das Gmad- 
bneh, wenn sie anch die Regel bilden wird, nicht unbedingt erforderlich. 
Nach § 90 der Reichsgrondbaehordnang kann durch landesherrliche Verordnung 
bestimmt werden, dass die Grundstücke des Fiskns, gewisser anderer Personen 
des ülVentlichen Ivedits, sowie sol< he (Trundstücke, welclie einem dem Tiffent- 
lichen Vcrkclire dii-nendfii Bahmiiitiriulimen gewidmet sind, nur auf Antrag 
ein Gruuillairlihhiti crlialtrn. Sdlit Hfmjf ni-fTen, welcher hitriuich von der 
Veridiichtuug zur Einirayung befreit ist, das Eigenthum an einem Grundstücke 
ZV, über das ein Blatt geführt wird, oder erwirbt er ein solclies Grundstück, 
so ist anf seinen Antrag das Gmndstttck aus dem Grundbuch auszuscheiden, 
wenn es nicht belastet ist. Anf Grund dieses VorbdialtB bestimmt art 1 
der Preuss. Verordnung vom 13. November 1899 (G.S. S. 519), dass die 
Grundstücke des Kelchs, des Preusslschen Staats, gewisser Körpersdiaften, 
sowie die Gruiidstücke, welche einem dem ötTtiitlirhcn Verkehre dienenden 
BahnnntcrncliiiK'r irewidmet sind, ein Grnndbuchblatt nur auf Anti'ag des 
Eigenthümers oder des Berechtigten erhalten sollen. 

Für die Eintragung des Ausscheidens eines für einen Anderen im Grund- 
buch eingetragenen, vom Fiskus u. s. w. erst erworbenen Grundstttckes Ist zu- 
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gSchst die vcn dem Gnmdbuchamt zu beurkundende Aullassung: ertnideriich, 
dagegen geltoi besondere Yonduifien für die Uebertoagung des Eigenthumä 
an einem €hnindfltfick, welches im Gnindbncli nicht eingetragen Ist und anch • 
nach der XTebertragnng nicht eingetragen zn werden brancht, gemäss dem 
aaf Grund des art 127 E.G. z. B.G.B, erlassenen art. 27 des rreuss. Ansf.- 
Ges. hierzu. In einem solclion Fall i.st h di^rlicli die Einio:ung des Veransscrers 
und des Erwerbers über den Kinti ilt der EiirentliumsübertrnL'-iin? ei fitrderlidi , 
die frericlitÜLli oder iintaiicll bt ui kuinlct werden niuss. Zu dieser Üeinkundung 
ist, wenn einer der lietliciligteu durch eine üft'entliche Beliörde vertreten ist, 
in Prenssen auch der in art 12 § 2 Ansf.-Ges. z. B.G.B, bestimmte Be- 
amte znstibidig. 

Daas die bestehenden Vorschriften über den Erwerb von Gnmdstficken 
Ar den Staat und die Yeränssernng yon Staatsirrundstitcken, über die Ver- 
Sussernnp von Eisenbahnprundstücken sowie über die den Behörden in dieser 
Beziolinng einireriinmten Befniriiisse (vtrl. z. B. § 7 des Prenss. Ges. vom 
3. November 1838. § lö'J des (n'setzes vom 1. .Aufrnst 1883. Bekannt inarbunj? 
des Ministers der ülieutlichen Arbeiten vom 5. ilai 188ü) unberührt bleiben, 
ergiebi sieh daraus, dass dies Normen des öffentlichen Rechts sind. 

Daneben geltim fSr jnristische Personen die Erwerbsbeschranknngen des 
art 7 Prenss. Ansf.-Ges. z. B.G.B, (vgl. auch art 6 Prenss. Verordnung 
Tflm 16. November 1899). 

3. Bahneinheiten. 

Durch art. 112 z. B.G.B, sind zunärhst die Vorseliriften des 

Preussischen Gesetzes vom 19. Ausist 18t>5, betreti'end das Pfandrecht an 
Friyateisenbahnen and Kleinbahnen und die Zwang8vollätreckun}> in diese auf- 
recht erhalten. Die Bahneinheit bildet nach diesem Gesetz einen Gegenstand 
des unbeweglichen Vermögens, für die ein besonderes Bidingmndbueh gefOhrt 
wird. Sie ist eine nniversitas iuris im Sinne des bisherigen gemeinrechtlichen 
Sprachgebranchs. Das B.G.B, hat diesen Bejrriff.nii'gends anfpenommen , setzt 
aber den BeprifF eines Vermiiprens als bekannt voraus (Motive III 8. 29, 30). 
Die Bahneinheit ist somit ein landesjresetzliches L'eehtss^ebilde, das aus dem 
Landesgesetz heraus zn bestimmen ist. Nach § 83 der l{eichs^rundl>iie|i- 
ordnong bleiben die besonderen i^hngrandbücher bestehen, § 4ü der Just.- 
]lin.-Verf. vom 20. November 1899 (Just-Hin.-Bl. S. 349) belässt es auch bei 
der dnrdi die §§ 10, 11 des Gesetzes geordneten Einrichtung der Bficher. 
Ja Beziehung auf die Zwangsvollstreckung findet § 870 C.P.O. Anwendung. 

Bleiben hiemach ancli die grundlegenden Bestimmun^^en des Gesetzes vom 
H». Anpust 1895 nnaniretastet, so kommt dem neuen Iveclit doch insnfcni 
eine bedeutende KinwirkuiiL'' zu, als an Sti lle des zu seiner Erüränzunir dienenden 
Prenssischen Cliuiidbueh- uml ZwaiiL-^sx ullsti eekun;rsrechtes i vul. die 32) 
die entsprechenden Vorschriften des Keichsredits getreten sind, und zwar zu- 
folge art 3ä des Prenss. Ausf.-Ges. zur Gmndbuchordnung vom 26. Septem- 
ber 1899, des § 1 Abs. 2 E.G. zum Zwangsversteigerungsgesetz vom 24. 
Httrz 1897, in Verbindung mit art. 4 E.G. z. B.G.B., des art 47 des Preuss. 
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Ansf.-üeä. z. Zwaugsversteigerongsgesetz vom 23. September 1899. Herrona- 
heben «u den eingetretenen Aendernngen rind die folgraden: 
a) 9 6 Abs. 1 Sate 8 ist durch den inhaltlich im Weeentlicljbn gleichen 
9892 B.G.B., betreifend den öffentlichen Glauben des Grundbuchs, ersetzt, 
h) Der Erwerb einer Balmeinheit (§ Iß) unterliegt dem § 313 B.G.B, nnd 
dem nenen (irunill)iu'liieclit. Das Letztere prilt anch von dpin Erwerb 
sonstiger diiijrli« liri- Rcclite. Umfang, Wirkung, Uebertragung und Anf- 
liehung dieser 1{ echte beistimmen sich, soweit nicht ausserhalb des all- 
gcmeiueu Uruudbuchrechts liegende besondere Bestimmungen getroffen sind, 
nach 4cm Beichagrondlraclireeht 

c) § 17 Satx 1 hat seine Bedeutung verloren, weil nach § 19 der Beichs- 
gmndbachoidnnng (abweichend vom PreasaiBchen Geeeta vom 6. Mai 1872 
§ 19) auch auf Grund einer vor Eintragung des Eigenthflaiers von 
diesem ab<regebenen Bewilligung jetat aUgemein die Eintraguijg dner 
Hypothek erfolgen kann. 

d) § 17 Satz 2 ist nach art. 3"» Preusa. Ansf. -Ges. z. B.G.B, auch auf 
Kentenschulden zu erstrecken (Begründung zu art. 30 Entwurfs des Ausf.- 
Ges. snr Chnmdbnchordnnng}. 

e) Die besonderen Vorschriften fiber Theilsdinldverschreibiingen auf den 
Inhaber (§§ 20—81) bleiben trotc der Begelang dieser ICatexie in den §§ 
1187—1189 B.G.B, und § 51 R.Grundhuohordnung bestehen; die Bahn- 
pfandscliuld ist als Sicliorungshyi>othek im Sinne des B.G.B, anzusehen 
(§ 1187 B.G.B.). Begriff' und der Siclierungshyi)othek ergiebt sich 
aus §1181 B.(^.l>. (vgl. Begrimdung zu art. 30 cit.). An Stelle des in 
§ 21 angeführten i'reussischen Gesetze» sind die Vomhriften des § 795 
B.G.B., art 84 IV E.G. und art 8 der PrenBS.Verordnniig vom 16. No- 
vember 1899 (vgl. oben § 4) getreten. Da das neue Grondbnchrecht 
Zinsqnittnngssdieine nicht kennt und deshalb eine dem § 96 der Preusa. 
Gnindbnchordnong entsprechende Vorschrift in das Reichsgrundbuchredit 
nicht aufgenommen ist, ist § 25 Abs. 3 Satz 2 durch art. 31 des Preuss. 
Ansf. -Oes. z. (tnindbuchordnung vom 26. September 1899 abgemindert 
worden, winlurcli inhaltlich das alte Recht aufrecht erlialten wird. l>ie 
spezieile Regelung der Rechte der Gläubiger iu den §§27 f. liisst die 
Bestellung eines Vertreters ans § 1189 B. G.B. (Trenhinders , vgl. § 44 
Abs. 8 der Beichsgmndbnchordnnng) nach der BegrOndnng des Aasf.-Ges. aar 
Gmndbnchordnnng nicht ansgeachlossen erecheinoi. Daneben steht den . 
BeaitBem der Theilsclmldversclireibnngen die Wahrnehmung ihrer gemein- 
samen Rechte nach dem Reichsgesetz vom 4. Dezember 1899 (R.G.BI. 

S. 691) zu, vorbehaltlich der Bestimmung in § 25 dieses Gosotzes. 

f) rnifangreiclu-f sind die Atnderungen, welche die \"crdrängung des 
I'reussischen Zwaugsvcrsteigerungsgesetzos durcli das Reichsgesetz vom 24. 
mirz 1897 zur Folge liat Die Eintragung vollstreckbarer Forderungen 
richtet sich nach den §§ 866—868 , 932 C. F. 0. Die EriSrterong der iibrigen 
AbKnderongen wttrde eme eingehende Betrachtung der Verschiedeidieiten 
der Zwangs versteigernngsgesetse nOthig machen, die tber den Balunen 
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dieses Ueberblickes lünaus^eht (vgl. dariil)or die r.rj^ründung za art. 30 
des Entwurfs des Ausf. -Oes. znr Grnndbucliordnniij?). 

g) Die Zwangsliquidation ist ein besonders geregeltes Verfahren, welches 
dnreh das neue Seeht — abgesehen Toa den Verweieiingeii auf da» autge- 
hobene ZwangsversteigeniiigageMts — nieht berOhrt wird. 

h) § 68 iit dnrch § 871 C.P.O. ansdriiekUch anfrecbt erhalten worden. 

i) Die Kostenvorschriften des § 64 hahon Anfttahnie in das nene Qericbts- 
kostengesetz vom 6. Oktober 189n ^-^ofiinden. 

Im Interesse der praktisolicn Handliabiinff des Gesetzes eracheint eine 
Anpassnnp: des Texfes an das nene Reiclisrccht erforderlich. 

II. Der art. 112 des E.G. z. B.G.B, beschränkt sich aber seiner Wirknng 
nach nicht auf die Anfrechteriialtung des Prenssisehen Gesetees Tom 10. Angnst 
1896* er gestattet Tiefanehr der Laadesgesetagebnog (vg^. art. 3 E.0. z. B.Q.B.), 
die privatreehtliehen Yerlilltnisse der Eisenbahn, namentlich den IJebergaog des 
Eigenthnras einer Bahn als eines Ganzen in besonderer Weise zu regeln. Vgl. 
KoBunisftionsprotokoUe, Gatteatag'sche Ausgabe VI S. 662, 66S, 611, 612. 

4. Enteignnngsrecht. 

Das Enteignnngsrecht ist nicht Gegenstand der Regelung durch das B.G.B. 
Dieses lüsst vielmehr nach art. 109 K0. die landesgesetzlichen Vorschriften 
fiber die im Öffentlichen Interesse erfolgende Entdehnng, Beschädignng oder 
Benntamig einer Sache, BeschrBoknng des EigeDthnns oder Entaiehnng nnd Be- 
schränkung von Rechten nnberfihrt, nnd awar auch insoweit, als diese Vor- 
schriften privatrechtliche Nonnen enthalten. Aufrecht erhalten sind damit die 
§§ 8—10, 14 des Preuss. Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838, das An- 
kanfsrecht nacli § 42 dieses Gesetzes nnd §§ 30 f. des Kleinbalmgesetzes 
vom 28. Juli 1892 sowie das Preassische Enteignnngsgesetz vom 11. Juni 1874. 

Das letztere Gesetz aber hat durch die mit Rücksicht anf art. 109 Satz 2 
E.G. erlassenen art. 36 — 41 des Frenss. Ansf.-Ges. znm Zwangsversteigemngs* 
geseta vom 23. September 1899, ferner doreh die art. 10 und 12 § 1 Abs. 2 
des Prenss. Anrf.-Ges. znm B. G. B. etadge Vertndenmgen erfahren. Es ist daraus 
Folgendes hervorzuheben: 

a) Für den in den §§ 16, 17 bezeichneten Vertrag über die freiwillige Ab- 
tretung von Grundeigenthnm ist nicht gerichtliche oder notarielle l>eur- 
knndung gemiiss § 313 B.G.B, erforderlich, es genügt vieimelir Schrift- 
form, art. 12 § 1 A.G. z. B.G.B. 

b) Die EntscMdigungssnmme ist vom 1. Jannar 1900 ab, auch woin die 
Enteignung sdlion firOher erfolgt ist, nur mit vier statt wie bisher fBnf 
Proeent au vendnsen, art. 10 A.G. a. B.G.6. - 

c) Ist im Fall der Enteignung eines mit Reallasten, Hypotheken, Gnind- 
schulden oder r'entensrlinlden belasteten Grundstückes die für den Eigen- 
thüraer vereinbarte oder durcb Besciiluss oder Urtheil endgültig festge- 
stellte Entschädigungssumme nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes hinter- 
legt und sind die Wirkungen der Enteignung eingetreten, so haben die 
Beidberechtigten an dieser Entscfaftdignng, unbeschadet der TorBehrifle& 
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der §§ 38, 49 des Gesetzes, dieselben Rechte, welche ihnen im Falle 
des Erlöschens ihres Bechtes durch Zwangsversteigerung an dem Erlöse 
zostehen. So art86 Abs. 1 A.G. z. Zwaiig8TeKt.>0«8. Die Bealbereeh- 
tigten und ebenso der Eieenthflmer können mr FeetsteUmig dieser Rechte 
ein gerichtliehes VerÜieUiingverfahren beantragen, fflr das Gerichts- 
gebflhren nicht erhoben werden, art. 35 Abs. 2, 3ß, 40. Daneben bleibt 
das Venuittlnngsverfahren vor der Auseinandersetzunprsbohörde gremiUs 
i? des Gesetzes bestehen; das Vorhaltniss zwisdieti diesem und dem 
gerichtlichen Vertheilnn^rsverfahren regeln die art. 37 — 39. Die Ver- 
theilung erfulgt nach den Vorschriften des Reichsge»etzcs vom 24. ILärz 
1897; als BetheOigte sind die in art 41 Abs. 1 Nr. 1 beseichnetei Be- 
rechtigten nwuEiehea; an den Betheiligten gehören IGether nnd Fftchter 
dann nicht, wenn ihnoi ihr Schaden gemBss § 11 des Enteignungs- 
gesetzes besonders ersetzt ist. Ein Streit zwischen Nebenherechtigten 
aus § 11 nnd dem Kifrenthümer über das Antheilsverli.lltniss an der 
Entschädipnn^ssunime ist nach § 30 Abs. 1 Satz 2 des Knteiffnunprs- 
gesetzes zwischen diesen besonders auszutragen (Begründung zu art. 
35—41 Ausf.-Ges.). 

5. Inhalt, Umfang und naehbarrechtliche Beschränkungen des 

Eigenthnms an örandstücken. 

Grundsätzlich unterstehen auch die Grundstöcke der Eisenbahnen und 
ihre Nachbarprundstücke den Vorschriften des dritten Absclmitts des dritten 
Buchs des B.G.B. §§ 903—924, sowie dem §1004 B.G.B.'s. Hinzuweisen 
ist insbesondere auf: 

a) § 904 B.G.B., wonach im Fall eines Notlistands, z. B. bei einem Be- 
triebsanfall oder aor Abwendung einer Betriehsgefahr eine Einwirkung 
auf ein anderes Grundstück berechtigt ist, die zur Abwendung dner gegen- 
wärtigen Gefahr nothwendig erseheint, Toransgesetzt, dass der drohende 
Sehaden pregenftber dem aus der Einwirkung entsteljenden Schaden tinver- 
hlUtnissmiissig gross ist. Der Eigentbttmer Itaan Ersatz des ihm ent- 
stellenden Schadens verlanfrcn. 

b) § 905 H.(t. H. Der Eigcnthiinu r kann soU he Kinwirkimgt n nicht verbieten, 
die in solcher Höhe oder Tiefe (z. B. bei Tunuelbuuten) vorgenommen 
werden, dass er an der Ausschliessung kein Interesse liat. 

c) §§906, 907 B.G.B. Der Eigentbttmer kann die Zuführung von Gasen, 
Dämpfen, Gerüchen, Ranch, Buss, Wärme, Geräusch, Ersdiüttemngen 
nnd ähnliche von einem anderen (Tnindstnck ausgehende Einwirknnsren 
insoweit nicht verbieten, als die Einwirkung die Benützung seines Grund- 
stücks nicht nflor iini" nnwesentlicli hceintrUchtifft oder durch eine Be- 
nntzunfr des anderen Giundstiicks lierlteiirefUhrt wird, die nacli ilcu ört- 
lichen Verhältnissen bei Grundstücken dieser Lage gewöhnlich ist. Der 
Eigenthfimer eines Grandstuckes kann verlangen, dass auf den Nachbar- 
grandstücken nicht Anlagen hergestellt oder gehalten werden, von denen 
mit Sicherheit voransansehen ist, dass ihr Bestand oder ihre Benutsnng 
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eine nnzolüssige Einwirknng auf sein Grnndstück zur Folge hat. Der 
nepatorische Anspi-nch des benaclitheiligten Eigenthiimers geht anf Be- 
seitigung der Beeintrftchtignng. Sind weitere Beeinträchtigungen zu be- 
sorgen, so kann er auf Unterlassung klagen. (§ 1004 B.G.B.) 

In diese privatrechtlichen Grundsätze greift aber auf dem Gebiet des 
Eisenbahmvesens das durch art. 55 E.G. im .Allgemeinen und durch art. III 
E. G. in der hier in Betracht kommenden Richtung aufrecht erhaltene öffent- 
liche Recht ein. Wie in der Entscheidung des Reichsgerichts vom 20. Sep- 
tember 1882 (Civils. Bd. 7 S. 2()5) ausgeführt ist, liegt in der Ertheilung der 
Konzession zum Betriebe der Bahn die allgemeine Anordnung der Staatsgewalt, 
dass sich die benachbarten Grundbesitzer diejenigen nachtheiligen Einwirkungen 
auf ihre Grundstücke gefallen lassen müssen, ohne welche der Betrieb nicht 
ausführbar ist. Es liegt ein im öffentlichen Interesse bewirkter Eingriff in 
das Privateigenthum vor. Der Eisenbahnunternehmer ist nach dem Prenss. Ent- 
eignungsgesetz vom 1 I.Juni 1874 entschädigungspflichtig. Dies gilt insbesondere 
von Schaden in Folge Funkenflugs und wesentlicher Erschütterung (vgl. den 
Vorbehalt des art. 109 E.G. für das Enteignungsrecht). Ausgeschlossen werden 
hierdurch Anspräche des Eigenthümers auf Beseitigung gefülirdender Anlagen 
und auf Unterlassung der Geführdung nach den §§ 907, 1004 B.G.B. 

Aufrecht erhalten werden aber die Befugnisse und Pflichten der Landes- 
polizeibehörden aus § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 und 
gemäss art. III E.G., die landesgesetzlichen Vorschriften, welche im öffent- 
lichen Interesse das Eigenthum in Ansehung thatsächlichcr Verfügungen be- 
schränken, namentlich die Vorschriften zur Sicherung gegen B'euersgefahr, die 
in Preussen durch Polizeiverordnungen, im ehemaligen Kurhessen durch das 
Gesetz vom 14. März 1850 erlassen sind (vgl. Gleim, Eisenbahnbaurecht 
S. 272 f.). 

Durch art. 125 E.G. z. B.G.B, ist übrigens der Landesgesetzgebung noch 
ausdrücklich die Befngniss eingeräumt, den Anspruch des Eigenthümers auf 
Kinstellung des Betriebs auszusehliessen und ihn anf den Anspruch, Schutzvor- 
richtungen und Entschädigung zu verlangen, zu beschränken: art. 124 E.G. 
ist m. E. nur auf privatreclitliche nadibarliche I^eschränkungen (z. B. Fenster- 
recht, Umwendererht) zu beziehen und für die Eisenbahnen nur insoweit von 
Bedeutung, als sie als Grundbesitzer einem hiernach aufrecht erhaltenen Landes- 
gesetz wie jeder andere Grundbesitzer unterliegen. 

Vgl. Oesterlen, die Haftpflicht der Eisenbalin nach gemeinem Recht 
und B.G.B., insbesondere bei Beschädigungen durch .... Funkenflug, Bd. Ift 
S. 165 und fg. dieser Zeitschrift. 

Hingewiesen sei auch noch auf den Vorbehalt der landesgesetzliclien Vor- 
schriften, welrhe das Recht des Nothwegs zum Zwecke der Verbindung eines 
Grund.stücks mit einer Wasserstrasse oder einer Eisenbahn gewähren, in art. 
123 E.G. (vgl. § 917 B.G.B.). 
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$ 6. Die ffir den rechtsgeschäftlichen Veriiehr der Eisenbahnen practiscb wMtIgttM 
sonstigen Vortohrlflen de« Birgerlielnn Sesetzbnchs. 

Es kann hier nur in gedrängter Kürze anf die für den rechtsgeschäft- 
lichen Vwlcelir der EisenlMümTerwaltoiigen vichtigsten Vorschriften, die bisher 
nicht erörtert sind, hingewiesen worden. 

1. Oeschäftsftthiglceit. GesddtfttnnfiUiig sind Kinder his sn 7 Jahren, 

Geisteskranke nadi llassgabe des § 104 Nr. 2 nnd wo^en Geisteskrankheit 
entmündigte Personen, beschränkt ffeschUftsfüliis' sind die inindiijährig^en und 
die ihnen nach §114 B.(i.B. frleichjrestellten Persnucn, v*rl. 101 — 115. Auf 
den Fall, dass ein Minderjähriirer eine Falirkarte li'-^t , winl liiiuti^ § 110 H.(t.B., 
auf den Fall, dass er ein Dienst- oder ArbeitsverluiltuibS mit der Eisenbahn 
eingeht, häutig § 113 B.G.B. anwendbar sein. Liegen die VoranssetBiiiigeii 
des §113 B.O.B, vor, dann ist der Hinderjlthrige auch zur Empfangnahme 
und Einklagnng des Lohns berechtigt (§60 C.P.O., vgl. aber auch § 119 a 
Nr. 2 Gew.-O.). 

Die voUjinirif^e f^hefrau ist nach dem B.G.B, trf srliüftsfähip: , der Mann 
ist aber /ur Vrrwalf un}r des eingebracliten Gutes ntid \m den drei im B.G.B, 
treordneten Gilterständen der (TÜtergemeinstliaft zur \'i rwnltung des Gesamnit- 
gutes nach den 1363, 1443, 1519, 1525, 15-41), 1550 B.G.B, befugt. 
Ueber seine Befbgniss sor ProcessfUhrang vgl. die §§ 1380, 1443, 1519, 1525, 
1649, 1660 B.6.B. 

Der gesetzliche Vertreter minderjähriger ehelicher Kinder ist der Vater 
kraft elterlicher Gewalt (§§ 1020, 1(527 B.<; IV , auch na. h der Verheirathung 
der minderjährigen Tochter (§ 1033), nach dem Tod des \aters und in ge- 
wissen Ausnahmefällen die Mutter und zwar elH utalls kraft elterlicher Gewalt 
(§§ 1081, 1085 B.G.B.). dai?eiren stellt der Mutter eines unehelii Inn Kindes die 
elterliche Gewalt nicht zu 17u7 B.G.B.), Sind beide Eltern verstorben oder 
liegen die AnsnahmefXUe des § 1778 B.G.B.'b vor, dann wird dn vom Gericht 
bestellter Vormund gesetzlicher Vertreter des Ifinderjahrigen. Ein onebdiches 
Kind erhftlt stets efaien Vormund. W^n der Bevormnndnng Volljähriger 
Tgl. die §§ 1890 f. und wegen der Ptiegschaft Aber Gebrechliche vnd Ab- 
wesende die §§1910, 1911, 1915 B.G.B. 

Abweichend vom bisherigen Kecht ist der \'i"rninnd (nicht auch Vater und 
Mutter) nur mit Genohmi<run}r des (Jpfzenvonnundes «der des Vormundschafts- 
gerichts zur Empfangnahme von Zahlungen über 300 Mark berechtigt. Es 
ist dies beisfdelswdse bei Anszahlnng von Entschädigungen in Haftpflichtfällen 
an beachten. (Wegen des N&heren vgl. die §§1818, 1813, 1648 B.G.B.) 

2. Verjfthrnng. Nach §196 Nr. 8 B.G.B. verjShren in zwei Jahren 
die Ansprüche der Fisenhnlmnntemehmangen wegen des Fahrgeldes und der 
Fracht mit Einschluss der Auslagen. Gebühren für Bcmitziinir der Anschlnss- 
geleise fallen nicht unter diese Vorschrift (vgl. Entsch. des KViclisprerichts vom 
8 Dezember 1890 Bd. 15 S. 208 dieser Zeitsdirift). Nach § 190 Nr, 9 ver- 
jiiliren die Ansprüche der gewerbhcheu Arbeiter, Tagelöluner und Handarbeiter 
wegen des Lohnes n. s. w. mit Einsclilass der Auslagen sowie der Arbeitgeber 
wegen der anf solche Ansprache gewährten Vorschüsse in gleicher Frist. 
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Die Verjährung beginnt nach § 201 B.Cr.B. mit dem Schlnss des Jahres, 
in welchem der Anspnidi entetandeii ist 

Uel>er Vei^^Uining der Besolduigeii n. s. w. der Beamten und der Zine- 

Bcheine von EisenbalmschnldTereehreibiingen vgl. oben die §§2, 4. 

3. Sicherheitsleistung. Anf Sicherheiten, die ein Unternehmer nach 
dem GpsPtz (vpl. z. B. § 11 <lf>s Prenssisclion Kl(Mnl»ahnH'<'sffzos) «ulpr nach einem 
Veit rag: zu leisten hat, finden in Ermangelung abweichender Verabredungen die 
§§ 232—240 B.G.B. Anwendung. 

4. Zinsfuss. Sowolil ffir Verzugszinsen wie für Processzinsen beträgt 
der ZinaftiBB Tom 1. Jaanar 1900 ab vier Proeent, bei beideradtigen Handels- 
gescUlften fünf Proeent (§8 246, 288, 291 B.G.B., §362 U.Q.B.). Die 
streitige Frage, ob die ZlnsermBssIganif auch bei alteren SchnldTerhältniesen 
mit dem 1. Januar 1900 ein<retreten ist, wird Ton den Gerichten meiat bijaht. 
Vgl. art. 10 Prensp. Ansf.-Ges. z. B.G.B. 

5. Vertrag:88trafen. Eine Vertragsstrafe kann, wenn sie unverhiiltniss- 
luftssig hoch ist, auf Antrajr des Schuldners herabgesetzt werden, § 343 B.G.B., 
ausgenommen, wenn »ie von einem Kaufmann im Betriebe seines Handelsge- 
werbes versprochen ist, § 348 H. O.B. (vgl. §361 H.G.B.). Entscheidet über 
die Verwirkong einer Vertragsstrafe vnter Ansschlnss des Bechtswsgs ^e 
VerwaltnngsbeliSrde (ivie nach § 27 des Prensrischen KleinbalingesetaBM), dum 
ist für das richterliclie Ermüssigungsrecht kein Ranm. Einen Ersatz bieten 
hier Verwaltungsvorschriften, vgl. den Krlass des Min. d. öff. Arbeiten vom 
22. Juni 1895, Eis.-Ver.-Bl. S. 477). Anrli auf die in der Verkehrsnrdnung 

. §21 Nr. 2,' 5, § 27 Ni 4, §42 Nr. 7 bestimmten Strafen, die ihrem recht- 
lichen Charakter nach als Vertragssti-afeu gelten müssen, findet § 343 B.G.B, 
k^e Anwendung, einmal wegen der Geringfügiglceit der Strafen, dann auch 
deshalb, weil hier durch efaie spedelle reichsrechtÜche Begehtng die allgemeinen 
Vorschriften ausgeschlossen werden. 

6. Zahlungen ans Kassen. Art. 02 E.G. z. B.G.B. hSlt die landes- 
gesetzlichen Vorschriften aufrecht, nach welchen Zahhingen ans iiffentlichen 
Kassen an der Kasse in Empfang zu nehmen sind. Oemtremäss hostimmt für 
Preussen art. 11 Ausf.-Ges. z. B.G.B., dass Zahlungen aus üftentlir!i<:i Kassen, 
soweit nicht ein Anderes bestimmt ist, an der Kasse in Empfang zu uelimeu .sind. 

Für Zahlnngen, die an Öffentliche Kassen zu lösten sind, gelten, sofern 
privatreditttclie Verhältnisse in Frage stehen, die §§ 269, 270 B.G.B. 

7. Quittungen schreibensnnkundiger Personen. In der Verwal- 
tnngspraxis ist streitig geworden, ob die Quittungen schreibensunkundiger 
Personen richterlich oder notariell beglaubigt werden müssen, um als gültige 
Recbnungsbolägp zu dienen. Man hat dies zu rnrccht aus den 12.5, 
126 B.G.B, gefolirert. Für den Beweis der Zaliliiiii: trciiiigl auch eine sonstige 
Beglaubigung des Haudzeiclien.>^. Leber die au eiucu Kechnungsbelag zu stellen- 
den Anfordemngen entscheiden aber lediglich die Verwaltnngsvorschrlften der 
einsdnen Bessorts (vgl. den Erlass des Finanzministers vom 6. Januar 190O). 
Vgl. den Aufsatz des Verfassers im Prenss. Verwaltnngsblatt XXI S. 163. 

8. Privatbeamte und Arbeiter. Das Vertragsverhftltniss der £iBen- 
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babüTerwaltoiigeii mit PiiTatbeamteB mid Arbeitern ist, soweit nicht fOr letetere, 
insbesondere für Wericstftttenarbeiter, die Gewerbeordnung in Betradit Itommt, 
Entsch. des Beicbsgerichtes vom 30. Dezember 1882 (Entach. Civils. 8, S. 160), 

nach den Vorsohrifton de« B.O.B. 's in)er Dienstvertrag §§ 611 — 630 sn be- 
ortheilen, für Privatbeamte knnn auch §676 B.G.B, zur Anwendung kommen. 
Hervorzuheben ist Fol^^endos: 

a) § filG H.G.B. Der znr Dienstleistuntr Veriitlirlitcto wiid des Anspruclis 
auf Vergütung nidit dadurcii verlustig , da»» er für eine verbältnissmässig 
nicht erhebliche Zeit durch einen in sdner Person liegenden Gnmd ohne 
sein Verschvlden an der IHenstleistnng verhindert wird, z. B. bei Vor- 
ladung an das Gericht, rar EontrollTersammlnng. Die Anwendung dieser 
Bestimmung kann, wie sich ang §619 B.G.B. ergiebt, durch den Arfoeits- 
vertrag im Voraus ausgeschlossen werden. 

b) §('18 lVr;.T{. Der Dienstbereclitigte liat Piiunip. Vornrhtnngen oder 
Goriitlisclialten , dio er znr Vcn irlitunjr der l>i( n>tt.- zu licsi liaffen hat. so 
einzurichten und zu unterlialten und Dienstleiätungen , die unter seiner 
Anordnung oder Leitui^ yorzunehmen sind, so au regeln, dass der Ver- 
pflichtete gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit gesch&trt ist, 
als die Natur der Dienstleistung es gestattet. Ein Verstoss hiergegen 
verpflichtet sum Schadensersatz nach den §§ 842 bis 846 E.G. 6. Die 
Bestimmungen des Kranken- und Invalidenversicheningsgesetzes scliliessen 
den Anspruch de« Dienstverpflichteten ans §(518 B.G.Ii nicht aus, wohl 
aliiT dii' BeHtininiuniren des rnfallversicheruugsgesetzes, § 95. Vgl. 
l'lauck, Kommentar z. B.G.B, zu §018 B.G.B. Die Verpflichtungen des 
Dienstherm aus § 618 B.G.B. können im Voraus durch Vertrag nicht 
aailgehoben oder beschränkt werdm. 

Die Vorschriften der Freussischen Verordnung vom 21. Desember 1846 

(G. S. 1 847 S. 21), betr. die bei dem Bau von Eisenbahnen beschnftigten Hand- 
arbeiter, bleiben, soweit sie flberhanpt noch Geltung haben ^ l^I die Abänderun- 
gen durch das Krankenversicherungsgesetz und die Vorsrin iften der Gewerbe- 
ordnung über Sonntagsruhe), als iitlVntliches Recht bestehen. 

9. Verträge mit Unternehmern und Lieferung.sverträge. Das 
Vertragsverhftltniss der Eisenbahnen mit üntemebmem, insbesondere Baaonter- 
nehmem ist nach den §§ 681 f. B.G.B. an beurtheilen. Wegen der üebei^ 
schreitang des Kostenanschlags vgl. § 660 B.G.]^. Auf die Anschaffiing tou 
LokomotiTen , Eisenbahnwagen a. dgl. finden nicht die Vorschriften über Werk- 
vertrag, sondern ttber Kauf mit der aus § 661 B.G.B. ersichtlichen AIh 
weichung Anwendung. 

10. Haftung für Vritroter. Soweit die l^t^föiderunfr von Gütern und 
Personen in Betracht kommt, haftet die Eisenbahn nach § 458 II. G.B. für 
ilire Leute und für andere Personen, deren sie sich bei der Ausfähnmg der 
Beförderung bedient. Abgesehen von dieser Haftung und der besonderen in 
§ 8 erörterten Ktf^flldit j^t wegen der Haftung für Vertreter annSdut 
§ 278 B.G.B. Der Schuldner hat bei der Erfüllung von SchuldverfaSHnisien 
ein Verschulden seines gesefcalichen Vertreters oder der Personen, deren er sich 
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zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu vertreten 
wie eig^enes Verschulden. Nach § 276 hat der Schuldner, soweit nicht ein 
AndereB Iwstimmt ist, Vorsatz imd FalurUtesigkeit zn vertreten. Fahrlflssig 
handelt, wer die im Verlcehr erforderliche Sorgfalt ausser Acht liest Daneben 
gilt § 831 B.G.B.: Wer einen Änderen zn einer Verrtehtiuig bestellt, ist zum 
Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Andere in Ausfühfung der Ver- 
richtung (nicht bei Oelegenheit der Ausführung) einem Dritten widerrechtlich 
zufügt. Die ErsatzpÜicht tritt Jedoch nicht ein, wenn der Geschättshtrr (was 
er beweisen muss) bei der Auswahl der bestellten Person die im Verkehi* er- 
forderliche Sorgfalt beobachtet hat oder wenn der Schaden auch bei Anwen- 
dung dieser Sorgfalt entstanden sein würde. Nach den nttmliohen Omndsätzen 
haftet nach den §§ 81, 89 B.G.B. der Fiskns fttr die von seinem T«rtretiings- 
herechtlgten Beamten in Ansftthmng der ilim zustehenden Verrichtungen be- 
gangenen, zum Schadensersatze verpflichtenden Handlungen. Diese müssen aber 
auf privat rcrhtliclieni (Jebipt liegen. Sind die widerrochtliolien Handlungen in 
Ausübung der öffentlichen Gewalt begangen, dann hattet reichsrechtlich 
(von der Ausnahme in § 12 der Reichsgrundbuchordnung abgesehen) nur der 
Beamte persönlich. Eine Haftung des Staats kann in diesem Fall nur auf die* 
^•ach §77 E.G. z. B.G.B. aufrecht erhalten«i landesgesetzUchen Bestimmungen 
gegründet werden. Solche bestehe fOr Prenssen nicht. Die Haltung des 
l^fiskns ans den §§ 31, 89 ist aber in Bezidinng anf das privatrechtliehe Ge- 
i;biet g-egenttber dem §831 B.O.B, eine strengere, denn er kann sich durch den 
Beweis, dass er bei der Auswahl des bestellten lleamten die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt beobachtet habe, von der Haftung nicht befreien (vgl. 
Planck, Komm, zu § 31 B.G.B.). 
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I. Besondere eieenbaliiireclitRelie SdHrNten. 

Hafter, Dr. jur. E. Die schweizerische Eiaenbahureute. Zürich lü(X). Grell Füsdi. 
Di» dofch die MkwelieriMhe YentMlliehttag 4w BiiMbfthMii angeregt Lit»- 
ntor wild durch die Torliegende Sdirift vm elimi wertlivollMi Band bereichert. 
VerfeSMr prttA die Eisenbahurente wirtbächaftlich und rechtlich unter eingehender 
BeTflek<«icliti£,ning der geschichtUchea Eatwiclüung und der Terwaadteu Einrichtvogett 

, anderer Länder. 

Zar BmügUehnng einer richtigen Würdigung der Beute wird anf die Ansbil- 
dnng der Staatsanleihen in frOherer Zeit Bnrttckgegriübn und der Unterschied der 
Renten, der kündbaren und der Zeitrenten, er&ftert. Letitere nntencheiden sich in 
Zeitrente im engeren Sinne, Leibrente und Tantieme. 

Die staatliche Kiseubahnreute der öchweiz ist ISdO im ilinblick auf die bcub- 
riditigte VentaatUohnng begründet, ihre Kllndbarlieit na«ih 60 Jahren aber ent 1887 
eingeführt. Wesentlich an dieser Ergttniung ist die Aufstellung eines Kflndigungs- 
recbts ohrn' Kiindigungspflielit. Letzteres li;it eine besondere KtMleiitunc; für die 
Rechtsiiusliiliiungcn des zweiten Theils; die Eii>eubahurente kann weder als Darleha 
noch als Ätt der Leibrente aufgefasdt werden. Der Prüfung des Bechtscharakters 
der Benteatitel ist eine eingehende recbtageaebiditiiehe Brilatemng derartiger Pa> 
piere vorangeschickt, die z, T. &U sug. Inskriptions- , z. T. als Werthpajiiere aufge- 
fasst sind. Verfasser bezeielinet den scbweizerisch' ii K'^itentitel als Inhaberpapier. 
Die Ausübung des Rechtis an den)selben ist allerdings »n den gleichzeitigen Besitz 
der Ziosabschuitte geknüpft, im Uebrigen aber lediglich von dem Besits abhängig 
und swar eelbet dann , wenn das Papier anf einen beetiniaiten Namen lanten aallte. 
Ausser dem Pfand- und Retentiunsrecht werden noch die Veijähmng der einxelnen 
Zinsbeträge sowie das Krln-ichen iiller AnsjiriUbe durch RiUkkanf und KompoiBation 
behandelt. Beachtung verdienen die reichhaltigen Litcraturangabeu. 

W. Coennann, MlllhanMB. 
MHtnl, Dr. N. Oai Wagenflbereinkommen des Vereins Deutscher Bisen» 
bahn Verwaltungen und seine wirtbschaftliche Bedeutung. Berlin 1900. J.Springer. 

Das Kneh mnss zu den interessantesten volkswis^enschaftlichen Arbeiten ge- 
rechnet werden, die in den letzten Jahren auf dem Uebiete des Eisenbahuweseus 
encbienoi rind. Verfasser beginnt mit einer Briluterung der s. Z. geltenden vier 
verschiedenen Uebereinkommen Uber den Uebergang der Wagen von Bahn sn Bahn, 
der geschichtlichen Entwicklung des Vereins-Wagen -Uebereinkommens sowie der Be- 
rechnung der Entschädigung für die Wagonbenutzung Praktii^ch bedeutungslos sind 
seine Beanstandungen gegen die Auii'aiisuug dieser Benutzung als Miethc, S. 3ü, — S.äl 
beadchnet er selbst als Miethe. Die Fkage des Ausgleiehs der Leistnngen Usst 
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aof die bedeatakdai Uebencltfisse binweiaen, welche die Wagenmietbe ergiebt Ihn 
Elbaltang und Vermehrung ist von verderblicher Einwirkung auf die Yerwoidiilig 
des zur Verfügung stehenden Materials. Dem Wagen-L'ebereinkommen wird es zn- 
gescbrieben, dass die Wageunotb trotz der Vennehruug des Wagenparks nicht ab- 
ganomrnen htt und don lediglieh die Benatsang deaedbeii, nicht die Ansantsang 
gesteigert ist. W. Coermanu, Mülhausen. 

Keasby, E. Q. The law of electrie wiree in stnets and highwaja. 2 ed. Chicago 1900. 
Callaghan & Co. 

Mitchie, T. J. American and Eaglisb Bailroad caäes. Bd. 16. 1900. 

Ribera, 8. A öhi spetta reseraisio deiraaione di reeponsahilitt nei tnuiporti per fexro- 

via. Milano 1900. 
Sebregondi Cerlani, 6. Note di diritto ftiroviario. Mailand 1900. 
Saitli, J. W. Ttie law of rcceiversbips as established and applied in the United Statea, 

Oreat Britain and her colonies. Bocbester 1900. 
rarxwt|t> C. AUgemeiaer Uataw der ranieehen BieenbahneB (Erlitttarongen in dem 

allgemeinen rassischen Eiseubahnge»ets ana den EntaeheidangeD des Senate nnd der 

Sprnchjiraxis der Sektionen). 1900. 
Tbeenez, Rene. De la r^glementation des conditione du travail dans Tindostrie des 

Toiae teitak 19Q0. 

Ii. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Dr. Ffscher'8 Zeitschrift für Praxis und Gesetzgebung der Verwaltung zunächst für das 
Königreich Sachsen. Herausgegeben von Dr. Walter Schelcber, Geb. Reg.-Eath 
im KOdI^ Sachs. Hinisterinm des Innern. Band 91. Leipzig 1900. fioesbeig^sche 
HofbndibandlaBg. 

Die Leitung der rtUimlirhst bekannten FisthcrVchon Zeitschrift ist mit dera 
21. Bande in die bewährten Hämle dos Horm Gelieiinratli [)r. Schelcber übenrPir'^ngcn. 
Der Herausgeber bezeichnet als Aufgabe der Zeitücbrift die wissenschaftliche i^rör- 
terang und Ausbildung des öffontlicfaen Rechtes in Sachsen, sowie die Sammlung nnd 
Veröffentlichung solcher Verordnungen und Entaehddongen der obersten sicbsischen 
Verwaltungsbf'lifSrdf^n , die fiir den Verwaltungsdienst nnd die Anwendung nnd Ent- 
wickelung de.s Verwaltunjjrsri.M htes in Such.sen von Tk'dentunij sind, Daneben soll den 
Fortschritten der Gesetzgebung auf diesem Gebiete durch Herausgabe von Gesetzes- 
materialien, kritisehe Besprechungen u. s. w. gebührende Berttckriebtfgung an Tbeil 
werden, im üebrigen aber auch die Rechtsprechung der Gerichte, soweit sie dasVer- 
waltnngsrecht berührt, vuruehinlich in Vorwultungfistrafsatlien, sowif ilie verwaltungs- 
recbtlicbe Literatur mit Aufmerksamkeit verfolgt und Übersichtlich dargestellt 
werden. 

Der Torliegende Band liest eritennen, dass dieses Sei nnter so ansgeseichneter 

Leitnng voll und ganz erreicht werden wird. Das Bestreben, Theorie und Praxis 
sowohl in der Anordnung des Ganzen wie auch in ib'ii einzelnen Darbictnntren har- 
Boniscii zu vereinigen, tritt überall Idar hervor. Abgegeben von der vollständigen 
lÜtUieiluQg der bezüglichen Terordnnngen und Entsdleidnngen sowie d«r litamtnr 
enthUt der 21. Baad eine Reihe vorsOi^ieber Abhandinngen, Tomehndtch Gallen- 
kamp, Das neue Liegenschaftsrecht in seinen Beziehungen zum Öffentlichen Recht 
in Sachsen, v. Nostiz-Wallwitz, Die Kommunalbesteuerung in den Vororten, 
Wahle, Die Becbtsnacbtheilc eines Bergarbeiters bei Theilnabme an einem Aus- 
stände, und W. Schelcber (Ergünzungsbcft), DarsteUnng nnd BrUnternng des Tele- 



196 



Literatvr. 



grapbenwegegeBetnt Tom 18. Desember 1899, welche im Folgeadeii (S. 199) eine be- 
sondere Beq>f8ohiiiig gefunden hat. Wir werden nicht reriUilen, anf den bhelt 
dieeer Zeitschrift, welche durch ihre Reichhaltigkeit eine weit über die ('renna 
Saeheene biaaiugeheude Bedeutung besitat» auch in der Folge öfter eiu/.ugehen. 

Dr. £ger, Berlin. 

BaniliaNi, Halnriell, Landgerichts-Priteident. HandwSrterbncb snm Bürgerlichen 
Oesetsbuehe. ZwMte Auflage. Berlin 1899. Frana Vablen. 

Das eiiipf Aurc^Lrunt}: des Präsidenten der Fkmhs .Tiistizjiriifuntr''kominis!<ion, 
Stdb^l, seine Kiitstehnng verdankende Buch ist ein austiilirlicber^ alphubeiische» Sach- 
register zum BGB. £s bietet aber in Anordnung und ätoff bei Weitem mehr, aU 
die bisherigen Hfllfsbflcber dieser Art. Einerseits nämliefa wird, ihnlieh wie bei den 
Saobregiäter in duii Biin leii der amtlichen Beiehsgerichtäeutscheidnngeu . vielfach zu 
dem Stichworto kurz der Inhalt der Hfstininumtr wiedcriiegeben ; andererseits ist in 
ihr nicht nur der im BGB. enthaltene Wortschatz verzeichnet, sondern es sind auih 
die bisherigen gebräuchlichäteu technischen Ausdrucke aus dem gemeinen, dem rheinisch- 
franaBdschen, dem badischen, dem prenssischen Laadrechte nnd dem sftchsisdien Ge> 
setsbnche anfgenommen. Daa mit staanenswertbem Fleis.se bearbeitete Buch dient 
also zugleich al^^ ausführliches Realregister zum HtiU. und zur Aufrechterhaltuug 
einer lebendigen Verbiuduug desselben mit dem bisherigen Rechte. Es erleichtert 
demnach nicht allein die praktische Handhabung des neuen Rechts, sondern fordert 
auch für die Angehörigen jedes der genannten Reebtsgebiete den Uebergaag lom 
BGB. nnd das Einarbeiten in seine Lehren. Durch den doppelten Nutzen, den es 
mitllin schafft, gehört dieses Hiilfsinittel zu d.n hc-iten seiner Art und geniesst mit 
Becht allgemeine Beliebtheit hf.i Ötudirendeu und i'raktikern. Die gegenwärtige 
aweite Anflage, welebe auch die Eeicbsnebengesetae des BOB. bertteksiohtigt nnd die 
Llterator — ansscUiesslich der Kommentare — in Besng nimmt, «rfirent sieb einer 
erlmblich erhöhten Brauchbarkeit. Dr. Riescnfeld, Breslau. 

KSnige, H., Oberlandesgericbt.srath. Kommentar zum Gesetz, betreffend die 
gemeinsamen Hechte der Besitzer von Schuldverschreibungen, vom 
4. Deaember 1809. Tttbingen, Freiburg i. B. und Leipzig 1900. J, 0, B. Hehr. 

Du Oeseti rtm 4. DessBriier 1899, weletma mm erstoi Male illr gaaa Dentneb- 
land die wichtige Materie der gemeinsamen Rechte der Beiitaer Ton Schuldver- 
schreibungen einheitlich und nach einem eigenartigen Systeme regelt, hat in dem 
Verfasser einen ausgezeichneten Kummeutator gefunden, iür hat es verstanden, bei 
grOsster Knappheit des Aosdnteks den Sinn und Geist des Gesetses nach allen Bidi- 
tungen klar au stellen. Man sidit in jeder Ausftthmng, dass er die Haterialien nnd 
die Literatur genau kennt nnd den Stoff vdllstilndig beherrscht. Wie die Erläuterung 
selbst, so bietet auch die voranffoschickte Einleitung über die Geschichte der Theorie 
und der Gesetzgebung eine Fülle von Belehrung und Anregung. Ohne Zweifel wird 
das Wofc eine ttberans günstige AnfliahnM erfshren. Dr. Egiat, Berlin. 

Saralt, Dr. Karl,- Geh. Justla-B., Prof. in Königsberg. Das Deutsche Haadelsreohl 

Bin kurzgefasstes LehrbuLb. 6. Auflage. Berlin 1H<>!). J. Quttentag. 

Das (iareis'sche Werk, dessen 5. Auflage im B i XII S :?8ß dieser Zeitschrift 
bereits gebührende Anerkennung gefunden hat, ist iu der 6. Auflage in Folge der 
inswischen geschehenen EinfObrung des neuen deutschen Uandelsgesetibacbs vom 
10. Mai 1807 In seinem enten, daa eigentlioba Handdsrseht umfsssenden TheOe 
(KMjf. 1—3) vollständig umgearbeitet worden. Die neue Auflage, welche die grossen 
Vorzüge der früheren theilt, insbesondere die Klarheit und T'ebersichtliebkeit der 
wisseDScbaftlichen Darstellung, hat alle Neuerungen sorgfältig und eingehend berück- 



Digitlzed by Google 



Literatur. 



197 



dchtJgt mid wird ttat jeden iBterenentan ^e idobe Quelle der Betebrung md An* 
rsKimg bUden. Dr. Eger, Berlin. 

fieMMMl, Samuel, Jnstizrath. Das Handelsgesetzbuch vom 10. Hai 1897 (mit 
Aawcblnas des Secrechts). Berlin IIMK». Franz Vahlen. Liefenuii? 1—:? 

Den ausführlichen und vortreff liehen Kommentaren zuni neuen HaiuklsgeseU- 
bncb von Staub, Makower, Lehmann & Bing, Düringer & Hachenburg, welche sämmt- 
lieli in Ueferungen enwhelnen, schUent sieh ffie Bearlieitnng Gtoldmanns würdig an. 
Es hat ja zweifellos Reiz, gerade das Handelsgesetzbuch zu koramentiren, da es sich 
auf der Grundlage des ADHG. aufbaut, mithin eine reiche und ausgezeichnete Recht- 
sprechung zu seiner Erläuterung zn Gebote steht, andererseits der Erlass des Bürger- 
lichen Gesetsbuehs ost die einheitliche gemeinrechtliche Grundlage geschaffen hat, 
Too der ans die sondenreebtüeben Torsehriften Terstanden und benrtbeilt werden 
müssen, die daher bei der Erläuterung stets heranzuziehen ist. Goldmann ist der 
Aufgabe, welche er sich gestellt hat, in jeder Beziehung gorecht geworden. Vor 
Allem ist die Wissenscbaftlicbkeit der Auaf ubrungeu , die Klarheit des Stils, die 
üeberriditUdikMt dw Anordnung sa rfibmen. Li letcterar Hinsicht erleiehteni ins» 
besondere die die Vorbemerknngen sn den Anmerkungen der einieltten Paragraphen 
abschliessenden summarischen XTebersiehten des Inlialts der darauf folgenden Notra 
die schnelle Orientirung. 

Die Torliegenden drei Lieferungen umfassen die 1 — 70 des ersten Buches. 
In dem dem BeehtSTMIltniss der Handlnngsgehfllfen und Lelirliugc gewidmeten 
Absdmitt sind amsser Beebtqireebing nnd LitMEatnr auch die pnblieirten Berliner 
und Breslaner Handolsgcbräuohe berfleksiebtigt. Wenn anch bisweilen eine Ausein- 
andersetzung mit der abweichenden Ansicht einen anderen Kommentators, namentlich 
Stauba, erforderlich erschienen ist, so ist doch bei aller wissenschaftlichen Gründlich- 
keit der inalctisebe Gebranebsaweolt nirgends ans d» Augen gelassoi. Die hoffent* 
lieb schnell fortschreitende und ihrer Vollendung entgegengebende Arbeit kann fflr 
die Benutzung in der Praxis der Behörden und Qeadiäftsmiiinier angelegentlichst 
empfohlen werden. Heinritii Dove. lierlin. 

Jaeckel, Dr. Paul, Eeicbsgerichtsratb. Das lieicbsgesetz Uber die Zwaugsver- 
steigernng nnd die ZwangsTerwaltnng Tom 24. Mftra 1897 nebst dem 
Einfttbrnngsgesetz nnd dem für Prenssen ergangenen Ansftthrungs- 
gesetz vom 23 September 1899 und Kostenbestimmnngen. Berlin 1899 bis 
1901. Franz Vahlen. 

Der kleinen im Jahre 1897 im selben Verlage erschienenen und im Bd. XIV 
8. 200, flOl dieser Zeitsehrilt beeprodieoen Textansgabe Torstebender Gesette hat der 
anf diesem Gebiete als AutoritSt hervorragende Verfasser nunmehr einen ausführ- 
lichen Kommenfi\r folgen lassen. Der^ollif verpinii^t alle Vorzüge in nich, die auch 
die frilheren Arbeiten dieses Autors auszeichnen und besonders wcrthvoll machen, 
Dämlich volle und grflndlicbe Beherrschung des Stoffes, sorgfältige Berücksichtigung 
der Ifoterlalim nnd der Literator, klare nnd flbersichtUehe Anordnung sowie selbst- 
stiadige und wisaensebaftliehe Behandlung nnd DarsteUnng des Inhalts <ler (besetze. 

Dr Kgor, lit-rlin. 

StruckraaUB, Dr. J., u. Koch, Dr. R. Die Civilprozessordnung für das Deutsche 
Reich in der Fassung vom 20. Hai 1898, unter Mitwirkung von K. Bäsch und 
Dr. P. Koll. 7. An0age. Berlin 1900. J. Gnttentag. 

Das bedeutende, für die Kenntniss und das Verstftndniss des deutsehen dvil« 
prozessrechts nnentbehrliehe Werk ist unter Mitwirkung il)ierau.< tilchtiger nnd er- 
fahrener Kräfte mit Rücksicht auf die wesentliche Umgestaltung der Civiiprozess- 

Eger, liUteuüalmreclitUcüe iüntaclt«ldiuii;«u XYII. 14 
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orduaug einer eutsprechenden vidMändigen Umarbeitung unterzugeu worden. Die 
glftniendeii VonOge des Eoimnentus aowobl in materieller wie formeller BSiuiebt 

sind allseitig anerkannt. Es giebt kein Werk, welches das vorliegende binelchtlidi 
der Rei' lilialfitrkoir des Inlinits, iler sorgfUltiifstPH IJerück^icliticruiiir der co«au(inten 
Materialien, Literatur und iiecbtaprechnng auf pruze-ssrechtlichem Gebiete übertrifft. 
Diese Yonflge bestehen andi fttr die zabireioben wicbtigeu Neneningen, welche die 
CiTOprozeaaordnnng in ihm gegenwärtigen Gestalt erfahren hat, und wwden drai 
Kommentare seinen wohlverdienten Bnf und seine grosse Beliebtheit weiter sichern 
und erhüben ' Dr. Et;er, Berlin. 

Keyssner- Simon. AktieugesellscLaf t und Ki)nnn:tnditgesellschaf teu auf 
Aktien. Hit erlftutemden Anmerkungen von fiu>j:o Kcysauer, Qeh. Jnstiirath, und 
Dr. H. Veit Simon, Bechtsanwalt Fflnf te Auflage. Handelsgesetsbuoh, n. Bneh, 
Abschnitt 3 und 4, bearbeitet von Hugo Keyssncr, Geh. Justiz- und £ammerger.- 
Batb und L. Keyssner, (ierichtsa.'v*e-:siir, I'orliii IIHX). .1. (inttfUtag. 

Als Nr. 24 der bekannten Guttentag'schen öannnlung von Textausgaben mit 
Anmerkungen im Tasebenformat erseheint in 5. Auflage Eeyssner-Simons handlicher 
Kommentar nun Aktienrecht, nunmehr als KfirjwBMvKetysmier. Die Anmerkungen an 
den einzelnen Paragrapbcoi geben eine fortlaufende Erläutemn? unter eingebender 
Berücksicbtignnir der Ecclitspreclituiir. insbcsoiiilLTe dos Heichs4iliorliaiiilcLs<:ericbts und 
Reichsgerichts, der Bestimuiuugeu des BUB. und der Denkäcbriit. Vurber geht iliuen 
jedesmal eme knne Verweisung auf den entsprechenden Artikel des ADHOB. oder 
die Beneiehnnng: Nen, bisweilen mit dem Zusatz, dass die Beichstags-Kosuniaiiim 
den betr. Paratrraidien binzui?efiigt habe, sowie auf die die Begründung enthaltende 
Stollr der Denks' lirift, Kiii/.t liiP Hf.slinuninigon ilt;.s H(ili. und der ("l'O., so tlie Tiber 
das Aufgebotäverfahren und seine Wirkungen, i^ind auch ganz zum Abdruck gelaugt. 
Eurae fettgedruckte Stichworte vor jedem Paragraphen erleichtem die üebersicht. 
Das Gleiche gilt für die üebcr;:;ang.si)eriude von der vorgodruckten vergleichenden 
Znsammen8tellun<; der Art. de.-i ADIIGB. und der §i} des neuen HGB. Die Einleitung 
giebt die Gescbii-hte des Gesetzes. Die Nanion der Autonn biirir>-n für die prak- 
tische Brauchbarkeit und Zuverlässigkeit den kleineu W egweisers, der namentlich den 
Organen der Aktiengesellschaft zum Gebrauch in Comptoir und Generalversammlung 
anpfohka werden kann. Heinrich Dove, Berlin. 

Stenglein, Dr. M., Reicbsgerichtsrath. Lexiknu des DcntHchcn Strafrocbt « nai b 
den Kiir<* beiduugeu des Beicbsgcricbts EUsammeugestelU. Berlin liM). 
Otto Lielnuaun. 

Der Plan des als Antoritiit auf strafrechtlichem Gebiete hochangesdHmen Herrn 

Verfassers, die ausscrg<>\vöhnliche Fülle der in mehreren Siunniluugen euthalicnon 
strafrechtlichen Kulsi IieiduuL'eii des lieicbsu. rielils uiidr.iuu;! , liuiidiicli . übersirhtlieb 
und doch vollständig für den praktischen Gebrauch in le.xikali.scher Form gewiss^er- 
ujasseu zu konzeutriren, ist aufs Beste durehgefülirt und voi'zUglich gelungen. Mit 
erstaunlichem Fleisse und augeceichneter Kenntniss der Oesetsgebung und Bedit- 
sprecbung bat der Autor das ungefähr 6<l Bände umfassende Material in dt ni vi rb iltnlss» 
niiis!5ig' ;;erin;;cn rnifaiiire vou etwa ll'O P.oireii vf iciiii^'t und ein Werk -^eHehaffon. 
well lies iluri Ii die trelilichc und zweckmässige Wiedergabe aller prinzipiell wichtigen 
Kut.s< hcidungeu jene Sammhugen TolIstAndig ersetzt und die Aufiiudung der Kechts- 
gnmdsiltze in gans anasergewöhnlicher Weise erleichtert. Das Werk steht in dieser 
Form und Fassuns^ » inzig in seiner Art da , es wird sich des vollen Beifalls sowohl 
der Tlieorctikei w ie l'iuktiker erfreuen uu'l !4< ii ieht sdwubl iI'mii .\utor wie auch be- 
aüglich der äusseren vorzüglichen Ausstattung der Veriagshaudluug zur grössten Ehre. 

Dr. Eger, Berlin. 
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Rausnitz, J., Rechtsanuali. Das Reichsgesetz über die Augelegeiihoiten der 
freiwilligen Gerichtsbiirkeit vom 17. Mai 18!IS uufl das proiissi ^( lic (tc- 
sctz iiiKir ilie tri- i willige Gerichtsbarkeit vom 21. September LÜd^. Üerliu 
1900. Frauz Vahleu. 

Der Kommentar gehört m den besten nnd nmfaeaendsten Bearheitimgen der 
GesotzgL-liuiii,' über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Derselbe beschränkt sich uicht 
allein auf das Reichs- uml {innissische Gesetz, sondern verwebt damit auch den in 
den anderen (besetzen des Keichä und der Bundesstaaten enthaltenen Stoff und zwar 
in einer überaus klaren und geschickten Weise. Das Werk zeichuet sich durch die 
ToUe Bebemcbong des gesamroten Gebietes, ttberdehtUche Anordnnng des gewaltigen 
Stoflies nnd grttndliche wissmschaltlicbe Bearbeitung ans. . Dr. Eger, Berlin. 

Sebeicher, Dr. Walter, Geh. Regienm^srath und vortragender Rath im KOnigl. Spichs, 
ilinisterinni des Innern. Das Tciegraphenwege-G csetz vom 18. Dezember 
18Üd, überäichtlicb dargestellt und erläutert. Leipzig l^M). Kossberg Berger. 

Das an 1. Jannar 1900 in Kraft getretene Beichs-Telegraphenwege-Gtasets ist 
▼on einschnddender Bedeutung fQr das Öffentliche nnd das Privateigenthnm im ge- 
samniten deutschen Reiche, indem es der Keiehstelegraphenverwaltun«,'', sowie den 
Staatstelf:;)aiihenverwiiltui)ß;en von Bayern und von Württeuibercf weitgehende l>e- 
nutzangsrebbte an dcu oileutlicbeu Wegen, Plätzen, Brücken uud den Betten und 
Ufern der Offentliehen OewSsser — alles »Verkehrswege' im Sinne des Oesetses — 
sowie die allgemeine Berechtigung aur Inanspracbnahme des Luftraumes über den 
rrivatirrnndr-türken znr Herstellung nnd Erhaltung ihrer dem iiffentlichen Verkehre 
dienenden .\ula;,'< n jjewiihrl Znr N'erleihung dieser für die Kinriehtun«^^ und Auf- 
recbterbaltung eines geregelten Feruschreib- und Fernsprechverkehrs nnunigänglichtn 
Befngniss bedurfte es, nadidem sie in dem bekannten Fronsse des fieicbqpostfiskus 
gegen die Stadtgenieinde Breslau diesem vom Reichsgerieht (Urth. vom 21. September 
1898, Entsch. in < ivils. Hil V2 Nr. 4R 205ft'. i abgesprochen worden war. erst des 
Eingreifens der gesetzgebenden Gewalt des Reit hs. Die ^\ irksamkeit des liesetzes 
erstreckt sich aber bei den Verkebrawegen uicht bloss auf den Grund und Boden und 
den darüber beflndliehen Ldtranm (g 1), sondern auch (§g A, 6) auf die versdiieden- 
artigen Anlagen, als deren Träger die V^erkehrswego sonst zu dienen ptie^^en. wie 
Entw:is-'enniL''sk mälc, < '!V8- und WasserleituuL'en , Stras-iendalmen , eli ktrische Licht- 
nnd Kraftleituugeu u. s. w. Ausser den Wey;e-Eigentliüniern un<l den \\ ege- l^nter- 
baltuugspllicbtigen, sowie den Privatgrundbesitzem werden daher auch soust weite 
Kreise von Berechtigten von den Wirkungen des Gesetzes berührt, dessen Kenntniss 
demnach für sie von hoher Wichtigkeit ist. Die vorliegende ausgezeichnete Bear- 
beitunL,' d»-; sf hwieriL':''it, in der Ansleijunir v'm'iii r iiirht ininier klar gefassten l>e<(ini- 
niuugen manchmal zweiielbaften Gesetzes bietet ihnen hierzu ausreieheude Möglichkeit. 
Sie ist kein Kommentar im landläufigen Sinne, »ondem mehr eine systematische Abhand- 
lung des neuen Redttsstoffs. Nach einigen allgemeinen Vorbemerkungen über Grund und 
Geschichte der Entsteimng des Gesetzes giebt Verfasser zuerst eine übersichtliche Dar- 
stelliinir niui Krläutennii;' ili s iJest tzesinhaltes mid dann eine feinsinnifr«' rcrliNwissen- 
»chaftliche Erörterung uud Kritik der darin zum Ausdruck gelangten geseizgebenscbeu 
Gedanken. In diesen theoretischen Ausführungen (S. Gl tt.j liegt der llauptwertb der 
Arbeit. Verfasser vertheidigt mit grossem Geschick die Auffassung, dass seinem 
Rechtscharaktt r nach das der ! uiaphenverwaltung durch das Gesetz gewährte Be- 
nutzunirsrct lit an den iilti nt Iii hen \ eikehrswegen und l'rivatgrundstürkon kf ine Ent- 
eignung, suuderu eine gesetzliche Eigenth umübescbränkung, und /.war ein 
Mitbenntsungsrecht öffentlicbreehtlicher Natiur ist Von diesem Staudiiunkte 
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ans übt Verfasser an dem Gesetze Kritik and gelangt dabei zu dem Ergebnisse, dan 
dasselbe dem imblizistischen Charakter des Verhiiltuisses in <\m die Rechtsaus- 
übung der Telegraiihen Verwaltung betreflfendeu Bestimmungen in sehr wesentlichen 
Punkten — so uameutlich LlnsichtUcb des Verü&hrens aus §§ 7, 8, de^ Ausschlüsse« 
des TenraltnngswcgM im § 13 nnd hindehtUdi der Terweimnig d«r BmtaanqnilelM 
wegen der Benutzung von PriTatgmndstUcken (§ 12 AI». 2 u. 3) auf den Rechtsweg 
(§ 13 Ah? ■> II Ii — nicht genügend Reclinunc: Efotracfen habe 'S T.'li. Dieses Ur- 
theil des Vertassers kann auf Zustimmung Anspruch erheben. Als Anhang endlich 
sind der Text des Gesetses, die Ansföhmngsbestimmungen des fieicbakMuden und — 
leider nur — die s&chsieehen Luidee-AtuffiliniiigBveiordniuigen abgedruckt. So dient 
die Arbeit zugleich der Wissenschaft und der Praxis und fOrdert das Verständnin 
und die Handhabung dos theoretiscli ebonso inteireaBaiiten, wie für die Entwickeloog 
des Yerkehrslebeus bedeutsamen (iesetzes. Dr. C. £. Riesenfeld, Breslau. 

NWMUli, Dr. Itagt, EeehtiuiwalL Handantgabe dei Bflrgerlielieii 6«aeti- 
bnehs. Band S. 1. und 8. Aull. Berlin 1900. Fna* Vahlen, 

Der dritte Band des Nenmann*schen Kommentars zum BQB. urafasst das 
Einftthrungsgesetz zum P.GR., das prenssischo Ansführongsgesetz zum BGB , die das 
Privatrecht unmittelbar berührende Reichsgesetzgebung nach der Legalordnung der 
Bdebsrerfasinng des BOB. und dee BinflUmingsgesetiM and Mioer Entwürfe sowie 
ein sehr eingebendes Sachregister. Die grossen Vorsflge, wdobe bweHa bei der 
früheren Besprechung dieses trefflichen Werkes im Bd. XV S. 296 der Zeitsebriit 
hervorgehoben worden sind, zeichnen auch den dritten (Sehliiss-i Band aus, und haben 
dem Kommentare zu anssergewöhnlicben Erfolgen und weiter \ erbreitung verholfen. 

Dr. Eger, Berlin. 

Kohlenbeok, Dr. L., Rechtsanwalt Das Bürger liebe Oesetibaeb ffir das Den t sehe 

Reich nebst dorn Einfilhningsgesetz. Im Auftrage des Vorstandes des Deatseben 
Anwaltsvereins erläutert. Bd. II. Berlin 11M)Ü. Carl Heyniann's Verlag. 

Auf die ausgezeichnete Bearbeitung des BGB. durch Kuhleubeck ist bereits bei 
Besprechung des I. Bandes im Bd. XV S. 877 , 878 dieser Zeitsebriit bingewissen 
worden. Der II. Band , welober das 4. und ü. Buch (Familien- nnd Erbrecbt) sowie 
ein umfassendes Sachregister zum ganzen Werke enthiilt. reiht sich in Bezug auf die 
volle Belierrsehung des StufTcs, die Klarheit und Gründlichkeit der Erläuterungen 
dem ersitiu Bande würdig au. Das nunmehr vollendete Werk wird fUr den Theoretiker 
wie fttr den Praktiker von gleichem Nntnen sein. Dr. Eger, Berlin. 

Dtvt» Nelariob, LandgericbtsraHi a. D., Syndilras der Korpovatien der KanflnanuKbaft 
von Berlin. Das Handelsgesetzbuch für das Deutsche Beiob. Tbschea- 
Gesetzsammlung, Berlin 19(X). Gai l Heymann's Verlag. 

Es scheint mir nicht zweifelhaft, dass dies praktischen Zwecken gewidmete 
kleine Buch die wohlverdiente und wttnscbenswertbe Verbreitung finden wird. Zi 
bedauern ist nur, dass der bekannte TerfiMser bei Ab&ssong der Arbeit mit Biekriebt 
auf iliren Zweck und Umfang keine ausreichende CMegenheit fand, die ihm eigenen 
grossen Vorzüge, die in der geistvollen Auffaf'ung und anregenden Aufwerftmg and 
Darstellung schwieriger fragen gipfeln, wieder einmal au den Tag zu legen. 

Anf EiuMlheiten einnogdien, ist Her kanm dwOrt-, es genügt wohl, berrono- 
heben, dass der Verfasser aneh die bisherige Doctrin und Beehti^redrong, soweit 
sie nach Erlass des neuen Handelsgesetzbachs noch direkt anwendbar ist, filr die 
, Auslegung in weitem Umfange herangezogen und sorgfiiltigst verwerthet hat. Zu 
einer Reihe wichtiger Fragen hat der Verfasser wohl aus obigem Grunde keine 
Stellung genommen, s. B. an der Frage, ob die AktiengesellBebaft dn Verein ist nwl 
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tuwiewdt besfeebendeii Falles die yonehriften des BGB. ttber Venuiie auf sie anwendbar 
sind; Inner za der Avichtigen Frage, ob es jetzt noch, was llefereut gegen Simon 
und gegen Ring i in Lthmann-Ring, das IIGB. II. Theil S. .574 Nr..'?) ainiimmt 
(S. Deutsche Juristenzeituug V. Jahrg. Nr. 6, ä. 132/133), Aktiengeselischafteu mit 
nicht wirthschaftlichen (idealen) Zwecken geben kann u. A. m. 

Die Bemerkung anf & 351/62 Anm. 2: „7gl. jetst auch Biesser ,Die handelsr. 
Lieferungsgescbäfte" Berlin 1900", ist entweder sn streicken oder zu lindern. Zu dem 
von Staub be.sprochenen rrtheil de? I CivÜKPnats des Reichsgerichts über die bandcls- 
rechtlicben Liel'erungsgescbäfte vum 12. (Jktuber 1898 bat sich Keferent in »einer 
Sehiilt: .Die banddsraehtlichen Lieferungsgesokifte' (Beriin 1900 Otto Idekmann) 
flberban]vt niebt gelnssert nnd wtrde dies auch schon deshalb nicht gethan haben, 
weil er die von Staub an jenem ürtheil geübte Kritik sowohl filr Überall zutreffend, 
wie für erschöitfend eraohtete. Der I. Civilsenat des Reichsgerichts hat aber in seiner 
zweiten Entscheidung vom 28. October 18UU sein Urtbeil auf eine völlig abweichende 
md neue Grundlage gestellt, und swar tbeils 7011 nnter dem Biadmck der (Ton 
ihm nidit erwtiiitfen) Stanb^ehen Kritik, tbeils, weil er mit der Oonstmction der 
ersten Entscheidung unraf5glich auch die handelsrechtlichen Lieferungsgeschäfte mit 
Nachfrist treffen konnte, die er treffen wollte. Die vorcnväbnte Schrift des Referenten 
ist also lediglich gegen diese zweite Entscheidung gerichtet und gegen deren bereits 
nadi dnem Jahre Ar nOthig erachtete neue Gmistmetiim der Anedehnnng des BegrilEi 
der Börsentermingeschäfte auf die handelsrechtlichen Liefeningsgeschäfte. 

Bei dieser Schrift des Referenten handelte es sich aber atich nicht darum 
es mag dies gegenüber der Avohhvollenden Besprechung aut S :572 373 des XVI liandes 
dieser Zeitschrift hervorgehoben werden — dem Richter das Recht bestreiten zu 
wolleo, ein Qesets nicht allein naeb dem Wordant, sondeni andi nach der Absieht 
und dem Zweck des Geaetzgelieis auszulegen, sondern darum, dass, woran festgehalten 
wird, der Richter, also auch der I. Civilsenat des Uei( lisgerichts nicht bcfntrt ist, 
ein Gesetz sowohl gegen den klaren Wortlaut, wie gegen den erklärten Willen des 
Gesetzgebers auszulegen. (Vgl. jetzt auch Cosack, Lehrbuch des Handelsrechts 
6k Anfl. S. 899 Nr. 4; Lahand in der Dentsehen Juristenndtong Jahrgang V Nr. 16 
S. 884/885; Keyssuerinder Zeitscbr. f . d. ges. Handelareokt N F. Bd 34 S. 594/6 
und Anm. 2 auf S. öliä.) Dr. Ricsser, Berlin. 

Olshaisen, Ober-Rciths-Anwalt. Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich; 
Textausgabe mit Bemerkungen und Sachregister zum praktischen Gebrauch. Siebente 
Auflage. Barlin 1900. Frans Vehlen. 

Die allbeliebte nnd yeihreitete knne Handansgabe des Straliiieseubnehs von 
Olshausen ist in neuer Auflage erschienen, in welcher insbesondere die durch das 
E(t. zum BGB. nnd die sogenannte Lex Heinze bewirkten .Aenderungen berücksichtigt 
worden sind; sie wird in diesem neuen Gewände sich ebeuüoviel Freunde erwerben, 
wie frOher. Die in der 'voitergehemden Auflage enthaltenen ZnstftndigkdtsTOtsebriften 
sind in Portfall gekommen, weil dn zweites Bändehen Torheraitet wird, dass die 
Strai^'iroaeasordnang nnd die Znstlndi^eitsbwtimmnngen enthalten soll 

Dr. L. Fuld. .Mainz. 

Bartels, G. Die Uimerleguugsordnong vom 14. März 1879. Textausgabe mit Anmerk. 
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accidents. 
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Entscheidungen. 



Nr. 110. £iits(li. (los Kassatiohshofcü iji Paris. 

Vom 9. Februar 1898. 

^Zeitsciir. f d. internat. Eisenb. -Transii. VIII (.1900). Nr. Ii. S. 395). 

Haftpflicht der Eisenbahn für Güter, deren Aufladen vom Absender besorgt worden ist. 

Die Klage aiit Ersatz des bei Ankunft am Bestimmuugsurte feh- 
lenden Teils der Ladung wurde abgewiesen: 

In Erwägung, dass im Laufe dea Monats April 1893 unter der 
Herrschaft des Internationalen üebereinkommens Uber den Eisenbahn- 
frachtverkebr, in Janlayine (Belgien), mit Bestimmung nach Lille 
(Frankreich), eine Anzahl Ballen Flachs der Eisenbahn znr Beförderung 
aufgegeben und vom Absender verladen worden sind, und dass bei der 
Ankunft am Bestimmungsorte Von der im Frachtbrief angegebenen An- 
zahl acht Ballen fehlten; 

dass, um das Vorhandensein eines Abmangels darzuthun und die 
Eisenbahn zum Ersatz des Wertes desselben an den EmpfÄngei' zu ver- 
urteilen, das angefochtene erstrichterliche Urteil, gemäss den Bestim- 
mungen des Berner Internationalen üebereinkommens über den Beweis 
im Falle des Verladens durcli den Absender, hätte feststellen müssen, 
dass bei der Aufgabe eine Nacliziihlung der Anzahl der Kolli durch die 
Klisenbahn erfolgt und auf dem Frachtbi iefe konstatiert ist; dass das 
Urteil aber ausschliesslich auf einen angeblichen Fehler der Eisenlialin 
ab>t('llt, welcher darin bestehen soll, dass die Bahn das .Ausladen der 
.Sendung in Abwesenheit des Empfängers und olme dass dieser in ge- 
huriger Weise dazu eingeladen worden wäre, bewirkt hat; 

dass aber weder das Berner Uebereinkominen nucii irgendwelche 
reglementaiische Bestimmungen die Eisenbahn verpflichten, das Ausladen 
zu yerschieben und erst abzuladen, nachdem sie den Empfänger mittelst 
der Aufforderung, sieh dazu einzufinden, in Verzug gesetzt hat; 

dass also das angefochtene Urteil den Art 8 des Bemer Ueber- 

Bg«r, BiMBiMiwMhttlBiM BBtwhflldmseii ZVn. 16 
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einkoinmens ansser acht gelassen, sowie den Art. 1382 ^) des Civilgesetz- 
bnches falsch angewendet and derogemftss yerletst hat. 



Nr. III. Eiitsch. des Oesterr. YerwaltimgB-Oerlelitsltofiw. 

Vom 3. Marz 1898. 

(Oeoten. BlMil»..V«roTdB..BI. Zin (1900). Mr. IM. a MM) 

1. Die Eisenbahnunternehmung ist verpflichtet, einen in ihrem Eigenthume beflndiichen, 
den Verltehr zu Aufnahme- und Magazinsgebäuden einer Bahnstation vermittelnden 
Zufabrtsraum auf eigene Kosten zu beleuchten, wenn eine solche Massnahme durch 

den Infolge iiirca Botriabet «rtttaattiM ttarkei Verkehr erferfart wInL 

2. Elma kaililiehen Aiflrai «■ die ElaaetabaaiiteraehBissi za erlateen» Itt Ae fie- 

Meiidebehicde oeaipeteni 

Aach für Eisenbahnuuternelimungen hat der gleiche Grundsatz in 
den gesetzlicheil Vorschriften Aasdrack and Anwendung gefunden. Denn 
wenn der § 10a Eisenbahnconcessionsgesetz vom 14.. September 1854, 
R.-G.-Bl. Nr. 238, die Eisenbahnunternehmungen verpflichtet, die ihnen 
etwa ertheilten besonderen Vorschriften in Betreff ihrer Objecte xu er- 
füllen und insbesondere solche, welche Vorsichtsniassregeln zum Inhalte 
liabcii, woiin weiter in den Ab.^ätzen b und c die Eisenbalinuuterneh- 
muiigen im Alitjeiiieinen für alle Beschädigungen für haftbar und ins- 
besondere in den Absätzen < uml d für verpflichtet erklärt werden, in 
Betreff der durch sie gestörten Coniinunicatiuiien jederzeit nach Anord- 
nung der Behörde den den Anforderungen der öffentlichen Sicherheit 
entsprechenden Zustand herbeizuführen, die wegen ihres Betriebes 
nGthigen SicberbfitsvorkehruDgen zn treffen, und wenn endlich die 
Üisenbahnhetriebaordnnng yom 16. November 1851, K.-6.-B1. Nr. 1 ex 
1852, im § 20 die EisenbaJinbetriebsnnternehmuugen fUr die Herstellang 
and Erhaltung aller Anlagen, welche durch die Anlage and den Be- 
trieb der Bahn nothwendig geworden sind, fttr verpflichtet erkennt, so 
ist durch alle diese gesetzlichen Bestimmungen nichts Anderes gesagt, 
als dass auch die Eisenbahnnntemehmnngen verpflichtet sind, ihren An- 
lagen eine solche Einrichtung zu geben, welche gewährleistet, dass die 
öfientlicben Ttücksichten, soweit dieselben durch den Betrieb der Balm 
und die durch diesen hervorgerufenen besonderen Verhältnisse beein- 
flusst werden j vollständig gewahrt bleiben. 

Nachdem nun der auf dem vorerwähnten Territorium der Eisen- 
bahnunternfliniung infolge ilires Retrielies nntslandene starke Verkehr 
die Beleuchtung dieses Territoriuais zur Nachtzeit erfordert, damit er 

') Art. 1382 lautet: „Jede Handhing eines Menschen, weiche eini-in andern einen 
Sdiaden vemnadit, verpfliditet denjenigen, durch dessen Fehler der Schaden bcrbeige- 
fuhrt woida, mm Braats". 
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in ToUer Sicherheit sich voUziehen kOnne, so mnss die Eisenhahtiniiler- 
nefamuiig als verpflichtet erkannt werden, die Belenchtong dieses für 
ihren Betrieb nnd ihre Zwecke bestimmten Territoriums durchzuführen. 

Nachdem nun weiter der § 90 cit. Eisenbahiibctt-iebsordnung die 
Eisenbahnunternehmungen, soweit es sich um die Befolgung der allgp- 
mdneii Polizeigesetze, bandelt, den zur Handhabung derselben berufe- 
nen Behörden, im concreten Falle also nach §28, ad 2 und 3, Gem.- 
Ord., den Gemeindebehörden unterwirft, so war die Gemeimlcbeliörilo 
auch competent, den eingangs erwähnten Auftrag an die £iseubahuuuter- 
nehmung zu erlassen. 



>>. 113. Entseb. des k. Handels- und Wecliselgeriebts Budapest. 

Vom 4. Juli 1898. 

(Zeilachr. t d. internat. EUenb.-Traasp. VlU. Nr. 12. S. 437.) 

Fraohttsreohnnff tef Gnid des ta der Aofgabrntation ernlttelten fiewichft. 

Bei einigen in der Bestimmungsstation nachgewogeneu Sendungen 
wurde eni höheres als das in der Aufgabestation ermittelte Gewicht 
konstatiert, weshalb die Bestimmungsstation die Frachtgebahr für die 
Gewichtsdifferenz mit 18,12 Gulden erhob. Auf Klage des Empfängers 
wurde die Eisenbahn von allen Instanzen, in letzter Linie vom kgl. 
Handels- und Wechselgericht in Budapest, zur Rückerstattung der er- 
hobenen Mehrheit verurteilt. 

Ans den im Urteil dieses Gerichts entwickelten Entscheidnngs- 
fjriinden heben wir folgende Erwägung hervor: „Unstichhaltig ist die 
Einwendung der Eisenbahji, dass das Gericht erster Instanz dadurch 
eine Bechtsverlet^^ung begangen habe, dass es entschied, es sei die Be- 
rechnung der Frachtgebühren nicht unter Zugrundelegung des von der 
Al>gabestation, sondern auf Grund des von der Aufgabestation ermit- 
telten Gewichtes vorzunehmen gewesen. Der Eisenbahn gebiihrt zwar 
die Fracht mich dem tliatsächlichen Gewiclite und f^elit ilicst llic (liher 
bei einer irrtümlichen (Towiclitsfeststellunp: seitens der Aulgabestation 
nicht des Reclites verlustig, die Frachlgebiihr iiiicli dem thatsächlichen 
Gewichte fordern zu können: da Jeilocli die amtliche Gewiclitsfeststellung 
sowohl auf der Aufgabs- als auch auf der .Abgabsstation eine Aktion 
der Hahn bildet und die Gewichtsdifferenz zwischen den beiden Ab- 
wägeergebnissen keinen Anhaltspunkt dafür geboten hat, welche der 
beiden Abwägen die richtige gewesen sei, so ist es eine natOrliclie 
Folge, dass yon der Eisenbahn in jenen Fällen, in denen die Abgabs- 
station ein grösseres Gewicht als die Aufgabsstation konstatiert hat, 
die EVaehtgebQhr fftr das konstatierte Mehrgewicht nur dann erhoben 
werden kann, wenn die Aufgabsstation das Gewicht irrtümlich fest- 

IB* 



208 Entsch. des < »est vrr. Obersten (iericbtshotVs v<jni 24. . November 1899. 



Stellte nnd die Ware thatsftchlich das auf der Abgabsstation fest- 
gestellte Gemcht hatte. Nach dem Tbatbestande wie er seitens des 
ersten Gerichtes festgestellt worden ist, hat die Bahn aber einen Beweis 
hierfür nicht anerboten nnd lediglich den fflr diesen Fall nnerheblichen 
Nachweis erbringen wollen, dass die Abgabestation die Nachwage auf 
Wunsch des Empflngers yomahm". 



Nr. 113. Entseli. des Oesterr. Obenten Oerichtshofies. 
Vom 24. November 1899. 

(Oeatwr. KiMab.-Yerorta.-Bl. XIV (iwi). Nr. 2. s. 41.) 

Ol« EImhImIm haftet oeniss § 19 4«r EisenbahnbttrMMrtfsuf inner fir iea tfwtk 
VtrMlisMe« ihrer Orgass as Sashes hervergerafMM Sohatfen. 

Das Berufungsgericht hat in seinen GrQnden festgestellt nnd an 

diese Feststellangen ist das Revisionsgericht gebunden, dass an dem 
Unfälle dem Treiber der Ktilie kein Versi^luilden beigemessen werden 
kann, sondern einzig und allein, wie dies in den erstrichterliclien Gri'in- 
den auseinandergesetzt ist, das instructionswidi i<^e Verhalten des Wäehter- 
substituten Alois H. Nun ist in den erstrichterliclien Urtlieilsgrüuden, 
auf die sich das Beruf'uiij^s^^^'scliäft bezieht, festgestellt, dass der Wiichter- 
substitut Alois H. der liistnu tion zuwider den ihm bei der Uebersetzung 
angewiesenen Posten, ohne die Schranken zu schliessen, verlassen hatte, 
bevor er die vorschriftsniüssige Deckiuifr des PersoioMiziiges Nr. 820 be- 
wirkt haben konnte und ehe der fahri>laniniisvi<re l.;i>tziig Xr. HSG. den 
er auf diesem Posten zu erwarten hatte, und der nur wenige ^linuten 
dem J'ersonenzuge folgte, eingetroft'en ist. Aus diesem (lebahren des 
Alois H. geht aber unzweifelhaft hervor, dass er für die Stelle eines 
Aashilfswftchters auf einem so frequenten Posten, wie die Bahnüber- 
setzung bei Kilometer 112 des Geleises der Prag-Duzer Eisenbahn ist, 
trotz abgelegter Pr&fnng nicht geeignet war, nnd es ist vOllig nneut- 
scheidend, ob der beklagten Bahn die Unverlässlichkeit und üntaug* 
liebkeit des Alois H. für diesen Posten bereits bekannt war oder nicht, 
da das Wort wissentlich des § 1316 a. b. G.>B. sich nur auf den 
ersten Fall, nicht aber auf den durch einen Beistrich getrennten zweiten 
Fall dieses Paragraphen bezieht nnd ttbngens auch die beklagte 
Bahn schon nach dem 19 der Ministerial Verordnung vom 16. November 
1851, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852, f&r den durch das Verschulden ihres 
Bediensteten verursachten Schaden ersatzpflichtig ist. 
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Xr. 114. Eiitsch. des Orstrrr. OlMTstcii Oenelitshofes. 

Vom 28. November 1899.') 
(Oatterr. UNBbwTeroida^ Xin (ISM^ Nr. in. & S5I80 
§ 2. OMttnr. NaltpflioMgMrti v. 5. MIrz 1869, Beartheilung des VerschaMM» bei 
TSdtung oder Verietzng aines Kindes beim Eisenbahnbetriebe. 

Der nach dem Gesetze zulässige Gegenbeweis ist auf die im § 2 
rit, erwähnten Umstände beschränkt, und können andere Umstände, als 
die in dieser Gesetzesstelle angeführten, die Eisenbalinunternehmung 
von der ihr nacli dem Gesetze obliegenden SchadencrsatzpÜicht nicht 
befreien. Das beklagte Eisenbahnärar hätte deshalb, um sich vom 
Klagsanspruclie zu befreien, zum mindesten einen der im §2 cit. an- 
geführten ( instände zu beweisen. Belan'gend den unabwendbaren Zufall, 
welcher nach den im § 1 eingekhimmerten Worten durch eine höhere 
Gewalt veranlasst worden sein muss, hat das beklagte Aei'ar eine solche 
nicht behauptet, vielmehr seine Vertheidiguug auf das Verschulden der 
Eltern der beschädigten Klägerin gestützt; von einer höhereu Gewalt 
kann nach der Lage des Falles überhaupt nicht die Eede sein. Aber 
auch die miabwendbare flandlung eines Dritten wnrde beklagterseits 
nielit behauptet, da das Verschulden der Eltern der Beschädigten iu 
einem Hangel an Anfeicht, also in einer ünterlassnng, gelegen sein 
soll, das Gesetz aber keineswegs, wie in der Sevisionsbeantwortnng an* 
geflktart wird, ein unabwendbares Verschulden der dritten Person, 
sondern ausdrücklich eine unabwendbare Handlung derselben zur 
nothwendigen Voraussetzung hat, unter welche Bestimmung aber eine 
blosse Unterlassung nmsoweniger subsumirt werden kann, als die Auf- 
zählung der im § 2 cit. ei wähuten Umstände mit Rücksicht auf die 
Worte „nur dann" und die Verbindung der einzelnen Umstände mit 
<lem Wörtchen „oder" oftenbar eine taxative ist, sohin eine analoge 
Anwendung auf dort nicht ausdrücklich angeführte Umstände nicht zn- 
lässt. Es erübrigt somit noch die Ei'orterung der Frage, ob der dritte 
in der citirteii Gesctzesstelle vorgesehene Fall, nämlich jener eine.s 
Verschuldens der Beschiidigten, vorliege. Mit Hecht betont das Be- 
rufungsgericht, (lass ein Verschulden im Sinne des § 18<.»4 a. b. G.-B. 
bei einem Kinde, das den Veistandesgebraucli nicht hat, nicht vorliegen 
könne; schon daraus ergibt sich, dass die Beschädigte an dem Unfälle 
ein Verschulden nicht tretfen könne; ein allfälliges Verschulden ihrer 
Eltern ist aber gewiss nicht ihr Verschulden. Bicktig ist wohl, dass 
der gesetzliche Vertreter des Kindes bei Rechtshandlungen des- 
selben dessen mangelnden Willen ergänzt und infolgedessen die im 

Vi,'l iihcr (.lii^'c Knfs.liriiintiix (Wo in dieser Zeitschrift Md. XVll Xr. 10 ver- 
i'tit'utlicbte Abbandluiig von Dr. E. Tilscb. 
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Namen des Kindes gesetzten Rechtshandlungen als Reclitsliandlniigen 
des letzteren gelten ; dies lässt sich jedoch auf eine ein VerschuUleu 
des Unmündigen begründende Handlung nicht ausdehnen. 

Nr. 115. Entseh. den Bentoelieii BelebssericlitR. 
6. Civ.-Senat. Vom 28. Dezember 1809. 

(Säehs. Areh. für bürg. Recht. Bd. X. Hea 9 10. S. 022.) 

§ I. Reiohshaftpflichtgesetz. Derjenige, welcher beim Eisenbahnbetriebe zur Abwen- 
dung einer fiefahr von Sachen sein Leben oder seine Gesundheit aufs Spiel setzt, 

belMlet tioli tn tlgMi« VtratfeiMtB. 

Da eingangs erwftbnt wiiil, der Unfall habe sich ,etwa" in der 
naher dargelegten Weise abgespielt, scheint die Auslegung denkbar, 
dass das Berufungsgericht lediglich einer Vermnthttng Ausdruck geben 
wolle, und wenn dem so w&re, liesse sich die Abweisung der Klage, so- 
weit sie auf dem Haftpflichtgesetz fusst, zweifellos nicht halten: Nur 
der bündige Nachweis, nicht sclion die blosse nähere oder entferntere 
Möglichkeit einer ursächlichen Selbstverschuldun^ des Verletzten ftber- 
hebt nach der klaren Bestimmung in § 1 den Betriebsunternehmer seiner 
Haftung. Eger, Das Reichshaftpflichtgesetz, 4. Aufl. S. 97 flg. In- 
dessen erhellt die Absicht, eine positive Feststellung zu tretfen und 
nidit in V('niintliiui<,^en sich zu ergehen, aus dem Zusammenhang der 
En t sc 1 1 1 ' i (1 11 u gs r inide etc. 

In zweifer Linie vciiiiis.>^t die Revision, soweit das Benitungsgerieht 
ein eigenes \'erscliuUlen des Verletzten für dargetliaii hält, ein Ein- 
<;elien auf die besonderen Umstände des Falles, niuiilicli darauf, ob 
nicht eine Fahrlässigkeit um deswillen ausgeschlossen werde, weil dem 
Verletzten, der sein Pferd vor dem unmittelbar drohenden Verderben 
retten wollte, zu irgend welchem Nachdenken keine Zeit geblieben sei, 
und weil er sich bei seinem Vorgehen nur von der Hoflfbung habe leiten 
lassen, er werde das sonst verlorene Thier vielleicht retten. Auch mit 
diesem Angriff dringt die Revision nicht durch. Jeder Erwachsene, 
vollends ein mit Beförderung von Eisenbahngttterwagen gewerbsmässig 
befasster Fuhrmann, kennt den Erfahrungssatz, dass derartige Wagen 
auch ohne Ladung, wegen ihres bedeutenden Eigengewichts, sobald sie 
einmal in Bewegung gesetzt sind, eine grosse lebendige Kraft entfalten, 
selbst durch Anwendung stark wirkender Bremsvorrichtungen nicht so- 
fort zum Stehen «gebracht werden können und ungebremst beim Anprall 
an Widerstände eine zerstüiende Wucht entwickeln. Nun ist, nach der 
au^ll^il( klichen Feststellung des Berufungsgerichts, R. bei seinem Ver- 
sucli, durch Entgegenstemmen mit dem Oberkörper die nachrollenden 
Waireu aufzuhalten, nach rückwärts gof^en das Pferd gedrückt wonleii, 
welches dnrdi die mit dem eiueu Ende au seinem Geschirr befestigte, 
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mit dem anderen Emle au einem festen Hinderuiss verfang:ent; Kette 
unbeweglicli l'esLgelialteu war und einem Druck vor Zerspreuguug der 
Kette nicht nachzugeben vermochte. Er hat sich demgemäss — was in 
jeuer Feststellong ohne weiteres mit enthalten ist — in eine solche 
Stellung begeben, dass sein Körper die ganze lebendige Kraft der 
rollenden Wagen empfangen, folglich mit natorgesetzlieher Nothwendig- 
keit erheblich znsammengepresst nnd schwer yerletzt werden musste, 
weil er nach rttckw&rts nicht answeichen konnte. Die Wahrscheinlich- 
keit eines derartigen Ergebnisses war von vornherein so klar nnd ein- 
leuchtend, dass zur richtigen Erkenntniss ein besonderes Nachdenken 
flberhaupt nicht erfordert wurde; vielmehr musste sich bei einem 
Menschen von gewöhnlicher Einsicht und Urtheilskraft in ähnlicher 
La<re mit der Vorstellung einei* dem Pferde drohenden Verletzung so- 
torl die Vorstellung von der aus ganz den gleichen Griiuden gegebenen 
Unsinnigkeit und Leichtfertigkeit eines Rettungsversuchs auf dem von 
B. eingeschlagenen Wetre verbinden, und wenn ß. sich die Geführdunp; 
seines Pferdes vergegenwärtigen konnte, ehe es wirklich bescliädi^t 
war, SU genügte der liiezu erforderliche, noch so kleine Zeitaltschnitt 
auch, um das Gefährliche einer Unternehmung, wie er sie ausführte, 
vollkouimeii einzusehen. Ferner mag, vom höheren sittlichen Stand- 
punkt aus, zur Rettung fremder Leben die bewusste Aufopferung oder 
Gefährdung der eigenen Person gestattet sein und nicht fahrlässig im 
Bechtssiun erscheinen. Eger, a. a. 0. 8. 138 flg., 142 flg. Unter 
keinen ümstftnden ist es aber znlAssig, zur Abwendung einer Gefahr 
von Sachen, insbesondere von Thieren, seinen Leib oder seine Gesund- 
heit auf das Spiel zu setzen. Der Wunsch und die Hoffnung, das un- 
beweglich festgehaltene, durch die nachrollenden Wagen bedrohte Pferd 
zu retten, entband den EigenthOmer nicht von der Pflicht, bei seinen 
darauf abzielenden Handlungen dem'enigen Grad von Aufmerksamkeit 
anzuwenden, welcher anter gleichen Voraussetzungen von jedem Ver- 
nünftigen und Zurechnungsfähigen zu erwarten wäre. 

Nr. 116. fintseh. des Oesterr. Obersten Cierichtsliofes. 

Vom 4. Jan uar 1900. 

.Ot'NtPrr KiMMil» \ i rnr.iii i;l XIII >190ü.i. Nr. 123 S. 23»6..- 

Oas Ausgleiten auf den in das Bahnhofsgebäude fährenden Stufen infolge Glatteises 
Iii (Ne Wedireh IwrvvrgmiifMM KSrpervtrietiungeii falten tticM ■■tar das Haft« 

pflichtgcsetz. weil der bezugnohe Unfall sich nicht als eine Ereignung Im Verkehre 
einer mit Oampfkraft betriebenen Eisenbahn darstellt. Derartige Unfälle, bezw. die 
Haftung für dieselben sind vielmehr lediglich nach den Normen des allgeaieinen 

bürgerlichen Gesetzliaohes zu beurtheilen. 

Der ünlall der Klägerin kann nicht als eine Ereig- 
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nuQg im Verkehre einer Eisenbahn angesehen werden, 
weil die körperliche Verletzung derselben nieht im Be- 
triebe der Eisenbahn herbeigeftthrt wurde, Specialgesetze 
überdies stricte anszulegen sind, und ihnen kein anderer Sinn beigelegt 
werden darf, als welcher ans der klaren Absicht des Oesetzgebers her- 
Yorlenchtet (§ 6 a. b. G.-B.). 

Es hatte demnach die Klägerin selbst das Verscholden des belangten 
Aerars nachzuweisen. Diesen Nachweis hat dieselbe aach thatsftchlich 
erbracht, nnd zwar durch die Zeugen Josef 8. und Carl N. Durch die 
Aussage des erstgenannten Zeugen, dass zur Zeit des Unfalles das 
Trottoir vereist war nnd dinch die Aussage des zweitgenannten Zeugen, 
dass die Stufen und auch das Trottoir mit Glatteis bedeckt waren, 
musste als erwiesen angenommen werden, dass das beklagte Aerar der 
ihm obliegfondtii Verpflichtung zur Besanduog des Trottoirs nicht voll- 
ständig nachgekommen ist. 

Kr. 117. Entseh. des DentBeken Beidisgeriehts. 

Vom 9. Januar 1900. 

Z. u-ilir f (ifiUsch. bürg Kechl u. fraDZ. Civllreclit. IM. XXXI. Hefts. 6.467.) 

§ I. Reichshaftpflichtgesetz. Betriebsunfall eines Kindes bei einer Strassenbahn. 
Beurtheiiung des eigenen Verscliuldens nach Massgabe der thatsächlichen Verhältnisse. 

Einem bcgründeteu Rcchtsliedeiikcn unterliegt nicht die Entscliei- 
dung des Obeihindesgerichts, da.'^s den verletzten Knaben kein eigenes 
Verschulden an seinem Unfälle treffe. Bei der Beurtheiiung dieser 
Frage verlangt es mit Recht den Nachweis, dass bei dem Knaben 
trotz seines jugendlichen Alters von 7 — 8 Jaliren die erforderliche Ein- 
sicht nnd das Bewusstsehi von der Gefährlichkeit seines Handelns vor- 
handen gewesen seien. Wenn nun auch nach der Annahme des Be- 
rufungsgerichts der Knabe im Allgemeinen die mit dem Betriebe der 
Strassenbahn verbundenen Gefahren gekannt hat, so ist doch weiter 
festgestellt worden, dass derselbe zur Zeit seines Unfalls mit einem 
Genossen auf der Strasse spielend sich tummelte und dass Knaben von 
7—8 Jahran, wenn sie auf der Strasse spielend sieh tummeln, flberhaupt 
und ganz ohne R&cksicht auf ihre Individualität nicht das Bewasstsein 
der Gefahren haben, welche ihnen durch Unachtsamkeit nnd Muth- 
willen seitens der Strassenbahnwagen drohen. Ob der hiermit aufge- 
stellte Erfalirungssatz zutrefl'end ist, ist nicht nachzuprüfen; einen 
rechtlichen Irrthum lässt er nicht erkennen nnd er rechtfertigt die 
Annahme, dass es an der subjektiven Voraussetzung eines Verschuldens 
des verletzten Knaben fehle. Die Entscheidung beruht deninacli auf 
der Würdigung der thatsiichliciirn Verhältnisse des Falles, welche 
mittels der Kevision nicht mit Erfolg aiigelocliteu werden kann. 
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Nr. 118. Elltech, des lleutoelien Itoielisgeriehts. 
6. GiTil-Senat. Vom 12. Januar 1900. 

(Siebs. Areb. £ bizgerl. Rtehi. Bd.X. Heft «10. &<m 

Haftung zweier Betriebsunternehmer bei einem Unfälle, der auf der Kreuzungsstelle 
ihrer beiden Linien durch einen Zusammenstoss der beiderseitigen Züge herbeigeführt 
Ist. Zum Begriff der höheren Gewalt im Sinne von § I des Haftpflichtgesetzes. 

Der Vorderricliter hat ohne Rechtsiirthuni die Voraussetzung der 
gesetzliclieii Ilattung; aus § 1 des Haftpflicht^esetzes vom 7. Juni 187J, 
dass der Unfall sicli „bei dem Betrieb einer Eisenbahn" ereignet hat, 
als gegenüber den beiden Beklagten zutreffend angenommen. Die 
körperliche Verletzung des Klägers steht zweifellos in dem von dem 
Gesetz onterstellten Zusammenhang sowohl mit dem Betriebe der 
städtischen Hafenbahn, als demjenigen der elektrischen Strassenbahn. 
Der Kläger ist als Fahrgast der Strassenbahn auf einer von dieser 
aosznfQhrenden Fahrt zn Schaden gekommen und zwar dadnrcli, dass 
der Motorwagen', auf welchem er sich befand, auf das Sehienengeleis 
der Hafenbahn in dem Angenblick eingedmugen war, als ein Gftterzng 
der letzteren Bahn gegen die Erenznng heranfuhr; hierbei ist der Kläger 
durch den Anprall des Bahnzuges an den Motorwagen auf die Geleise 
der Hafenbahn geBchleiidert und demnächst von dem Uafenbahnzug 
überfahren worden. Allerdings handelt es sich hier niclit um einen 
„Konkurrenzbetrieb" mehrerer Bahnen (Entsch. des K.O.H.G's. Bd. 9 
S. 142 tig.) oder um einen gemeinschaftlichen Betrieb auf der.selben 
Strecke: — eine f^ewisse nemeinsehaftliclikeit be.steht vorlie?eml nur 
Iiinsiclitlii li der Benutzung der Wegelläclie auf der KreuzungsstelU' tur 
die hei(ler.seitigen Bahnkiu pei- oder Falirltahnen. - Allein darauf kommt 
es liier nicht an. Kntscheidend ist, da.ss der Unfall im Gefolge des 
gleichzeitigen Betriebes der einen und der anderen Balm eingetreten 
und auf das thatsiichliche Zusammenwirken der beiden Betriebe als die 
Ursache zurückzuführen ist, welche Ursache beiderseits durch die eigen- 
thOmliche Gefährlichkeit des Eisenbahnbetriebes beeinflnsst warde. 
Unzutreffend ist der Einwand der beklagten Stadtgemeinde, der That- 
bestand, wonach der elektrische Motorwagen die geschlossene Barriere 
der Hafenbahn gewaltsam durchbrochen habe und womit zugleich die 
Voraussetzungen der §§ 315, 316 des St.G.B.'s sowie des § 26 des Ällg. 
Ii. Bs. Th. I Tit. 6 erfllllt seien, stelle sich nicht alsBetriebsergebniss 
der beklagten Hafenbahn dar, sondern als ein äusserer gewaltsamer 
Eingriff in deren sich ordnungsmässig vollziehenden, durch die Schranke 
abgeschlossenen Betrieb. Für die Frage, ob d* m 1 H fall bei dem Betrieb 
(auch) der städtischen Eisenbahn stattgefunden habe, kommt nur in 
Betracht, dass der Unfall zufolge der Wirksamkeit oigenthümlich ge- 



Digltized by Google 



214 Kntäch. des Duutsclieii Kcirhsgiriilit:> viim 12. .Taniiar 1900. 



f tiirlidier Betriebsmittel dieser Bahn herbeigef&hrt wurde, wogegen der 
Umstand, dass im konkreten Fall jene Wirkung dorcb den, sei es auch 
scliuldhaft widerrechtlichen, Eingriff seitens eines Dritten — hier der 
anderen Bahn — aasgelöst wnrde, nur für den Einwand der höheren 
Gewalt erheblich werden könnte. Gegen die ans dem Bahnbetrieb als 
solchem entspringende Bechtsfolge der gesetsliehen Haftpflicht konnte 
die zeitweilige Abschliessung des Betriebsraumes der Hafenbahn nicht 
in dem Sinne Schutz gewähren, dass sie hierdurcli die Möglichkeit eines 
Betrieb.sun falls von ihrem Gebiet ausgeschlossen hätte. 

Ein Schuldhal tes Handeln oder Unterlassen auf Seiten der einen 
oder der anderen Eisenbahn — an sich für die Fi-age der Haftpflicht 
rechtlich nicht erheblich und nur für eine etwa iin Verhältniss der l)eiden 
Bahnen unter sich bestehenden Regresspflicht vuu Bedeutung — kunnte 
immerhin, wie den Revisionen zuzugeben ist, möglicherweise fUr die 
zweite Beklagte den Einwand der höheren Gewalt begründen. Diese 
würde jedoch den Nachweis voraussetzen, dass es dem Betriebsunter- 
nehmer der einen Bahn auch bei Anwendung der grössten Vorsieht, bei 
Vorkehrang aller denkbaren Sicherungsmassregeln, welche vemttnftiger 
Weise dem Eisenbahnuntemehmer zugemuthet werden können, nicht 
möglich war, die Handlung des anderen abzuwehren oder ihren schftd- 
lichen Folgen Torznbengen. Und es konpt hierbei zugleich in Betracht, 
dass als unabwendbare Zufälle für die Eisenbahn solche UnflUle nicht 
gelten, welche lediglich in der gefihrdenden Natur des Unternehmens 
selbst oder in einer von dem Eisenbahnnnternehmer selbst geschaffenen 
geAhrlichen Lage ihren Grund haben. 

Das Berufungsurtheil verneint das \ (»iliegen einer höheren Gewalt 
fftr die eine wie für die andere Beklagte und führt zur Begründung 
zunächst an: der Unfall sei entstanden durch den Umstand, dass die 
beiden Eisenbalmbeti iebe sich im gleichen Niveau kreuzen, d. h. durch 
einen Umstand, dem bereits zahlreiche Unfälle zuzuschreiben seien, der 
deshalb nach den Anforderun^^en der neueren Eist'nbahnwissen.schaft 
grundsätzlich vermieden werden solle. Wenn nun auch die örtlichen 
Verhältnisse oder die Höhe der Kosten der Unterführung oder Ueber- 
führung des einen Eisenbahnbetriebes entgegengestanden haben, so 
seien jedenfalls genieinschafiliche Berathungen der beiden Beklagten 
geboten gewesen. — Mau ist nicht genöthigt, mit der Revision der 
Beklagten diese Stelle des Bemfuugsurtheils dabin anfenfassen, dass der 
in demselben zuerst erwähnte Grund im Folgenden gänzlich fallen ge- 
lassen und die Entscheidung lediglich auf den weiteren Grund gestützt 
sei. Das Berufungsgericht erblickt in der Kreuzung beider Bahnen auf 
Scbienenhöhe eine schon an sich gefährliche Anlage. Dieser keinenfalls 
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rechtsirrthümliclieTi Auffassung steht niclit rntfjpfren, dass derartipfo 
Gcleisekreuzuiif^ei). wie die beklagte Stadtgenieiiide anführt, tliatsächlich 
nicht selten vurkomnien, beziehungsweise dass solche wenigstens bei 
Kleinbahnen, Privatanschliiss- oder Strassenbahnen bislang die behördliche 
Genehmigung (unter bestimmten Bedingungen) erhalten konnten. Einer 
in besonderem, aussergewöhulichem Masse gefährlichen Eisenbahnanlage 
kann Aber die Bedeutung zakommen, dass in Folge dessen die An- 
fordernngen an die Vorsicht des Betriebsuntemebroers verschärft, der 
Kreis der denselben haftfrei machenden höheren Gewalt dementsprechend 
noch mehr eingeengt wird. War die von dem üntemehmer selbst durch 
die Anlage geschaifene — gesteigerte — Gefahr durch alle mit dem 
Betrieb vertrSglichen Vorsichtsmassregeln nicht TOllig anszuschlieseui 
so trifft das, was von Gefahr fibrig bleibt, den Eisenbahnunternehmer. 

Nr« 119. Entsch. des Oesterr. Obersten OertehtshofiBs. 

Vom 24. Januar 1900. 

rOesterr. Elscnb -VerDrrtn ßl. XIII (1900). Nr. 128. S 2459.) 

Die im § IG, lit. b) der Ministerialverordnung vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. Nr. 238 
(Eisenbahn-Concessionageseti), ■ormirte Verpflichtung der Eisenbahnunternehmung zur 
VarhltiHi dM SohadeM tot riebt u dto In 30. Haupttlfloke des ILTNItat des all- 
giMlMB bürgerlichen Gesetzbudies Ober den Schadenersatz festgesetzten Voraus- 
setzungen gebunden. Die Eisenbahnunternehmung ist vielmehr verpflichtet, allen durch 
den Ban der Bataa veranlassten Schaden auch in dem Falle zu ersetzen, als sie keinerlei 

Verschulden trifft. 

Wenn der § 10, lit. b), bestimmt, dass die Eisenbaliuunterneliiniingen 
verpflichtet sind, allen iSchaden an ülfentliclieni oder Privatgute zu 
vergüten, welcher darch den fraglichen Eisenbahnbau veranlasst worden 
ist, sowie dass die Eisenbahnnntemehmungen solche Vorkehrungen zn 
treffen haben, dass die angrenzenden Gebäude, GrandstAcke etc. durch 
die Bahn weder während des Baues derselben, noch in der Folge Schaden 
leiden, und dass sie verpflichtet sind, fllr derlei Beschädigungen zu haften, 
so ist es klar, dass hienach den Eisenbahnunternehmungen in der ange- 
gebenen Hinsicht eine weit Aber die Bestimmungen des allgemeinen 
bttrgerliehen Gesetzbaches betrefls des Schadenersatzes und über die 
Norm des § 364 a. b. G.-B. hinausreichende Ersatzpflicht auferlegt wurde. 
Diese ausgedehntere Ersatzpflicht bildet eben ein Corollar zu den den 
Eisenbahnunternehmungcn im § 9 des Eisenbahn -Concessioiisgesetzes 
eingeräumten besonderen Rechten und beruht auf dem Grandsatze, dass 
die Concession zu einem Eisenliahnbau und -betriebe noch keineswegs 
die Autorisation zu unveraiUwürtliclier Schadenszufügung in sich fasst. 
Der citirte § 10, lit. b), iioniiirt also nicht nur, dass die Eisenbahn- 
unternehmuug selbst dauu hatte, wenn sie kein Verschulden (§ 1294 
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a. 1). G.-B.) trifft, sondern auch, dass sie für allen durcli den Bau und 
Betrieb der Bahn an angrenzenden Ciebäuden, (jrundstUckeu etc. ent- 
standeueu und entstehenden Schaden, also nicht blos für einen unmitttelbar 
durch einen directen Eingriff in die Recbtsspbäre eines Dritten verur- 
sachten, sondern fftr jeden, wenngleich nur mittelbar durch den Bau 
und Betrieb der Bahn hervorgerufenen Schaden zu haften habe. Die 
zweite Instanz hat daher mit vollem Rechte ihr ürtheü auf die Be- 
stimmung des § 10, lit. b), des Eisenbahn-Ck>ncessionsgesetzes basirt und 
ebenso mit Recht auf Grund der Feststellung, dass der KlSger durch 
den Bau und Betrieb der Wiener Stadtbahn an seinem Hause einen 
Schaden in der Höhe von 11. 14.800 erieide, den beklagten Theil zum 
Ersätze desselben verhalten. 



Nr. 190. Entseh. des Ofsterr. Verwaltongs-Geriehtshafes. 

Vom 90. Januar 1900. 

1. Der Cbaniktar wirfcilohtr Slaalsbeilemtsttr kwMrt Mr UmImIom BMvIeii eiid 

Dienern der staatlichen Eisenbihiverwaltung zu. wefche infolge Verleihung eines im 
Staattditmte ayttenieirten Postens der staatlichen EisenbahnverwaltMg !■ fiM wirk- 

lioken Staatsdienst iiiiernonmen wurden. 

2. BtdtoMtett d«r ttaatNekei EliMlnksverwtltung, wtleks fcilMs ha Staatttatl« 
•ytt«Mislrtei Potits bckMisi, tisd wtdtr StaatthMuste, betw. •OMi«r, Mioh Bffiast- 

liche Fondsbeamte, bezw. -Diener. 

3. Durch die Aufnahme in den Dienst der staatlichen Eisenbahnverwaltung an sich 
(ohne gleichzeitige Verleihung eines im Staatsdienste systemlsirten Postens) tritt eine 
Asaieriis !■ im blskarlgsn HaiMafsrMhte 4m bstrttsatfit Mltastrtm slofet als. 

Es besteht kein Oesetz, welchem zufolge die Bediensteten der 
k. k. Staatsbahnen als Bedienstete des Staates und als in einem 
Öffentlich-rechtlichen Verhältnisse zu demselben stehend anzu- 
sehen wftren. 

Im § 19, Abs. 3, des mit der Kundmachung des Handelsministns 
und des Eisenbahnministers vom 19. Jänner 1896, R.-6.-B1. Nr. 16, 
pablicirten Organisationsstatntes für die staatliche Eisenbahnverwaltung 
ist allerdings von denjenigen zu dem Personale der letzteren gehörigen 
Beamten und Dienern die Rede, welche infolge Verleihung eines 
im Staatsdienste systemisirten Postens der staatlichen 
Eisenbah n Verwaltung in den wirklichen Staatsdienst über- 
nommen wei den, allein aus dem Verurdnunir.s-Blatte des k. k. Eisenbahn- 
ministeriums für den Dienstbereicli der Staatseisenbahn-Verwaltung vom 
;n. Dei eniber 1896, LV. Stück. Nr. 178, geht hervor, das.s der Kanzlt i- 
diencr .luliann K. in der Kir^en.><chaft als IkMliensteter der k. k. 
Staats bahnen in die (Gehaltsstufe von fl. 50) befördert wurde, dass 
er somit nicht einen im Staatsdienste systemisirten Posten iuue hat und 
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nidit in wirklichen Staatsdienst Abernommen worden ist Derselbe gehört 
vielmehr der im Abs. 1 des § 19 des obcitirten Organisationsstatntes 
erwähnten Kategorie des Personales der staatlichen Eisenbahnverwaltung 
an, welcher derzeit nicht der Charakter wirklicher Staats- 
bediensteten zukommt, und ist es selbstTerstftndlich, dass dnrch 
die Bestimmung des § 19, Abs. 2, des obdtirten OrganisatioDsstatutes, 
nacli welcher, insoweit niclit durcli dieses Statut, sowie durch die be- 
stehenden sonstigen gesetzlichen Vorschriften eine Verscliiebung der 
Rechte und Pflichten bedingt ist, auf das Personale der Staats- 
bahnen die für Staatsbeamte und Staatsdiener geltenden Normen sinn- 
gemässe Anwendung tindeu, nicht die gesetzliche Norm des § 10 des 
Gesetzes vom 5. Dccember 1896, K.-G.-Bl. Nr. 222, auf dir Beamten 
und Diener der Staatsbalnien ausgedehnt und liieniit eine Aeuderung 
des Heimatsrechtgesetzes vorgeoommeu werden wollte und koimte. 

Nr. 131. Entsch. des Oesterr. Obersten C^eriehtshofi». 
Vom 7. Februar 1900. 

(OMfearr.]HNBb.-TerofdiL-BL Zin (1900). Nr. IM. 9.U7S.) 
Die Unterlassung der gemäss § 29 des GesetiM vom 28. December 1887, R.-G.-Bl. 
Nr. i ex 1888, vom Betriebsunternehmer oder Betriebsleiter zu erstattenden Unfalls- 
anzeige an die politlsohe Behörde erster Instanz kann eine Schadenersatzpflicht des 
UMerashners fir ies Verlmt der 4m VersloliMies wegen des BetriekeMfallee moli 
inm «rwlhiitea Sestlie geMIreedee EstiabUlowmsreiile beirlndea. 

Im § 29 ist dem Betriebsnntemehmer oder -Leiter die binnen fUnf 
Tagen zu erstattende Anzeige aller daselbst bezeichneten Unfälle, zu 
welchen auch der dem Klftger zngestossene gehört, unbedingt zur Pflicht 
gemadit und ist diese Anzeige an die politische Behörde erater Instanz 
in zwei Exemplaren nach dem mit Min.-Vrdg. Tom 24. Jänner 1889, 
R.-G.-Bl. Nr. 12, bekannt gegebenen Formnlaie zu erstatten, damit die 
Unfallversicherungsanstalt von dem Unfälle durch die politische Behörde 
im Sinne des § 31 alsbald verständigt und die Rente womöglich schon 
nach Ablauf von vier Wochen nach dem T'nfalle von amtswcgen fest- 
gestellt werde, (iegen diese offenbar zur Waliniiig der Rerlite des Be- 
schä(li<^ten getroffene Bestimmuntj: des (rcsetzes hat die beklagte Tuter- 
nelimnng, bezw. ihr Betriebsleiter, für welchen sie zu haften hat, durch 
Unterlassung der ])tlichtmässigen Anzeige Verstössen und liegt in dieser 
nicht entschuldigten Ausserachtlassung einer gesetzlichen Verbindliehkeit 
ein Verschulden im Sinne der §§ 1295, 1297 und 1298 a. b. G.-B., 
welches dadurch, dass es im § 52, al. 3, des citirten Gesetzes mit Geld- 
nnd eventaell anch mit Freiheitsstrafen bedroht ist, keineswegs den 
allgemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches Aber die civil- 
rechtliche Haftung für Schadenersatz entrftckt und anch dadurch nicht 
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beseitigt wurde, dass Kläger von dem im § 34 dtirten Gesetze ihm 
subsidiär eingeräumten fiechte, biunen Jahresfrist selbst die Anzeige 
des Unfalles bei der Versicherungsanstalt zu erstatten, keinen Gebranch 
gemacht hat. 

Xr. VZ'Z. Eiitseh. des Preuss. Obor-Verwaltiiiicrs-Gerichts. 

4. Senat. Vom 12. Februar 1900. 
(PreiiM. Btomlk-Aroh. JtJbtg. iMW. U«ft t. 8. lUH,) 

Dar ElseitalaiHiteriehaer bat sieb aa Her Uaterbaltiig tUm MtatllelMa Wcget* 

dessen Unterhaltungslast als Folge seiner durch eine Eisenbahnanlage veranlassten 
Veränderung oder Verlegung vermehrt ist, neben dem ordentlichen Wegebaupflichtigen 
mit einer Quote zu betheiligen, welche dieser Vermehrung der Wegeunterhaltungslast 
MteprieM. — ErUlt ein Prlvatwep, deeeeii EtarioMaii« mi Uaterinlteag den Eleea- 
bahnunternehner aaf Gnind des § 14 des Eisenbahngesetzes auferlegt war, die Eigen- 
schaft eines Sfrentlichen Weges nach der Gestaltung der Bahnanlage und der Auflage, 
ee ist zu selier Unterhaltung nicht mehr der Eisenbahnunternehner, sondere der 

ordentliche Wegebaupfliohtige heranzuziehen. 

War der K.-Weg zur Zeit der Eiscnbahnaiilage ein privater und 
hat er diese Eigenscliaft inzwischen nicht verloren, so würde der 
Amtsvorsteher nach den §§ 55, 56 des Zuständigkeitsgesetzes vom 
1. August 1883 nicht in der Lage gewesen sein, die angefochtene Ver- 
f&gung zu erlassen, und würde dieselbe wegen Unzuständigkeit der 
WegepolizeibehOrde der Aufhebung unterliegen. Hat der früher als 
Privatweg bestehende E.-Weg aber die Eigenschaft eines öffentlichen 
Weges erst nach der Herstellnng der Bahnanlage und der Auflage der 
Einrichtung der Parallelwege an den Unternehmer erhalten, so würde 
der Eisenbahnfiskus, der dann die Einrichtung und ünterhaltung von 
Privatwegen anf Grund des § 14 des Gesetzes vom 3. November 1838 - 
ttbernoramen hfttte, auf Grund dieser Verpflichtung nicht im Verwaltungs- 
streitverfahren zur Unterhaltung dieser Wege als öffentlicher Wege 
herangezogen werden können, diese vielmehr Sache des ordentlichen 
Wegebaupflichtigen sein. 

War der K.-Weg dagegen sclion zur Zeit, als der Reclitsvorgängerin 
des Fiskus die Herstellung der Parallelwege seitens der Landespolizei- 
behörde auferlegt wurde, ein öffentlicher Weg, so niuss davon aus<;e- 
gangen werden, dass die bezügliche Anordnung der letzteren auf der 
Grundlage des § 4 des (Tesetzes vom 3. November 1838 beruht. 

Es bedurfte indessen im vorliegenden Falle zur Begründung der 
Unterhaltungsverbindlichkeit auf Seite des Eiseubahntiskus als Rechts- 
nachfolger der B.-G. Eisenbahngesellschaft, deren Rechte und Verbind- 
lichkeiten auf ersteren übergegangen sind, nach der Bechtsprechung des 
unterzeichneten Gerichtshofes keines ansdrücklichen Ausspruchs der 
Landespolizeibehörde, vielmehr ist in dieser Judikatur st&ndig der Grund- 
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satz aufgestellt, dass eine Vermebnmg der WegeuDterhaltungslast, die 
sieh als Folge einer dnndi eine Eisenbahnanlage veranlassten Verttndemng 
oder Verlegung der öffentlichen Wege ergiebt, nicht dem nach gemeinem 
Wegerecht ünterhaltnngspflichtigen znr Last fallen darf, dass vielmehr 
innerhalb der bemichneten Grenzen die Bahnverwaltang an der Unter- 
haltung des veränderten oder verlegten Weges in dem Yerliältniss Theil 
zu nehmen hat, in welchem die Unterhaltiing:slast durch die Veränderung 
«dei- Verlegung vermehrt ist (zu ^-ergleichen Urtheil vom l.Febraar 1896, 
Bd. XXX S. 184 ff. der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts). 
Der Eisenbahnunternehnier hat sich also rechtlich an der Unterhaltung 
des ganzen Weges nclieii dem oidentlicheii Wegebauptliclitigen mit einer 
Quote zu betheiligen, nicht alur li( p:t ihm* allein die Unterhaltung der 
Strecke ob, um die der alte ^\'t•g etwa verlängert ist. Das sehliesst 
jedoch eine Vereinbarung dei' Betheiligten des Inhalts nicht aus, dass 
der Eisenbahnunternehmer entsprechend dem ihm nacli der ideellen 
Theiiung zur Last lallenden Kostenbeträge die Unterhaltung eines realen 
Theiles des Gesammtweges übernimmt. Darüber, dass hierbei dem 
Kläger — eine Mitverpflicbtuug desselben überhaupt voraasgesetzt — 
eine Flfiche von 7064 qm zu überweisen sein wtti^e und dass die mit 
d c f g, d b c nnd m g f anf der eine Anlage der Beniftangsschrift 
bildenden Sitnationsskizze bezeichneten Flächen nicht mit hinzuzurechnen 
sind, scheint zwischen den Parteien Einverständniss zu herrschen. 

Hinsichtlich der bei der Unterhaltungslast des ganzen Weges 
eingetretenen Vermehrung ist der Eisenbah'nfiskus in vollem Umfange 
in den Kreis der Wegebaupflichtigen eingetreten, er hat also auch in 
vollem Umfange das zu leisten, was die zuständige Wegepolizeibehörde 
im Verkell rsinteresse zu fordern berorlitigt ist. Zu berücksichtigen ist 
hierbei nicht nur der Durchgangsverkehr, sondern auch derjenige der 
Anwohner und das Verhältnis« der Parallehvege zu der durch ihre 
Belegeiiheit gebotenen Herstellung der mit ihnen iu Verbindung stehenden 
Strassen. 



Xr. i'i'i. Klitsch, des Deutschen ll<'lclisircHcIits, 

6. CMvil-Senat. Vom 15. Februar 1900. 

i.Tiir. \Viich> ri-i !ir r>.H.), Nr U.'jJT. S. 314. Ziff. 13 i 

Altes Deutsch. Hand.-Ses.-Buch Art. 402, 405. (Neues Deutsch. Hand.-fie8.-Buch §§ 433, 
435.) Eitstshsni IMT R«elit« rnii PlIloHeii dst Empfängers SM im FriAMvarlrtgt. 

Abgesehen hiervon läge, da die Fahrt im Kuriscben Haff als Biunen- 
fahrt gilt (vgl. (^areis-Fuchsberger, Das Allgem. Deutsche Handels- 
gesetzbuch S. 819) f und der Kl., wie anzunehmen ist, gewerbsmässig 
die Bef&rdei-ung von Qtttem ausfuhrt, zwischen dem Kaufmann Z. und 
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dem Kl. als Frachtführer gemäss Art 390 and Art. 272 Ziffer 3 des 

H.G.B, ein Handelsgeschäft vor. Ein selbständiges Recht gegen den 
Frachtführer auf Erfüllung der durch den Frachtvertrag begründeten 
Rechte entsteht nun für den Empfanger gemäss .\rt. 405 des H.G.B, 
erst mit der Ankunft der Fracht g:Uter am Ort der Ablieferung. Ver- 
ptlii'htuiigeu des Emitfäii^ers f^egeiiüber dem Frachtführer werden da- 
gegen gemäss Art. 406 des H.G.B, erst durch die Annahme des Gut^ 
und des Frachtbriefes begründet. (Vergl. Staub. Kommentar zum 
Handelsgesetzbuch, III. und IV. Aufl. zu Art. 405 § 7.) Nur hinsichtlich 
der durch Art. 405 des H.G.B, dem Destinatar eingeräumten Rechte 
kann, insofern und insoweit man sagen kann, das.^ die Vertragschliessendeu 
(Absender und Frachtführer) 'den Erwerb der gemäss Art. 405 zustehenden 
Rechte des Destinatärs nach Art. 405 wollten, von einem Vertrag zu 
Gonsten Dritter die Bede sein (Gareis-Fnchsberger a.a.O. S.838 nnd 
76). Der Eintritt dieser Ton Andern anch Beflexwirknng des Fracht- 
vertrages genannten Folge ist aber durch das Gesetz begrfindet and 
bedarf nicht des Beitritts des Destinatärs znm Frachtvertrag. Auf 
Art. 406 des H.G.B, kann somit nicht die Annahme eines Vertrags zu 
Gunsten eines Dritten mit den weiter vom B.G. hieran geknfipften 
Folgen begrfindet werden. In der blossen Anweisung an den Verk&nfer, 
einen bestimmten Transportweg oder eine bestimmte Art der Befördernng, 
hier den Wasserweg, zu wählen, kann nicht einmal die Absicht erkannt 
werden, in den Frachtvertrag selbst einzutreten, geschweige eine hierauf 
gerichtete Erklärung. Dem Lieferanten gegenüber könnte gemäss einer 
solchen Anweisung der Besteller etwa Erfüllungsverzug nicht geltend 
machen, wenn sich anf dem angewiesenen Wege, insbesondere in Folge 
der rnterlassuug der zusi-esafiten Räumung von Hindernis.sen. der Erfüllimg 
Schwierigkeiten cntgefjfenst^ llrn würden. Die Verpflichtung des Bekl. 
zur .Annahme der A\'aare entstellt aus dein Jvautvertrag, nicht aus dem 
Frachtvertrag. Aus dem B'racht vertrag hat der Frachtführer keinen 
.'Vnsprucli aut .\bnalune der Waare, es müsste denn der Empfänger den 
Frachtbrief angenommen und dem Frachtführer zur Ablieferung der 
Waare angewiesen haben (Entsch. des B.O.H.G. Bd. 20 S. 409). 



Xr. 124. Kntseh. des Deutschen Iteielisürerldits. 

3. Civil-Senat. Vom 27. Februar 1900. 
(Jor. WoelMBBelur. IBM. Kr. Wn. S. Si». ZIS. n.) 

FOr das Vertdnidea dar WetMoftiobttargaat M magalhafler UnterhaHMif OM- 
ItolMr Wafa hat dar Wagaunttriialtaiiaplllahtiga Oariatlaeha Paraai) la iaflaa. 

Die Revision greift diese Entscheidung vor allem deshalb an, weil 
nach stftndiger Judikatur des B. G. nnd insbesondere auch des erkennenden 
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Senats die juristische Person nur fl'ir das Verschulden ihrer Willens- 
vertreter, und nicht auch sonstiger Angestellten hafte, als ein solches 
Willensorgau J. aber nicht angesehen werden könne. Dieser Angriff 
fasst aber den Begriff des Willensvertreters zu eng. Denn nach der 
Judikatur des R.G. (vergl. z. B. Entsch. Bd. 19 S. 351) ist dieser Begriff 
keineswegs auf den eigentlichen Vorstand oder die sonstigen Ccntral- 
organe zu beschränken, sondern dieser Begriff' und damit die Haftung 
für etwaiges Verschulden schon da angenommen, wo bei der der be- 
treffenden physischen Person zugewiesenen Thktigkeit ihr Ermessen, 
ihr Wille an Stelle des Willens der juristischen Person der massgebende 
ist. Von dieser Auffassung aus ist auch J. insofern als Willensorgan 
der Bekl. anzusehen, als sein Wille jedenfalls in eilbedürftigen Fällen 
der für die zur Beseitigung von Vei kehrsstörungen und Verkehrsgefahren 
zu treffenden Massregeln zunächst allein entscheidende ist, wie ja auch 
vorliegend die Aufstellung des Wasserwagens an der fraglichen Stelle 
und die Nichtbeleuchtung desselben nur auf seinen Willen zurüclcgefiihrt 
werden kann. Um so weniger ist aber im vorliegenden Falle bedenklich, 
den Bekl. für den Unfall verantwortlich zu machen, als, wie das B.G. 
mit Recht weiter ausführt, wenn dem J. die fragliche Fürsorge für die 
Verkehrssicherheit nicht obgelegen hätte, den Bekl. selbst das Verschulden 
treffen würde, dass er für eine ordnungsraässige Aufsicht zur Vermeidung 
der aus den Strassenarbeiten der Verkehrssicherheit drohenden Gefahren 
nicht Sorge getragen habe. Dass endlich J. sich nicht darauf verlassen 
durfte, dass der Eigenthümer der Dampfwalze für die Beleuchtung des 
Wasserwagens Sorge tragen werde, liegt nach dem festgestellten Sach- 
verliältniss, nach welchem J. zuletzt bei dem Wagen gewesen ist, auf 
der Hand. 



Nr. 135. Entsch. des Deutschen Kelchsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom I.März 1900. 

Verjährung der Forderungen von Handwerkern nach § I ZiflT. I des Preussischen Gesetzes 
V. 31. März 1838. (B.G.B. § 196. Abs. I. Ziff. i.) 

Im § 1 Ziffer 1 des Gesetzes vom 31. März 1838 werden die 
Forderungen der Handwerker für Arbeiten der kurzen Verjährung 
unterworfen. Es ist daher entscheidend, ob der Kl. ein Handwerker 
ist, der Bezahlung für seine Arbeiten fordert. Das B.G. .scheint im 
Einklänge damit zuzugeben, dass Forderungen aus dem sogenannten 
Entreprisevertrage der kurzen Verjährung nicht unterliegen, wie dies 
auch in der Rechtsprechung anerkannt ist (Entsch. des Obertribunals, 
Bd. 34 S. 97; Entsch. des R.G. in Civilsachen Bd. 28 S. 232). Das 
<Tericht führt nämlich aus, dass hier ein Entreprisevertiag nicht vor- 

Es«r, EiMababnrecbtUcbe Eatsclieldongen XVII. 16 
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liege, weil der Kläger nicht die Herstellong des ganzen Bohtaaes, sondern 
nur die Erd-, Manrer- and Zimmerarbeiten dazu — nicht auch die 
Eisenarbeiten — übernommen habe. Allein der Grund, weshalb die 
kurze Veijährung bei Forderungen ans der Entreprise nicht Plats greift, 
liegt nicht darin, dass bei dieser ein ganzes Werk itbernommen wird, 
wa>; für die Verjälirmigsfrajre unerheblich ist (vergl. Entsch. des Ober- 
tribunals, Bd. 67 vS. 14'2\ sondern darin, dass der ünternelimer bei der 
Entreprise als solcher und nicht als Hand\verk<M- auftritt (vergl. das 
schon anfrezofrene Urtlieil des K.(S., Entscli. Bd. 28 S. 234). Dieser 
Grund wimlo der kurzen Verjährung aucli dann entgegenstehen, wenn 
ein eigentliclier Ent reprisevertrag zwar nicht als vorliegend zu erachten 
wäre, der Kl. aber die Arbeiten nicht als Handwerker, sondern als 
Unteruebnier geliefert hätte. Danach braucht hier nicht erörtert zu 
werden, ob der Entreprisevertrag begrifflich anf Uebernahme eines 
ganzen Werkes im Gegensatz zn einzelnen Arbdten einmsehrftnken ist, 
nnd feiger, ob nicht auch die Uebernahme gewisser Arbeiten zom Bob- 
ban als Uebernahme eines in sich abgeschlossenen ganzen Werkes aof- 
gefasst werden kann. In letzterer Beziehong mag darauf hingewiesen 
werden, dass die Herstellnng eines neuen Produkts kein nothwendiges 
Meiicmal der Werkverdingung ist (vergl. Entsch. des B.G. in Giyü- 
saehen, Bd. 10 8. 204), nnd dass sehr wohl anch die Arbeiten einer ge- 
wissen Art zu einem Neubaa — Zimmerarbeiten, Maurerarbeiten, Glaser* 
arbeiten etc. — Gegenstand einer Werkverdingnng sein können. 



Nr. 196. Entseh. des Beutsehen Belehsgerlebts. 
3. Civil-Senat Vom 2. Mftrz 1900. 

(Jnr. Wocbensobr. 190O. Nr. 85/37. 8.81«. ZitT _>( 

Haflma eiier jiriitltohen Person für das Verschulden ihrer gesetiliobM VtrtretM* bei 

mangelhafter Wegeunterhaltung. 

Nach der unbedenklichen Feststellung des B.G. ist die Bekl. ütient- 
lichrecbtlich verptlitditet, den in Frage stehenden Weg zu unterhalteo 
und die für den Verkehr auf ilim erforderlichen Sicherheitsiuassregeln 
zu treffen. Ihr Vorstand ist schon lange vo) dem Unfälle durch wieder* 
holte Beschwerden auf den mangelhaften Zustand des Weges und die 
daraus entstehenden Gefahren aufmerksam gemacht Wenn trotzdem 
die gentkgende Abhttlfe und erforderliche weitere Beaufsichtigung nicht 
veranlasst wurden, so liegt darin ein die Stadt verpflichtendes Ver- 
schulden ihrer gesetzlichen Vertreter, und sie kann sich anch nicht mit 
der ZurOckweisung dei* Beschwerden durch die vorgesetzten Verwaltungs- 
behörden entschuldigen, zumal diese nur anf Grund der, -die Beschwerden 
als nnbegrandet darstellenden Beridite der Bekl. erlassen vrnrden, wfthrend 
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das O.L.G. auf Grund der Beweisaufnahme den gefälirliclien Zustand 
des Weges und jianientlicli festgestellt hat, dass durcli eine für Fuss- 
gänger im Dunkeln gefährliche, in den Weg gerissene Rinne der branch- 
bare We^pstheil zwischen dieser und dem steil abfallenden Räude des 
Weges bis auf 2,60 m eingeengt war. 



Är. 127. Eiitsch. des Deutschen UeiehsserieUts, 
7. Civil-Senat. Vom 2. März 1900. 

Premi.ElteiH«-6M'Vt" " Juni 1874. § 8. Die Frage der Bauplatzquallttt elaN Srud- 

Stücks ist That- nicht Rechtsfrage. 

Ob das enteignete Grundstiirk. obgleich wegen seiner Form für sich 
allein zur Bebauung nicht gceiiiiiet, dennoch mit Riicksicht auf die 
.Müirlichkeit und Gelegenheit zum Austausch als Bauland zu bewerthen 
war, ist nicht eine Rechts-, sondern eine Tliatfiage. Die ßemiingelungcn 
der vom B. R. in diesem Punkte getrolfeneu Entscheidung sind nicht 
stichhaltig. Weun beispielsweise zwei nebeneinander au einer Strasse 
liegende Grundstücke nur in ihrer Vereinigung die zu eiuem Neubau 
erforderliche Breite haben, so wird bei einem freih&ndigen Veckanf 
Niemand auf den Gedanken kommen, das eine oder andere nur als 
Ackerland zu bewerthen; die Untanglichkeit des einseinen OrnndstAcks 
nun Bebauen kommt für den Baulustigen, der eben die beiden Orand- 
Btficke kaufen wird, gar nicht in Betracht Lediglich ans dieser zweifel- 
losen Elrfahrnngsthatsache hat das B.G. im Torliegenden Falle die ent- 
sprechende Nutzanwendung gezogen, and hiebei nicht in unznlAssiger 
Weise, wie die Bekl. meint, künftige, unbestimmte Möglichkeiten, sondern 
gerade die gegenwärtige objektive Beschaffenheit des Grundstücks zur 
Grundlage der Werthsbemessnng genommen. 



Nr. 138. Entsch. des Bentsehen Belehsgertehts. 

6. Civil-Senat. Vom 8. Mlirz 1900. 

§ I. Deutsch. Haft|iflioht|esetz. Nicht la der ReialBaag eiaar Elaaabahaweiohe, wcbl 
abar iai Uaiaeblaiaa daraelbaa aaltana d«a Walebaawirtara liait alaa deai Eiaaahaha- 

batrlabe algaattaailtaba BatrMwfaCahr. 

Bei Beurtheilung des gegenwärtigen Falles kommen für die Frage, 
oh der Unfall sich „bei dem Betrieb der Eisenbahn" ereignet habe, 
zweierlei Akte in Betracht, welche, im Verhältniss eines ursüchlichen 
Zusammenwirkens stehend, gleichwohl hier auseinanderzuhalten sind. 
Der Arbeiter A. ist verunglückt atilässlich einer von ihm an der Weiche 
vorgenommenen TliiUigkeit, welche die Reinigung der Weiche von der 
hineingefallenen Erde bezweckte; der Akt aber, durch den A. die Ver- 
ls* 
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letzung erlitten hat, war eine bei Gelegenheit seiner Thätigkeit von 
einem Bahnbediensteten vorgenommene Manipniation : das Umlegen der 
"Weiciie durch den Weichenwärter. Jene Reinigung der Weiche könnte 
allerdings niclit als eine ßetriebshandlun? angesehen werden und der 
immerliin vorhaiidciic mittelbare Zusammenhang einer solclien Thätigkeit 
mit dem Eiscnli.iliHbt tricb würde einen hierdurch veranlassten T'nfall 
nur unter der Voraussetzung als einen Betriehsunlall im Sinne von 1 
des Haftptlichtgesetzes vom 7. Juli 1871 erscheinen lassen, wenn die 
Ursache des Unfalls durch den Hinzutritt einer der Sondergefahren des 
Bahnbetriebs, namentlich eine hierwegen erforderliche Beschleanigung 
dieser Arbeit beeinflusst war. Der Vorderricbter hat aber oicbt in der 
Beinigung der Weiche, sondern in dem Umschlagen derselben sdtens 
des Weichenwärters eine die Anwendung des genannten Gesetzes be- 
dingende, zum Betrieb der Eisenbahn gehörige Handlung erblickt; und 
es ist diese Auffassung mit Bflcksicht auf die konkrete Sachlage des 
Falles nicht als rechtsirrthOmlich zu erachten. 

Nr. 129. £ntfich. des Oesterr. Oberston IHerlohtoJiofes. 

Vom 12. März 1900. 

'Oesterr. ElBonh -Voronln -BI. XIU. Nr. 90. 8. 1W2 ) 

Oer Ingenieur, welchen die Behörde zur Uebernahme von Schwellen fOr Abb ihrer 
LelteH »ttrsteiieMlM Bm aller «ttatUoli dirob Sanwlie eliee R«lMrlril|HtMe« 

günttigten Localbahn entsendet, ist alt Beanter nach § 101 St.-G., und die ihm zt- 
stehende Entscheidung über die Vertragsmässigkeit der Schwellen als Entscheiduni 
einer öffentlichen Angelegeniieit im Sinne der §§ 104 und 105 St.-G. anzusehen. 

Wird erwogen, d;iss goinäs.s des Ori^aiiisut itnisslaliite.s v<nn 10. 

Jänner 1896, ll.-G.-Bl. Nr. Iii, <lie Mitglieder des Ki.-'enb.iliiimini.stei imns 

nnd der Staatsbahn-Directionen als .Staatsbeamte anzusehen .<iiul, dass 

Tngonienr G. der Staatsbahn-Direction, riicksichtlich dem Kisenbahu- 

juinisterium unterstand und eben auch von diesem zur Uebernahme der 

Schwellen entsendet wurde, so bleibt keinem Zweifel Raum, dass er als 

Organ der Regierung ein Geschäft derselben zu besorgen hatte und 

daher mit Becht als Beamter nach § 101 St.-6. angesehen wurde. 

Ebenso irrt die Beschwerde» wenn sie in der dem genannten Beamten 

zur Pflicht gemachten Uebernahme und Prttfung der Sehwellen nicht 

eine Entscheidung in öffentlichen Angelegenheiten erblickt. Zufolge 

der dtirten Goncessionsurkunde hat die Ausfahrung des Baues der in 

Bede stehenden Localbahn nach Massgabe der vom Handel8-(Ei8enbahn-) 

Ministerium zu treffenden Anordnungen unter unmittelbarer Leitung der 

General-Direction der Oesterreichischen Staat sbalinen und unter Ueber- 

wachung des Eisen I>ahnmini8teriums und der Generalinspection der 

österreichischen Eisenbahnen zu erfolgen; die Vergebung des Baues nnd 
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flei' Lieferungen erfolgt auf Grunil des unter entsprechender Einfluss- 
nalime der Staatsorgaue aufzustellenden Üetailprojectes und Kosteu- 
voranschlages nach den bei Staatseisenbahnbauten iihlichen Bedingnisseu; 
der Staat gewährt für die betreft'enden Localbahneu die Garantie eines 
jährlichen Reinerträgnisses, die Staatsverwaltung behält sich das Recht 
der Genehmigung der Baukosten vor und führt den Betrieb der Bahnen 
auf Rechnung der Concessionäre. Angesichts dieser dem Staate einge- 
räumten Rechte und auferlegten Pflichten ist es offenliegend, dass auch 
die Bauführung das Gesaramtinteresse der Staatsbürger berührt und 
dass daher die Entscheidung, welche kraft des dem Staate vorbehaltenen 
Aufsichtsrechtes über deu Bau der zur Uebernahme der gelieferten 
Schwellen entsendete G. über deren Bonität zu fällen hatte, zu den 
Entscheidungen über öffentliche Angelegenheiten (§ 105 St.-G.) gehört. 



Xr. 1:{0. Klitsch, des Deutschen Keichstrerltdits. 
6. Civil-Senat. Vom 12. März 1900. 

(Sachs. Archiv f. bUrKcrl. Recht. M. X. Heft 9/10. S. 6M.) 

§ I. Reiohshaftpflichtgesetz. Unfall beim Betriebe einer Elsenbahn. 

Bezüglich des Unfalles ist folgender Hergang thatsächlich festge- 
stellt. Anlässlich einer Geleiserweiterung des Bahnhofes zu Pforzheim, 
württembergische Abtheilung, wurden Erdmassen mittels eines besonderen 
Eisenbahnzuges nach der (Pforzheim nächstgelegenen) Station Brötzingen 
iiefördert und dort abgeladen. Bei dieser Entladung war etwas Erde 
in die letzte, gegen Birkenfeld zu gelegene Weiche des Brötzinger Bahn- 
hofes, — eine dem laufenden Betrieb dienende Weiche — gefallen. 
Der Bauführer H. (Württembergischer Bahnbaubeamter), wies den A., 
einen Vorarbeiter der Unternehmer B. & ß., an, diese Erde zu entfernen. 
Während A. damit beschäftigt war, schlug der Weichenwärter die Weiche 
inn; dadurch kam der rechte Zeigefinger des A. zwischen Schiene und 
Weichenzunge und wurde durch die Einklemmung dei art zerquetscht, 
dass er abgenommen werden musste. 

In thatsächlicher Beziehung ist zunächst deu getroffenen Fest- 
stellungen zu entnehmen, dass der Weichenwärter mit demjenigen Um- 
schlagen der Weiche, welches die Verletzung des A. bewirkt hat. nicht 
etwa bloss eine Mitthätigkeit zur Reinigung der Weiche bezweckt, 
sondern hierbei in Absicht auf den Gebrauch der Weiche — welche 
«lern laufenden Betrieb diente — mit derselben, behufs Ausübung 
des Weichendienstes, hantirt hat. Als eine eigentliche, direkte Betriebs- 
liandlung wäre diese Thätigkeit des Bahnbediensteten unbedenklich in 
dem Fall anzusehen, wenn der Weichenwärter hierdurch, wie die Klägerin 
behauptet, die Weiche sofort in die für den Betrieb erforderliche Stellung 
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hat bringen wollen; die Wt'ichtii.Ntellung dient, wenn auch nicht duich 
Inbewegungsetzen von Transpuitniitteln, so durch bcstimmungsgeuiässe 
Lenkung der Bahn des Trauspurts zur Vorbereitung und Durchfiilirung 
des Betriebes. Und bei der Stellung der Weichen für den laufenden 
Betrieb wird wohl regelmässig schon die durch den Bahnbetrieb gegebene 
strenge Ordnuug der ia einander greifenden Funktionen eine zeltlich 
prftcise und insofeni beschleaiiigte Ausfübrang der Thätigkeit erfordern. 
— Bei der auch von der BeTision in Bezug genommenen Entscheidung 
des BOHGs. Bd. 16 S. 374 bedeutet das »Umlegen der Weichen" offenbar 
eine Verlang, bauliche Veränderung der Weichenanlage. — Nun hat 
freilich im Torliegenden Falle der Weichenwärter nach der Behanptiing 
des Beklagten mit jenem Umschlagen der Weiche bezweckt, dieselbe 
^zu probiren", und es fragt sich, ob auch bei Unterstellung dieses 
Hergangs die Entscheidung dos Beruf ungsrichters sich rechtfertigt. Der 
erste Richter hat das Moment dei „beim Eisenbahnbetrieb allen anderen 
Rflcksichten vorgehenden E^e und Präcision des Fahrdienstes** auch 
vorliegend als zutreftend angenommen und hierfür den Unfallbericht 
des Bauftihrers H. verwerthet, wonach soeben der strenge Befehl ge- 
geben worden war, die Weiclie für den lautViult u Betrieb „eiie der Zug 
wieder abfährt" in Stand zu setzen. Das Berut iui-isiirtliei! jedoch erwälint 
im Thatbestand: dass im Augenblick des Umschlagens der Weiche deren 
Durchfalirung bevorgestanden habe, liabe die Klägerin ') nicht behauptet, 
und führt weiterhin in den Gründen bei Erörterung der Frage nach 
einem eigenen Verschulden des Verletzten an, dass nach der Darstellung 
des Beklagten selbst für Instandsetzung der Weiche, also auch fi\r die 
Probe, ob sie richtig funktionire, keine Eile geboten gewesen sei. 
Allein, wenn auch hiernach der Gesichtspunkt einer durch den Betrieb 
gegebenen besonderen Dringlichkeit der fraglichen Diensthandlung 
des Weiehenwllrters ausser Betracht zu bleiben hatte, so durfte das 
Bemftingsgericht dodi nach Lage der Sache selbst fttr den entsprechend 
der Behauptung des Beklagten unterstellten Fall zu dem Ergebniss ge- 
langen, dass der Unfall mit den dem Eisenbahnbetrieb eigenthfimlichen 
Gefahren in ursächliehem Zusammenhang stehe. Das aProbiren" einer 
Betriebsvorrichtnng Seitens des dieselbe bedienenden Bahnbediensteten 
kann unter Umständen — so wenn etwa der Maschinenftthrer vor der 
Abfahrt seinen Dampfhebel, die Kurbel des Motora, um deren betriebs- 
fähigen Zustand zu prüfen, auf und zu bewegt — schon mehr als eine 
vorsorgliche Ermittelungs- und Vorbereitungsthätigkeit, kann bereits 

*) KlKgerin war djc Tien)ai]genoBsenschaft in Berlin, die dem Terletsteii aafOrand 
des Unfallversicheruiigs-Gesetzes eine Kente so zahlen hatte. 
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einen Akt des unmittelbaren Betriebes darstellen. Die (iren/ce wird 
sich nur nacli deu tbatsäcbliclien Verhältnissen des Einzeltalls bestimmen 
lassen. So niaj? die Handhabung des Weiclienhebels im vorliegenden 
Fall, sofern die Weiche für den demnächstigen Gebrauch probirt wurde, 
zur Ausübung der Betriebsfunktion des Weichenstellers gehört haben. 
— Ein Rechtsirrthom ist weiterhin in der Annahme des Berufungs- 
gerichts nicht zu finden, dass dem Eisenbahnbetrieb eigeothttmlich der 
Mechanismus der Weichen sei. Die hierbei in dem Berufungsartheil 
geschilderte geOhrliche Wirkung der HebelTorrichtung könnte aller- 
dings in ähnlicher Weise auch bei Einrichtungen ausserhalb des Bahn- 
betriebes sich geltend machen. Allein darauf, ob gerade diese Gefahr 
den Eisenbahnbetrieb ansschliesslicb eigen ist, kommt es nicht an; 
als eine EigenthOmlicbkeit dieses Betriebes aber darf die Anlage der 
mit dem eisernen Scbienengeleise in Verbindung stehenden Bahnweichen 
beziehungsweise deren betriebsmässige Handhabung betrachtet werden. 

Nr. 131. Eutsc'h. des Appell. -Sonaits «les llaudcb- uud Wechsel- 

sfcrielits Biuhipost. 
Vom 13. März 1900. 

(ZeltMhr. t d. iBUffiiat BlMab..TimBip. VID (IMO). Nr. 11. 8. 40L) 

Aupnioll iBf SdndMertatz bit nr KSlie dar ea»w Fraolii aaeh warn dia LlafarfHat 

nur bezüglich eines Teiles des Gutes versäumt ist. Verwerfung der Einrede, dasa iar 
Sahaiaa asa dar fiafahr entstanden sei, deren Abwendung daroii die Be|leitaa| alnas 

Viehtransportes bezweckt wird. 

Wegen Heisslaufens eines Wappens, in welchem sich 12 Stück Vieh 
befanden, mussten diese aul einer Zwischeustatiou ausgeladen werden. 
Dabei entsprangen 3 Stück. Die übrigen wurden umgeladen und laugten 
rechtieitig am Bestimmungsort an. Jene 3 Stftck konnten erst nach 
mehreren Tagen eingefaugen werden und langten 6 Tage nach Ablauf 
der Lieferfrist am Bestimmungsorte au. 

Der Absender hatte es unterlassen, dem Transporte einen Begleiter 
beizugeben. 

Die 12 Stflck waren vom Adressaten bereits auf sofortige Ab- 
lieferong weiterverkauft Weil er nur 9 Stttck abliefern konnte, musste 
er einen den gesamten Frachtvertrag übersteigenden Schadenersatz be- 
zahlen und belangte die Babngesellschaft rechtzeitig auf Vergütung des 
Schadens bis auf Höhe der ganzen von ihm entriditeten Fracht. Die 
Bahngesellschaft wendete ein, dass es sich höchstens um Ersatz der auf 
3 Stück entfallenden Frachtquote han<leln könne, und dass Kläger 
Viberhaupt keinen Anspruch auf Schadenersatz besitze, indem das Aus- 
reissen der Tiere verhütet worden wäre, wenn jemand deu Transport 
begleitet hätte. 
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Das Gericht verwarf diese beiden Einwendungen. 

Die Entschädif^nng könne bis auf Höhe der ganzen Fracht auch 
dann verlangt werden, wenn auch nur ein Theil des Gutes verspätet 
abgeliefert werde, während die Ablieferung des anderen Teiles recht- 
zeitig erfolgt war. 

Das Heiaaknfeii, die dadurch notwendig gewordene ümladong und 
das dabei erfolgte Aasbrechen der Tiere rfthre nicht her «von den mit 
dem Transporte der Tiere Terbnndenen speciellen Gefahren* nnd ^die 
Aufgabe der Begldtnng erstrecke sich ndr anf die Veriifltang jener 
Gefahren, welche bei der Bewachung der Tiere verhtttet werden können, 
aber nicht darauf, dass sie das Heisslaufen, die dadurch Temrsachte 
Umladung und das Ansbrechen der Tiere dabei Terhindem soll*. 



Nr. 188. Entseh. des Bentseken fieleksgeriefats. 
6. Civil-Senat Vom 15. M&rz 1900. 

(MItthcIL d. Ter. DnttMh. StniMBli.. n. KMok-Terw. i«». Baft f. & m.) 

§1. Haflpi--fiM. Verlstiuiii tliiM Radfahrers beln Bttrtobe liier Pftrdskalw. Elgaaw 

Verschulden. 

Wenn das lierufnngsgericht die lliindhingsweise des Verunglückten 
(Radfalners) gleichwohl als eine scliulrlhaft falirlässige angesehen und 
hierin die eigentliche Ureache des Unfalles gefunden hat, so Hlsst die 
Urtheilsbegi iindung zu diesem Theil einen Rechtsirrthum nicht erkennen. 
Die Unvorsiclitigkeit des Verungllickten lag hiernach darin, dass der- 
selbe, nachdeni er bis dahin auf kurze Entfernung hinter dem Dampf- 
hahnzug, welcher ihm die Aussicht nach vom verdeckte, hergefahren 
war, nan, als der Zug anhielt^ in raschem Tempo nach dem Gleise der 
Pferdebahn hinllberfuhr, ohne darauf zu achten, ob ihm nicht anf dieser 
Bahn unyersehens ein Hindemiss in den Weg kommen konnte. Gegen 
die Erwägung des Berufnngsnrtheils, der Vemnglttckte habe, bevor er 
nach dem Pferdebahngleise hin&berfUir, Umschan nach dieser Seite 
halten und zu diesem Zweck langsam znnftchst nur soweit nach rechts 
sich begeben mOssen, dass sein Gesichtsfeld in dieser Richtung frei wurde, 
wird von der Revision eingewendet: Der VerunglAckte habe darauf 
rechnen dürfen, dass an dem langen Dampfbahnzug vorbei kein Pferde- 
bahnwagen ohne stetes oder doch starkes Gelttnte vorbeifahren würde; 
ferner aber hiltte derselbe, wenn er anch langsam nach rechts gefahren 
wäre, doch keine Ueberschan über das Pferdebahngleis vor dem Hervor- 
kommen des Wagens p:ewinnen können, sofern der lichte Zwischenraum 
zwischen den Wagen iiin- "2 m oder 70 cm betrug und der Verungliickte, 
ehe er um den Dampfwagen herunusehen konnte, mit seinem V'orderrad 
bereits im Gebiet der Strassenbahu gewesen sei; er wäre also auch bei 
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lanp^samera Fahren von Pferd imd Wagen betroffen worden, ehe er 
abspringen konnte. 

Diese Ausführungen übersehen iiidess, dass der (letödtete die von 
der Revision behauptete Situation, welclio er wohl vermeiden konnte, 
selbst herbeigeführt hatte. Wenn derselbe . unmittelbar hinter dem 
Dampfbahnzug die Bahn rechts vorwärts auf kurze Entfernung nicht 
mehr übersehen konnte, so durfte er eben nicht so hart an den Bahnzug 
haranrllekea; und war es ihm uundglich, auf solche Nähe im Fahren 
einen freien Anshück zn gewinnen, so bfttte er, wie anch das Bemfungs- 
urtheü andeatet, vorsichtiger Weise schon vorher anhalten and absteigen 
können, tun sich zn ttberzengen, ob die Bahn frei war. Der Veranglttckte 
war ohne Zweifel mit den QrtUchen VerhUtnissen bekannt, wnsste ins- 
besondere, dass aof dem rechtsseit^en Gleise der Betrieb der Pferde- 
bahn stattfand, and es ist daher keine anberechtigte Zomathang, wenn 
von dmn Gericht nntcrstellt wurde, derselbe hätte mit der Möglichkeit 
rechnen kOnnen and sollen, dass im fraglichen Zeitpunkt ein Pferde- 
bahnwagen strassenabwärts entgegenkommen würde; dies selbst dann, 
falls ein Läuten auf der Pferdebahn unterblieben ist oder nicht ver- 
nehmbar war. Die Gefährliciikeit eines Ueberschreitens der Bahngleise 
an einer derartigen Stelle und unter solchen Unistanden rauss aber nach 
den Anfordernugen des Verkehrs, insbesondere anch auf Seiten des 
Radfahrers, im Auge belialten werden und zu Anwendung der nüthigen 
Vorsicht veranla.ssen. Anlangend sudann die Ursäcliliclikeit eines eigenen 
Verschuldens des Verunglückten, so hat das Herufungsgericlit verneint, 
dass ein mitwirkendes Verschulden des 'rranibalinkuLschers vorliege. 
Allerdings ist nicht po.sitiv festgestellt, dass der IM'erdebahnkutscher 
seinerseits die ihm obliegenden Sicheruugsmassregeln beobachtet, dass 
er vorschriftsmässig gebremst, geläutet habe nnd in langsamer Gangart 
an der Dampfbahn vorbeigefahren sei. Aber andererseits ist der Nach- 
weis dafür, dass dem Kntscher die Verabsänmung der einen oder anderen 
dieser Obliegenheiten aar Last falle nnd dass ein derartiges, von dem 
Betriebsnntemehmer zu vertretendes Verschulden als wesentliche Ursache 
des Unfalles mitgewirkt habe (vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts, 
Band 38, Seite 164, 165), seitens der Klägerin nicht erbracht. Fttr 
den als möglich unterstellten Fall, dass der Kutscher etwas zn schnell 
gefahren sei, wird dieser Umstand von dem Berufungsgericht nicht als 
nrsächlich für den Unfall eiachtet. Die in letzterer Bichtang gegebene 
Begi'ündung, dass die Ursache des schlimmen An^janges ein Scheuen 
des Pferdes, welchem das Fahrrad des Verungliickten zwischen die 
Hinterbeine gerieth, gewesen sei, und dass derselbe .Vusgang anch bei 
langsamem Fahren der Pferdebahn eingetreten wäre, beruht auf einer, 
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der diesseitigen NacIiprUfimg nicht uutersteiiendeu Wüidiguug der that- 
säcliliclien Yerhältuisse. 



Nr. 133. Eiitj^cU. des Oesterr. Verwaltungs-Gcriclitshofes. 

.Vom 15. März 1900. 
(0«Menr. BUeaK>Y«rovdm..BL zm. Kr. lOOi & MM.) 

ltoM|i«ta« bei StramilitftnMgM ta Folg« «Ihm Balmbut. 

I. Handelt es sieh am Aendenmgen an Strassen , welche in Folge 
eines Eisenhahnbanes vorzanehmen waren, so fUIt die Entsoheidnng 
hierüber nach § 10 c und § 1 3 der Ministerialverordnong vom 14. Sep- 
tember 1854, K.-G -ßl. Nr. 238, in die Competenz des Eisenbahnmini- 
steriums. Der Landesaussclmss steht in soldi^ Angelegenheiten der 
Bahnunternehmung lediglich als Partei gegenüber nnd bedarf letztere 
ungeachtet der Bestiraniaiigen des § 15 d und f des niederösterreichisclien 
Landesgesetzes vom 19. April 1894, L.-G.-Bl. Nr. 20, einer Bewilligimg 
des Landesausschiisses zur Ausfiilirunp: derartiger Projecte nicht. 

n. Es begründet einen Mangel des Verfahrens, wenn vor Beseiti- 
gung eines bei der politischen Begehung der Austragung im Wege eines 
Parteiübereinkommens vorbelialtenen Differenzpunktes hinsichtlich der 
Strassenconservirung die Strassenverwaltung durch eine Entscheidung 
über das Ergebniss der commissionellen Uebergabsverhandlung zur 
Uebemahme der Strasse verhalteD wird. 

L 

Nr. 134. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
7. Civil-Senat. Vom 16. März 1900. 

Preuss. Enteign.-Ge«. v. fl. Juni 1874. § 30 Die Entschädigung ist einheitlich fett- 
zosetzen und das Gericht zu einer Aenderung der einzelnen Ansätze berechtigt, wenn 
nur die fiManinitsHnnie nicht zum Vortheli der Partei, weiche den Rechtsweg nicht 
betokrltlaa hal^ islMlert «IN, urt iwar aaoh ta Falls itr bsrsHs arftl|tsa ZakhMi 
d«r Im Vsmraltaaisw*!* fsstissstitM Sasias. 
üeberdnstimmend mit dem I. B. nimmt der B. B. an, dass die 
Entschädigung einheitUch festsosetasen nnd dass das Gericht zn einer 
Aenderung der einzelnen Ansfttze, aus denen die Entschftdignng sich 
ergiebt, berechtigt ist, wenn nnr die gesamnite Summe zum Vortheil 
der Partei, welche den Rechtsweg nicht beschritten hat, nicht geändert 
wird. Der Rkl. bekämpft diese, der Rechtsprechung des R. G. kon- 
forme Auffassung auch an sich nicht, bestreitet aber die Anwendbarkeit 
des Grundsatzes auf eiueu Fall der hier vorliegenden Art, indem er 
geltend macht, dass die im Besclduss des Bezirksausschüsse.^ festge- 
setzte Summe von dem Bekl. bereits bezahlt worden sei. Sollte die 
Bichtigkeit dieser iiicht ausdi'Ucklick festgestellteu Tliatsache aber auch 
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der Fasisiing einzelner Erwägungen des B. IT. entnonimeii werden können, 
so würde ihr duch die vom Rkl. gewollte Bedeutung nicht inne wohnen. 
Zwar können einzelne Faktoren durch Anerkenntniss uder gleichartige 
Rechtsakte dergestalt ausgesondert und ausser Streit gesetzt werden, 
dass sie unter allen Unist&nden der Festsetzung zu. Grunde zu legen 
sind, allein wenn der üntemehm^ eise als Gesammtentscbftdigang be- 
messene Snmme Aach als solche bezahlt, so erkennt er damit nicht die 
Richtigkeit der Ansätze an, nach Hassigabe deren die Verwaltnngs- 
behOrde zu der Festsetznag gelangt ist. Es steht dahin, ob er bei 
Nichtbemftngelang der Gesammtsnmme von gleichen Gesichtspunkte wie 
die Verwaltongsbehörde im Festsetzongsbeschlosse ansgegaogen ist oder 
ob er diese zwar fftr unzutreffend h&lt, aber im Hinblick auf andere 
Momente von einer Beanstandung des Endergebnisses absieht. Er ist 
mithin, wenn spater der Eigenthftmer eine Erhöhung verlangt, in seiner 
Vertheidigung nach keiner Richtung hin beschränkt^ sondern kann sich 
auch gegen die dem Entschädigungsbeschlusse zn Grunde liegenden An- 
sätze wenden. 

Nr. 135. Entsch. des Deatsehen Belchsgeriehts. 

6. Civil-Senat. Vom 19. März 1900. 

iJnr. Woi^licnschr !?oo Nr. 41 l'v S. 3?ö Zill 18 . 

ReicliShaftpliichtgesetz § I. Zusammenhang zwischen dem eigenen Verscliuldeii de» 
Verletzten und dem Unfall. Elektrische Strassenbahn. 

Der objektive ursachliche Zusammenhang erfordert nicht mehr, als 
dass Anfang und Ende — die erste einen kausalen Verlauf einleitende 
Thatsadie und die Wirkung durch eine ununterbrochene Kette von 
mitwirkenden Tbatsachen verknüpft sind. Ob jedes einzelne Glied der 
Kette in seiner genauen Gestaltung erkannt werden kann, ei'seheint 
gleichgiltig, wenn die verbindenden Glieder nur insoweit erkannt werden 
können, dass das Dazwischentreten eines dem bisherigen natttrÜchen 
Verlaufe fremden, neuen Eausalitäts-Momentes, wie etwa das Nieder- 
' Stessen durch einen Dritten, ausgeschlossen erscheint. Dass hier das 
Herabtreten vom Trottoii', der Fall, das Erfasstwerden vom Motorwagen 
und die Verletzung in einem solch ununterbrochenen Zusammenhange 
stehen, gleichviel welche nähere Veranlassung des Fallens man sich 
vorstellen will, i.st unzweifelhaft. Die subjektive Kausalität setzt alleiv 
dings die Vorsehbarkeit der Folgen der unternommenen Handlung voraus,* 
denn nach ihr bemisst sich die Entscheidung, ob die Unterlassung der 
Erwägung einen Mangel der Vorsicht erkennen lässt, die von jedem 
Vernünftigen gefordert werden kann. Darin, dass nun das B. G. auf 
<irund der besonderen Gestaltung des Falles, der Gefährlichkeit der 
Anlage, der Nähe des herankommenden Wagens und der gebotenen 
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Eile einen Mangel der erfoiderliclien Vorsicht in der Unterlassung der 
Erwägung findet, dass auch ein unbedeutendes Hindern iss ilni in Lebens- 
gefahr bringen könne, und demgemäss zu der Annahme gelangt, der Kl. 
h&tte auch mit der Möglichkeit des Fallens oder Stolperus rechnen 
mftssen, konnte ein Beelitsirrthiim nicht erblickt werden. 

Nr. 136. Entoeh. des Ippell.-Senat8 des Hnndels- und Wceluielgerlehts 

Rndapwt. 

Vom 20. März 1900. 

I (Zeltaobr I <l internal. Kisonli -Transii XIII iCtoo Nr 8 S. Ml) 

Geltendmachung von Frachtreklamationen. 

Der Kläger hatte am 9. September 1899 eine Kiaclitreklaniation 
bei der Kisenbahn an(;ebracht und diese dann am 23. September vor 
Erledigmi]? der Reklamation f^erichtlicli bebin<rt. Die Eisenbahn H(|uidierte 
die Reklamation am 22. Nuvemtjer durcli Zahlung der Frachtdifterenz 
au den Kläger, welclier nunmehr den Klagebetrag auf die Klagekosteii 
reduzierte. 

Durch das oben genannte Urteil ist der Kläger mit diesem abge- 
wiesen nnd sind ihm die Gorichtskosten an die Eisenbahn aaferlegt 
worden; „weil dem Kläger zwar die Wahl zugestanden habe, seinen 
Anspruch auf dem Wege der Beklamadon bei der Bahn oder der Klage 
beim Gericht geltend zu machen. Wenn er aber den ersteren Weg 
wählte, so beknnciete er damit deutlich, dass er sein Guthaben in erster 
Reihe aussergerichtlich geltend machen und der Eisenbahn Gelegenheit 
bieten wollte, die frOhere Bevision der die Grundlage des Anspruches 
bildenden Frachtbriefe im Wege ihres Amtsverfahrens zu Ubcrinnfen 
und die Differenz, welche sie herausstellte, aussergerichtlich zu begleichen, 

„Mit dieser Wahl hat sich der Berechtigte für die Zeit, welche zur 
Kevision der Frachtbriefe im Amtsw^ege und zur Ausweisung des etwaigen 
Dirterenzbetrages notwendig war, des Rechts, den Ansprucli im Klage- 
wege geltend zu machen, befrebeu, und war er, wenn er diese Frist 
nicht abgewartet hat. und der Eisenbahn nirht »'ine nngerechtfert irrte 
Zögernng in der Behandlung der Keklamatiuu zui- Last fällt, wie ge- 
schehen, zu verurteilen". 

Nr. 1S7. Entseh. des Pentsehen Reiehsgerichts, 

2. Civil-Senat. Vom 21. März 1900. 

I'rcns- Klseiilv-Arcli. 1900. Htft 4. S 105S.t 

flesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, vom 31. März 1873. §§ 34,44- 46. 

Bei Bemessung der Pension ist die Dienstzeit auch dann vom Tage 
der ersten eidlichen Verptlichtung tüi' den Reichs- oder Landesdieiist 
anzurechueu, weuu der bei seiner Peusiouiruug mit Ruhegeiialtsberechii- 
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gang angestellte Beichsbeamte zur Zeit seiner ersten Vereidigung nur 
auf Ettndignng und nnter Ansschloss des Anspruches auf Pension ange- 
stellt worden war. 



Nr. 188. Entsch. des Appellhofts in Brüssel. 
Vom 22. H&rz 1900. 

fZeitsehr. td. Internat. EImhI. Transp. VIII (1900; Nr 9 S. aai.) 

IlMitgeltliehe Beförderung unter Ausschluss der Verantwortlichkeit der Elsenbaka. 

Der Appellaut hatte mit der Verwaltung der Staatseisenbahnen 
einen Transportvertrag abgeschlossen, wonacli diese zw den Bedingungen 
eines Specialtaril's unter Ablehnung aller Yeraiitwoi tlichkeit die uncnt- 
geltliche Het'orderung einer firni>pe von Uipsarbeiten iiberiialinieii. Die 
(iruppe ging im Laufe des Transportes zu (irnnde und der Aiipellant 
wollte dafür die Eisenbahn verant\v(»rtlicji n)a( hen und belangte sie, 
trotz dem verabredeten Ausschluss der Verantwortlichkeit, auf Bezahlung 
einer Entschädigung von 2üO(X) Fr., indem er geltend machte, dass das 
königliche Dekret, womit der Gratistarif bewilligt wurde, dem Art, 36 
des Gesetzes vom 25. August 1891 nicht derogieren könne. 

Vom G^erieht erster Instanz war die Klage abgewiesen worden. 
Der Appellhof wies die dagegen erhobene BemAing znrttck, aus folgenden 
Gründen: 

dass das Gesetz vom 11. September 1895, womit das unterm 2d. Hai 
1895 zwischen der Begiemng und der anonymen Gesellschaft der Br&sseler 
Aosstellong vereinbarte Übereinkommen genehmigt worden ist, sowie 
der daraus hervorgegangene Tarif einer besonderen Lage der Dinge 
entsprechen, welche von den Verhältnissen, auf die das Gesetz ttber den 
Frachtvertrag vom 25 August 1891 sich bezieht, verschieden ist; 

dass in der Thal ilas Gesetz vom 25. August 1891 auf ein System 
Bezug hat, wonach der Zahlung der vollen oder reduzierten Transport- 
taxe die anderseitige Pflicht der Beförderung ohne Beschädigung ent- 
spricht, und dass sich hieraus von selb.«t ergiebt, dass der Oesetzgeber 
die Resclir.inknno oder gänzliche Ablehnung der Verantwortlichkeit der 
Staatsbahn hnl iinter>agen können; 

dass es aber anders ist. wenn fiir die Beförderung kein Preis be- 
zahlt wird, und dass in diesem, im Gesetz vom 20 August 1891 nicht 
vorgesehenen Falle, die «Gegenseitigkeit iler Verpllichtungen nicht besteht 
und also ebensowenig ein Motiv iTir die verlangte Eiit.schädigung; 

dass dies um so ehei- angenommen werden muss, als der Appellant 
sich die Entschädigung, welche er verlangt, durch die Wahl eines andern 
Tarifs oder darch den Abschlnss einer Transportversicherung sichern 
konnte; 
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dass das Oesetz vom 11. September 1895 iniplicite die Genehmignng 
der Vereinbarang zwischen dem Staat und der Gesellscliaft der Brüsseler 
Ausstellung vom 25. Mai 1895 in sich schliesst und das kgl. Dekret 
vom 17. April 1896 sowie die Ministerialverordniing vom 17. November 
1896 aus den erwähnten gesetzlichen Bestimmungen unmittelbar hervor- 
gehen und daraus Gesetzeskraft scliöpfen: 

dass damit eine bis dahin otVen gebliebene Lajre der Dinge geregelt 
worden ist, diejenige der Gratis-Transporte, welclie in keiner Weise in das 
(Gebiet des Gesetzes i\ber den Frachtvertrag vom 25. August 1891 über- 
greilen, durch welches nur die Transporte gegen Zalilung geregelt sind; 

dass aus dem Vorstehenden und der zutreffenden Begründung des 
angefochtenen Urteils hervorgeht, dass zwischen dem Appellanten nnd 
dem Beklagten eine Übereinkunft nicht hat entstehen können, welche 
dem erstem ein Recht auf Entschädigung fttr den Fdf von Verlust 
oder Beschädigung der transportirten. Gruppe hätte geben wollen, und 
daher alle subsidiären Schlnssfolgerungen weder erheblich noch zu- 
trefliMid sind. 

Är. V'iSK Entsch. des Deut.scheii Reichsgerichts. 
7. Civil-Senat. Vom 27. März 1900. 

(Jnr. WocbensQlir. 1900. Nr. 46/47. S. 424. ZUr. 18.) 

1 8. RfMM. Eat6H[s.-6n. v. II. Juni 1874. Die VeriiB«MCelsiwtst 4m E«1iel|iflM 
bMtsM !■ Ht OIITereu des Verkaufswerth« des 8rmd«tiicfc8 vor «nd nach der £■!• 
dgMii, thm d«M m daraif ankommt, ob dasselbe in Zeitpufcte der Entel|«n| 

verkitiflich war. 

Wäre es riclitig, dass, wie der Sachverständige II. annimmt, die 
nördlich des Kanals gelegenen Parzellen durch die Unterbrechung ihrer 
Verbindung mit dem Pfarrliofe und den Hofstücken der Pächter an 
Werth eingebüsst haben, so wäre dies ein durch die Abtretung eines 
Theilbesitzes der Kl. hervorgerufener Vermögensnachtheil, auf dessen 
Ersatz die Kl. nach § 8 des Enteignungsgesetzes Anspruch hat. Der 
Massstab für die Abschätzung des Mindei werthes, den dieser Restbesitz 
durch den Eanalbau erlitten hat, bietet sieb dar in der allgemeinen 
Verkehrsanschanung, nach der sieh die Preisbildang überall vollzieht. 
N0thigt also die jetzt bestehende üeberbräckung zur Anwendung ver- 
mehrter Zugkraft oder zu sonstigen Abweichungen in der Bespannung, 
ist der Uebergang der Geschirre mit Gefahren Terbunden, denen weniger 
geschulte Fahrer nicht mehr gewachsen sind, so hat dies nach der all- 
gemeinen Meinung einer gewissen Einfluss auf die Werthbestimmung. 
Zum zilfermässigen Ausdrucke kommt der Erfolg dieser nachtheiligen 
Einwirkungen auf den Wirthschaftsbetrieb in dem Verkanfswerthe 
der durch den Kanal abgeschnittenen Ländereien. Die YermOgensein- 
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bnsse der Kl. also wird dargestellt dnrch die Differenz der Verkauf»- 
werthe tot und nach der Enteignnng. Ganz von selbet ergiebt Bich 
Ueraofi, dass es nicht darauf ankommt, ob der Gmndbesitz der Kl. im 
Zeitpunkte der Elnteignnng verkäa flieh war. Denn mit dieser Vor- 
stellung wird ja nur gerechnet, um den objektiven Massstab für den 
behaupteten Minderwerth des Restgutes zu ermitteln. Auf der andern 
Seite ist es mangels näherer Begründung auch zu beanstanden, wenn 
ara Schlüsse des R. ü. der vorliegenden Verpachtung die Wirkung bei- 
gelegt wird, das.s dabei die auf Verkehrserscliwerungen zurückzu- 
führende Miuderung des GebrauclLswerthes niclit hervortrete. Denn er- 
schwert die Kaualüberbriickung den Zugang zu den nördlich gelegenen 
Flui-stücken. so Itiiclitet nicht ohne Weiteres ein, dass dies auf den 
Pachtertrag ganz ohne nachtheiligen Einfluss sein sollte. Nach alle- 
dem beruht das angefot literie ürtheil, soweit es mit der Frage sich be- 
schäftigt, ob und welchen Minder werth ilie vom Pfarrhofe aus zu be- 
wirthscbaftenden Flurstücke durch die Enteignung eines im wirthschaft- 
lichen Znsammenhange mit ihnen stehenden Trennstttckes erfahren 
haben, anf rechtairrthfimlicher Anwendung des § 8 des Enteignungs- 
gesetzes. Nur in Beziehung auf den sonstigen, der Verwaltung des 
Stelleninhabers entzogenen, Grundbesitz Ist der wlrthschaftliche Zusam- 
menhang mit den enteigneten Trennstttcken aus zutreffenden Gründen 
verneint. Die Thatsaehe allein, dass auch dieser Grundbesitz zum 
Kirchen TermOgen gehört, gentigt nicht zur Rechtfertigung des An- 
spruchs auf den Ersatz seines durch den Kanalban her?orgerufenen 
Hinderwerthes. 

Nr. 140. £nt8ch. de.s Oest^rr. Verwaltungs-Uerichtshofes. 

Vom 28. März 1900. 
(OaitMr. BlMiib^Veroi4ii.-BI. IUI. Nr.TS: &15Ml) 

Et IsfrlNst etaa« Hasiii iet VMfabreM, wei« tfto QoMlMloe im C«M«iMleRt- 

giUoMtie, dass eine Avob 4n Bahnbau alteHrte Conmunication eine „lebhaft frequen- 
ilrW Mi, alDlit diroh eittprechende Feststellungen (FreqaMidatM) ia Cannisaions* 

Protokolle substantiirt wird. 

Es haben wohl die Vertreter der (Temeinden behauptet, dass auf 
dem IVaglitlien Fahrwege, welcher von der Bahn gesclinitten wird und 
dessen Umlegung und Verlängerung hiedurch nöthig wurde, ein äusserst 
lebhafter Verkehr herrsche, und es haben auch die Vertreter des Reichen- 
berger Bezirkes den fraglichen directen Weg „sowohl für den öffent- 
lichen Verkehr, als auch för den Verkehr der betreffenden Grundbesitzer 
zu und von den Grundstftcken jenseits des neuen Bahnhofes" als „dringend 
nothwendlg" bezeichnet und darauf hingewiesen, dass ,im Falle der 
Gassirung dieses Weges die betheiligten Grundbesitzer nur auf einem 



230 Entsch. der KOnigl. Ungar. Knrie Tom 29. Mftn 1900. 



grossen Umwege ssn ihren Gnmdflttteken nnd von dort wieder znrQck- 
gelangeD* könnten, ^wodurch die Bewirthschaftung der Gründe äusserst 
erschwert wttrde", sowie dass „der fragliche Weg auch als Kirchen- 
nnd Leicbenweg von den Bewohnern von Ober-Hanniehen nnd Nieder- 
Hannichen, sowie von sahireichen Fabriksarbeitem aos.diesoi Gtoeinden 
benfitzt" wird. 

Des Vertreter der beschwerdeführendeu Eisenbahn-Gesellschaft hat 
aber ausdrücklich bestritten, dass der „angegebene starke Verkehr 
thatsächlich bestehe", und es tehlt im CommissionsprotokoUe au den 
erfordeiiichen Feststellungen, welche die Conclusion des Coniniissions- 
friitaclitens, dass die Coininnnication, um deren Verlängerung es sich 
handelt, eine „lebhaft freiiueutirte" sei, substantiiren würde. 

Das Comnüssiousgutachten bezeichnet endlich die fragliche Her- 
stellung auch selbst nicht direct als nothwendig, sondern nnr als 
wilnschenswerth, entbehrt somit aneh der erfordedkshen Bestimmtheit 

Die angefochtene Entscheidung war hienach wegen Mangelhaftigkeit 
des dorchgeftthrten Verfahrens aufzuheben. 



Nr. 141. Entseh. der KOnigl. Ungar. Kurie. 
Vom 29. März 1900. 
BetrltbirsglMisiit § 58. D«r FrtehtiiMhlag fcui atoM auf 8nai elisr tsMisa Uattr^ 
latsni 4M Aifgebers gefordert werdei, weloht 4tr ElMibalia bei dar AiflialMM 

zur BefSrderung bekannt war oder wsleli« lu erkennen war. 

Der Beklagte gründet seinen Gegenanspruch darauf, dass Kläger 
die Sicherheitsvorschriften bezüglich der Aufgabe von Petroleumnaphta 
theilweise nicht eingehalten hat und fordert auf dieser Grundlage den 
in Retriebsreglement § 53 Abs. 8 bestimmten Frachtzusclilag. Die Ver- 
pflichtung des in dem B. R. § 53 Abs. 8 nurmirten Frachtzuschlages wird 
jedocli weder durch die vom Beklagteu behauptete mangelhafte Ver- 
packung, noch durch den Umstand begründet, dass Kläger das Petro- 
lenmnaphta im Bruttogewicht von 50 Kg. aufgegeben hat. Die Eisen- 
bahn \>t veriiflichtet, die anssei'lich erkennbaren Mängel der Verpackung 
bei der Aulgabc zu untei suchen ; der Umstand aber, dass das Brutto- 
gewicht der aufgegebeuen Waare 59 Kg. betrug, war der Eisenbahn 
aus dem Frachtbriefe schon bei der Aufnahme der Waare bekannt 
Der FraehtsBBidilag hat den Chamkter einer Poenalstrafe und kann 
folglich nicht auf Gmnd einer solchen Unterlassung des Anfgebers ge- 
fordert werden, welche der Eisenbahn bei der Aufnahme zur Bef5rdening 
bekannt war, oder welche mit der gewöhnlichen Diligenz zu erkennen 
war. Nachdem nun die Eisenbahn die Waare in Eenntniss des Brutto- 
gewichtes zur Beförderung aufgenommen hat nnd die Mftngel derVer- 
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Packung laut § 58 B. B. zn antenaclieii verpflichtet war, da der Auf- 
geber nach § 58 Abs. 3 für M&Dgel der Verpaekang, falls dieselben 
dorch die Eisenbahn bei der Anijgabe nicht festgestellt wurden, nur im 

Falle des Betrages verantwortlich ist, da femer der Fall des Betrages 

nicht einmal der Beklagte belianptet nnd nachdem Beklagter fftr die 
Mängel der Veipackung in keiner Hinsicht verantwortlich ist und auf 
Grund dieser Mängel zur Bezahlung des Frachtzuschlages nicht ver- 
pflichtet T\-ar, mosste der Beklagte mit seiner Gegenforderang abge- 
wiesen werden. 



Nr. 14'3. Kiifseli. des Deutschen Keiehssrerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 2. April 1900. 

(Sachs. Archiv 1. bürgerl. Hecht, ßd. X. Heft 9ao. S. 613.) 

\ I. Relchsbaftpfliohtgesetz. Eigenes VersohuldeH des Verletzten. 

Der Kläger war, als er im November 1898 in der Vulkanstrasse 
zu B. auf dem Gange zur Arbeitsstätte vom Bürgersteige auf die Fabr- 
Btrasse neben dem Geleise der elektrischen Strassenbahn getreten war, 
am einigen auf dem BQrgersteige gehenden Arbeitern zuvorzukommen 
und wieder auf den Bttrgersteig hinauf zn treten, zn Fall gekommen 
und von einem eben daher kommenden Motorwagen der Beklagten er- 
fasst, geschleift und schwer verletzt worden. 

Seine auf das Haftpflichtgeselz gestützte Klage wurde in zweiter 
Instanz abgewiesen, die Kevision blieb erfolglos. 

„Das Berufungsgericht stellt fest, dass auf der an sich abschüssigen 
Vttlkanstrasse in B. die Bahngeleise an der vom Kläger betretenen 
Seite so nahe an dem nur schmalen Bürgersteige liegen, dass der von 
dem Blirgersteige auf die Fahrbahn Tretende von einem vorübergehenden 
Motorwagen erfasst werden müsse. Aut Grund der Beweisaufnahme 
nimmt es ferner an, dass der Klä«rer das Herannahen des Wagens ge- 
wahr geworden und auf die Fahrbahn getreten sei. als der Strasseu- 
bahn wagen nur noch einige Schritte liinter ihm gewesen. Er sei in 
dem Augenblick zu Fall gekommen, als er einen Fuss auf die Fahr- 
strasse gesetzt habe. 

Aus der besonderen Gefährlichkeit des Betriebes an dieser Stelle 
folgert das Berufungsgericht auch die Pflicht erhöhter Vorsicht von 
Seite de« Publikums und legt, da den Wagenführer du Verschulden 
nicht treffe, dem Kläger Mangel der gebührenden Vorsicht zur Last. 
Im G^egensatz zur Anschauung des Landgerichts ist ^ es der Meinung, 
der Kläger hätte auch in Betracht ziehen mflssen, dass er ausgleiten 
oder straucheln könne, zumal, wie er selbst angegeben, der Bftrgersteig 
schlüpfrig gewesen und er mit einer seitlichen Bewegung an der Kante 

Bc«r, BiMBiMfeavNbtH«!» BntMtoUaagen ZTU. 17 
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des Bnrj?ersteij?es iibev Jen Riimsteiii hinweg auf die Falirbalm habe 
hiiiabtreteu müssen. 

Die Revision konnte nicht für begründet erachtet werden. 

Der objektive ursächliche Znsammenhang eiiordert nicht mebri als 
dass Anfang and Ende — die erste einen kausalen Verlauf einleitende 
Thatsache und die Wirkung durch eine ununterbrochene Kette von 
mitwirkenden Thatsachen verknttpft sind. Ob jedes einzelne Glied der 
Kette in seiner genauen Gestaltung erkanot werden kann, erscheint 
gleichgiltig, wenn die verbindenden Glieder nur insoweit erkannt werden 
können, dass das Dazwiscbontieten eines dem bisherigen natttrlichen 
Verlaufe fiemden, neuen Kausalitäts-Momentes, wie etwa das Nieder- 
stossen dmch einen Dritten, ausgeschlossen ersciieint. Dass hier das 
Herabti'et>n vom Trottoir, der Fall, das Eifasstwerden vom Motor- 
wagen uuil die Verletzung in einem .solch ununterbrochenen Zusammen- 
hange stehen, gleichviel welche näher»' \'fManhissung des Fallens man 
sich vorstellen will, ist uiizvvcifHlhal't. IMc sulijrktive Kausalität setzt 
allerdings die VurliL'rselii>;ii kt it der Folgen der unteMioniuienen Handlung 
voraus, denn nach ihr hcuii.sst .sirh die Entscheidung, oli die Unter- 
lassung der Erwägung einen Manuel der ^'ursi<•ht erkennen lässt, die 
von jedem VernUnt'ti^en gelordert werden kann. Darin, dass nun das 
Berat ungsgericht aut Grund der besonderen Gestaltuug des Falles, der 
Gefährlichkeit der Anlage, der Nfthe des herankommenden Wagens und 
der gebotenen Eile einen Mangel der erforderlichen Vorsicht in der 
Unterlassung der Erwägung findet, dass auch ein unbedeutendes 
Hinderniss ihn in Lebensgefahr bringen kdnne, und demgeroäss zu der 
Annahme gelangt, der Klager hfttte auch mit der Mdglichkeit des 
Fallens oder Stolpems rechnen mfissen, konnte ein Bechtsirrtbum nicht 
erblickt werden. 



Nr. 14:J. Eiitscli. des l)<'ntsehen Heichsirerfchts. 

0. Ci vil-Senat. Vom 2. A pri 1 190(). 

(.tat. Wuclieuscbr. liKiu. .Nr. U ii. s. 3D6. Zill'. 19. — Shc1is>. Archiv f. burgerl. Kccbt. Bd. X. 

Heft 9/tOi a 816.) 

Reiohshaftpflichtgesetz § I. Ii ttm nicht verbotenen, das Herabsteigen von der Platt* 
f»rn einee Strassenbahnwagens vorbereitenden Handlungen eines Passa|iert liehi 

Herannahen an die Haltestelle liegt Itein eigenes Verschulden. 

Die gegen die Beurtlieilung des B. K. der Revision erhobenen An- 
gritl'e sind ohne Erfolg. Eine thatsiu liliehe Feststellung des B. U. ist 
es zunächst, dass der von der Kl. auf dem Vorderperron eingenoniniene 
Stehplatz, niuge <s auch <ler äussere, rechts am Trittbrett, gewesen 
sein, zu denjenigen IMälzen gehörte, welche der Betriebsunternehmer 
zum regelmässigen Gebrauch aller Fahrgäste bestimmt hatte) dass die 
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Kl. ira gegebenen Fall einen Platz im Innern des Wagens hätte ein- 
nehmen müssen, ist von dem Bekl. nicht dargetban. Dann aber kann 
der Kl., welche Übrigens demnächst aus.steigen wollte, aus dem Aufeut- 
lialt auf jenem Stehplatz an sich gewiss kein Vorwurf gemacht werden. 
Die Kl. hatte nun, da die Haltestelle, an welcher sie absteigen wollte, 
nacii dem Durchfahren der Kurve in wenigen Sekunden erreicht sein 
musste und die Haltezeit zuweilen eine sehr knappe ist, — „wie es 
scheinf schon vor dem Passiren der Kurve — ihren Standort an der 
Wand des Wagens verändert und sich etwas vorwärts zum Kutscher 
hin bewegt, um diesem zu sagen, dass sie aussteigen wolle, hatte sich 
auch zum sofortigen Betreten des Trittbrettes bereit gestellt, wobei sie 
eine Wendung nach rechts machen musste. Auch in diesem Verhalten 
der Kl., welches den Regeln des Verkehrs auf der Stiassenbahn nicht 
zuwider lief, musste keine sclinldhafte Fahrlässigkeit erblickt werden; 
auch dann nicht, wenn es der Kl, wie die Revision geltend macht, 
möglich gewesen sein sollte, ohne sich von ihrem Platze fortzubewegen, 
dem Kutscher ihre Absicht kund zu thun und ihn zum Anhalten zu ver- 
anlassen, — wofUr es Übrigeos an einer thatsächlichen Feststellung 
fehlt — . Allerdings war es nun für die Kl., wenn sie sich an der 
Aussenseite der Plattform aufstellte, geboten, auf ihre Sicherung wäh- 
rend der Fahrt Bedacht zu nehmen, sich festzuhalten ; dies hat sie aber 
auch gethan. Dass hierzu die senkrechte, das Wageudach stützende 
Eisenstange genügende Möglichkeit gebe, ist wiederum eine thatsäch- 
liche, den konkreten Verhältnissen entnommene, also diesseits nicht 
nachzuprüfende Annahme des B. G., welches weiterhin aus rechtlich 
einwandsfreien Gründen es für unerheblich erachtet, dass die Kl. sich 
mit der linken Hand festgehalten hat. Die Bekl. berufen sich darauf, 
dass durch eigens in den Wagen angebrachte Plakate die Fahrgäste 
angewiesen seien, sich beim Duichfahren der Kurven an der quer am 
vorderen Wagenfenster befindlichen Messingstange festzuhalten, und die 
Revision betont, dass gerade in der Nichtbefolgung einer solchen im 
Interesse der Verkehrssicherheit getroffenen Anordnung seitens des 
Fahrgastes ein Verschulden liege. Allein das B. Gr. hat selbst für den 
Fall, wenn durch in die Augen fallende Plakate auf dem Vi>rderperron 
jene Hinweisung kund gegeben sein würde, eine Verpflichtung des Fahr- 
gastos verneint, auf seinem Platze unter unausgesetztem Festhalten bis 
zuletzt auszuharren, da vielmehr eine dem Zweck eines raschen Ver- 
kehrsbetriebes dienliche Beweglichkeit der F'ahrgäste gewahrt bleiben 
müsse. Diese Auffassung ist, jedenfalls in der Anwendung auf den 
gegenwärtigen Fall, nicht für rechtsirrig zu erachten. Thatsächlich 
wird CS auch gar nicht immer möglich sein, da.^s bei der häufig 
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wechseltaden Besetzang der Plätze aaf der Plattform, dem Ab- and Zu- 
gehen yon Fahrgästen, jeder einzelne Passagier nnverrttckt die Hand an jener 
Messingstange behält oder bei einer Biegnng der Fahrbahn rechtzeitig 
nach der Stange greift; aach wird der Fahrgast nach Umständen den 
Halt an der Querstange aufgeben mOssen, wenn er sich zum Aussteigen 
anschickt, un<l es konnte sonach davon abgesehen werden, ob der Kl. 
Zeit und Möglichkeit zu Gebot standen, sich aus den etwa angebrachten 
Aufscliriften iiber die bestehende Sdiutzvorrichtung und deren erforderte 
BenützunfT zu unterrichten. Es mag sodann niclit ungeftlhrlich sein, 
während dei' Fahrt durch eine Kurve die Stellung nach aussen vorn 
am Trittbrett einzunehmen, aber es liegt hierin nicht unbedingt immer 
eine schuldhafte Unvor.^icliti<rkeit. Zudem ist nicht dargethan, dass die 
Kl. den gefährlichen Stand eingenommen habe, ol)\vohl sie zuvor ge- 
wusst hätte oder erkennen musste, es werde im nächsten Augenblick 
eine Bahnkrttnimuug, wie die fragliche (welche nach der Aussage des 
Zeugen Blume eine „sehr scharfe'' ist), durchfahren werden. 



Nr. 144. Eiitseh. des Deutsi'heii Keichstrcriehts. 

7. Civil-Senat. Vom 3. April 1900. 
{3m. wootkoitebr. iMo. Kt.4$i4it. a.m. zuKaa.) 

Reehte der StraMesaiiHegtr M Verlniartsiaa «■ elser IWwtlioheii ätrastt. 

Der B. R. gebt im Anschlnss an die von ihm ansfährlieh darge- 
legte und bis in die jftngste Zeit hinein ber&cksichtigte Bechtsprechong 

des R. G. davon aus, dass für jede an einer öffentlichen Strasse vor- 
genommene Veränderung, gleichviel ob sie durch die Bedürfnisse des 
Strassenverkehrs veranlasst ist oder anderen öffentlichen Interessen 
dient, den dadurch benachtheiligten Anliegern Entschädigung gewährt 
weiden nuiss, wenn die Veränderung eine dauernde ist und wenn durch 
sie die bestimmungsgemässe Benutzung der Strasse den Anliegern gänz- 
lich unmöglich geniaclit oder in erheblichem Masse erschwert wird. 
Weiter nimmt der H. R. an, dass diese Grundsätze nicht blos insoweit, 
als das Recht auf Kommunikatiun in Frage komme, sondern auch in 
Betrett der durch die öffentliche Strasse vermittelten Zuführung vuii 
Liebt und Luft zur Anwendung zu bringen seien. Dabei könne es 
keinen grundsätzlichen Unterschied machen, ob die Stadtgemeiude die 
Strasse als solche in ilurer bisherigen Ansdehnnng fortbestehen iSsst, 
oder aber in einer einzelnen bestimmten Beziehnng eine Veränderung 
mit ihr vornimmt, oder ob die Veiändemng darin besteht, dass eüi 
Theil der bisherigen Strasse als solche zn ezistiren aufhört Im voi^ 
liegenden Falle sei die Bekl. für den durch die Einziehung und Bebauung des 
streitigen Strassentheils dem Kl. erwachsenen Schaden deshalb verant- 
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wortlicli zu machen, weil sie bei dem Verkauf der Fläche au N. mit 
der Möglichkeit einer Bebauuug der letzteren habe rechnen müssen und 
daher verpflichtet gewesen sei, dafi\r zu sorgen, dass die Bebauung 
nicht in einer das servitutarische Recht des Kl. beeinträchtigenden 
Weise erfolgte. Hinsichtlich der Frage, ob die mit dem N. 'sehen Neu- 
bau für das klägerische Grundstück verbundene Entziehung an Licht 
und Luft als eine erhebliche anzusehen sei, sei dem Kl. darin beizu- 
stimmen, dass wenn die Beeinträchtigung eine in dem Zurückgang des 
Verkaufs- und Miethswerths sich ofifenbarende erhebliche Werths- 
minderung des klägerischen Grundstücks zu Folge gehabt hat, die Be- 
einträchtigung selbst für eine erhebliche zu halten ist. Dass letztere 
einen derartigen Umfang habe, sei nach der ganzen Sachlage zum min- 
destens als möglich anzunehmen, und dies genüge, um nach § 276 
der C. P. 0. a. F. über den Grund des eingeklagten Anspruchs vorab 
zu entscheiden. Die Angriffe, welche die Revision gegen diese Aus- 
führungen erhebt, sind, soweit sie das materielle Recht betrafen, verfehlt. 



Nr. 145. Entseh. des Ocst^rr. Verwaltiiiigs-Geriehtshofes. 

Vom 6. April 1900. 

(Oesterr. Elsenb.-Verordn. ßl. XIII. Nr. «7. S. isas.i 
Ein rechtsgiitiger Lagerplan ist bei Ertlieilung des Baueonsenses für eine Balinanlage 
insofern zu berüclisiclitigen, als hiebei eine Bestimmung darüber getroffen werden muss, 
in welcher Weise sich die Bahnunternehmung dem Verliehrsbedürfnisse, welches in 
dem Lagerpiane zum Ausdrucke kommt, anzupassen haben wird. Doch sind die der 
Bahnunternehmung hienach obliegenden Leistungen nicht sofort, sondern erst nach 
Massgabe der thatsächlichen Durchführung der Dispositionen des Lagerpianes zu 

prästiren. 

Da der Lagerplan nach § 5 der Bauordnung in Bezug auf die Lage, 
Richtung und das Niveau der darin festgestellten Strassen und Gassen 
für die Baubehörden bindend ist, so wird die Gemeinde Pilsen nicht 
nur berechtigt, sondern als Baubehörde auch verpflichtet sein, die pro- 
jectirte Ringstrasse bei der foitschreitenden Verbauung des betreffenden 
Stadttheiles nach diesen massgebenden Feststellungen des Lagerplanes 
zur Ausführung zu bringen, und es steht somit schon jetzt fest, dass 
diese Ringstrasso in absehbarer Zeit mit der lagerplan mässigen Breite 
an die Geleise der heute in Frage stehenden Bahnanlage stossen und 
jenseits derselben in der gleichen Breite ihre Furtsetzung finden wird. 
Es muss darum diese Strassenbreite schon jetzt als zu Recht bestehend 
angenommen und bei der Consentirung der Bahnanlage in Rechnung 
gezogen werden. In dem Baueonsense muss demnach eine erschöpfende 
und unzweifelhafte Bestimmung darüber getroften werden, in welcher 
Weise sich die Bahnunternehmung dem Verkehrsbedürfuisse, welches 
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iu dem Lagerplane (§ 2 der Bauurduuugj auerkaimt und geregelt wurde, 
anzupassen haben wird. 

Der Umstand, dass die bereits zu Recht bestehenden nnd allseits 
verbindlichen Feststellangen des LagerplKnes bisher noch nicht in die 
Wirktichkeit umgesetzt worden sind, kann nicht rechtfei*tigen, diesen 
Bechtsbestand gänzlich zn ignoriren; dieser Umstand könnte vielmehr 
nar die Folge haben, dass diejenigen Leistungen, welche die Bahn- 
nntemehmang dem öifentlichen Communicationsinteresse gegenüber za 
erfüllen haben wird, gleichfalls nicht sofort, sondern erst nach Massgabe 
der thataftehliehen DnrchfAhrnng der diesbezttglicben Dispositionen des 
Lagerplanes von ihr zn fordern, bezw. zu prästiren wären, womit dann 
auch der vom Regierunf^svert reter bei der öffentlichen nuindlichen Ver- 
iiaudlung betonten Möglichkeit einer allfälligen späteren Aeuderung des 
genehmigten Lagerplanes vollständig Rechnung getragen werden kann. 

Xr. 14<». KiitsHi. des Ih'utsclM'ii [{«'iciisnerifUts, 
6. Civil-Senat. Vom 11. April 1900. 

(Jnr. WoAheBKhr. t«M. Nr. MM7. & «M. Ziff. t7.) 
Ursächlicher Zasammenhang zwischen Körperverletzung und Verschulden. BerQck- 
sichtioiiiB der körperliobeii OlipMition des Verletzten za den eingetretenes Scbndee 

(Leistenbruch). 

Üie Beurtheilung dos B. Ii. verkennt die vurliogend massgebenden 
Omnds&tze Uber Kausalität und Schadensersatz. Die auch von dem 
B.G. unterstellte Möglichkeit eines durch den Fall verursachten Aus- 
trittes des Bruches kam zumal dann, wenn der § 26 Tbl. I Tit. 6 des 
A.L.H. hier Platz greift, bei der in dieser Gesetzesbestimmung aufge- 
stellten, gegenttber dem § 25 daselbst weiter gehenden Prftsumtion 
(vergl. Entsch. des B.G. Bd. 17 8. 202; Bd. 43 S. 369 ff.) fttr den Nach- 
weis des Zusammenhanges zwischen dem schnldhaftcn Verhalten des 
Bekl. und einem Schaden des El. sehr wesentlich in Betracht. Uebrigens 
mochte fih- die Beweisfrage neben dem Sachverstftndigengutacbten 
auch die, im B. U. zu diesem Punkt nicht gewürdigte Zeugenaussage 
des Schrankenwärters M. erheblich werden, wonach die.sem der Ki. un- 
mittelbar nach dem behaupteten Unfall erzählt hätte, dass er Uber die 
Srliienen auf einen Stein gefallen sei und Schmerzen in der Seite habe. 
Vu<\ weiter dnrtle das Vorhandensein eines durch den Unfall herbei- 
gel'iilntcn Scliadeiis nicht aus dem «irund verneint werden, weil der 
Kl. srlion vorlier eine Bruehanlage gehabt liabe. Das sogenannte .\us- 
tri'ten eines Hriiches biingt nicht nur gegenüber den) Znstand eines 
völlig gesnndeii. sondern auch gegenüber demjenigen eines bis dahin 
schon mit Brnchanlage behafteten Menschen eine die Erwerb-sfähigkeit 
mindernde püUzliche Verschlimmerung des körperlichen Gesaninitbetiudens 
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hervor. Was für einen alinlicli»*n fgenieinreclitliclien i Fall das R.<i. in 
Eiitsch. des R.G. Bd. VI S. 18 ausgesprochen hat, gilt hier nicht minder. 
WeoD KL mit jener Disposition behaftet war, ohne dass bü> dahin der 
Brach hervorgetreten war, and nun der Bruch in Folge des Fallens 
ansirat, so wttrde der Bekl. bei bestehender Haftpflicht (wenigstens) 
die Differens zu ersetzen haben, welche in den YermOgensverhältnissen 
des Kl. dadurch eingetreten ist,. dass ans seiner Disposition zu einem 
Leistenbruche ein Leistenbruch geworden ist. Der Abschätzung 
eines solchen Schadens stände die Schwierigkeit sicherer thatsächllcher 
Feststellung angesichts der Vorschrift in § 287 der C.P.O. nicht im 
Weg. Keinesfalls aber wäre bei Zutrelfen des § 26 Thl. I Tit. 6 des 
A.L.K, aus dem bisher im Urtbeil festgestellten Sachverhalt der Gegen- 
beweis als gefuhrt zu entnehmen, dass der Scliaden auch bei Beobachtung 
des Polizeigesetzes nicht vennieden worden wäre — dass der gleiche 
Schaden unter allen l^nistiinden auch ohne die dem Hekl. zur Last 
fallende unerlaubte Handlungsweise ebenso eingetreten sein würde. 



Nr. 147. Entseh. des Oesterr. Obersten fteriehtsliofes. 

Vom 19. April 1900. 

T.pstprr Kl-iciib Ve ii.rdn ni. MM Nr R4. S I77'l 

Die Enthebung eines nach dem Gesetze vom 24. April 1874. R.-G.-Bl. Nr. 49, bestellten 
Cirators bat zu erfolgen, wenn der Zweck, uro dessen willen die Curatel zugelassen 

wurde, wegotfoHe" Itt. 

Mit dem Decrete des k. k. Handelsgerichtes in Prag vom 15. October 
1801, Z. 61.236, wurde Doctor Carl M. aulässlich der Emission der zur 
Conrertirung der fUnfpercentigen Prioritätsobligationen und fttr .In- 
▼estitionszwecke bestimmten Prioritätsanleihe von Mk. 15,000.000, so- 
wie anlässlich der mit dem Bescheide des k. k. Landesgerichtes in Prag 
vom 15. September 1891, Z. 39.997, bereits erfolgten eisenbahnhlicher- 
lichen Eintragung des Pfandre(dite.s zum gemeinsamen Ciiratni nach 
dem Gesetze vom 24. April 1874, K.-G.-Bl. Nr. 49. be.-^tt^llt. Der Termin, 
innerhalb dessen die k. k. priv. Prag-Duxer Eisenbahn über Anmeldung 
der Prioritäre sich zur Con Version ihrer Stücke bereit erklärte, ist mit 
Ende April 1899 abgelaufen, demnach ist diese Cunversion als bet-ndt't 
anzusehen und der Zweck, derenthalben die Curatel zugelassen wurde, 
i.st hinfällig geworden. Nin iulfin weder ih r ( uratur, noch die Vertrauens- 
männer stit'liliälriLic (iiüiulc, die den liestand der Curatel notliwendig 
machen würden, anzut'üliren verinochteii. der zwischen dem Curatur und 
der k. k. priv. Prag-Diixer Eisenbahn ansg(.V)rocheue Verlosungsconflict 
durch rechtskräftig»' Besflilüs.sc beseitigt eisrlieint, Möglichkeiten, die 
sich eben in der Zukunft ergeben kouulen, für den Fortbestand der 
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Curatel nicht massgebend sein können, das Gesetz vom 24. April 1874, 
B.-G.-B1. Nr. 49, aber den Fortbestand einer Curatel anf nnabaebbare 
Zeit geradeza perhorreacirt, so erscheint der Beschlnss des Oberlandes- 
gerichtes yollkommen gerechtfertigt. 



Nr. 148. Eatseh. des Deutsehen Bi^lehsgerlelits. 
6. Civil-Senat Vom- 23. April 1900. 

(Säohs. Archiv 1 liflfglliBteiril» Bd.X. HeA WIO. a KM.) 

9 I. Reichthafliifliohtgesetz. B«griir der EUenbahi. Betrlebaunftll. 

Der Beklagte bat in £. mit polizeilicher Genehmigung ein Scbienen- 
geleis (Feldbahiigeleis) zur Beförderung von Steinen aus seinem Stein- 
brucb angelegt. Der Kläger behauptet, dass er am 10. Oktober 1898 
Abends gegen 10 Ulir, als er von seiner Wolinnng auf dem alten Gutshof 
in E. nach seinem "Revier, den Siogenannton alten Eichen, «regangen sei, 
um dort seinen Dienst als Nachtwächter anzutreten, an der Ecke zweier 
Strasspn auf den über den Weg führenden Schienen jener Feldbahn 
gestrauchelt und auf Pflastersteine gefallen sei, weU:he die Leute des 
Beklagten zwischen den Schienen hätten liegen lassen, und dass er .sich 
durch diesen Fall einen Leistenbruch zugezogen habe, in Folge dessen 
seine Erwerbsfähigkeit um 15 bis 20*^/0 vermiudert sei. Er beanspruchte 
eine jährliche Kente. 

Das Bemfungsgericht hat zun&chst das Haftpfliehtgesetz fftr 
nicht anwendbar erachtet Es handle sich hier nberhiuipt nicht um 
eine Eisenbahn im Sinne des Gesetzes, da die Tom Beklagten herge- 
stellte Feldbahn nicht dem (ilfentlichen Verkehr gedient habe, sondern 
nur dazu bestimmt gewesen sei, die flkr den Gewerbebetrieb des Be- 
klagten erforderlichen Bohstoffe n. s. w. von der Eisenbahn nach der 
Betri^bsstelle nnd umgekehrt zn befördern. Aber auch wenn man die 
Feldbahn als eine Eisenbahn ansehen wolle, so wäre die Anwendung 
des Haftpflichtgesetzes ausgeschlossen, weil der angebliche Unfall des 
Klägers sich nicht bei dem Betrieb der Eisenbahn ereignet habe. 

Der erstangeführte Gruud wäre zu beanstanden; nach der vom 
Reichsgericht wiederholt anerkannten Auslegung ist für den Begriff' der 
„Eisenbahn" im Sinne des Haflpflichtgesetzes niclit wesentliches Er- 
forderniss, da.ss die Bahn dem allgemeinen üflentlichen Verkehr dient, 
und fallen unter jenen Begriff vielmehr auch die einem privaten gewerb- 
lichen Zweck dienenden Bahnen unter der Voraussetzung, dass sie in 
Anselinng der GefäbrliclikL'it einer dem öffentlichen Verkehr bestimmten 
Eisenbahn gleichstehen (Entsch. des R.G.'s in CS., Bd. 1 S. 247, Bd. 2 
S. 38, Bd. 7 S. 40 vergl. mit 14 S. 27). Iiidess erscheint der zweite 
. Gmnd f&r die Ausschliessung des Haftpflichtgesetzes als durchgreifend. 
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Das Bestehen des Bahnkörpers und der Schieuenaiilage bildet für sich — 
und auch da wo Wegeübergäuge sich befinden — keine der Eiseiibaliü 
eigeuthfimliche Gefahr im Sinne jenes Gesetzes und ein Unfall der beim 
tJebendireiteii der Schienen lediglich zufolge dieser Anlage nnd ohne 
Jede Beeinflussung durch eine Beförderung auf der Bahnstrecke erfolgt, 
steht mit dem Betrieb der Bahn in keinem Zusammenhang. 

Nr. 140. Entseh. des Bentsehen Reiehsj^erlchts. 

7. Civil-Senat. Vom 24. April 1900. 

Mnr Wochonschr iwo. Nr. 58/61. S. 533. Ziff. 30.) 

Die Verkehrsordoung für die Eieeobahnen Oeatechiaade vom 15. November 1892 hat 
aloM die BedMtiai shier «MiltMhar vMtladllolim PrlvatrMlitmtni, tontferd nir 
•IMT VarwalliaiMMrdiHisg, ■od Hird nricMli« AmreidMi Uefet dabsr keines Re- 
visionsgrund dar. Vielmehr ist da sie ein Bestandtheit des FraiMvsrtrage iet — 
ein Revisionsgrund nur bei Verstoss gegen die gesetzlichen Auslegungsregeln vorhanden. 

Mit Recht geht das B.G. davon aus. dass die Entscheidung des 
Rechtsstreites von der Auslegung des § 79 der Verkehrsordnung fiir 
die Eisenbahnen Deutschlands vom 15. November 1892 abhängt. Nach 
der herrschenden Ansicht hat die Verkehrsordnung. soweit sie den 
Gütertransport betrifft, nicht die Bedeutung einer unmittelbar verbind- 
lichen Privatrechtsnorm, sondern sie stellt sicli als eine Verwaltungs- 
anordnung dar, durch welche den Eisenbahnen die allgemeinen Bedin- 
gungen der Ton ihnen zu schliessenden Frachtverträge vorgeschrieben 
werden. Denkschrift zn dem Entwürfe eines H.G.B. 8.288. Egcr: 
Verkehrsordnung fttr die Eisenbahnen Deutsclilands 8. 17. Puchelt- 
FOrtsch H.G.B., 4. Auflage» 8. 1291, 1292. Staub H.G.B. Art. 422 
§§ 2, 8, 7. La band: Deutsches Privatrecht, 3. Auflage, Bd. 2 8. 115, 
117. Entsch. des Oberhandelsgerichts Bd. 6 8. 176, Bd. 19 8. 184. 
Entsch. des B.G. Bd. 10 8. 107, Bd. 15 8. 156. Der Ansicht muss 
beigetreten werden. Denn durch Art. 45 der Verfassung des Deutschen 
Reiches, aus welchem nach Inhalt der Bekanntmachung vom 15, November 
1892 der Bundesrath seine Befugniss zum Erlasse der Verkehrsordnung 
abgeleitet hat, ist nur dem Reiche die Aufgabe gestellt, auf Uberein- 
stimmende Betriebsreglements bei allen deutsclien Eisenbahnen hinzu- 
wirken, nicht aber ist dem Bundesrathe das L'eclit eingeräumt, Rechts- 
normen über das Frachtgeschäft der Eisenbalmen — in Abänderung 
oder Ergänzung des H.G.B. — aufzustellen. Eine unriclitige Anwendung 
des § 79 der Verkehrsordnung vom 15. November 181)2, in Folge un- 
richtiger Auslegung, bedeutet daher nicht die Verletzung eines Gesetzes 
im Sinne des § 549 der C.P. 0., und bietet somit keinen llevisionsgrnnd 
dar. Aber der § 79 der bezeichneten Verkehrsordnung kann insofern 
einen privatrechtlichen Charakter gewinnen, als er zum Bestandtheile 
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eines Frachtrertri^ zwisclien der Eüsenbabo und dem Absender de« 
Frachtgutes gemacbt wird. Ein derartiger Frachtvertrag ist zwischen 
dem Spediteur der El. und der Niederschlesisch-Hftrkischen Eisenbahn 
geschlossen worden. Als Element dieses Vertrages unterliegt der § 79 
derselben Beurtheilnng, wie jede andere Vertragsbestimmnng, und es 
w&rde daher eine Auslegung, welche mit den gesetzlichen Anslegnngs- 
regeln nicht vereinbar wäre, als Bevisionsgrund zu betrachten sein. 
Allein eine solche gesetzwidrige Auslegmig hat das B. G. nicht gegeben. 
Die Revision ist ilt slialb niclit begründet. Nebenher wird bemerkt: 
Der I. CS. des R.G. liat in <leni ürtheilo vom 13. Februar 1886 (Entsch. 
Bd. 15 S. 147) die Möglichkeit angenommen, das« eine Auslegung des 
Eisenbahn -Betrieb.sreglemcnts vom 11. Hai 1874 von dem Kevisions- 
gerichte nachgeprüft werden könne, diese Anschauung jedoch schon in 
dem Ihtheile vom 6. Marz 188ß fEntscIi 15 iS. 156; wieder aufge- 
geben. Ob und inwieweit die Verkehrsurdiiung vom 26. Oktober 1899 
revisibelos Hecht enthält (§454 des H.G.B.), braucht hier uicht unter- 
sucht zu werden. 

Nr. 150. Entseli. des Bezirksgerichts für Handelssaehen in Wien. 

Vom 24. April 1900. 

AllRom. Taril-An/. \(N Ni 2r> S 4!fi i 

Bei Gewährung von Tarifnachlässen ist ein Abgehen von den publioirten BedinguRBen 

unttraagt 

Es besteht nach Inhalt der vorgelegten Frachtbriefe kein Zweifel, 
dass es sich vorliegend um Artikel handelt, fftr welche die im Verordnnngs- 
blatte fOr Eisenbahnen und Schifffahrt Nr. 149 ex 1897 enthaltene Be- 
gfQnstignng gewfthrt wurde. Ebenso steht fest, dass das publidrte Zu- 
gest&ndniss für die Transportstreeken gewährt wurde, auf welchen die 
vorliegend in Betracht kommenden Artikel befördert wurden. Es wurde 
aber in diesen vorliegenden Fällen, iu welchen diese Artikel von Miihlen- 
etablissements bezogen wurden, nicht die Bedingung I, welche sich unter- 
halb des rubrifirten Theiles der betreffenden Publication befindet, erfüllt. 

Der Zweck der any:«'führten Bedingung sub. T ist daselbst zum 
Au.'^dnukc dadurch gebracht, dass der Bestinnnungs.statioii das Ket-ht 
t'ingcräiuut wird zu conslatireu , ob die Sendling in dem betreftendon 
Miiljk'netabli.Ksenu'Ht wirklich zur nuililiui!^: gelangt ist. Wenn nun 
erst nachträglich, naclideni die Vermähl iing bereirs erfolgt ist, eine .soldie 
Bestätigung ertlieilt wird, so wird die Möglichkeit einei' solchen Controle 
voieitelt oder doch erschwert. E^ ändert auch der Um.stand nichts au 
dieser Sachlage, dass in früheren Fällen ohne Beobachtung der im 
Verordnnngsblatte bei der betreffenden Publication vorgeschriebenen 
Bedingung die Begünstigung gewährt wurde. Dadurch, dass die Bahn 
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in den früheren Fällen nicht vorschriftsmässig vorgegangen ist, kann 
den Parteien ein Becht nicbt erwaclisen, dies umsoweniger bei Gewährung 
Ton Tarif nachlässen, nm die es sich hier handelt, da nach § 11 der 
Verordnung des Handelsnünisterinms vom 20. November 1.895 R.G.B1. 
Nr. 167 ein Abgehen von den pnblicirten nnd noch nicht geänderten 
Bedingungen untersagt ist. Es erschien daher der Beweis darOber, 
dass in früheren Fällen von den hier in Frage kommenden Bedingungen 
abgegangen worden ist, nnentscheidend und war daher nicht zuzulassen. 
Auch kommt nicht in Betracht, dass seither diese Bedingung dahin 
geändert wurde, es sei die Bestätigung statt auf dem Aviso und Bezugs- 
scheine auf dem Frachtbriefe beizusetzen, denn es muss die Publication 
zur Anwendung kommen, welche zur Zdt dieser Sendungen in Kraft stand. 



Nr. 151. Eutseh. dos Bezirksgerichts fUr Uaudeissaehen in Wien. 

Vom 24. April 1900. 

Wenn der Adressat den Empfang der ganzen Sendung bestätigt hat, so hat äh Bahn 
keine Verwahrungspflicht bezüglich der etwa vom Empfänger zurückgelassenen Embal- 
lagen, und die Bahn hat auch bezüglich derselben nicht die Verpflichtung, den Absender 
gealst Art 4 iii 24 4m litemat UekeretBkonmne n vereÜiiüiM. 

Es ist die Beifügung eines Frachtbriefes als Beilage zu einem 
anderen Frachtbriefe unzulässig und kann selbst, wenn dies gesehelieu 
sein sollte, keinerlei Rechte und Pflichten begründen. Der Bahn oblag 
daher in keinem Falle die Bttcksendung der Decke, sondern der Adressat 
in Tilburg halte geradeso wie die Sendung EunstwoUe auch die zum 
Schutze derselben verwendete Decke zu Übernehmen. Wenn der Empfänger 
dieser seiner Verpflichtung nicht nachkam, so kann hiefQr die Bahn nicht 
verantwortlich gemacht werden. Die Sendung wurde, wie Yon der 
Klagsfirma selbst angeführt wird, von dem Adressaten in Tilburg be* 
zogen und hat derselbe den Empfang der Sendung jedenfalls bescheinigt. 
Dass der Empfang der Sondniif,^ bestätigt wurde, ergibt sich übrigens 
auch daraus, dass die Bezahlung der im Frachtbriefe ersichtlich ge- 
matiiteii Beträj^e und die Bescheinigung des P^mpfanges die Bedingungen 
bilden, durch deren Eiiulluiig der Kinpfäuger ei'st einen Anspriicli 
gegen die Bahn auf Aiisful;:iiiig des Gutes und des Frachtbriefes ei- 
lantrt. Mit der Uebei iieferung des Frachtbriefes und der Seiiiliiii^ er- 
scheiut aber der Fracht vertiag erfüllt und hört mit diesem .Momente 
die im Art. 27 Intei nationales Uebereinkommen normirte gemeinsame 
Haftung der am Tianspoit betheiügten Bahnen auf. Wenn nun der 
Empfänger in Tilburg von der Sendung, deren Kmpfang zur Gänze er 
bestätigt hat, irgend ein Stück, wie liier vorliegend die Decke, auf dem 
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Bahnhofe zarftckgelasseu hat, so kann anf keinem Falle mehr, da der 
Frachtvertrag bereits erfftllt ist, der Beklagten irgend eine Haftung 
obliegen. Ob der Station Tilbnrg in diesem Falle die Pflicht oblag, 
die Decke, welche der Adressat znrAckgelassen hat, zn verwahren, und 
ob für die nichtgehörige Yerwahrang die betreffende niederländische 
Bahn eine Verantwortung trifft, ist in dem vorliegenden Rechtsstreit 
ohne Belang, da jedenfalls, wie bereits erwähnt, die beklagte Bahn die 
ihr durch die üebernahme des Gutes und des Frachtbriefes in der 
Station Skalic— Boskovic obliegende Verbindlichkeit bereits mit der 
Uebergabe des Frachtbriefes und des Gutes an den Adressaten in 
Tilbnrg erfüllt hat. Die Klagstirma will eine Haftpflicht der beklagten 
Bahn damit begründen, dass der Letzteren die Verpflichtung oblag, die 
Klägerin als Ab.senderin davon in Kt nntniss zu setzen, dass die Decke 
von dem Adiessaten nicht bezogen wurde. Allein nach Art. 24 Inter- 
nationales Uelicreinkommen tritt die Veriitliclitung der Bahn zur Ver- 
ständigung des Absenders nur bei Ablieterungsliindeniissen ein. welche 
jedoch hier nicht vorliegen ; denn die Sendung wurde in Tilbnrg dem 
Adressaten ohne jedes llindeniiss abgeliefert und nur von dem Letzteren 
ein Stück der Sendung, vorliegend die Decke, aaf dem Bahnhofe zu- 
rttckgelaj^sen. Eine solche Zur&cklassung kann weder als AbUefernngs- 
hindemiss angesehen werden, noch speciell als ein Nichtbezug der Sen* 
dnng. Es kann nicht Sache der Bahn sein, den Adressaten, welcher 
ordnnngsmftssig den Fi'achtbrief aosgelOst and den Empfang der Sen- 
dung bestätigt hat, zu zwingen oder auch nnr aufzufordern, die Decke 
mit der anderen Waare von dem Bahnhofe wegzuführen, da der Ab- 
sender mit der Bestätigung des Empfanges der eigentlichen Sendung 
und Üebernahme derselben, die Bahn gemäss Art 49 Internationales 
Uebereinkommen vollkommen entlastet hat und es der Letztoren nicht 
obliegt, zu untersuchen, warum der Absender irgend einen Theil der 
Sendung, z. B. eine Decke oder eine zur Packung gehörige Kiste oder 
Heu und Stroh zurücklasse. Da nach dem Gesagten die Decke mit 
der anderen Sendung von dem Adressaten zu beziehen war und durch 
die Auslösung des Frachtbriefes und Ueberlieferung des (lUtes au den 
Adressaten der mit Frachtbrief vom 14. Novembei 1898 in der Station 
Skalic-Boskovie ge.selilossene Frachtvertrag von der geklagten Balm 
vollkommen erfüllt war, für die beklagte Bahn jedenfalls nach Er- 
füllung des Frachtvertrages eine Verwahrungspflicht nicht entstehen 
konnte, so war das Klagebegehren abzuweiseu. 
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^'r. 15^. Eutech. des Bezirksgericht» für UaudeläMiclien in Wien. 

Vom 24. April 1900. 

(A1U(. Tartf-Ans. XIZ. Nr. M. & m.) 

Wen« dl« Bahn dl« r«oMi«nig md ordaano«iii««ig o«g«lM«» V«rfBflung des Ab««Rd«r«, 

die Waare nicht an den Adresaaten auszuliefern, entgegen der Vorschrift des §64 

Betriebs- Reglement, dem Adressaten dennoch ausgefolgt hat, kann der Absender 
Scliadeaereatz van der Bahn verlangen, ohne vorher den Adreeaatea geriohtlioh be- 
langt zu haben. 

Im vorliegenden Falle steht durch das Gestäudniss der Beklagten 
fest, (lass sie trotz der rechtzeitigen und nach Vorschrift des § ö4 ge- 
troflfeuen Verfügung des Absenders (des Klägers), die Sendung an den 
Adressaten nicht auszufolgen, sondern zurQckzuhalteu, diese Verfügung 
nicht befolgte. Die Bahn ist daher yerpflichtet, dem Kl&ger fUr den 
ihm hiedurch erwachsenden Schaden anfsulLommen. Nach Ansicht der 
Beldagten ist der Adressat J. A. nicht zahiangsnnfUilg, woraus die Be- 
klagte den Schlnss zieht, es sei dem Klfiger möglich, den Betrag herein- 
zubringen, und in Folge dessen habe derselbe keinen Schaden erlitten 
und könne die Bahn aucli nicht zum Ersätze heranziehen. Der Eiftger 
hingegen behauptet, J. A. sei zahlungsunfähig. Wie dem auch immer 
sein mag, ist der Kläger durch das Vorgehen der Bahn insoferne be- 
nachtheiligt, als er bei Befolgung seiner Disposition im Besitze der 
Waare wäre, während durcli Verscliulden der Bahn dies nicht der Fall 
ist und auch der Adressat, welcliem die Waare unberechtigterweise 
ausfrefülfrt wurde, bisher die ZahUuifz: nicht p:ftleistet hat. Es kann dem 
Kläger nun niclit zugemuthet werden, erst mit der Klage und eventuell 
mit der Execution gegen J. A. vorzugehen, um so einen Versuch zur 
Hereinbiingung des Kantjtreises seiner Waare zu njachen, und jeden- 
falls noch länger auf die ihm gebührende Zahlung zu warten , da er 
hiezu bei Befolgung seiner Disposition keine Veranlassung gehabt hätte. 
• Durch das unberechtigte Voi gehen der Bahn ist dem Kläger der Besitz 
der Waare entzogen worden, und da diese Waare dem Kläger nicht 
mehi* gegeben werden kann, ist die Beklagte verpflichtet, den Ersatz 
hlefttr zu leisten. Die Richtigkeit des Werthes dieser Waare nach 
Zurttckstellung derselben an den Elfiger mit dem Betrage Ton 406 
Kronen 36 Heller wird zugegeben. Deshalb war die Beklagte zur 
Zahlung dieses Betrages zu verurtheilen. Der Beklagten bleibt es 
Überlassen, den Preis der von ihr dem J. A. unberechiigterweise aus- 
gefolgten Waare von Letzterem hereinzubringen, zu welchem Ende der 
Kläger seine etwaigen Ansprüche der Beklagten zu cediren sieb ver- 
pflichtete. 
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Nr. Entselk des frauzOs. Kassatlonsliol^ 
Vom 28. April 1900. 

(Revuo g6nöral« de ebemlns de fer. 1900. S. S68 . 
Be- und Entladung durch den Absender bezw. Empfänger. Haftpflicht der Elsenliaki. 

Bestimmt der Tarif einer Eisenbahn, dass die Be- und Entladung 
der Güter durch die Absender, bezw. Empfänger und auf deren Kosten 
unter Aufsiciit der Eisenhahn auszuführen sind, so ist diese Bestimmung 
in dem Sinne zu verstcheTi. dass die Aufsicljt und Kontrolle der Eisen- 
bahn nur in Hinsicht auf die reglenientarischen Bodingnnr^en der Be- 
förderung auszuüben sind; sie legt jedoch der Eisonbahn nicht die Ver- 
pflichtung auf, den Zustand der Ladung, wie solche durch den Absender 
ausgeführt wurde, zu priifen. 

Auch ist die Eisenbahn nicht gehalten, dem Gute eine andere als 
die sich aus den Erfordernissen des Betriebes als notwendig ergebende 
Fürsorge angedeihen zu lassen. Hieraus folgt, dass, um eine Eisenbahn 
als baftpflicbtig ffir Beschädigungen, mangels Fürsorge für das Ont, 
Dach dem Gesetze zu yerorteilen, das Gerieht, bei Vermeidang der 
Kassation, angeben rnnss, welcher Art die Fürsorge sei, die von der 
.Eisenbahn wahrzunehmen war, jedoch von ihr vernachlässigt wnrde. 

Nr. 154. Kutsch, des Deutschen Keichss;oriehta« 

7. C'ivil-Senat. Vom I.Mai 1900. 

(Jur. WorbenscLr. l'JOO. .Vr. 52;53. S. 480/81. Zirt" 3r, i 

Preuss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874. § 8. Die blosse Bebauungs-Möglichkelt bezw. 
Abslokt ohne irdflara thattiehHelw Usterltge verltllit tlM Aofcerfmidttiek niolt 
die Baipltfi^ltit md ist nicht als rMler Werttifaktor let dar BaMeaaaai dar Eat- 

schädlgaag zu iiarioliaialitiiiaii. 

Der B.R. hat die Behauptung aus einem doppelten Grunde für 
nnbeachtlich erklärt: einmal seien von dem Kl. keine Tliatsachen geltend 
gemacht worden, aus denen sich ein Anhalt dafür ergübe, dass die Be- 
bauung schon in naher und bestimmter Aussicht gestanden habe; die 
blosse Bebauungsmüglic.hkeit sei ohne das nahe Bevorstehen ihrer 
Verwirklichung niclit gceigiKt. eine Wertherhühung herbeizuführen; 
sodann dürfe davon ausgegangen werden, dass die Sacliverständigen 
vor Abgabe ihres Gutachtens die Vei wertlibarkeit des Grundstücks nach 
allen Richtungen hin geprüft und alsu mit der Einschätzung der ent- 
eigneten Fläche als Ackerland sowie mit dem Ausspruche, dass nur das 
erschwerte Viehhüten bei Feststellung des Grundstückswerthes in Betracht 
zu ziehen sei, zugleich die angebliche Bebauungsfähigkeit und deren 
Beeinträchtigung verneint haben. Die Bevision wendet gegen diese 
letztere Ausführung ein, dass damit den Sachverständigen eine Prüfung 
zugeschrieben werde, die sie in Wirklichkeit gai* nicht vorgenommen 
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bitten. In der That erscheint, wie der Bevision zagegeben werden 
ranss, der bemftngelte Sntseheidnngsgrund nicht unbedenklich, da die 
Direktire, welche die Sachverst&ndigen fQr die Abgabe ihres Gntachtens 
erhalten hatten, lediglich anf.Abschfttzang der Fläche als Ackerparzelle 
gerichtet war, eine Berttcksichtigang der für den Baustellenwerth mass- 
gebenden Momente also kaum voraosgesetzt werden kann. Die Ent- 
scheidung selbst wird indessen jedenfalls durch den vom B. R. an erster 
Stelle geltend gemachten Entscheidiingsgrund j^etragen. Es ist nicht 
abzusehen, welche Veranlassung die KL gehabt haben sollten, mitten 
auf ihrem ländlichen, ca. .30 Hektar grossen Besitzt lniiii und getrennt 
von der Hoflage ein vereinzeltes Wohngebäude bloss deslialb zu errichten, 
weil an der betrcfVenden Stelle zufiiliij^er Weise eine öffentliche Land- 
strassc vorbeit'üliit. Die Zumiitlinii^^ der Kl., «^inc solclio ohne f^reifbare 
thatsäcliliehf^ Ciiterlafre kundgegebene P.ebaiiiiii<;sabsiclit als realen 
Werthfaktor bei (U^r Heniessuiiy der Entsi liädiyuii^ zu l>erücksic!;ti'^en, 
ist um so mehr zui i'u kzuweiseu, als selbst tiii' städtische ( icnieinwesen, 
wie das R.G. wiederliult ausgresprochen bat. die Anerkennung der Bau- 
platzeigcnschaft eines Urundstluks zwar nicht durch dessen sofortige 
Bebaubarkeit bedingt ist, aber dgch erfordert, dass die betreflfende Fläche 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge in naber Zukunft bebaut werden 
kann; sie setzt also objektive Momente voraus. 



Nr. 155. Entseh. des Bezirksgerlehts fllr Handelssaehen in Wien. 

Vom 1. Mai 1900. 

Tarif-.\nz. XIX Nr. 20. S. 31*; 

Wenn der Aufgeber wegen Nichtannahme der Sendung Seitens dos Adressaten über 
die Sendung ordnungsmässig und rechtzeitig disponirt hat. so ist die Bahn nicht be- 
reoMIgt, die den Verderben nicht ■■terNegesde Sendung zu verivssern, wemi aiteh 
itr Aifgeber die Ihn veii d«r Bähe tigagai^Me Androlmig d«r VirlosteniNi un- 
beachtet liesa. 

Gemäss § 70 (3j i^etr.-Regl. ist die Eisenbahn befugt, nicht an- 
{jenonimene (jiütcr, wenn sie dem schnellen Verdeiben ausgesetzt sind, 
und andere Güter, welche weder von dem Eniitt'än<rer .■il)<^enonnnen 
noi'li von dem Absender zurückgenommen werden, tViihe.sten.s vier Wochen 
nach Ablauf der lagerzinsfieien Zeit, unter l'm.slüntlcn auch noch t'riiher 
zu vei kauten. Keine dieser Voraussetzungen Iritlt hier zu; vielmehr 
liat der Kläger zugegebonermassen in der vorgeschriebenen Form und 
rechtzeitig, überdies auch noch zweimal die Verfügung getrolien, die 
Waare an ihn zurückzusenden. Es lag daher keine Veranlassung vor, 
das Out zn veränssem nnd es war anch die Bahn hiessn darchans nicht 
berechtigt. Die Bahn ist daher verpflichtet, dem Klüger den durch 
den rechtswidrigen Veikanf entstandenen Schaden, welcher 360 K 94 h 
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beträgt, zu ersetzen. In dem Umstände, dass der Kläger trotz der 
Androhung des Verkaufes^ eine abermalige Verffigung nicht getroffen 
hat, kann ein Verschniden des Klägers nicht erblickt werden, da er 
nicht annehmen konnte, es werde Ton der Bahn rechtswidrig mit dem 
Verkauf e vorgegangen werden, nachdem er bereits zweimal die Verfügung 
wegen Rücksendung getroffen hatte. Vorliegend ist aber der Scliaden 
in Folge grober Fahrlässigkeit der Eisenbahn entstanden; denn es 
winde eine zweimalige, und zwar reclitzeitip:e Verfügung des Klägers, 
welche ordnuugsmässig von der Bahn überuommeu wurde, nicht befolgt. 



Nr* 150. fintseh. des Bezirksgerichts für Hnudeissaelieii ia Wien. 

Vom 1. Mai 1900. 

(Allg. Tarlf Anz. XIX. Nr. 40, S. 618 ) 

Bei Entschädigungsansprüohen ist die Bahn inr Zthlnng von Zinsen nur verpflichtet, 
wwa Ihr eise VerilieraBfl Is der ErfiNmi Hirer VerpflleMmg ar Last filtt. 

Die Klageritt verlangt aber Qbeidiefl Zinsen von dem für die Waare 
ausgelegten Betrage nnd beruft sieh diesfalls auf § 88 Betriebs- 
regleroenti nach welcher Bestimmung die Bahn im Falle der Arglist 
oder der groben Fahrlässigkeit den vollen Schaden zu vergttten hat. 
Da die Klagsfirma, wie erwähnt, Ursachen, aus welchen ihr Weisen 
nicht in die Hinde des Adressaten gelangte, nicht anzugeben vermochte, 
war das Gericht gezwungen, sich an die Darstellung der Beklagten 
allein zu halten. Die Verwechslung der Nummer dnes Waggons er- 
scheint aber sehr leicht möglich, weil die Waggons äusserlich einander 
sehr ähnlich sehen. Es kann daher eine solche Verwechslung als ein 
im Betriebe sehr leicht vorkommendes Versehen betrachtet werden. 
Für ein solches Versehen, welches durch den Mangel an der nothwen- 
digen Aufmerksamkeit entstanden und daher von der Bahn verschuldet 
ist, hat dieselbe aufzukommen. Keinesfalls kann jedoch ein solches 
bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit leicht vorkommendes Versehen als 
eine grobe Fahrlässigkeit angesehen werden. Und da demzufolge die 
Bahn nur nach Inhalt des § 80 Betriebsregleuient schadenersatzpflichtig 
ist und dieser Verpflichtung nachgekommen ist, erscheint das Klagebe- 
gehren unbegründet. Uebrigens ist die Klagsfirma selbst daran schuld, 
wenn sie ihre Entschfldigong nicht frfther bekam; denn sie brachte 
erst unter dem 7. Jänner 1900 die Oession bei, welche sie zum Scha> 
denersatzanspmch legitimiren konnte, und vermochte selbst an diesen 
Tage den nach dem Betriebsreglement erforderlichen Frachtbrief nicht 
vorzulegen, weil dieser Frachtbrief von R. F. verloren wurde; ausser- 
dem stellte sie Ersatzansprüche, welche theüs zu hoch gegriffen, theOs 
nicht gehörig aufgeklart waren, und veranlasste dadurch eine weitere 
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VerzQgerang in der Liqnidining ihrer Ansprüche. Da die Klagsflrma 
die Bahn nicht in die Lage versetzte, ihre Ansprüche za befriedigen, 

80 ist sie an dem Ziiisenverluste selbst schuldtragend , und es fallt 
auch der ßabn eine Verzögerung in der Erfttllung ihrer Verpflichtungen 
nicht zur hast. 



Xr. 157. Entscli. des Bezfrks^^orichts fflr üandelssachcn in Wien. 

^ Vom 1. Mai 1900. 

(AUg; TMif-Ans. XIZ. Nr. tl. a 48*.) 

Wmi dl« Paris! sieb silt dssi vss dar Bäks f ssitss 1 7t Bstrisbs<Rs|lssieiit fsst|s- 
•Islltss fistaolitss siMvsrsiMdss srklSrt hat. Ist dissss fistssMes fir bsMs Tbslls 

bindend. 

Wenn aiicli das Betrieb.s-Re<rleniPiit nicht ausdrücklich norniirt, 
dass der zum Abholen « iues Gutes Beorderte auch zur Unterfertigung 
der Thatbestamlsauinahme bevollmächtigt ist, so ergibt sich doch eine 
solche Vollmacht aus dem bereits Angeführten. Auch lässt sich dies 
aus der Zusatzbestimmuug XXIV zu § 51 Betriebs- Keglemcut er- 
schliessen. Nach dieser Znsatzbestimmung ist der Ueberbringer eines 
Gutes ZOT Abgabe und Unterfertigung der seitens des Absenders abzu- 
gebenden Erklftrangen, sowie aller zum Abschlüsse des Frachtvertrages 
.erforderlichen Handlungen als vom Absender bevollmächtigt anzusehen. 
Wenn nun der Ueberbringer eines Gutes zu solchen Handlungen er- 
mftchtigt erscheint, welche wegen ihrer Wichtigkeit schriftlich und in 
einer vorgeschriebenen Fassung abgegeben werden müssen, so muss 
umsomehr angenommen werden, dass der cum Abholen eines Outes Be- 
orderte auch ermftcbtigt ist, eine einer bestimmten Förmlichkeit ent- 
behrende Eikinrnnq^ wie die des Einverständnisses mit dem von ihm 
veranlassten Thatbestandsgutachten abzugeben. Hiezu kommt noch, 
dass es der Klägerin frei gestanden wäre, falls sie mit diesem (lUt- 
achten nicht einverstanden war. eine gerichtliche Augenscheinsanfnahme, 
beziehungsweise Sicherung der Beweise zu verlangen, so lange das Gut 
noch nicht verwendet war. Da sie aber dies nicht that, sondern viel- 
mehr das (TUt verwendete, so muss sie auch aus diesem (4runde als 
. mit dem Vorgehen ihres Abgesandten W. einverstanden gelten. Da 
nun durch das einverstiindliche (iutachten in der Thatbestandsaufnahme 
feststeht, dass von der Sendung während des Transports niclits in Ver- 
lust gerathen ist, so kann die Bahn nicht mehr aus dem Grunde in 
Anspruch genommen werden, dass eine Minderung des Gutes während 
des Transportes eingetreten ist. Deshalb war das Klagebegehren ab- 
zuweisen. 
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Nr. 158. Entsch. des Obersten Laiidesgerichts f Qr Bayern. 
1. Senat. Vom 3. Hai 1900. 

(SeiiireTf t Anh. Bd. 5B. H«ft IT. & IBt.) 

% 08 Kraak.*Ver«.-fie8. FIr die AntprOohe du Arztes g«|ea die Baikraakoifcaate Ist 

isr RaoMswei nliBtlg. 

Oer Elliger bat uicbt den Ansprach des Yon ihm bebandelten 
Arbeiters auf freie ärztliche Behandlung (§ 6 Ziff. 1 des Krankenvers.- 
Ges.) fttr sich geltend gemacht, sondern seineu Ansprach gegen die 

Kasse auf den Vertrag gestützt, durch den er der Kasse gegenüber die 
ärztliche Beliandlung der Kassenmkglieder tregen Kntgeld iibenionimen 
hat. Die Aufstellung eines Kassenarztes durch eine liaukrankenkasse 
ist nicht eine ein Beamten verhältniss begründende Anstellung im ölient- 
lichen Dienste, sondern, ebenso wie ein Jvaut'vertrag. durcli den die 
Kasse die ihren Mitgliedern zu gewährenden Arzneien, Brillen und 
älmlicheii Heilmittel anschatlt, ein Rechtsgeschäft des bürgerlichen 
Verkehrs; der Anspruch des Arztes gegen tlie Kasse auf die vertrags- 
mässige Vergütung ist daher ein piivatreclitlieher, im Rechtswege zu 
verfolgender Anspruch. Wenn der Beklagte dem Vertrage die Aus- 
legung geben will, dass der Kassenarzt lediglich die Ansprüche der 
von ihm behaudelten Arbeiter solle fQr sich geltend machen dürfen, 
so ist dies eine belanglose Aufstellung, denn die Zulftssigkeit des 
Rechtswegs bestimmt sich nach der i*echtlichen Beschaffonheit des durch 
Klage geltend gemachten Anspruchs, über den durch Urtheil entschieden 
werden soll. Die Verpflichtung des Beklagten, die Berichtigung dei* 
Forderung des Klägers aus dem hinterlegten Kassenbestande zu ge- 
statten, wird vom Ber.-Oer. aus dem privatrechtlichen Verhftltniss ab- 
geleitet, das zwischen dem Kläger und der nunmehr geschlossenen 
Kasse entstanden ist. Der Beklagte greift in das dem Kläger zu- 
stehende Forderung^r« ( ht gegen die Kasse dadurch ein, dass er durch 
seinen Widersprach die Befriedigung des Klägers ans dem Kassenbe- 
.stande verhindert, und darum eikeunt das Ber-i^cr. dem Kläger da.«j 
Recht zu, gegen den Beklagten auf die tjiestattung dei- Auszahlung zu 
klagen. Auch hier handelt es sich also um die (Teltriidmachung eines 
privatieclitliclien Anspruchs, gleichviel ob das Ber.-Ger. die Klage als 
die Feststellungsklage aus i; 256 ('PO. oder einen aus dem Gläubiger- 
rechte sich ergebenden Anspruch auf Beseitigung des der Befriedigung 
des Gläubigers bereiteten Hiuderuisses angenommen hat. 
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Xr. 150. Eiitsdi. dos DiMitscIwii H4'u lisi:(»rU*ht«. 
4. Civil-Seiiat. Vom 7. Mai 1900. 

Iiir W trlii iir; ( Sir IIWO. Nr. 56.57. S. 511. Ziff. 10.) 

„Im Dienste" gemäss § I des Beamtenfürsorgegesetzes vom 18. Juni 1887 befindet sich 
ein Eisenbahnbeamter auch dann, wenn er während der Dienstzeit mit Zustimmung 
Mfain V«rf«MtitM MiM DieMtetItte leitwelt« uf kurze Zeit «m Zwaeke «iMr 
PrivttbmriunB (Eiukiife für Mioei Hwnhalt) verlittt. 

Die dem Elageansprache za Grunde liegende Bestimmnng im § 1 
Abs. 1 des Beamtenfürsorgegesetzes Tom 18. Jnni 1887 lautet: Un- 
mittelbare Staatsbeamte, welclie in reiclisgesetzlich der Unfallversiclie- 

riiDf? unterliegenden Betrieben bescliäftigt sind, erhalten, wenn sie in 
Folge eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalls dauernd dienstunfähig 
werden, als Pension 06*/s Prozent ihres jährliehen Diensteinkommens, 
soweit ihnen nicht nach anderweiter gesetzlicher Vorschrift ein höherer 
Betrag zusteht. Dass Kl. als Bremser zu den unmittelbaren Staats- 
beamten geholte, der Kisenbahnbetrieb reich.sgesetzlicli der rnfallver- 
sicherung- untt'rlie£rt - § 1 Abs. 1, 3 des Unfallversieherungsgesetzes 
vom 6. Juli 1884 H. (4es. Bl. S. t»'.> — , sowie dass der vom KI. am 
24. April 18i<7 erlittene Unfall als Betriebsunfall anzusehen ist und 
dieser Unfall die dauernde Dieiistnnfähigkeit des Kl. zur Folge gehabt 
hat, darüber waltet unter den Parteien eine Meinungsverschiedenheit 
nicht ob, wie denn auch ein Zweifel hierttber nicht bestehen kann. 
Streitig allein und vom Bekl. in Abrede gestellt, ist das Vorliegen der 
letzten Voraussetzung für die Anwendbarkeit des vorstehend wieder- 
gegebenen § 1 Abs. 1: dass El. den Betriebsunfall ^im Dienste" er- 
litten bat Bekl. legt das Hauptgewicht fttr die Begründung seiner 
Annahme darauf, dass Kl. den Gang nach Wahrburg zum Zwecke einer 
Privatbesorgung, zum Einkaufe von Eiern für seinen Haushalt, gemacht 
habe. Bekl. will also nicht bestreiten, dass ohne diesen Gang und beim 
Verbleiben auf dem Bahnhofe in Stendal, Kl. während der ganzen 
zwischen der Ankunft des GfUerzngs 806 von Berlin in Stendal und 
der Abfahrt des (liiterzugs 809 von Stendal nach Berlin liegenden, 
9—10 Stunden betragenden Zeit sieh _im Dienst" befand, ungeachtet 
ihm eigentliche Dienstverrichtungen von lies.nideren, hier nicht in Krage 
kommenden Anordnungen Vorg<'setzter abgesehen, inuerlialb dei- Warte- 
zeit nicht oblagen. Ks ist abi-r auch durchaus zut i i tt» nd und in der 
Eigenai tigktMt deiartiger Dit iistc, wie der des Kl. war. die dt n PiC- 
amten bei Verrichtung seines Dienstes von ihn- Heiniatlisstatiun weit 
weg und dahin wieder zurückführen, begründet, dass als iui Dienste 
befindlich der Beamtem auch währeml der Zeit gilt. w«'lclii> auf die Unter- 
brechung der dieustlicbeu Verrichtungen auf den Au .:stationen ent- 
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fällt, sofern dem Beamten im Interesse des Dienstes der Aafentbiüt 
während dieser Zeit innerhalb einer bestimmten, mit dem Dienste in 
Beziehung stehenden Oertlichkeit vorgeschrieben ist. Hiervon aasge- 
gangen, ist zonachst die Annahme des B. G. bedenkenfrei, dass El. — 
der, wie bemerkt, in Berlin stationirt war — sich während der Rnhe- 
panse zwischen der Ankunft von Berlin und der Rfickfahrt dorthin so 
lange ,im Dienste'' befand, als er den Bahnhof Stendal nicht verliess, 
da er während dieser Zeit dienst liclier Aufsicht unterstanden und zur 
Entfernung vom ßahnliofe «ler Erlaubuiss seines vorgesetzten Zugführers 
bedurft habe. Aber auch die weitere Annahme des H. G. ist niclit za 
beanstanden, dass Kl. aus dieser dienstlichen Gebundenheit nicht 
lieiHiis trat, als er mit Ziistinimun«r seines Vorofe.sctzten diese sein*» 
Dienststätte zeitweise, iiml zwar uui" auf kurze Zeit vei'liess, um Ein- 
käufe iii Wahrburg zu macheu. 

Nr. 160. Entsdi. des Rczirksgeriehts fiir Handelssaehen in Wien. 

Vom 8. Mai 1900. 

,i: Tnrlf-Anz. .\IX. Nr. sfl. .s. 3C2 . 
Als Empfänger im Sinne des Betriebs -Reglements gilt nur der Im Frachtbriefe be- 
leiobaete Adressat, nur dieser tritt durch Annahme des Gutes und des Fraohtbriefes 

!■ dea Frtditverlraf eis. 

Wie ans dem Frachtbriefe hervorgeht, war die Sendung au J. Z. 
adressirt, und nur an diesen ist nach §§ 66 Betr.-Begl. das Out am 
Bestimmungsorte gegen Bezahlung der Fracht und der sonstigen Gebflhren 
auszufolgen. Denn es heisst im § 66 ausdrücklich: dem bezeichneten 
Empfänger. Daraus ergibt sich auch, in welchem Sinne das Wort 
„Empfänger" im § 67 aufzufassen ist, es gilt nämlich als Empfänger 
derjenige, der im Frachtbriefe als Empfänger bezeichnet ist, also der 
Adiessat. Und nur dieser ist nach § 67 Betr.-Regl. durch die Annahme 
des Gutes und des J rachtbriefcs verpflichtet, der Eisenbahn die im 
Frachtbriefe ersichtlich gemachten Beträge, bezw. die irrthlimlich zu 
wenig eiiigeliubenen Beträge gemäss i; 61 (4) zn bezalilen. Die Klage 
isr jedoch vorliegend nicht gegen J. Z. , sondei n gegen die Wiener 
General Omnibus Company gerichtet. Wenn es auch richtig ist, dass 
(las Aviso an diese Gt-sellscliatt adre-^sirt wurde, und wann diese geklagte 
Gesellschaft auch das (int bezog und die darauf haltende Fracht und 
sonstigen (iebiilneu bezahlte, so wird sie <lennoch nicht, wie bereite 
gezeigt wurde, zur Empfängerin im Sinne de.s Betriebs-Reglemeuts. 
Die Beklagte konnte die Sendung nur als die Bestellte des J. Z. be- 
ziehen und i8t][keine8wegs dadurch selbst in den Vertrag mit der Eisen- 
bahn auf Grund des hier in Betracht kommenden Frachtbriefes ein- 
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getreten. Es war daher die Einwendang der maDgelnden passiven 
Klagslegiiimation begrfindet, ond es wurde aus diesem Grande das 
Klagebegehren abgewiesen, ohne dass in eine Prttfnng der lUchtigkeit 
des Anspruches eingegangen wnrde. 



Kr. 161« £ntoeh. des Oestcrr. Obersten Ctoriehtahofes. 

Vom 10. Mai 1900. 

Oesterr. Kisenli Vcronln -Hl. .XIH. Nr. S'J. .S. ix.iO i 

Das Anlehnen von Eisenbahnreisenden an die Coupetbüre beweist einen IMangel der 
■nerflewMilfelwteii AinmrkMakeit Et kasR iiker aia Venehttldeii ti einer fe- 
foigedessen durch dae Zufallen der Ceaiiitliilre berbelgefBhrten Verletzung geniee 
§1297 a. k 6.>B. nur den betrefTenden Reisenden selbst, nicht abnr der Eleeubakn- 

Unternehmung oder ihren Bediensteten zugerechnet werden. 

Wenn die beiden unteit^n (Teiiclite vernu-inen, dass der Conducteiir 
leim Eintritt i?i das ("inii»»'- den Kläffer hätte auf die (ielalirlichkeit 
seiner Stellnnji: aiit'nierksani machen und zum Zurücktreten auttorderu 
sollen, sowie dass in de^ni \'erlialten des Klägers ein Verschulden des- 
selben nicht gefunden werden kiume, weil das Anleimen der Hand neben 
oder an die Thiircbarniere durch das Reglement nicht verboten sei, so 
genügt es, daraof hinzuweisen, dass einestheils eine besondere Ver- 
pflichtung für den Conducteur, auf die Gefährlichkeit der 
Stellung den El&ger aufmerksam zu machen, nachdem Regle- 
ment nicht besteht, dass es aber auch gar nicht festgestellt er- 
scheint und vom Kläger auch nicht behauptet wurde, dass der €k>nduc- 
teur es flberhaupt bemerkt habe, dass Kläger sich an die Thttrchamiere 
angelehnt hielt und dass, nachdem diese Thttr festgestelltermassen so- 
fort nach dem Eintritte des Gonductenrs ins Ck>up6 zugefallen ist, es 
zum mindesten fraglich erscheint, ob eine Warnung den ünfall noch 
hätte Terhflten können, andemtheils, dass ein Verschulden des 
Passagiers nicht erst dann vorliegt, wenn er eine durch das 
Eisenbahn-Betriebsreglement direct verbotene Handlung 
vornimmt, sondern vielmehr schon dann gegeben erscheint, 
wenn er jenen Grad von Aufmerksamkeit, welchen das Ge- 
setz 1207 a. b. G.-B.) bei gewithnlichen Fähigkeiten bei 
Jedermann voraussetzt, schuldbarer Weise ausseracht lässt, 
was beim Kläger, wie oben gezeigt, im vorliegenden l'alle thatsächlich 
der Fall war. 

Nr. 169. Eiitsch. des Beutsehcn Beiehsgeriehts. 

2. Civil-Senat. Vom 11. Mai 1900. 

(Jur. WorhenHchr. 1900 Nr :,i fö s 4^1 Zirr i 

Deutsche Civ.-Proz.-Ord. § 546. — Preuss. Ausf.-Ges. zum Ger.-Vorf.-Ges. § 39 Ziff. 2. 
let 4er Kiageaaspruob auf die Vereobutdung eines Staatsbeamten (in oasu Hillfe- 
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wtielitMtollers) gestützt, so itt dit RevIslM ohne RlMktlQlit auf <Im Werth iat 9%- 
MhwMila|ef|6MtuiM iiriistlg, Hiebt iritar, iiwtwelt von 4&m VenolmMMi des Hekü 

telbst negesMaen iet. 

Die Revision konnte keinen Erfolg haben. Die angegriffene Ent- 
scheidung beruht alternativ auf einer zweifaclien Begrttndnng, einmal 
auf der Unterstellnng, dass die SchädigUDg des KI. durch die Nach- 
lässigkeit des damalig deu Stationsdienst versehenden Hfllfsweichenstellers 

R., durch das Vei sctli ulden eines Staatsbeamten, verursacht 
worden sei, und eventuell darauf, dass der Unfall in einer mangelhaften 
Einrichtung auf der Station seinen Qmnd habe, die es ermöglichte, 
dass ein TJnbefiif^ter die Zugschranken habe herunterlassen können. In 
erster Bezichuiif^ ist die Revision zulässig, obwohl der Werth des 
Bcsch\verde<re2:enstam1es den Betrag von 1 öOO Mark nicht übersteigt. 
Denn der Klageaiispruch gegen den rreussisclien Eisenbahnfiskus ist 
dabei auf die Verschuldung eines Staatsbeamten, nämlich des Hi'dfs- 
weichenstellers R. gestützt, welcher damals in Ausübung seines Amtes 
thätig war; gemäss § 39 ZitT. 2 des Preussischen Ausführungsgesetzes 
zum Ci. V. G. (§ 70 Abs. 3) ist aber das L. G. für sulche Ansprüche 
ohne Rücksicht auf den Werth des Streitgegenstandes aus&>chliesslich 
snstftndig, nnd saeh § 647 Ziff. 2 der C. P. 0. findet dann die Revision 
ohne Rücksicht auf den Werth des Beschwerdegegenstandes statt 
Dass die betreffende Nebenbahn unter staatlicher yerwaltung steht, und 
R., weicher damahi den Stationsdienst, zu dessen Obliegenheiten auch 
die Schliessung der in Rede stehenden Zugschranken gehörte, zu ver- 
sehen hatte, preussischcr Staatsbeamter ist, muss nach den Verhand- 
lungen in den Vorinstanzen als feststehend angenommen werden. Die 
Revision erweist sich aber als unbegründet. Der B. R. hatn&mlich 
ausgeführt, dass, wenn K. mit Genehmigung des R. die Kurbel gedreht 
hätte, letzterer sich dadurch einer Fahrlässigkeit schiddig gemacht 
liabe, dass er deu kaum 14jährigen K. das Herablassen der Schranken 
habe bewirken lassen, obwohl er darüber nicht habe im Zweifel sein 
können, dass demselben wegen seines jugendlichen Alters die nüthige 
Umsicht gefehlt habe, dass aber hierdurch der Unfall liervurgerufeu 
worden sei, welcher veniiirden worden wäre, wenn K. die Kurbel nicht 
übermässig schnell geilreht uder deu Uebergaiig biubachtet hätte. Diese 
Ausführung ergiebt. dass das O. L. (t. davon ausgegangen ist, dass der 
Unfall für R. voraussehbar war, sie enthält die that säe bliche 
Feststellung, da.ss letzterer durch sein Versilmlden in Wahrnehmung 
seines amtlichen Dienstes die Schiidigung des Kl. verursacht hat. (Art. 
138S c. c.) Da auch ein prozessualer Verstoss nicht ersichtlich ist " 
die unterbliebene Beeidigung der Zeugen R. und K. ist nicht gemäss 
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§ 2()7 der C. P. 0. alt. Fassnng gerfigt — , konnte der B. R. mit Redit 
die Eulscliädigiingsveritfliclitung des Bekl. auf Grund des Art. 1884 c. 
c. annelimen. Was die zweite Begründung des B. U., nämlicU für den 
Fall betrifft, dass E. ohne Genehmigung des R. das Herablassen der 
Schranken veranlasst habe, so enthält dieselbe allerdings den Satz, dass 
die AnsfUhrong des L. Q. im Wesentlichen zutreffe, und hatte das L. 6. 
hierbei ebenfalls ans Art. 1384 c. c. den Bekl. Temrtheilt Allein ab> 
gfesehen dayon, dass die landgerichtliche Ansftthrnng: ,Ein Verschalden 
der Eisenbahnverwaltnng sei nm deswillen anzunehmen, weil sie 
Bedingungen geschaffen habe, die unberechtigte Eingriffe der fraglichen 
Art begfinstigten .... Sonach stelle die HerbeifUhmng der Möglich- 
keit unbereclitigter Eingriffe . . . neben der Anwendung einer nicht 
mit ausreicheiidi I Siciierheit funktionirendeii mascliinellen Einrichtung 
das Verschulden dar, welches dei- Bekl. nach Art. 1384 c. c. zu ver- 
treten habe", — Zweifel darüber bestellen lässt, ob nicht ungeachtet der 
Bezugnahme auf Al t. 1384 das L. G. in Wirklichkeit doch von einem 
Verschulden des Fiskus selbst ausgegangen ist, welches (b-ssen 
S('hadeiisersatzi)tliclit ans Art. 1383 c. c bigiüiidet , so liegt diese 
Antlassunt,^ jedenfalls der Entscheidung des 0. L. G. zu Grund, indem 
dasselbe ausdrücklich eine Nachlässigkeit des Bekl., d. i. des Eisen- 
bahnliskus selbst, nicht aber bestimmter Beamten der Eisenbalniver- 
waltung, festgestellt hat. Hieraus crgiebt sich, dass der betretfende 
Klagean.spruch mit dieser Begründung, also aus Art. 1383 c. c, gegen 
den Bekl. zuerkannt ist. Derartige Ansprüche gegen den Fiskus selbst 
sind aber in Preussen nicht ausschliesslich den Landgerichten über- 
wiesen , PSff sie ist daher die Vorschrift des § 546 Abs. 1 der G. P. 0. 
massgebend, wonach die Zulässigkeit der Revision durch einen den Be- 
ti'ag Yon 1600 Hark ttbersteigenden Werth des Beschwerdegegenstandes 
bedingt ist. 

Xr. Wi. Eutseh. des Oc'^terr. Ohersteu (i<'riclltshofes« 

Vom 11. Mai 1900. 
(Oeatenr. BiaMib.-V«rordB.-BI. Xltl (iwo). Kr. tU. a WM.) 

Die FracMferisfatfretse „An A. Ar B.** ist ivIXstIf . M «Mir ArirMÜraRi Itt ai<- 
•ehliestliell A. alt Enpflnger zu betrachten, und wird die ElMlbahn dircli AlSfolgilig 

der Sendung an B. haftpflichtig. 
Aus dem Frachtvertrage kann die Eisenbahn auch einer an demselben formell nicht 

bstlieillgteii Ptrst ■ hiflbar werdM. 
Der frachtrechtliche Begriff der „groben Fahrlisaigkelt'* (Art 41, 44 Int. Ueb.) Ist 
•teicMedeiteiid nit den Begriffe des Verschuldens aus anftlleiNler Sergleeiakelt 

nach § 1324 a. b. G.-B. 
Der Gerielitsliof liat als festgestt^llt angenommen, dass die Eisen- 
babu dadurch, dass sie entgegen der Fassung der FracUtbrief-.^dresse 
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die Frachtg&ter an M. Haiberg statt an L. Harens ausgefolgt hat, sieb 
eine grobe Fahrlllssigkeit zuschnlden kommen liess. Der rechtliche 
Begriff der groben Fahrlässigkeit ist in dem citirten Internationalen 
üebereinkommen nicht snbstantürt. Es moss daher dieser BegrüF in 
Gemässheit des § 6 a. b. O.-B. erschlossen werden. Das allgemeine 
bürgerliche Gesetzbuch nnterscheidet zwischen einem ans einfachem 
Versehen und ans auffallender Sorglosigkeit entstandenen Schaden (§§ 
1297 und 1324). Des «gewöhnlichen Versehens macht sich derjenige 
schuldig, welcher bei Handlungen, woraus eine Verkürzung der Rechte 
eine>! Anderen entsteht, jenen Grad des Fleisses und der Aufmerksam- 
keit ausser Acht lässt, welclier bei gewöhnlichen Fähigkeiten beobachtet 
werden kann. Wenn aber selbst dieser Grad von Fieiss und Aufmerk- 
samkeit vernachlässigt wird, 80 liegt eine auffallende Sorglosigkeit, eine 
grobe Fahrlässigkeit vor. 

Schon aus dem Wortlaute „A für Ii" ergiebt sich, dass das Gut 
dem A au.sziilulgen ist. weil der Zusatz „tiii P.*' nur die Zweckbe- 
stimmung enthält, weil der B gar nicht am liesliiiiuiungsorte anwesend 
sein muss und weil die Transportanstalt die rtlicht hat, die Zustellung 
au diejenige Person auszuführen, welche in der Adresse als Empfänger 
im Bestimmungsorte bezeichnet ist. Infolgedessen hatte die Eisenbahn 
die Sendungen an den in der Adresse Erstgenannten auszufolgen, und 
bekundet das Sichhinwegsetzen der Eteenbahnorgane Ober die Bestun- 
mungen der Adresse eine Sorglosigkeit, welche bei Personen, die die 
Normen des Verkehres kennen sollen, geradezu auffallend ist. 

Da aber bei Ansprüchen aus grober Fahrlftssigkeit in Gemftssheit 
der Art. 44, Z. 1, und 45 des IntemaÜonalett Uebereinkommens eine 
dreij&hrige Verjährungsfrist platzgreift und diese drei Jahre zur Zeit 
der Einbringung der Klage noch nicht abgelaufen waren, so erscheint 
auch der Eiinvand der Verjährung unbegründet, und war aus allen 
diesen Gründen dem Kiagebc^ehren stattzugeben. 



Nr. 164. Entsch. des Ifandelsserlchts in Antwerpen. 

Vom 17. Mai 1900. 

(Zcitschr. f '1 Internat. EisPiili.-TranBp. VIII (1900). Nr. 11. .S. 408.) 

Lieferfristversäumniss. Untergang des Klagerechts. 

Dci' Klarer hat am 1. Oktober 1898 der belgisciien Staatsbalm im 
Balmliuf Anl\vcri»en-Su(i ein Kollo, enthaltend eine Statue, zur Befürde- 
luug iiarh Paris iihergt lien. Dieses Kollo wurde in Paris erst am 
5. Novembt-r abgelietVrt , und es hat der Kläger deshalb eine Eul- 
schädigungsforderung im Betrage von 3000 Fr. geltend gemacht. 

Die Eisenbahiivcrwaliung v<>rlangte Abweisung des Anspruchs. 
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Sie machte geltend, dass 1. das Klageieclit gemäss All. 44, Absatz 1, 
des T. U. erloschen sei: 2. weder Arglist nocli gr(d)c Fahrlässigkeit 
(Art. 44, Abs. 2, Zitier Ij vorliege, und 3. die in Art. 44, Abs. 2, Ziffer 2, 
festgesetzte Fiist verpasst sei. 

Die EUge wurde nach dem Antrag der Bahn zurttckge- 
wiesen. Gründe: 

1. Ans den Akten ergiebt sieb, dass die Ablieferung in Paris anf 
Schwierigkeiten stiess, zu deren Hebung die Verwaltung der fran- 
zösischen Nordbahn sich an den Vorstand der Versandstation in 
Antwerpen um Auskunft wendete, welche jedoch nicht erteilt 
werden konnte, da im Frachtbrief die Adresse des Absenders 
nicht angegeben war. Letzterer hatte die Pflicht, seinen Namen 
und seine Adre.sse wie auch diejenige des Empfängers anzugeben. 
Da dies nicht geniigt'iid geschehen, so kann man Yon einer groben 
Fahrlässigkeit oder Arglist der Eisenbahn nicht sprechen. 

2. Das Klagerecht nin.'ss in der That als erloschen betrachtet werden, 
da die Ablieferung des Kollo am 5. November erfolgte, die erste 
Reklamation aber evat am b. Dezember angebracht worden ist. 



Kr. 165. Entseh. des fhoizlte. KassatloiMhofes. 

Vom 22. Mai 1900. 

• Aiiiialt'H lies cheinins de fer ft tramways. 1900. S. •_•!« 

FractatbereoliRUBB nach Wagenladungen. Die Eisenbahn soll nur die strikt notwendige 

Zahl von Wagen verwenden. 

Eine Sendung .Schilfrohr war auf Strecken der französi.schen Slid- 
bahn, der P. L. M. nnd des Midi zu transportieren. Die beiden ersten 
Bahnen berechneten die Taxe nach dem Gewicht der iSendung; auf der 
Strecke des Midi war sie nach Massgabe der Zahl der erforderlichen 
Wagen (Plattform) zu ermitteln. Diese Bahn yerwendete vier Platt- 
formen und verrechnete die denselben entsprechende Taxe.' Auf den 
Nachweis des Empfängers, dass zwei Wagen genügt hätten, hat das 
Handelsgericht von Toulouse die Eisenbahn verurteilt, jenem die Taxe 
fttr die unnötigerweise verwendeten weitern zwei Wagen zurückzu- 
erstatten. 

Dieses Urteil wurde vom Kassationshof bestätigt „in Erwägung, 
dass die Sendung auf zwei Plattformwagen der Midi-Eisenbahn hätte 
transportiert werden können, sowie, dass der Kläger <leii billigsten 
Wagenladungstarif verlangt, und damit seine bestimmte Absicht zu er- 
kennen gegeben hatte, dass auf der Strecke dieser Bahn nur die Sti'ikt 
nötige Anzalil von Wagen zur Verweudung kommen dürfe". 
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Xr. löO. EiitsHi. (los nciitsclicn Hrt«*Iisir<'riclit>, 
6. Civil-Seuat. Vom 22. Mai 1900. 
(Jnr. WoeheDMbr. IMNL Kr.fltVA. S.»7B. ZHCMl) 

VwrbittiiM der Preiiti. EitalsL-fiM. von II. Jiil 1874 nm FltcfelliiltHMili vm 

2. Jali 1875. 

Was die Erwägang des B. R. betrifft, dass die Bestimniiiiig im 
§ 12 des EntoigDUngsgesetzes hinsichtlich der Entschädigung fttr Be- 
schränkungen hier nicht zur Geltung gelangen könne, weil das Sonder- 
gesetz vom 2. Juli 1875 Iii» i Platz greife, so ist diese, wenn ^if auch 
vielleiflit nicht ganz eiuwandsfrei zum Ausdruck gebracht sein mag, 
sachlich jeden tVilI.«? zntieflfend und die dagegen gerichtete Polemik der 
Revision verfehlt und unberechtigt. Wenn die Revision sich auf die 
Entscheidung des R. G. vom ß Mui 1893 (Entsch Bd. 31 S. l^73) be- 
rufen zu können glaul»!, so Iteliiulet sie sich in eiiu in lii thuni über In- 
halt und Tragwi it«' diusiT Eiitsrheidiing. Selljige l)estimmt das Ver- 
hältniss dos Enteignnngsgesetzcs iiml iles i'luchtliniengesetzes zu ein- 
ander dahin, dass dieses aus ihrem bt iderseitigem Gesammtinhalte ge- 
funden werden müsse (S. 275), und sagt im Besonderen, es miis.se hieraus 
gelolgeit werden, dass die materiellen Vorschriften des Enteignnngs- 
gesetzes auf die Fälle des Fluchtlinieugesetzes nur insoweit anzuwenden 
seien, als die betreffende Frage im Fluchtlinlengesetse 
nicht anders geregelt sei (S. 276 a. E.). Nun ist aber die Frage 
bezüglich der durch die Festsetzung neuer Fluchtlinien eintretenden 
Beschränkung der Baufreiheit durch das Fluchtliniongesetz besonders 
geregelt, nämlich dahin, dass abgesehen von dem duixdi Absatz 2 Satz 2 
des § 13 in Verbindung mit Abs. 1 Nr. 2 daselbst betroffenen Falle 
Entschädigung fttr diese Beschränkung nicht zu gewähren ist. Jene 
Ausnahme liegt hier nicht vor. Sie hat den Fall zum Gegenstande, 
dass, 1. eine von. der Strassenfluchtlinie verschiedene Baufluchtlinie 
festgesetzt ist, 2. die zwischen der Strassenfluchtlinie und der Bau- 
fluchtlinie liegende Fläche mit einem (4ebäude oder Gebäudetheile be- 
setzt war, und 3. der Eigcnthümer diese auch künftig in seinem Eigen- 
thum verbleibende Fläche von der darauf stehenden Bauliclikeit frei 
legt. Abgesehen von diesem einzigen Falle kann der Grundeigen- 
thümer. mag ei- ilurcli die in Fulgo der neuen Fluclitlinienlesl>etzuiig 
ihm auferlegten Baubochrankung auch nui'h so grossen NachtlnH ti- 
leiden, hierfür sowie für die damit ursächlich zusammenhängenden 
Schäden einen ErsatZcUi.>ijrucli gegen die Gemeinde nicht erheben. 
Daiüber sind Kechtslehrer und Recht.^yiechung längst einig (vergl. 
Dernburg, Preussisches Privatrecht I § 218d [5. Aufl. S. 516j, Friedrichs 
a. a. 0. [4. Auflage S 131] Entsch. des R. G. Bd. 28 S. 273). Wenn 
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die Kevit.ioii aiiszulTilircii iiutn noiiimeii hat. dass nach dem er.sirn Satze 
des § 13 nur für die im 12 bestimmt»^ Batibesclnäiikmi^r in dei- Er- 
richtung voll Wohngebäuden keine Entschädigung zu leisten sei, im 
gegenwftrtigeo Falle aber es sich nicht um die versagte Erlaubniss zur 
Errichtang von Wobngebänden» sondern gewerblicher bauten handle 
and abgesehen yon Jener Ansnahme fttr die in der Emsehr&nlning der 
Banfreilieit liegende Eigen tlinmsbeschr&nkung Scbadeni«ersatz geschuldet 
werde, so wiederholt sie damit eine Auffassung, welche allerdings in 
der ersten Zeit nach dem Erlasse des Gesetzes vom 2. Juli 1875 hier 
und da zn Tage getreten ist, welche indess schon seit Langem als un- 
richtig erkannt ist. 

Xr. 167. Entneh. dfs Dentsehen Selehssierlehl». 
2. Civil-Senat. Vom 25. Mai 1900. 
PrMisi. Ettt0i|i.>GM. V. IL JmI 1874. § 8. Et Ist nickt nir der geneise rtjektlve. 

Mndern der individuelle Werth des enteigneten Grundstucks zu ersetzM, d.h. derjenige, 
welchen dasselbe für die Person des Expropriaten hat Hierzu gehören auch bloss 
thatsächliche Vortheile, sofern sie nicht rein preicarisch waren und begründete Aussictit 

nnf tine gnwiMe Dannr iiettnnd. 

Das O.L.6. ist bei Würdigung der noch streitigen Entschädigungs> 
ansprüche des £1. zutreffend davon ausgegangen, dass nicht nur der 
gemeine (objelctive) Werth des enteigneten Qmndeigenthums, sondern 
auch der individuelle, d. h. der Werth zu ersetzen ist, welchen 
dasselbe zur Zeit der Enteignung für den Kl. hatte. Bei Bemessung 
dieses Werthes mttssen also auch die vermögensrechtlichen Vor- 
theile berQcksichtigt werden, welche dem Kl. aus dem Besitze und 
Genüsse des Grundstücks erwaclisen und durch die Enteignung cnt- 
z<^en worden sind, sie sind mitbestimmend für den Verkaufswertli des 
enteigneten Grundeigenthums. Wenn sie bei der Feststellung der Ent- 
schädigung ausser Betracht gelassen werden, so würde der Kl. durch 
die Enteiofnnng in seinem Vennögensstande schlechter g-e<tellt sein, was 
den §§ 1 und 8 des Enteiirniinjrsgesetzes vnni 11. Juni l.s74. dir ein«' 
vollstündi^ie Entscliiidignn<^ di's Kiiteigneten, finc Eiiiscliäsli^iiiiL': im 
vollen Wt^rtlie des eutzotienen ( i lundstiicks V(»isciieu , widt i spräche. 
Der Kl. hatte aber in dieser Uezieliung zur HeLcriinduiifj^ seines höheren 
Entsell;ldi<^nn^^sanspr^(•bs fiir Nachllieile, wt-lclie ihui durch die Ent- 
eignung in seinem Uescliattsbetriebe entstunden seien, u. a. hervorge- 
hoben, dass die Bewirthschaftung und der Schutz des au sein nunmehr 
enteignetes Besitzthum angrenzenden, von ihm der Finna F. abgepachteten, 
zum Betriebe seiner Gärtnerei benutzten Gartens ihm dadnrcli grössere 

'i Vk) (l .u'f L'f'Ti <» l?älir in dieser Zvitscbrift Bd. XI S. 175 ff. (i. Eger, KomoL 
z. l'reuss. Enteigu.-Lies. IUI. I 5*. ll«fl. 
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Kosten verursache, dass er in Folge der zwangsweisen Entziehung seines 
Eigenthnnis tob den Garten entfernt wohnen und sein Gesdiäft betreiben, 
sowie an Jahrespacht fOr diesen Garten 110 Hark mehr als bieher be- 
zahlen mttsse, er hat damit behauptet, dass für ihn sein Gmndeigen- 
thnm einen den objektiven Werth nm den Betrag jener Nachtheile ftbei> 
steigenden höheren Werth gehabt habe, der ihm durch die Enteignung 
entzogen worden sei. Das O.L.G. hat diesem Ansprüche aus einem 
doppelten Grund die Anerkennung vemgt, einmal, weil dem Kl. zur 
Zeit der Enteignung kein Recbtsanspruch auf längere Benutzung 
des Gartens zugestanden habe, eine Gewähr für ein dauerndes Pacht- 
verhältnii>;s nicht gegeben gewesen sei, und sodann, weil der Kl. nicht 
dargethan habe, dass in dei- bisher von ihm bewohnten Stadtgegend 
ein anderer, für seinen Betrieb gleich gceifrneter Garten für ihn nicht 
zu haben gewesen sei. Mit l'eclit «rreift der Kl. diese Ik^gründung als 
auf Gesetzesverl( (ziiii;^' heriilienfi an. Ist der volle, auch individnelle 
Werth des eiiieinnett'n «irnndeij^eiithunis zu ei-set/c^'n, so sind nicht nur 
diejenigen, mit dem liesitze des Gi nndeigentliums verbundenen Vermügeus- 
vortheile bei der T5emessung des Wertlies desselben in Betracht zu ziehen, 
auf welche dem Enteigneten zur massgebenden Zeit ein Kechts- 
auspruch zustand oder für deren Dauer eine Gewähr bestand, sondern 
es sind auch die blos thatsächlichen Vortheile des Enteigneten aus 
seinem Gmndeigenthum zu berttcksichtigen, sofern dieselben vermCgene- 
reehtlicher Art und nicht rein prekarisch waren und die Umstände er> 
geben, dass begrttndete Aussicht für eine gewisse Daner derselben 
bestand, so dass der Enteignete darauf rechnen konnte, sie würden ihm 
fQr eine gewisse Zeit verbleiben; denn dann bilden sie einen den Ver- 
mögensstand des Enteigneten beeinflussenden höheren Werth des be- 
treffenden Gmndeigenthums. 

Nr, IGN. Klitsch, des Deutschen Ueichsareriehts. 

7. Civil-Senat. Vom 25. Mai 1900. 
(Jar. WoelittBSOlir. 1900. Nr. Sfl/OL S. 6U. Ziff. 40.) 

§ 8. Preu88. Enteign.-Ges v. II. Juni 1874. Bei der Kapitalisirung der Erträge eine« 
Mteigieten Grundstücks ist derjenige Zinsfuss in Anwendung zu bringen, welcher Im 
konkreten Falle den zeitlichen und örtlichen Verhältnissen entspricht. 

Der Rkl. bekiuni)!! die Ausfiihi nng des Sm liverständigen F., welche 
das angefochtene rrtlicil jener Art der Kapitalisirnng zn Grnnde gele*?t 
hat, und die im \\ esuntlichen daiiin L-^eht: Die Kapitalisirung zu 4 
Prozent ist allgemein Üblich und .selbst liei den fiskalischen Behörden 
zur Festsetzung der Grnndsteuerbcträge gebrauchlich. Hierbei, so macht 
die llcvisiun geltend, sei nicht berücksichtigt, dass bei Enteiguungs- 
fälleu der Werth nach den besonderen Verhältnissen des kon- 
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kreten Falles zu beetimmen sei. Da vorliegend ümstftnde, die eioe 
abweichende Berechnung bei den fraglichen Gnmdstüeken rechtfertigten, 
nicht dargetban worden, so sei zn ermitteln gewesen, mit welchem 
Zinsfiisse in freih&ndigem Verkehr mit Bficksicht auf die in Betracht 
kommenden zeitlichenimd örtlichen Verhiltnisse, hier also nament- 
lich des Umstands, dass es sich nm in der betreffenden Gegend liegendes 
Banmschnlenland handle, anf dem der Betrieb der Baumschule fortgesetzt 
werden solle, der Käufer eines der enteigneten Flftche gleicbartigen 
Grundstücks bei Berechnung des Kaufpreises den aus dem Areal zn 
erzielenden Reinertiag' zu kapitalisiren pflege. Diese Ausführung er- 
scheint im Hinblick auf den § 8 des Enteignungsgesetzes, der dahin 
aufzufassen, dass der den Umständen des einzelnen Falles ent- 
sprechende Werth zu vergüten, zutreltend, und muss daher die dem 
widersprechende Auffassung der Vorinstanz, wie sie oben mitgetheilt, 
für reclitsirrtliünilicli j^ehalten werden. In Ucbereinstimmung hiermit 
hat sieb auch scliou das E.G. (vergl. Eger's eisenbahnrechtliclie Entsch. 
]id. 3 S. 105) ausgesprochen, indem gesagt ist: „Derjenige Zinsfuss ist 
zur Anwendung zu bringen, welcher den Umständen des vorliegenden 
Falles, namentlich in Beachtung der in Frage kommenden örtlichen 
Zinslage, gerecht wird*^. Zu vergleichen ist auch Eger, Enteignungs- 
gesetz, Bd. 2 S. 434, femer die dtirte Entsch. Bd. 7 S. 41 und 95. 



Nr. 169. Entsch. des Bentsehen Retehsgerlchts. 

6. Civil-Senat. Vom 30. Hai 1900. 

IS 3 md 3 a. RetehtbtflpflMitieMli. Dia ErfeMasi eiser l«bemiiiolioii lefordcrtM 
Reite ledlitieli nn ZwMke dar Abrmdiiie iit sanliatig. 

Allerdings liegt es in der Natur der Sache, dass der Richter bei 
der Schätzung von Schaden, wenn die dabei in Betracht zu ziehenden 

Rechnungsfaktoren von nur annähernder Richtigkeit sein können und 
daher jede Feststellung bezüglich des Betrags bis zu einem gewissen 
Grade willkürlich sein niuss. sogenannte runde Summen wählen wird. 
Andrerseits d;irf das Bestreben, zu .soleiion Summen zu gelangen, niemals, 
auch bei t>eier Schätzuii«^' nach 287 der UP.O. nicht dazu führen, 
einer Partei mehr oder weniger zuzusprechen, als ihr nach der Besprechung 
zukommt, wenn (li< se auf positiv festgestellten Unterlagen fusst. Im 
vorliegenden Fall l)erulit die Beines.snng der Rente auf der Annahme, 
dass das Einkommen des Kl. früher 2850 Mark jährlich betragen habe, 
und dass duich den Unfall seine Erwerbsfähigkeit um 75 Prozent ge- 
schmälert sei. Die erstere Annahme entspricht den eigenen Angaben 
des Kl., fiher die hinauszugehen nicht statthaft und mindestens nicht 
heanzeigt war; es lag also insoweit ein Rechnungafaktor vor, der jeden- 
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falls nach oben sicher stattfand. Das.s die Erwerbsfäliigkeit vielleicht 
nm etwas mehr als 75 Prozent gemindert sein könne, hat das B. G., 
soweit ersichtlich, selbst nicht angenuninien. Bei diesem Sachstand 
durfte der gewünschten Abrnndiiiiu' zu Liebe nicht über das Facit 
hinausge^caiigen werden , das sich rechuungsmässig bei Einstellung der 
für richtig gehalteneu Faktoren ergab. 

Nr. 170. Entseh. des Oesterr. (Hiemten C^crielitshofcs. 

Vom 31. Mai 1900. 

(OMt«R. BiMnb.-VmronlD.>BL SUI (IWO). Mr. iw. S. tt«&) 

RecMtiatiir det Amprwhi auf Sehnerzensgeld. Uebertragviii dM Antpriieht. (| 531 

a.b.G.B.) 

Sowie die Schmerzen nur das persönliche Empfinden betreffen und 
nur aus demselben beurtheilt werden können, nuis.s aucli das Kecht 
auf eine (Jeldentscliadigung hietür zuiiaclist als ein liöchst persönliches 
angesehen werden, weil für die .Slelhmg des Anspruches iiberliaupt die 
persönliche Autfassung entscheidend ist, aber aueh für das Ausniass von 
der persönlichen Kmi»tindung des \'erletzten nidit abgesehen werden kann. 

Ein Bestandtheil des Vermögens des Verletzten und damit nach 
§ 531 a. b. G.-B. ein Gegenstand der Uebertragung an die Erben wird 
dieses Recht nnr dann, wenn der Verletzte noch persönlich diesen Anspruch 
gegen den Schaldtragenden erhoben hat, daher hebt auch § 1325 a. b. 
G.-B. ansdrttcklicb hervor, dass das Schmei'zensgeld dem Verletzten nnr 
„auf Verlangen" zu bezahlen ist, ein Beisatz, der bei anderer Auslegung 
yoUkommen Oberflttssig wäre. 

Nr. 171. Eutsch. des Bezirksgerichts für Uaudelssiichen in Wieu^). 

Vom 2. Juni 1900. 

lAngeni.Tar. Ans.XIX. Mr. 17. 8.440.) 

Weil »Ml die Btbn von d«r Haflunf fBr die Vertlsaeni der UeTerfHst befrelM 
will, genügt es nicht, dut sie beweist, es habe elM nl«M versehohM» Vsrkihr»* 

Störung bestanden, sie muss vielmehr beweisen, dass sie wegen Verkehrsstörung die 
in Frage kommende Sendung nicht vor dem wirldichen Ablieferungstage in die Be* 

stimmungsstation befördern konnte. 

Nach § 86 ik^ti iebs-Jieglement übla<j es der Bahn, den Nachweis 
ZU liefern, dass in den concreten Fällen die Veispätung vun ihr nicht 
vermieden konnte. Und gerade diesbezüglich liegt vor, dH^>s einzelne 
Sendungen trotz des vorliegenden Hindernisses, welches in dem Ein- 
stürze des Tunnels bei Pressburg bestand, und trotz der dadurch und 
durch die Verkehrssteigerung entstandenen Anstauung der Güter regel- 
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massig nach Wien befördert wurden; und die Sachverständigen haben 
diesfalls Auch angegeben, dass eine leg^ehnitesige und rasche Befurde- 
raog einzelner Wagguns möglich war, wenn die betreffenden Waggons auf 
den* Geleisen der Station so standen, dass sie mit dem verkehrenden Zuge 
mitgenommen werden konnten. Die Bahn b&tte daher zu ihrer Ezculpirung 
nachweisen müssen, dass die allgemeine, jedoch nicht ganz ausschliesslich 
wirkende Verkehrsbehinderung die rechtzeitige Beförderung der hier 
in Frage kommenden Waggons unmöglich machte. Diesen Beweis 
hat die Bahn nicht erbracht, und es haben die Sachverständigen dies- 
falls hervorgehoben, dass die Daten, aus welchen benrtlieilt werden 
konnte, ob gerade die vorliegenden Waggons durcli die vorlierrscbenden 
Verkehrserscliwerungen nicht in der richtigen Zeit befördert werden 
konnten, nicht vorliegen, dass jedocli aus den allgemeinen vorliegenden 
Verhältnissen geschlos!?en weiden niiiss, dass t\iv rechtzeitige Beförde- 
niiig dieser Wap'frniis Ix'liiiiilcit sein küiinte. Damit aber die Bahn 
VOM ihrer Haltung bt^ freit sei, ^i-iiiii:! es nicht, dass sie; blos die all- 
gemeine Möglichkeit der HeliiniU'rung des Transportes der bestimmten 
Sendungen dartluie, sondern es obliegt ihr nach i; 8ti der stricte Be- 
weis, dass ihr die rechtzeitige BelVirdernng der in Frage kommenden 
Güter nicht möglich war. Ueberdies liegt auch noch vor, dass die 
Bahn selbst bezüglich anderer w&hrend der kritischen Zeit rechtzeitig 
befMerten Güter anführt, die prompte Ablieferung dieser Güter sei 
dadurch ermöglicht worden, dass diese Güter nicht nach Pressburg, 
sondern direct bei Budapest auf die Linie Bruck a. d. Leitha dirigirt 
wurden. Die hier in Frage kommenden Sendungen wurden aber mit 
Ausnahme einer einzigen mehrere Tage nach dem Tunneleinsturze in 
Pressbnrg aufgegeben, und die Bahu liatte es in diesen F&llen unter- 
lassen, alle diese Güter so zu dirigiren, dass sie sofort auf eine der 
offen stehenden Linien gelangten. Der Umstand, dass die vorliegenden 
Sendungen nach den iuteiiien Instradirungsvorschrit'ten auf die Linie 
Pressburg — Wien zu dirigiren waren, kann das Voi gehen der Bahn 
nicht rechtfertigen, weil den Bahnorganen doch bekannt sein musste, 
dass auf ilieser Linie der Transport unmöglich war. Aber wenn auch 
angenommen würde, dass in den vniliegenden Fällen durch die bereits 
L;eschilderten Verkehrsverhältnisse die lechtzeitige Befördeiung der 
hier in Frage kommenden (iüter verhindert war. so musste dessenun- 
geaehtet die Bahn noch beweisen, dass sie eine A'erspiitun;^ in dem 
L'mfange, wie sie in den einzelnen hier vorliegenden Fällen eingetreten 
ist, nicht vermeiden konnte. Dieser Beweis i.st aber nicht erbracht 
wofden. 
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Nr. 172. Entsch. des Becirksgerielits fttr HindelsBaeheB in Wien. 

Vom 5. Juni 1900. 

(Alle Tnril-AiizMX. \r. 34. S. '.3:^ ' 

Der Schadenersatzanspruch wegen Versäumung der Lieferfrist erlischt, wenn die-Re* 
oluwtl«! Hiolit tpatettfM i» tltbMtM aaeb dar AmiahMe dM fiatn md B«- 
laMiai d«r nt dem fiute haflmdM FirdenmgM Im! dar BaNa, aad iwar aehriftUch 

erhoben wird. 

Die Klägerin hat weder bei der Annahme der Kiste noch auch in 
der Folgfe, sondern erst bei der Verliandlung am 3. April 1900 der Bahn 
eine MittheiUuig von der Besclia(li<.?iiiifr zweier Bihb^- <;vniarht. l)em- 
gemäss gilt § 90 (1) und (2) /. 2 und lö) s<iwi»' /iisatzbestiniiiiung T 
zu § 90 Betrieb.sre<?lenient, wcmacli dei Entschädigungsan.spruch wegen 
Versäumung der Lieferfrist erloschen ist. bezielmngsweise es kommt 
§ 90 (1) und (2) Z. 4 zur Anweiidmig, in Folge dessen der Anspruch 
auf Schadenersatz wegen Beschädigung der Bilder selbst dann, wenn 
er berechtigt gewesen wäre, erloschen ist. Es muss jedoch auch darauf 
hingewiesen werden, dass die Bahn fflr Versänniang der Lieferfrist 
nur im Umfange des § 87 Betriebsreglement haftbar wäre and die E1&- 
gerfn in dem fflr sie gflnstigen Falle, da ein Interesse an der Liefemog 
nicht declarirt e'rscheint, gemäss § 87, I, Z. 2, nar den Betrag des 
Schadens bis zar H5he der ganzen Fracht, im vorliegenden Falle 
2 Kronen 18 Heller, beanspruchen könnte. Einen höheren Ersatz 
könnte Klägerin gemäss § 88 Betriebsreglement nur dann verlangen, 
wenn der Bahn odei* ihren Leuten Arglist oder grobe Fahrlässigkeit 
nachgewiesen werden könnte. In dem vorliegenden Pralle kann aber 
der Bahn oder ihren Leuten eine Arglist oder grobe Fahrlässigkeit 
nicht zur Last gelegt werden, indem ans den Aussagen der Zeugen 
P. und H. sich eigicbt. dass dif» Ausfulgung der Kiste an die Klägerin 
sich nur deshalb verziigerfe, weil dio Klägerin es unterliess, in den 
Frachtbrief das auf der Kiste bctiiuliiche Zeichen und die Nummer 
einzusetzen, und überdies im Frachtbriefe nicht angab, dass sich Bilder 
in der Kiste befundfi», und schliesslich weil die Passnummei- durch 
einen Zufall von der Kiste abgestreift wurde und in Folge dessen die 
Identität der Kiste mit der im Frachtbriefe erwähnten Sendung nicht 
constatirt werden konnte. Aber auch der Betrag in der Höhe der 
ganzen Fracht, das sind 2 Kronen 13 Heller, konnte der Klägerin, wie 
erwähnt, mit Rttcksicht darauf, dass der Ansprach gemäss § 90 Be- 
triebsreglement erloschen ist, nicht zugesprochen werden. Der Ansprach 
auf Ersatz des Sehadens für die Beschädigung der zwei Bilder war, 
abgesehen von der Erlöschung gemäss § 90 Betriebsreglement, nicht 
berechtigt, weil die Klägerin trotz Auffordening des Richters nicht 
bewiesen hat, dass die Bilder zar Zeit der Aufgabe nnbeschädigt waren 
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ttiid zar Zeit der Abgabe eine Bescliädignng aufwiesen, welche bei 

ilmeii zur Zeit der Aufgabe nicht vorhanden war. Ein solcher Beweis 
i.*^t aber nothwendig, weil die Bahn gemäss § 75 Betiiebsreglement nur 
für jene Beschädigung aafzukommen liat, welche seit der Annahme des 
Gutes zur Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist. 

iiii, Entseli. des fraiixOs. Kasfmtionshofes. 

Vom 15. Jnni HK30. 

TAnnales des cbomiiis de ler 1900. S l'I'.i i 

Ablieferung des Guts. Die französischen Eisenbahnen sind nicht verpflichtet, den 
EnpfSnger vti tf«r Aikaifl dm Gito ku ■vbisria. 

Mit diesem Urteil bat der Kassationshof, in Uebereinstimmung mit 
seiner bisherigen Praxis, (zu vergleichen auch Z. 1893 S. 379 u. 1897 
S. 225), nenerdings die Entscheidung eines Handelsgerichts aufgehoben, 
welches die Eisenbahn zur Bezahlung einer Entschädigung verurteilt hatte, 
weil sie die nach dem Handelsgebrauch unerlässliche Avisierung des 
Empfängers von der Ankunft des Gutes versäumt und so eine Ver- 
spätung in der Abholung verschuldet habe; der Eassationshof erklärt 
dabei wiederholt, dass Art. 10 des Ministerialerlasses vom 12. Jnni 1866 
den Eiseiibaliii-Oesellschaften nur die Veipfliditung auferlegt, die als 
Fraclitgiit durch sie bef^irderten Güter dem Empfänger am Tage nach 
der Ankunft auf der Station zur Verfügung zu halten, denselben aber 
nicht vorschreibt, dem Empfänger die Ankunft der an ihn adressierten 
Güter zu avisieren. Hie Kiitscheidnng liebt ferner hervor, dass, da 
die Verpllichtiiii^^en der Kisenbalmen nur aus den (lesetzeu und l?e- 
glenienten abgeleitet weiden dürfen, denen sie uiiteistelirn. (b^m Um- 
stände keine Bedeutung beizumessen sei, dass es bei der einen oder der 
andern Eisenlmlin gebt äuchlicb ist, den Eniptäiigern Avisbriefe zuzu- 
stellen, zumal diese in W nkbclikeit nur bezwecken, das Recht für die 
Erhebung der Lagerungsgebühren festzustellen. Die Entscheidung be- 
tont endlich, dass weder der allgemeine Handelsgebrauch, noch auch 
die Gepflogenheit der Eisenbahnen selbst, gegenüber dem klaren Wort- 
laut des Gesetzes, in concreto: des Ministerialerlasses, ins Feld geführt 
werden dürfen. 

yr, 174. Entsch. des Handelsgerichts Antwerpen, 

Vom 15. Juni 1900. 
(Zeltsebr. Ar den iBtereat ElieBb.-Tkwup. Ym (leoo) Nr. lo 8. MB.) 

Aktivleflitlimtios. Oer Empfliiger hat k»\u KlaoereflM, tolaai« ist Gut itoht an 

BMtlMMuaiMrte aaiskenmM Ist 

Auf die Ausführungen des Klägers: 
1. dass der Absender nicht über dass Gut verfügt habe; 

Kger, EtMObahfureebtUche Bntwltefatiragen XVII. 19 
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2. dass der Frachlbrief ihm uicbt ansgebändigt wei'deD konnte, weil 

er die Sendung begleitete; 

3. dass der Absender Uber das Gut nicht hätte verfügen und den 
Wert desselben nicht hätte einziehen köuueu, weil er das Frachtbrief- 
duplikat nicht vorweisen konnte: 

4. dass die Eisenbalm, um sich zu entla>icn, eine sclirit'tliche, auch auf 

dem Frachtbrielduplikat ersichtliche Verfügung des Absenders vor* 
legen mosste; 

5. dass die Eisenbahn nieht bereebUgt war, nach Abgang des Gutes 
das Fracbtbriefduplikat dem Absender auszuhändigen, und dass sie 
gemäss Art 26 Abs. 2 I. U. den letztem ebne Ermäcbtigong des 
Empfängers nicht hätte bezahlen dttrfen; und 

6. dass die Art. 15 und 16 des I. ü. nieht anwendbar seien, weil sie 
nur den Fall berttcksichtigen, wo der Absender willkürlich den 
Bestimmungsort des Gutes abänderte, 

wurde vom Gericht erwidert: 

ad 1, die Thatsache, dass der Absender keine Verfügung über das 
Gut getroffen, sei vom VerfOgungsrecht unabhängig und daher un- 
erheblich; 

ab 2, aus welchem Ginnd der Kläger den Frachtbrief sich nicht 
verschaft'en konnte, sei gleichgülti;^'. da das I. l'. sich damit begnügt, 
zu sagen, „dass dass Rechi des Absenders mit der Übergabe des Fracht- 
briefs au den Empfänger erlischt" ; 

ad 3. dass das Frachtbriefduplikat dem Empfänger nie übergeben 
worden ist und ihm daher die aus Art. 15 Abs. 2 I U. iiergeuummeue 
Einrede nicht zusteht; 

ad 4, dass die Bestimmungen des ArL 15 in Abs. 6 and 7, auf 
welche der Kläger sich bezieht, nur die Bechte des Absenders in dem 
Falle betreffen, wo die Eisenbahn ttber das Out verfügen würde, in 
keiner Weise aber den Empfänger, und dass auch der vom Kläger 
weiter angerufene Art 16 nur Anwendung finden könnte, wenn das 
Gut in Antwerpen angekommen, was eben nicht der Fall war-, 

ad 5, dass der Empfänger nicht bewiesen hat, dass ihm ein Ver- 
fOgungsrecht fiber das Out zustand und daher auch Art. 26 keine An- 
wendung finden kann; und dass 

ad 6, die Art. 15 und 1<) für das VerfOgungsrecht und die geriditliche 
Geltendmachung von Ansprüchen gegen die Bahn von allgemeiner Be- 
deutung sind. 
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Nr. 175. £nts('li. dos 0<'st(M'r. Oix istoii iicrichtükofcH. 

Vom 20. Juni 1900. 

(Oesterr. Iii -riib ViTonlu -ltlMH IW" Nr ITJ. S. l'373 i 

Naoh § lOb des Eisenbahn -Concessionsg^setzes haftet eine Eisenbahn auch für den 
tmek eiiei mittetbaren EingrilT In tft Rechtaapbire «lies Dritten (Abiperrung elier 
in ZiBug n elier Realitit vaniittelMl«! MTeiititalira StrasM, iMl daiirafe £■!• 
wertkHiii dtr Rtalltlt) vemtaelitM SebaiM. 

Der Elageansprach wird auf die BestimmiiDg des § 10, lit. b, des 
Eisenbabn-Goncessionsgesctzes vom Jahre 1854 gestützt, und nar nach 
dieser Bichtang ist in erster Instanz verhandelt worden. Wird von 
diesem Bechtsstandpunkte ausgegangen, so ist aus der bezogenen 6e- 
setzesbestimmung klar, dass hiedurch den Eisenbahnunternehmungen 
eine weit über die Normen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
in Betreff des Schadenersatzes liinausreichende Haftpflicht aufgelegt 
wurde, welche den im § 9 des Concessionsgesetzes dun Eisenbahnunter- 
nehmungen eingeräumten besonderen Rechten das Gleichgewicht hält 
und in dem Grumlsalze gipfelt, dass die Cuncession zu einem Eisen- 
bahnbaue und Beüiebe noch keiiie.^wegs die Autorislruug zu unveraut- 
wörtlicher Scliadenszuti'ig-iuit,' in sich fasst. 

Nach der bezogt^iieii ( icselzesbestimmuiig haftet die P^isenbahnunter- 
nehmung nicht nur für allen durch den Bau und BeUieb der Bahn oder 
in der Folge den angrenzenden Gi iin-Uiüi keu und Gebäuden entstandenen 
bchadeu selbst dann, wenn sie kein V'erscUulden trifft, sondern auch, 
wenn dei* Schaden blos dureh einen mittelbaien Eingriff in die Bechts- 
sph&re eines Dritten verursacht wurde. 

An dieser Auslegung des bezogenen § 10, lit. b, des Concessions- 
gesetzes festhaltend, ist es für die vorliegende Frage unwesentlich, in 
wessen Interesse und über wessen Anregung oder Auftrag die gegen- 
ständliche Strassenumlegnng bezw. Absperrung vorgenommen wurde, 
weil hiedurch die Rechtslage des durch die fragliche Aendernng tangirten 
Privatrechtes dritter Personen eine Aendernng nicht erffthit. 

Allein auch von dem erst im ßechtsmittelzuge von der Vertretung 
des beklagten Staatsbahn&rars geltend gemachten Rechtsstandpunkte 
ausgehend, dass der gegebene Fall, da es sich um eine Staatsbahn 
handle, nicht nach dem Ei.^ienbahn-Concessionfsgpsetze, sondern gemäss 
§ 19 der Eisenbahnbetriebsnrdnung ex 1851 nach den Bestimmungen 
des allgemeinen biirgerliilit'n ( ii^sotzbuches zu beurtheilen sei, ist der 
klagerisclie Anspruch in thesi begründet. 

Denn der (rrundsalz des § 1305 a. b. G.-B. hat nur insoweit Gel- 
tung, als durch den Gebrauch eines Rechtes innerhalb der gesetzlichen 
Schlanken nicht doch ein Eingriff in die Rechte eines Dritten 3ö4 

19* 
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;i. 1). (i.-Ji.) sei es unniittelbnr diircli sni^enainiif diifctc IinniissiDiien. 
sei es mittelliar (Uulureli, dass mit der vort;eiioininei»eii Aeiideiiiiitr an 
dem eigenen Eigeiithiim auch ein verletzeuUer Eiugriff in eine iVenide 
Rechtssphäre verbunden ist. 

Xr. 176. Entseh. des Bentftehen Kelelimrlelit». 

7. Civil-Senart. Vom 26. Juni 1900. 

(Jnr. Woobenaehr. ISOO. Mr. 68/6». 8. «80. Ziff. lo.) 
{ 36. Prms. Eiteign.-Ges. V. II. Juni 1874. Der Unternehmer bruiM den ih« n 

viel abgeforderten Betrag nicht zu verzinsen. 

Ks kann nidit gebilligt werden, dass der Kl. unter Bezugnalime 
uut .')(■) des Miileignungsgesetzes vom ll.Jnni 1874, die Berechtigung 
abgesiiruclien wonleii ist. von ileni ilir zuviel abgeloiderten Betrage 
Zinsen zu verlangen. Die angezogene < Jeset /lesbestinimung iM zieht 
sich nicht auf eine 8t'liadloslialtung l'Ur eine Haubeschränkung. Dauiil 
soll sich auch, wie das H. 1'. an aiulerer Stelle zutreftend austüiirt, die 
Verwaltungsbehörde nicht befassen. Sie ist nur kompetent, die Ent- 
eign ungsentschiUligung festzusetzen, weil darauf allein das Eateig- 
nungsgesetz Anwendung leidet, während die Scliadloshaltuug ffir Ban- 
bescbrftnkQngeo auf den Vorschriften des Ländrecbts beruht. Nun hat 
aber die von der KI. bemängelte Zuvielzahlang ansschliesslicb darin 
ihren Grand, dass die Baubeschränkung im Enteignungsbeschlusse 
zu hoch bewerthet war. Die Zalilung femer, zu der die Kl. sich am 
4. November 1895 doch verstand, geschah unter dem Drucke der von 
der Verwaltungsbehörde ertheilten Entscheidung, die die Enteignung 
versagte, so lange nicht Zahlung geleistet sei. Auf einen Thatbestand 
dieser Art sind die Vorschriften in § 190 Thl. 1 Tit. 16, § 232 Thl. I 
Tit. 7 des A. L. R. anzuwenden. Den Ausführungen des [' K. lils.st 
sicli nicht beitreten, weil der zuviel erhobene Betrag dadnrch, dass die 
Verwaltungsbehörde ihn in Folge irriger Gesetzesauslegung in ihrer 
Entscheidung der Kl. abforderte, nicht die Eigenschaft der Ent- 
eignungsentscliadigiiiig annehmen konnte, die in § 36 des Ciesetzes 
vom 11. Juui 1874 vorausgesetzt wird. 

>r. Vi 4, Entsch. des Oesterr. Verwaltuu^-GcrkhtshofM. 

Vom 26. Juni 1900. 

(Oastorr. Btaeiili.-Vwordii.-BL XUI (19M). Kr. las. & SSM.) 

InttaizGnweg ii Aiflelegenlieiten einer Eisenbahnzufahrtstrasse. Coapetenz aaeli Hhrer 

Herstellung zur weiteren Ausgestaltung du.Communicationsnetzes. 

Was zunächst die Frage des Instanzenzages überhaupt betrifl't, so 
mnss daran festgehalten werden, dass — wo immer in der Gesetzgebung 
der Kecbtsmittelzug gegen die Entscheidung einer Verwaltungsbehörde 
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niflit austlrücklicli ausi^esclilossen ist — die allgeiiieiin' Regel i»latzg!eift, 
wonacli die Entscheidung der zuniiehst voi gesetzten Adniinistrativbelir^i de, 
vorliegend also des k. k. Ministeriums des Innern, angerufen v.Lidi-n 
kann. Die naeh § 5 gelallte Kntscliei<king der .Stattlialterei kann auch 
wegeu der im Gesetze angeordneten vorherigen Einveruelimiing des 
Landesansschnsses nicht als eine endgiltige angesehen werden, weil 
nach dieser gesetzlichen Vorschrift die Stattlialförei nur die Wobl- 
meinong des Landesausschusses einzuholen hat, nicht aber an die ein- 
rerstftndliche Mitwirkung des Landesansschnsses als autonomer Behörde 
oberster Instanz gebunden ist. Ebenso ist die Bestreitung der Becnrs- 
legitimation der Staatsbahn -Direction unbegründet, weil die naeh § 5 
leg. cit erfolgte Anerkennung einer Gommunication- &Is einer noth« 
wendigen «Eisenbahnzufahrtsstrasse* schon au und fttr sich die im § 2 
dieses Gesetzes normirte Concurrenzpflicht der ßahnunternehmung be- 
gründet und daher zweifellos geeignet ist, der Rechtslage der letzteren 
zu präjudiciren. 

In der Sache selbst bestreitet die J^eschwerde die Riclitigkeit der 
Rechtsanschauung der anj^elochleiien Entscheidung mit der Behauptung, 
dass das Gesetz i'ilier die Kisenb:ihnzutalirt>strassen die 3Iöglichkeit 
keineswegs ausschlii >sf. da.ss auch mehrere \'crbindnngen einer Hahn- 
statiun mit dem bcsteliendt-n Gomnuinicationsnetze als Eisenbahiizut'ahrls- 
strassen angesehen und nach den iu diesem Gesetze gegebenen Cou- 
currenznormeii liehandelt werden. 

Der Verwaltuiigsgericht.shof konnte sich aber dieser Rechtsanschau- 
ong der Beschwerde nicht anschliessen. Denn nach ^ 1 des Eisenbahn- 
znfahrtsstrassen-Gesetzes fBr Böhmen sind als Eisenbahnzufabrtsstrassen 
jene Strassen anzusehen, welche die Verbindung der Bahnhöfe etc. mit 
den nächsterreichbaren Boichs-, Landes-, Bezirks- oder Gemeinde- 
strassen vermitteln. 

Das Oesetz sorgt durch diese Bestimmung nur dafür vor, dass die 
Eisenbahnstation an das bestehende Communicationsnetz, und zwar an 
jenen Theil desselben angeschlossen werde, welcher mittelst der kürzesten 
Verbindung erreichbar ist. Sobald aber eine solche Verbindung her- 
gestellt ist, mittelst welcher man von der Bahnstation zu einer bereits 
liestehenden Gommunication gelangen kann, so unterliegt die weitere 
Ausge>taltung des bestehenden Communicationsnetzes und insbesondere 
die Errichtung neuer romnninicationslinien, welche sich infolge des 
Bahnverkehres als zweckmässig oder nothwendig lierausstcllen, der Ob- 
sorge der in den allgemeinen Gesetzen hiezu berulent-n Organe. 

Diese zweifellose Absicht des Gesetzes findet iibeidies iliri' He- 
slütiguug iu dem Wortlaute des § 5, iu welchem die politische Begehuugs- 
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commission berufen wird, bei der Anlage neuer Eisenbahnen bezw. 
Bahnhofe Aber die Notbwendigkeit, Richtnng nnd Länge der Eisenbahn- 
zafahrtsstrasse eine Einigung unter den Interessenten anzustreben, 
wodurch unzweideutig zum Ausdrucke gebracht ist, dass der Gesetzgeber 
auch an dieser Stelle conform mit der Bestimmung des § 1 nur eine 
einzige Strassenverbindnng als die nach diesem Gesetze zu behandelnde 
Zufahrtsstrasse angesehen wissen wollte. 



Nr. tiSm Entsi'h. dos Preiiss. Oliorverwsiltiiiiirsgeriehts. 

1. Senat. Vom 26. Juni 1900. 

(Preuss. Verwalt.-ßl. XXIl i IWm. Nr. 10. S. 129.) 

Eine gegen den „Vortttid** nliw BehSN« (Königl. ElieiMihBatrliibtlinpektloe) ge- 
rlehttte 8trtfverfl|SR| hat alt gegen den Versteber dieeer BdMn pertSallch 

gerichtete Verfügung zu gelten. Im Geltungsgebfete der Kreisordnung unterliegen 
auch Bauprojel(te zu fisitaiischen Bauten der Genehmigung durch die Ortspolizeibehörde. 

Kiclitet sich die SIral'vert'iigung- des Anit.sv<nstelier.s p^erjeu den 
Regieiungs- und Bauratii F., der unstreitig damals Vorsteher der Re- 
triebsinspektion I zu N. war, su mnss F. auch als derjenige Beamte 
betraditet weiden, gegen den eine gerichllii-he Verfolgung im Wege 
des Strafprozesses eingeleitet ist; denn iu dem durch die Strafprozess- 
ordnung Bach VI Abschnitt 2 geregelten Verfahren nach vorangegangener 
polizeilicher StrafverfUgung wird das Gericht nicht durch einm Akt 
der Staatsanwaltschaft, sondern durch den Antrag des Beschuldigten 
mit der Sache befasst; der Antragsteller wird daher der in dem Ver- 
fahren Verfolgte, sofern er nach dem Inhalte der durch den Antrag 
angefochtenen StrafverfUgung zu dem Antrage auf gerichtliche Eot^ 
Scheidung berechtigt ist. Bei der Auslegung der StrafverfUgung in dem 
oben erörterten Sinne war F. der Antragsberechtigte und er hat auch 
in der Eingabe vom 28. Oktober 1898 rechtzeitig den Antrag gestellt. 
Wenn er letzterem die bedingte Form gab: ,falls die Straffestsetzung 
sich gegen ihn richten sollte*^, so kann daraus ein Bedenken nicht her- 
geleitet werden, weil, wie gezeigt, diese Voraiissetzmig thatsächlich 
zutraf und der Antrag demnächst aucli in unbedingter Form wiederholt 
wurde. Muss demnach auch das gerichtliche Strafverfahren als gegen 
F. eingeleitet gelten, so ist die Vorausseizuiif? des § 1 des Gesetzes 
vom 13. Februar 1854 t'iir den Koiitiikt ^egelieii. 

Der Bau war seiner Besrhatlenlieit nach genehmiguiigspfliclitig. 
Hieran wurde aucli dadurch nichts geändert, dass es sich um einen für 
Reclmung des Staats und unter Leitung von Staatsbeamten ausgeführten 
Bau handelte. In dem Konfliktsbeschlusse wird freilich die Frage, ob 
die Vorschriften des örtlichen Baupolizeirecbtes anch für fiskalische 
Bauten massgebend seien, als äusserst zweifelhaft bezeichnet; allein wenn 
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anrh zugegeben werden kann, dass die Ansicliten der lii>cli.««teii «Tericlits- 
liüfe hierüber früher nielirfach aesdiwankt liaben. so bestiiiinite ducli 
schon der Runderlass der Minister der ('Ifeiitlirhen Arl)eiten nnd des 
Innern vom 15. Dezember 1878 — ailegiert im Kisenbahn-Veroi dnnngs- 
blatt von 1898 S. 187 - im Auschluss an das im Band V Seite 324 
der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts abgedruckte Urtheil 
dieses Gerichtshofs vom 5. September 1878 grundsätzlich, dass im Gel- 
toogsbereiche der Kreisordnung, sofern Gesetz, Verordnung oder Statut 
fOr Bauprojekte die Genehmigang der Ortspolizeibehörde erfordern, 
letzterer die PrUfong der Projekte, die EntschliessaDg Aber die im 
ortspolizcilichon Interesse zn stellenden Anfordernngon, sowie die Ab- 
nahme des Rohbaues nicht entzogen werden dttrfen. Damit waren die 
Darlegungen des Urtheils vom 5. September 1878, auf welche Bezug 
genommen wird, den Verwaltangsbeliörden gegenüber unzweideutig zur 
Richtschnur gegeben. Der Baukonsens hätte also vor Beginn der Bau- 
arbeiten eingeholt werden niössen, und zwar war dies Sache deijenigen 
Behörde, welche den Bauherrn, den Eiseubalinsfiskus, zu vertreten be- 
rufen war, d. i. der Eisenbalin- Betriebsinspeklion I zu N., au deren 
Spitze» der Beschuldigte F. steht. Ihm fallt zur Last, dass der Bau 
begonnen wurde, bevur die nach dem öitlichen Polizeirecht noth wendige 
polizeiliehe (ienehmigung ertiieilt war, und er hat sieli deshalb einer 
Ueberschrt it iitig seiner Amtsht tii;;nisse schuldig gemacht. Unerheblich 
ist gegenüber dieser ubjektiven Keststellnng. ob etwa F., wie der Kon- 
fliktsbesehluss ausführt, in eiitscliulillKii ein Irrthuui darüber gewesen 
ist. ob die Einholung des Baukuiisenses nuthwendig sei; denn nach dem 
iu ständiger Rechtsprechung testgehaltenen Grundsatz — Eutsch. des 
OVG. Bd. XIV S. 420 ff , Entsch. des RG. in Strafsachen Bd.X S.386 
— untersteht diese Frage nicht der Entscheidung durch den Konflikts- 
ricbter nnd der Konflikt kann auf die Behauptung, der Beamte habe 
sich Uber die Grenzen seiner Amtsbofugnisse im Irrthnm befunden, nicht 
gestutzt werden. 

Nr« 179. Entscli. des BezirkHgoriehts fiir Handelssachen in Wien, 

Vom 26. Juni 1900. 

(Allgcm.Tallf-Anz. XiX. Nr.8&. 8.644.) 

Wmi 0n 6«t tpelNrt ist, kann Üle Btlin dto Nafimi alclit aitor Baniftiiig aaf dea 
Uaiataad aUaliaea, dast das Aafladaa daa flataa vaa dar Partal baaarit warda. (| 77 

(I) Z. 3 B. R.) 

Beklagte hat sich nun auf § 77 (1), Z. 3, berufen; zur Anwendung 
dieser reglementarisehen Bestimmung auf den vorliegenden Fall fehlt 
jedoch jeder factische Zusammenhang. Es ist nit-ht erlindlich, wieso 
der Abgang eines Tüeiles des Wullengaruts aus der mit dem Auüadeu 



Digitized by Google 



276 



Ent«cb. des Amtsgerichts in Müblbausen vom 86. Jani 1900. 



verbiiiulenen Gefalir entstelion kuiinte. Wenn das Betriebsieglement 
von einer bcsumleron Gi't'alir si)ri(iit. welche mit der Verladung: dmch 
die Parteien verbunden ist, so koiinnt wegen des nüiniielnden ( ausal- 
uexus nicht in Betracht, dass während des Auf- oder Abiadens die Lente, 
wdehe biezn verwendet werden, etwas entwenden können, sondern das 
Betriebsreglement bat die Qefabr im Auge, welcbe durch die Unerfahren- 
heit, Ungeschicklichkeit oder den Leichtsinn dieser Leute herbeigeführt 
werden kann. Uebrigens ist die Ansicht, dass § 77 (1), Z. 3, vorliegend 
anwendbar sei, um die Haftung der Bahn fftr Verlost wegen eines 
möglicherweise concurrirenden Diebstahles der eigenen Leute des Auf- 
gebers auszuschliessen, deshalb unhaltbar, weil die Haftung der Bahn 
fQr Verlust erst mit der Annahme der Waare beginnt und im Falle der 
Verladung durch die Partei das Gut erst nach der Verladung als von 
der Bahn angenommen gilt. Aus dem Gesagten geht somit hervor, 
dass der besondere Fall des § 77 niclit gegeben ist, so dass als die 
allgemeine Bestimmung des § 75 B.-B. zur Anwendung kommt, wonacli 
die Bahn zu ihrer Exculpirung den Beweis erbringen muss, dass der 
Schaden durch ein Verschulden des Verfii'j:ung.sbereelitigten oder eine 
nicht Von der Eisfiilialin verschuldete Anweisung dessellien, durch die 
natttrliclie lieschalteiilieit des Gutes oder durch hölierc (iewalt herbei- 
geführt worden ist. Einen solchen Beweis hat aber die Bahn nicht 
einmal versucht; daher blieb sie für den hier eingetretenen Verlust 
haftbar. 

Dass die Plomben unverletzt waren, ist belanglos, da es gerichts- 
notorisch ist, dass trotz Unversehrtheit der Plomben Spoliationen vor- 
kommen können. 



Mr. 180. Entsch. des Amtsgerichts in MQhlhansen. 
Vom 26. Juni 1900. 

(Zeluebr. f. «. inteniat. El9eii1i..Tnuisp. TUI (1900). Nr. 9. S. m). 
Haftiifliolit tfer Eltenbihn fir 88ter, weleke vsn Abseider veriadM wtrdM siad. 

Bei der unbestrittenen Selbstverladung des Absenders ist ein 
Sehadeusersatzanspruch gemfiss § 77, Nr. 3, und Absatz 2, 3, der Vcrkehrs- 
ordnnng nur gerechtfertigt, wenn der Emitfänger oder sonst Berechtitrte 
beweist, dass a) ein VerschuM ii 1. r Kisenbahu oder ihrer Leute den 
Schaden verursacht hat, oder h) dass der Schaden aus den mit der 
Selbstverladuug verbundenen besonderen Gefahren nicht entstehen konnte. 
Letzterer Fall erscheint hier bewiesen. Die Zeugenvernehmung hat 
folgendes Sacliverh;iltiiis crüt-beii: 

Der gedeckt gebaute Wagen, der vorher zuh-tzt iiiil Tlieatei ;^egeii- 
stäudeu beiudeu war, ist — nachdem er 10 Tage lang unbenutzt auf 
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Jialinliol" Ei nisleben gestandeu liat — dem Absender auf dessen Ansclduss- 
geleise zngeschoben und hier unter einer Bedachung zum Schutze gegen 
Witterungseinflttsse aufgestellt worden. Die beladenden Arbeiter fuhren 
mit ihren Wagen unmittelbar neben den Eisenbahnwagen, mit dem sie 
eine Verbindung durch einen 1 m langen eisernen Steg herstellten. 
Über letzteren wurden die Sftcke — nach vorheriger Feststellung ihres 
tadellosen Zustandes — in den Eisenbahnwagen befördert, bei dem sich 
keine Spur einer Odnungswidrigkeit, insbesondere keine Bodenfeuchtigkeit 
zeigte. 

Als Vertreter des Absenders waren dessen Angestellte verpflichteti 
bei ihrer Thfttlgkeit 'die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zur 

Anwendung zu bringen. Dass sie diese Sorgfalt ausser acht gelassen 
hätten, ist nicht erwiesen. Bei der Benutzung des von der Bahn gestellten 
Wagens veritflichtetc sie die Sorgfalt keineswegs zu einer genauen 
Untersuclmu'^ (U'ssclbeii auf seine Verwendbarkeif. Letztere konnten 
sie voraussetzen, damit aber aucli, dass der \Va<;eii sich in reiulicliem 
Zustand befand. Nur das Ueberschen einer in di»- AiiL'^cn sjuini^m lru 
Fehlerliaftigkeit, von sofort wahrnehinbareni Scliinutz uud iihulichem 
würde ihnen den Vorwurf des Verschuldens zuziehen. 

Die Zeugenvernehmung hat ergeben, das^s die Arbeiter, schon vermöge 
ihrer ganzen Thätigkeit, zu besonderer Sorgfalt angehalten werden, 
und dass sie diese uic^t verletzt haben. Daraus ist aber mit Notwendigkeit < 
zu scliKessen, dass sie weder die Beschmntzung verursacht, noch den 
Schaden falirlftssiger weise veranlasst haben, und dass dieser Schaden 
ftberhanpt nicht aus der Selbstverladuog des Absenders hat entstehen 
können. 

Bei dieser Sachlage bedarf es der Feststellung der eigentlichen 
Schadennrsache nicht mehr; die Einrede der Beklagten, die wasser- 
anziehende Eigenschaft des Grieses schli^sse die Luftfeuchtigkeit als 
Schadenerrogerin aus, ist daher rechtlich bedeutungslos. 



Nr. 181. Entsch. dfs Bezirksgerichts für HandelsAaehen In Iften. 

Vom 30. Juni 1900. 

Aüi' T iiil Auz Xl\ i l?0(i. Xr. n. s. r,7o -1 

Von dem beabsichtigten Vericaufe einer Sendung ist zufolge § 70 Betriebsreglement 
die Partei, sei es der Absender oder der Adressat, der den Frachtbrief ausgelöst hat, 

I« verttlmlliM. 

OleAitprlehe gegen die Bahn wegen Schadenersatz aus dem Grunde der Unterlassung 

der vorschriftsmässigen Vorsichten bei der Vornahme des Verliaufes verjähren nicht 
in der im § 91 Betriebsreglement vorgeschriebenen Frist, sondern nach den ailgemeinen 

gesetzlichen Bestimmungen. 

Obgleich ^ 70 des LJetriebsreglement.s auch den Fall im Auge hat, 
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dass der Empfilnger nach Auslösung des Frachtbriefes das Gut nicht 
abnimmt, ist dennoch der Bahn ohne Unterschied, ob der Frachtbrief 
bereits ausgelost ist oder nicht, zur Pflicht gemacht, von dem bevor- 
stehenden Verkaufe den Absender zu verständigen. Zwar steht gemSss 
§ 64 (4) nach AoslDsong des Frachtbriefes dem Absender kein Ver- 
ffigangsrecht mehr Aber das Qnt zu, nichtsdestoweniger icann es im 
Interesse und in der Macht des Absenders liegen, den bevorstehenden 
Verkauf abzuwenden, zum Beispiel wenn der Empfänger, der «rst nach 
Auslosung des Frachtbriefes in der Lage ist, das Out zu besichtigen, 
nacliflcin er das Gut in Augensclicin <?eiioninien hat, die Abnahme ver- 
weif^eit. In diesem Falle wird die Versliimligunj.'' des Absenders von 
der Niclitabnahme des (^ntes die Folge haben, dass der Absender ira 
Einverständnisse mit dem Emi)fänger irgendwelclie Verfügung mit dem 
Gute trilVt. Auch im vorlieg:enden Falle, in wehdiem die Firma R. u. K. 
nur als Mandalai in der Absonderin, bezieliiiii^:s\vtiise des hentijjen Kläj^ers, 
den Fl arlitbrief auslöste, hätte die Verstämligung der Absenild in bewirkt, 
dass let/teic die Firma R. u. K. veranlasst hätte, das (lut bei der Bahn 
abzunehmen. Dass ohne Uiitersehied, ol) der Frachtbrief bereits aus- 
gelöst ist oder nicht, im Betriebsreglenient nur die Verständigung des 
Absenders von dem bevorstehenden Verkaufe vorgeschrielien ist, hat 
offenbar seinen Grund darin, dass die Bahn nicht immer in der Lage ist, 
• die Adresse des Empfängers zu wissen, wie dies namentlich bei den 
Babn-restante-Gfitern zutrifft. Wie dem immer sein mag, geht aus der 
Bestimmung des § 70 (3) b unzweifelhaft heivor, dass von dem bevor* 
stehenden Verkaufe der Absender zu benachrichtigen ist. Da die Bahn 
nicht behauptet, dass dies niclit mOglich war und da die Bahn dieser 
ihr im Betriebsreglement ausdracklich auferlegten Verpflichtung nicht 
nachgekommen ist, so trifft sie die Verantwoi-tung für den durch diese 
Unterlassung entstandenen ^haden. Die Absendetin, beziehungsweise 
Empfängerin, hätte im Falle der Verständigung eine Verfflgung mit 
dem Gute treffen können; das Gut w;iie nicht verkauft worden. Und 
da der Werth des Gutes zur Zeit des Verkauf es mit dem eingeklagten 
Betrage von ö7.-{ Kronen als richtig von der Bahn zugegeben wird, so 
ist sie veri)fli<'htet. diesen Betrag dem Kläger zu ersetzen. 

Die Bahn hat aber auch unter Hinweis auf § 91 Betriebsreglemcnt 
die VeijähruHL'' des Anspruches eingewendet. Allein im (Gegensätze zinn 
§ 90 BetriebsregleiiK nt, nach welchem alle Ansiirüche gegen die Eisen- 
bahn aus dem Frachtvertrage iträcludirt sind, wenn die Fracht nebst 
den sonst auf dem ^lufe haftenden Forderungen bezahlt und das Gut 
abgenommen ist, uorniirt § 9\ die Verjährung beziiglicher Entscliädi- 
gung.sforderunyeii, und zwar bloss wegeu Verlustes, Minderung, Be- 
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scilädiguug oder Vci'spätung. Vorliegend bandelt es sieb nicbt am eine 
Entschädigungsforderung der vorangeflUirten Art, sondern um eine Ent- 
schadigungsfordemng wegen Unterlassung der vorgeschriebenen Formali- 
tät von dem Verkaufe der Waare, anf welche Forderung jedoch § 91 
Betriebsreglement keine Anwendung findet. 

Nr. 183. Eataeli. des Oesterr. yerwnltaDgsgerichtshofes. 

Vom 2. Juli 1900. 

(Ocstcrr. EiBeuh.-Verordii. Bl. XIII. Nr, 102. S.904S.) 

1. Dls VsrwMdung als Oberbauarbeitsr bei den k. k. Stattsbahnen Itt keine Staate- 

beiieneUiag I« SImm iee Hefdeeretee vom 16. Aeiaet l«4l, J.-e.-8. Nr. 665. 

2. Die aus dem bezeichneten Dienstverhältnisse abgeleiteten Ansprüche an die k. k. 
Staatseisenbahnverwaltung sind privatrechtlicher Natur: dieselben gehören demzufolge 
zur Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte und sind daher von der Judicatur dee 

k. k. VerwaltungsseriehtelHifee ausgescbleeeea. 
Der gewesene Oberbauarbeiter der k. k. Staatsbahnen Georg K. 
hatte gegen die Entscheidung des Eisenbähnministeriums vom 13. Jänner 
1900, Z. 1288, mit welcher sein Ansuchen um Zurechnung von fünf 
Dienstjahren zu der für die Provisionsbemessung anrechenbaren Dienstzeit 
abgewiesen wurde, die Beschwerde an den k. k. Verwaltungsgerichtshof 
eingebracht. 

Der k. k. Verwaltungsgericlitsliof wies jedoch die gedachte Be- 
schwerde nach §§ 3, lit. a), und 21 des Gesetzes vom 22. October 1875, 
R.-G.-ßl. Nr. 36 ex 1876, ohne w^eiteres Verfahren zurück, weil 
(He Bedienst ung^ des Beschwerdefiihiers als Oherbauarbeiter der k. k. 
Staatsbahneii im Hinblicke auf § 19 des mit Kiiiidinachun^j des Handels- 
niinisters und des Kiseiibahiimiuisters vom 19. Jänner 189f), K.-G.-HI. 
Nr. 16, verlautbarteii Orjranisatinnsstatutes für die staatliche Eist*ii]»;ilin- 
verwaltung nicht als eine Staatsbedienstiuif? im Sinne des llutikM retes 
vom 16. Auj]:nst 1841, J.-G.-S. Nr. 555, anzusehen ist. mithin die aus 
diesem Dienstverhältnisse abgeleiteten Ansprüche privatiechtlicher Natur 
sind und zur Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte gehören, der Ver> 
waltnngsgerichtshof daher gemäss § 3, lit. a), des eingangs bezogenen 
Gesetzes zu einer Amtshandluug über diese Beschwei'de nicht berufen ist. 

Nr. 188. Entseh. des Bezlrksgerlehts fllr Handelssaelif n In Wien. 

Vom 3. Juli 1900. 

(Zeltschr. f (l. intn II it Fisenh Tran-ip VFII lötK)', Nr 11 S. S9S.) 

Haftpflicht der Eisenbahn bei Selbstverladung. 

Nach § 75 Heti iebsreglenient liaftet die Eisenbahn für den Schaden, 
welcher durch Verlust, beziehungsweise Minderung des Gutes seit der 
Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist, soferue 
sie nicht zn beweisen vermag, dass der Schaden durch ein Verschulden 
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des yerfrigiingsberechtigten oder eine nicht von der Eisenbahn verschnldete 
Anweisung desselben, durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes 
oder durch höhere Gewalt herbeigefahrt worden ist. Da nun feststeht, 
dass in der Bestimmungsstation der Klagsfinna nur 39 Ballen Hadem 
ausgefolgt wurden, so wird nur dann geschlossen werden k6nnen, dass 
der Verlust in der Zeit seit der Annahme zur Beförderung bis zur Ab- 
lieferuni? eingetreten sei. wenn erwiesen ist. dass der Bahn, wie die 
Klägerin behauptet, 40 Ballen Hadern zur Betin dermiir übei ireben wurden. 
Diesen Beweis versucht die Klägerin zunächst durch den Inhalt des 
Frachtbriefes zu erbringen, in weU'hem die Uebernalime von 40 Kolli 
im (lewichte von 2551 bestätigt wird. Die Bahn bestreitet aber 
die Beweiskraft des Frachtbriefes bezn<^lirli der Anzahl der Stücke und 
des Gewichtes der S» iiduni; mit Hinwfis auf § 54 ('4i Betriebsregh-nient, 
weil CS sich vorliciiciid zufjcstandfiici luasx'ii um ein (int handelt, dessen 
AurtadcH nach den 'Paiifm odei- nach bcscmdfrer ^'cleinbarull^^ von 
dem Absender besctrj^t winde, nnd die Nachwiegung und Nachzählung 
seitens der Eisenbahn nicht erfolüt ist. Dass die Nachwiegung und 
Nachzählung seitens der Eisenbahn nicht erfolgt sei, ergiebt sich nach 
Ansicht der beklagten Bahn auch daraus, dass die hierfttr vorgeschriebene 
Gebühr der Partei nicht aufgerechnet und auch von denelben nicht 
eingehoben wurde; der Bahnbedienstete habe vielmehr eigenmächtig die 
im Frachtbriefe ersichtliche Bestätigung abgegeben und habe auch ohne 
Auftrag der Bahn die Aufladung in dem Magazine der Absenderin Aber- 
wacht. Allein es ist Thatsache, dass der Bahnbediensteto Nachwiegung 
und Nachzählung vornahm, wie dies auf dem Frachtbriefe seitens dieses 
Bahnorganes beurkundet ist. Die Bahn hat nämlich zwar in Abrede 
gestellt, dass S. in dem vorliegenden Falle zu einer Nachzählung oder 
Nachwiegung und dieslu züglichen Beurkundung bevollmächtigt war, hat 
aber keineswegs in Abrede gestellt, dass S. im allgemeinen zn diesen 
Vei richtungen bestellt ist. Da nun die Stampiglie der Bahn zu dieser 
Beurkundung benutzt ist und weiters tiotz dieser auf dem Frachtbriefe 
deutlich ersiclitlichcn, von dem Baiinorgane beigesetzten Bestätigung 
der Tagesstemi)el der Bahn, ohne dass diese Beurkunilnng beanstandet 
wurden wäre, dem Frachtbriefe aufgedruckt wui'de, so hat das Gt-richt 
angenommen, da.ss im Sinne des § 54 (1) und i4) die Nachwiegung und 
Nachzählung auf dem Fraclitl)riefe beurknn<l<^t eischeine und somit er- 
wiesen ist. dass die Balm thatsäddich 40 Ballen Hadern zur Beförderiuig 
Übernommen habe. Da.ss dies auch der Fall ist, geht aus dem Verlade- 
scheine, einer internen Urkunde, hervor, in welcher die in dem vor- 
liegenden Frachtbriefe angefahrten Ballen detailliert nach den besonderen 
Zeichen und Nummern als in dem Wagen enthalten eingetragen sind. 
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Nr. isi. i'hitsi'li. ^Ws JliiiuU'lsi;;oridits in Aiitworpon. 

Vom 3. Jali 1900. 

(Zel*ulir. r. d. Internat. BlMnb..TraMp. Tin (IMO). Mr. II. H. im.) 

BeMkUigmi Miier StMiwi iiroh eint de« EiMnbahiMrl«lM frvBMle Hm». 

Vier Spiegel, deren Beförderang die belgische Staatsbahn fiber- 
nommen hatte, sind infolge eines Zusammenstosses im Bahnhofe Ant- 
werpen-Steyveiiberg zwischen dem Rollwagen der Balm und dem Karren 
einer der Bahn fremden Person zerbrochen. Der Kläger belangte hieranf 
die Baho, unter Berufung auf den mit dieser abgeschlossenen Fracht^ 
vertrag, und gleichzeitig im nlimliclien Verfahren auch den Eigentümer, 
T., und den Führer des Kanons, B., vnii ^vel(•llem (h'V Ziisammenstoss 
verschuldet war. auf Vergütung des ihm entstandenen Schadens. Das 
Bandelstrt'richt fand zunächst, dass von einer Solidarhaft der Bahn und 
dieser lioiden l'ersoiuMi nicht die Rede sein ki'iune; es sprach sudaun 
die Staatsbahn von jeder Haftptlicht frei und erklärte sich gegenüber 
den beiden andern Beklagten als inkouijuteiit . (iiiiiide: 

I. Die Staatsbahn kann aus dem Transiiortvt'rtra<;- nur nach Ma.--.s- 
gabe von Art. 34 des Gesetzes vom 25. August 1891 verantwortlich 
gemacht werden. Dieselbe behauptet, dass der Unfall, um den es sich 
handelt, einer nicht von ihr zu vertretenden, sondera dem Ffihrer des 
erwähnten Karrens zur Last fallenden Ursache zuzuschreiben sei. Diese 
Behauptung ist begründet. Ihre Richtigkeit ergiebt sich aus den Zeugen- 
aussagen, welche in der von der Verwaltung geführten Untersuchung 
erhoben wurden, und aus der unbestrittenen Tbatsache, dass der Führer 
des Karrens vollständig betrunken war, dass er, ungeachtet der Verkehrs- 
stockung, sich einen Weg bahnen wollte und so an den Rollwagen anstiess, 
auf dem sich die Spiegel befanden. 

II. Das Gericht ist nicht befugt, den beiden andern Beklagten 
gegenüber einen materiellen Entsrlieid zu fällen, und muss daher, 
obgleich ein bezüglicher Antrag nicht gestellt ist, die Klage mit Bezug 
auf diese Beklafrten von der Hand weisen. 

Die.se Inkunipetenzerklärung des Haudels}i:erichtes wird in den 
weitereu Erwägungen des Urtheils des uähcru begründet. 
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Abhandlungen. 

8. 

BI« Yenmtwortlielikelt der Eteenbalui fir dio EiseiilNÜiii- 

gepftcktrSger. 

(Nach 9 37 der neuen Dentschen Eiacnbahn^Verkehrsordnong vom 86. Oktober 1899.) 

Von Or. Georg Eger, 
RegiemngsnilA in Berlin. 

In vollem Gegensätze zu dem § 37 der bisherigen Verkehrs- 
ordnnng f(ir die Eisenbahnen Deutschlands vom 16. November 1892, welcher 
die Zulaasnng von Ei«enbaluigepäcktr&gem auf den Eiaenbalmstationen ganz 
in das Ermessen der Eisenbahnverwaltungen stellte nnd jede Verantwortlich- 

keit der Eisiiihaliii für die (JepKcktrüger ablehnte, bestimmt die nene Deutsche 
Eisenbahn- Verkehrsordonng vom 26. Oktober 1899: 

§ 37. 
G e \t A c k t r il e r . 
Auf den Stationen .sind, soweit ein liedürfnis.s Itostelit, Gepücktrilger 
zn bestellen, die unter Verantwortlichkeit der Eibenbuhuvcrwaltung im 
Sinne von § 84 Abs. 1 und 4 dieser Ordnung anf Verlangen der 
Reisenden deren Reise- nnd Handgepäck im Stations1>ereiche naoh ond 
von den Wagen, Abfertigong^Uen n. s. w. zn schaffen haben. Die 
Gepäckträger müssen durch Dienstabzeichen erkennbar und mit einer 
gedruckten Dienstanwoisntiir nebst Gebülirentarif versehen sein Sie 
haben auf Verlanjren lUn Taiif vorzuzeigen, aut-li eine mit ihrer Nummer 
versehene Marke zu verabfulgen. Der Tarif ist auch an einem geeigneten 
Orte der Abfertigungsatelle nnd der Aubgabestelle auszuhängen. 
Der nene § 37 fttlirt hiemach die Pflicht der Eisenbahn zur Be- 
stellang von Eisenbahngepäckträgem auf den Stationen nach Hassgahe des 
Bedfirfnis>rs un<! di» Verantwortlichkeit der Eisenbahn fflr dieselben ein. 

a) Zuniklist ist, während bisher die Zulassung von Gepäckträgem auf 
den Stationen dem Ermesssen der Eisenbalmen überlassen war, nunmehr dnrcli 
die ^Vorte: .Auf den Stationen sind, soweit ein Bedürfniss be- 
steht, Gepäckträger zu bestellen'^, den Eiseubahueu die Bestellung 
von Gepäckträgei-n znr Pflicht gemacht. Freilich ist den Eisenbahnen 
diese Verpflichtung nur insoweit auferlegt, als auf den betreffenden Stationen 
«ein Bedttrfniss dafttr besteht". Die Bestellung ist also nicht all- 
tieniein für alle Stationen angeordnet, sondern nur für solche, wo die Grosse 
des Verkelirs, lokale Verhältnisse, Mangel an anderem geeigneten Personal etc. 
dies nolhweudig uiaeht ( II n 1 /. b i- <■ b e r . Ztf^. d. Ver. Deutsch. Eisenb.-Verw. 
lUUU Nr. r_'i. Oll also überliaujit dif Üestelluntr stattzulindeu hat und eventl. 
in welcher Zahl, soll sich nach dem liedUriuibse im einzelnen Falle richteu. 



Digitized by Google 



<i. Eger, Die VerantwortUchkeit der Eisenlmbn fflr die EisenbahngepiU kträ^^t r. 283 



IndesB hat nunmehr, wenn die EiKenbahn diesem Bedflrfhiflse nicht entspricht, 

hierfiber anf Gnmd eigener laitiaÜve oder in Folg^ von Beschwerden etc. 
flio AnfsichtsbeliHi-ilp Anonlunn^en zn treffen und zw entscheiden, bezw. die 
Eisenlialin zn dt-r erfinilcrliclien l^estellunfi' mit den irei;ebenen Zwan^siuittcln 
anzuhalten, wiihrend bisher ledifjlioii das freie Ermessen der Eisenbahn ent- 
scheidend war nnd eine Verpflichtant; für sie nicht vorlag. 

b) Es sind ferner die Funktionen der Gepäckträger genauer und voH- 
alindiger, als bisher, bezeichnet und begrenzt. Es liegt ihnen ob, ,auf Ver- 
langen der Reisenden deren Reise- nnd Handgepftck im Stationsbereiche nach 
imd von den Wagen, AbfertignngKstellen etc. zu schaffen". Nicht allein die 
Beschaffung de.s Gepäcks nach und v(»n den Abferti?rnn?'sstt'11en — 
wie nach § 37 Abs. 2 der Verk.-Ord. von 1892, — also des auizii;.;ibendcn 
oder aufgegebenen (icpiickä liaben sie zu besurgen, »ondern auch nach und 
ron den Wagen u.fl. w. (z. B. von und nach den Aufbewalirnngsräumen, 
BestanrationBzimniem, Wartesälen, Droschken etc.), also auch des nicht auf- 
zugebenden bezw. nicht aufgegebenen Ge]Ackes. Hierbei ist unter « Reise - 
nnd HandgepUck' das in den §§ 24 und 30 Verk.-Ord. bezeichnete Ge- 
päck zn verstehen f.Mljr. Zus. -Best. I zu § 30), wie der Hinweis auf § 34 
1. c. lelirt . also ii i c h t d a s \ o n d e r Mit n a ii in c ri n s e s c h 1 o s s e n e i § 2iV\. 
und der (Ti ^iii ktiiiircr ist weder bercchtiut. ikm h veri>Hichtet , (lOf^enstiinde 
der letzteren Art zu übernehmen, wie z. i>. feuergefährliche Sachen, geladene 
Gewehre, Taschen, mit SchiesspulTer oder Patronen gefüllt, etc., soweit ihm 
nach Lage der Sache diese Eigenschaft ftnsserlich leicht erkennbar ist (Holz- 
becher a.a. 0.). Eine eingehende mit Aufenthalt verknfipfte Pr&fung yor- 
ztiTif liraen, ist er der Natur der Sache nach weder berechtigt noch verpflichtet. 
Aach ist diese Thiitip-keit des (Jeiiäcktriiüers nur auf den Stationsbereich 
beschränkt, sie erstreckt sich diciisllicli iii< ht üIk-t den Stationsbereich hinaus, 
d. h. nicht über das (fcbiet, welclics die Statinii nelist allen zugehörigen, tlem 
Personen- und GepUckverkehr gewidmeten Anlagen umfasst. 
Der Begriff ist freilieh dehnhar und nicht absolut zu hestimmen, sondern 
UHUS nach Massgabe der lokalen Verhältnisse begrenzt werden. Holzbecher 
a. a. 0. nimmt an, es sd der. Bereich gemeint, anf welchem die Eisenbahn 
die Bahnpolizei ausübt. Dies trifft aber nicht zu, weil die Balmpolizei auch 
anf denjoni«ren Stationsanlagen (Bahnkörper etc.) ausgeübt wird, welche dem 
Vei kein e des Pul)likunis und der Gep;icktrii!.n r entzo^^en sind. J>i(' Fra;re ist 
für die Haftung der Eisenbahn vun wesentlicher Bedeutung, weil sich die 
Verantwortlichkeit derselben nur auf die Handlungen der Gepftcktrftger im 
Stationsbereiche erstreckt. Will man nicht in verwickelte Streitfragen ge- 
rathen, so muss man streng daran festhalten, dass die Thfttigkeit der Gepttck- 
trüger und daher auch die Verantwortlichkeit der Eisenbalin ausschliesslich 
auf den Stationsbereich beschränkt ist und dieser die lokale Grenze 
für alle Verlust-, Beschildigungs- und Veisiiiituntrsfülle bildet, robernimuit 
also der Gepäcktriifrer z. B. die Beförderuiiu des (.u'i»iicks \i»n und nach den 
Hotels oder Wohnungen etc. der Reisenden, so fallt diese ThiUigkeit des 
Oep&cktrSgers nicht unter § 37 Verk.-Ord., es sei denn, dass hierbei der 
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Verlust, die 1{rs(liii<li|;ni]g «der Veisitiitiiii;^ im Station sbereiche einge- 
treten i>t. was zu lipwoispTi iloni Reisenden «"ItlieL:!'!! würde. 

rl FiiftsrlialVnnir iles (iepäcks dilirli die (i(')i;icktr;i:rer hat _ im t f r 

Vorantwortlichkeit der Eisen ba lin\ er waUunj; im Sinne von i; iJt 
Alis. 1 und 4 der Verk.*OTd.* zn erfolgen, während dies nach dem alten § 37 
Abs. 2 ohne Verantwortlichkeit der Verwaltuif geschah. Diese wichtige 
Nenemng entspricht den gerechtfertigten Anforderungen des Verkehrs nnd der 
Eigenartigkeit der VerlüUtnisse auf den Stationen. Denn die Beisenden iünd 
insbesondere bei sdiwereni (te|«:irk und ausfredeimten Bahnhüfen znmeist ge- 
nütliif;;t, sich der (iepäiktrütrer zu bedienen, tun so mehr, als dun-h die 
lJalinstei^rsi>( I re (his zui' Besoi iriniir des (ieiiäcks bislier lierantrezo^ene l'rivat- 
persunal olme Losung bes<»"nderer rerrunldllets den Bahnsteig überhaupt nicht 
melir betreten darf. Zwang aber das VerkelirsbedOrfniss dazn, den Eisenbahnen 
die Bestelinng von GepäcktrHgem znr Pflicht zn machen, so erschien es anch 
folgerichtig, den Verwaltungen die VerantwortUcIikeit für dieses Personal 
anfznerlejron , welches von ihnen mu^-i wühlt und beaufj^iclitigt wird, auch in 
der Ke^a l dur< h Kautionsbestelluug den Bahnen eine Kegressnahme nnd 
Deckung ermiiulicht. 

Die Fassun}:- des § 37 Satz 1 lässt bezüi:lii h der Keelits.stellun'r 
der Gepilcktriiger eine zwiefache Deutung zu. Es kann einerseits 
angenommen werden, dass die GepScktrager nnnmeltr „Leute der Eisenbabn 
oder Personen, deren sie sich zur Ansführnng der Beförderung bedient*, im 
Sinne des § 468 N. H.-G.-B., § 9 Verk.-Ord. sind nnd lediglidi als Organe der 
Balm in deren Namen und für deren Rechnung BefordernngsvertrSge ab- 
s(hlit>sen und ausführen: o<lMr andererseits, dass sie sich nach wie vor 
zuai- als selljststündi^n- Frachtliihrer und ttewcrlictreibende i^X. H.-G.-B. 425 1 
yualitiziren und in eif^enem Namen BeförderungsvertrUge absehliessen, jedoci» 
mit der besonderen Massgabe, dass die Verantwurtlichkeit dafür der Eiseu- 
bahn obliegt. Gegen die erstere Annahme spricht, dass kein Grund vor- 
gelegen haben würde, die Gepäckträger, falls dies beabsichtigt war, — gleich 
den Rollfuhrnnternehmern § 68 Ab». 3 — ausdrficklich in der Verk.-Ord. 
als Leute und Bedienstete der Eisenbahn im Sinne des § 458 N. H.-G.-B., § 9 
Verk.-Ord. zu bezeiclinen, für welche sie als Frachtführer zu haften hat. 
Dies auszusprerhen ist aber im § 37 vermicilcn worden. Nur insoweit als 
sie im Auftrage der Eisenbahn nach Absdiluss des Eiscnbabn-Transport- 
vertrages Gepäck von nnd nach den Abfertigungsstellen oder Gepäckwagen 
schaffen, sind sie für diese Handlungen ab Leute der Bahn (§ 9) anzusdien 
(C oermann, Eisenb.-Entsch. nnd Abhandl. XII Seite 166). Es erscheint 
daher die zweite Annahme begründet, dass der Bechtscharakter der Gepäck» 
tritger an sich nicht «reilndert werden sollte, diese vielmehr — wie bisher — 
als sclbststiindige Frachtführer nnd Gewerbetreibende (Dienstiuünner) gedacht 
sind, welche in ciireneni Namen und für eiut iie Bit hnung F'rachtverträge ab- 
sehliessen und ausführen, d. h. gewerbemäiisig die Beförderung des Gepäcks 
ftbemehmen (N. H.-G.-B. § 425), jedoch derartig, dass die voUe Vertretung 
ans denselben den Beisenden gegenüber die Eisenbahn ttbwninunt. DafOr 
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spiioht, dass das ökonomische Erfreltniüs des UescliäftR — die Befi'nderungs- 
ü:ehülir — ihnen allein und direkt zufliesst, die Eisenbalm weder an der Ein- 
nahme Theil nimmt, nocli an dem Abschluss und der Ausführung: des GeschUfts 
irgendwie hetheili^ ist. Ks lilsst sich dagegen auch nicht einwenden, da»s 
nach Satz 2 — 4 des § iil für die Gepilcktriiger Dienstahzeiehen, eine Dienst- 
anweisung nebst (iebührentarif und Koutrolmarken vurgescliriebcn sind, denn 
aualuge Einrichtungen sind mehr oder weniger auch für andere »elbststUndige 
Gewerbetreibende getroften, welche im Bereiche der Bahn- oder anderer Ver- 
waltungen zu einer bestimmten Thätigkeit zugelassen sind (Bahnhofsrestaurat€ure, 
BuchhUndler, Zeitungsverkilufer etc.). Die Geptlcktrüger schliessen hiernach 
lirinzipiell selbststllndig mit den Keisenden Beförderungsvertriige ab, welche 
«lern eigentlichen Eisenbahnfraclitvertrage entweder vorangehen oder nach- 
folgen, für welche aber — znr Sicherung des Publikums, — abweichend von 
den allgemeinen Haftungsgrundsiitzen, wie dem Reisenden aus der Vorschrift 
iler \'erk.-(>rd. beim .Vbschluss bekannt ist, die Eisenbahn, nicht der G e- 
pilcktrilge r , die Haftung nach Massgabe der Haftung für aufgegebenes 
Reisegeitftck im Sinne de» § 34 Abs. 1 und 4 von vornherein im vollen Um- 
fange übernimmt. Der GepiicktrRger steht gewissermassen zur Eisenbahn 
in einem analogen Verhültniss. wie der Spediteur gemilss § 413 N. H.-G.-B. 
zmn Versender, der durch Dritte — die Keisenden — ihm das Gut über- 
^'iebt. Es handelt sich nach der Absicht des Gesetzes nicht um eine blosse 
Bürgschaft oder um eine Kegressübernahme derartig, dass die Eisenbahn für 
Verlust und Schaden nur aufzukommen hat, wenn der Ge|>ücktrUger den Er- 
satz nicht zu leisten vermag, sondern um eine unmittelbare Haftung, ein 
Deicrederestehen der Eisenbahn für den GepilcktrHger. Der bezügliche 
Bcfürderungsvertrag wird von vornlierein von beiden Theilen mit der Abrede 
eingegangen, dass die alleinige Verantwortlichkeit gemiiss § 34 Abs. l und 
4 Verk.-Ord. die Eisenbahn zu tragen hat. Der GepUcktrilger kann also 
vrim Reisenden überhaupt nicht in Anspruch genommen werden, der Reisende 
hat nur den Anspruch bezw. die Klage gegen die Eisenbahn, der GepilcktrJlger 
kann ihn mit dem Einwände der mangelnden P.assiviegitimation an die Eisen- 
bahn verweisen. Diese hat weder die Einrede der Theilung noch Voraus- 
klage, aber es steht ihr als Auftraggeber der Kegress gegen den Gepäcktr.tger 
zu. Der Annahme einer solidarischen Haftung des GepUckträgers (§§ 428 bis 
430 N. H.-G.-B.) und der Eisenbahn kann nicht beigepHichtet werden; sie 
erscheint auch zwecklos, — da alsdann der Reisende doch unbedingt stets 
die potente Eisenbahn als Schuldnerin vorziehen wird. 

Freilich ist die Snbstantiirung eines Schadensanspruches des Reisenden 
gegen die Eisenbahn mit Rücksicht auf die Formlosigkeit und Schnelligkeit 
des Vertragsabschlusses eine schwierige, da weder — wie beim aufgegebenen 
Gepäck — die Thatsache und der Zeitpunkt der Uebergabe, noch das Ge- 
wicht und die ordnungsmüssige Verpackung durch den Gepäckschein und die 
Bücher der Abfertignngsstelle erwiesen werden können (§§ 31, 32 Verk.-Ordn.), 
und ebensowenig, (»b es sich um zur Beförderung zugelassene Gegenstllnde 
handelt (»S. 283). Dem Reisenden liegt nicht nur der Nachweis der Person des 

Eger, Eisenbatinrechtlluke Entscboidungcn XVII. 20 
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Gepäektrftgers <Ak snniii i n am Ii tlos AIiscIiIu^m s dos Vertrapre:* mit (Iciiiselben, 
sowie (lor rolxivMl'f, <l(r IksdiatlcnluMt, des Werths, Gewichts eto. des Ge- 
liilcks und der Hi'he dt -; Srhadt ns. Indess diese SchwievlL'^keit des Schadens- 
nachweise.s liefet iiutli in anderen Fällen, z. H. hei Wiliist von nicht auf- 
gegebenem Gepäck durch Verschulden der Kisenbahn •küb Abs. 3 N. IL- 

G. -B., § 34 Abs. 6 yerk.-Ord.) dem Reisenden ob. Die Schwierigkeit des 
Beweises für den Reisenden darf nicht etwa dasni fahren, die Beweislast der 
Eisenbalin anfznerlegen. Die freie Würdigung des Beweises ond das freie 
Ermessen des Kichters bei der Feststellung der P!xisfenz und Höhe eines 
Schadens 28(5, 287 ('iv.-l*r.-< )rd. ) wird ininierhin iliesf Sdiwieriirkeit de» 
Beweises wesentlich erleichtern können Eger, OeutücU. Fracbtrecht, 2. Aull, 
Bd. 1 S. 252 ff.). 

Für das vum Gepäckträger zur Beförderung im Statiunsbereiche Über- 
nommene Gepäck haftet die Eisenbahn ,im Sinne von § 84 Abs. 1 nnd 4 
der Verk.-Ord.*, d. h. wie für aufgegebenes Gepäck, soweit sich diese Be- 
stimmungen sinngemiisä anwenden lassen. Die Anwendung wird Tomehmlich 
dadurch moditizirt, dass der Beweis für die üebemalime des Gepäcks, den 
Zeitpunkt der rebernahrne. das Gewicht nnd die ordnnnfrsmässige Ver- 
packung:, welcher hei anfpe^eheneni Gepäck durch den Gepäckschein und die 
Bücher der Ahferti;.'ungsstelle geführt werden kann, hier in anderer Weise, 
2. B. durch Zeugen etc. erbracht werden muss. Abgesehen hiervon haftet aber 
die Eisenbahn in gleicher Weise wie für aufgegebenes Gepäck, für Verlust, 
Beschädigung, Vermindemng nnd Verspätung. 

Auch wenn ein Gepäckträger es z. B. unterlässt, das ihm fibergebene 
Handfrepäck rechtzeitig vor Ab?:an<r des Zii<res in da» Abtheil j;u reichen, 
wird liierdni cli eine Ersatzpflicht der K i s c n b a Ii n v c v w a 1 1 ii ii tr begründet, 
desirleichen , wenn er das ihm vom L'rix iideii iibi i-i^rlu iic lu i>c;^epäck oder 
den Gepäckschein verliert, beschädigt, verwei ll^cll, unri( hti;,' instradiren läsöl etc. 

d) Satz 2, 3 nnd 4 des § 87 enthalten, wenngleich nach Vurstehendem 
die Gepäckträger nicht zu den Leuten etc. der Eisenbahn im Sinne des § 468 

H. -G.-B., § 9 Verk.-Ord. gehören, doch mit Rttckslcht darauf, dass die Bestel- 
lung, Beaufsichtigung nnd Haftung der Eisenbahn obliegt, mehrere Ordnungs- 
vorschriften betreffs des Verhältnisses der Keisenden zu den Gepäckträgern: 

I. Pflicht zur Trairnns' von I>iell^1;lb/eicllen , 2. 7.nv Vni haltuuir einer ge- 
druckten l)ieii>tanwcisunj^ nehst (icliührentarit. zui \'nrztiL;uiiL: des Tarifs 
sowie zur Verabfolguug einer mit ihrer 2suuimer versehenen Marke auf Ver- 
langen der Reisenden. Auch ist den Elseabalmen direkt vorgesehriebeii, den 
Tarif zugleich an einem geeigneten Orte der Abfertignngsstelle und der Aus- 
gabestelle auszuhängen. Den Eisenbahnen liegt die DnrchfOhmng dieser Vor- 
schriften bezw. deren Feberwaehung ob. Sie kiuiuen liierzn im Auffiichts- 
wege angehalten, auch für Schäden, die den 1\ eisenden ans der mangelhaftea 
Ueberwachung entstehen, diesen ersatzpflichtig gemacht werden. (Erl. des 
Preuss. Hand. -Min. vom 2U. Felauar 1878, E.-V.-Bl. S. 41 und des l'reubs. 
Uinbt. der ötteutl. Arb. vom 24. Oktober 1885 eud. S. '662.) 
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9. 

Zlnsfonleningeii bei RUekä;riffs:iiispriicheii der Bcrnfsgenossen- 
sehaften gegen einen Eisenbaliniuiteniehmer ans der Haltpflieht. 

Von Dr. BeiM HIlM, 

KreiBgerichtsratii in Berlla. 

Die BechtBstreitfftlle aixid Ib steter Zunahme begriffen, in wdchen dme 
xttt Schadloshaltnng eines Betriebsverletaten eder der FamOienglieder eines 
BetriebsgetSdteten verpflichtete Bemf^noBsenschaft von ihrem Becfate ans 
G.Ü.V.G. S§96, 98. L.r.V.G. §§ 117, 110 Gebrauch machend, Rückgriffs- 
ansprüche {?ep:en ein bei ihr als Genossen«chaftHmit{rlied einkatastrirtes oder 
ein ihr nicht zii^'^tliöri-res Eiscnbahmiuternehinen aus der auf Gesetz vom 
7. Juni 1871 borulicmlcii llaftiiniclit oder der aus B.G.B. §§ 823 flg. ent- 
springenden Eintritts Verbindlichkeit geltend macht. In Sunderheit wird 
seitens der Fniurwefksberafsgenossenschaft, sowie der Speditions- and Speicherei- 
berafsgeaossenschaft selbst dann der ^senbahnbetrieb gerichtlich belangt, 
wenn thatsSchlich das sohftdigende Ereigniss auf das Verschnlden eines Be- 
diensteten des einkata.strirten Genossonschaftsiiiittrliodcs ur.sachlich znruckzn- 
führen, aber dessen strafgerichtliolif Sclmldfeststelhuitr entweder iiirlit mit 
Sicherheit zu erwarten. <>dor die Boitreibunir des Schuldbetra^'cs woni;; ans- 
aushichtsvoU ist, jedocli aucli tür die befreienden Einreden einer Selbstverschuldung 
des Verletzten bezw. der höheren Gewalt die Aulialtspunkte fehlen. Dass es 
in dem gesetageberischen Willen nicht gelegen habm kann, den Bechteregeln 
des O.Ü.V.G. §98, L.U.y.G. § 119 die Tragweite soangestehen, der zur 
Schadloshaltnng eines Betriebsunfalles verpflichteten Bernfsgenossenschaft einen 
Rechtsanspruch gegen den Haftpflichtschuldner zu gewähren, lilsst sich zwar 
aus dem Umstände fnitrern, dass nach deren Entsteliuntrsgeschichte die Unfall- 
fiirsorge sirli als eine auf öffentlichem Rechte beruliende erweiterte Haft- 
ptUchtentschädigung kennzeichnet. Allein es ist gegenwärtig mit der That- 
sache zn rechnen, dass die Bechtsprechangr fiberwiegend einen dem fiisenbiJui- 
untemehmen weniger gOnstigen Bechtsstandpnakt vertritt Deshalb liegt fOr 
die beklagten Eisenbahnbetriebe die Pflicht nahe, wenigstens insoweit sich 
gegen zugemuthete Zahlnngsverbindliehkeiten zu wehren, als diese jeder recht- 
lichen und tliatsäclilichen Unterlage entbehren, mithin reditswidrige sind. 

Auf Grund des Haftpflicht-Gesetzes § 7 in Verbindiug mit Ü.G.B. §§ 843, 
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844 ist deiu Verletzteu bezvv. den Familienaugehürigc-n des Get&dteten durch 
Entrichtnng einer Geldrente Schadensersatas za leisten. Zafolge B.6.B. § 760 
ist eine Geldrente für drei Monate voransznzalilen. Nach 6.Ü. V.G. §§ 5 bis 7 

haben der Betriehsverletztc l>ez\v. die Familien^lieder des Betriebspritüdteten 
gleichfalls oinfii Ans})iiuh auf Beute, welcher nach G. IT, V.G. § 66, L.U. V. G. 
§ 71 in nitnialliclu n Iii tritiron zu ontrichtPii ist. Soweit lirut (^rund zu rccht- 
lidier Beanstandung prellend ficniachter Ix'iickfrritVsansprüclie nicht vor. .MUin 
nach B.G.B. §§ 246, 288 liut der in Zahlungsverzug gekouimeue Schuldner 
dem Gläubiger 4 vom Hundert als VerzögerungszinsMi zn gewähren, litt 
Bficksicht auf diese Bechtsregel pfl^en die Bernfsgenossettschaftta Verzngs- 
sinsen von jed^ Honatstheilbetrage seit dessen FftlUgkeit zu fordern und 
die Gerichte diesmn Antrage stattzugeben. Derselbe ist jedoch reditUch iialt^ 
los, weil er gegen den gesetzgeberisdieu Willen verstösst. 

Es haftet nach G.U.V.G. §96, L.U. V.G. §117 der Beruf sgenossen.schatt da< 
einkata>tt ii te Mitglieii als schuMliaftcr S( liadt nsuihfhti- für alh.' Aiif\v('n<luii-« n. 
Weiche in Folge des Uufall.s auf Grund dicues Gesetzes von ilu- gcu»ucht 
worden sind, während gemäss G.U.V.G. § 98, L.Ü.V.G. § 119 die Forderong 
der Entschädigongsbereehtigten an den dritten Schadensnrheber aof die Ge-. 
nossenschaft nur insoweit Übergeht, als die Verpflichtung der letzteren zur 
EntschUdignng gesetzlicli begründet ist. Nun leistet die Rentenzahlungen nicht 
die Berüfsgeno8sen8chaft, vielmehr auf deren Anweisung nach G.U.V.G. § 60, 
L. U.V. G. § 74 die l'ost \ orsohussweise, welche erst binnen 8 Wochen nach 
Ablauf jedes liechnungs juhres sidche zu F<»lge G.l'. V. (J. § 70. L.II. V.G. § 75 
zur Kückcrstattung liiiuidirt, oline Zinsen in liechuuug zu stellen. !Nur den 
durch den Verzug entstehenden Schaden liat jedoch aof Grund B.O.B. % 286 
der Schuldner dem Gläubiger zu ersetzen. Dieser bildet mitliin die reelitUche 
Unterlage filr den Anspruch auf Verzugszinsen. Es kSnnte einen solchen 
die Bcnifsgenossenschaft, welche der Post deren Vorschüsse nicht verzinst, 
blos Von dl in Tage ab haben, vt)n welchem sie die Licpiidaf ion der Post für das 
\ orangegangeue Kechnungsjahr durch Zahlung getilirt liat, aber niemals von 
dem Tage ab, an welchem der Hentenbererhtigtc jeden Kententheilbetrag er- 
hebt. L'nd deshalb ist ein Anspruch auf N'erzugszinsen seit dem Fälliglceit«- 
ta«e jeder Uonatsrente rechtlich nnbegrfindet, also seitens des UrtheUsgeriehtes 
abzuerkennen. 
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lO. 

reher yorsclmldcn dos Besehii<Uu:ten hv'i l nziiret*kiuniu:sf!{lii^kelt 
desselben. Eiue Studie zum Ocstt^rreiebisehen Eisenbahnliaftpflieht- 

gesetze. 
Von Dr. EaMunl TUtob, 
Advokat lind Privatdozent a. d. bShm. Universilftt Prag. 

(ScMoss.) *) 

Die nneigenllii Ii so erenantitc Handlung,' -■') eines riizni'eclinung:sfaiiigeii 
ist als Zufall an/UMlHii. da hit-r nicht die ^Villcns< au^a]ität , sondern die 
Natuicansalität .statt hat uder zum wenigsten als jurij-tisch statthabend au- 
geselien wird. Dieser Zufall kann, wenn er die hier nicht ntiier zu unter- 
engenden Kriterien der Unabwendbarkeit hat, die Ebenbahnontemehoinng 
allerdings ezcnipiren. Die Excnlpining hat aber dann ans dem Gesichtspvnkte 
der Unabwendbarkeit, nicht ans dem Gesichtapnnkte des Verschnldeng des Be- 
schädigten statt. 



•) 8. Bd. XVII. l(,8ff. dieser Zeitschrüt. 

") üngcr, System 11. § 76: Handlang ist eine In der Sinneswelt hervortretende 

."Willcns'äussertinf: rialf; (iut i litcn § 57, X. 170: . . . (ein unklaren ist der Be- 
griff der nnwillkürlii hi n liimdluii^'. da eine Handlnn^j; als eine in der Sinnmwdt Ii» r- 
vortrctcndc Aeusserung des Willens (Arndt, l'andektcn § 58) eben niehts l nwillkilr- 
lidies sein kann. Aach die ..Handlang* dnes dritten Unsorechnangsf&higon kann 
meiner .\nsirht iinrh nicht den zweiten, wohl jediHli dm ersten E.\rii1pirnnjfS|ninkt 
coDätituiren; wus Übrigens praktiscb zu denselben l^esultateu lUbrt, da , Unabwendbar- 
keit* in beiden Fttllen erfordert wird. Ans dem letztangefflhrten Grande kann ich 
aach nicht das Argument Frankel s 1 r. L'eu'eii das Erfurdi rniss des 8nb|eetiven ^'er- 
Seholdens anerkennen. Frankel fol^rert iiauilieh: Tiitt r den .Vussehliessuntrseriinden 
ist auch die unabwendhare Handlung einer dritten l'erson angeführt, bei tlerselhcn 
kommt es zweifellos auf Zurechenbarkeit nicht an. so dass avch die Handlang eines 
W.ihnsinniL'en i)der Kind( s irleirh der eines Znrec hnnntrsfiihiiren wirkt. Ist nun die 
That eines Dritten objectiv gemeint, muss dies umsomebr von der des \'erletztcn gelten. 
Verfolgt man diese Argnmentation genauer, so bemerkt man. dass an Stelle der „nn- 
abwendharen Handlunu" eines Dritten im weiteren Verlaufe eine blosse .Handlung'' 
und scbliesBlich im Besultate blos eine ^Tbat' gesetzt wird. Meiner An.siiht naih 
folgt ilarans. dass die nnabweudbare Handlung eines Dritten die Bahn exeulpirt, hüchsteus, 
dass dies an< h die unabwendbare Handlang des BescUldigten selbst thue, and dies stelle 
ich niclit in Abrede. 
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Dm Resultat erscheint mir nicht nnr widersprnclislos, aondem aach Uar 
imd Ubenicbtlich. Kein so einlieitliclip>* BiM kann jedoch gewonnen werdeB, 
wenn man an Stelle des Vers*olinMoTis dos I}t'>(Ii:i(li<rt<'n dif M'";<e Vernr- 
Harhnng dairli deusellicn setzt-*'. iHircli AusscheidiuiK des sul)jfctiven Munieutes 
wird niinilicli ein bcbondeis wevtlivolles Merkmal fallen gelassen, dnrrli wel- 
ches das Verhalten des Beschädigten nns überhaupt als Verursachung erscheint. 
Der Beschädigte ist mit seinem Körper jedenfalie in den UrsaehenthatbeBtaad 
ventrickt, sein Kttrper Uldet in jedem „UnfaUe' einen ÜTsachenantheil. Wie 
ein mächtiger Orgelpnnlct geht jedoch durch alle ^Unfälle" anch der Eisen- 
balmbetrieb hindarcb, indem ja von dem Tbatbestande einer im Betriebe ent- 
standenen küriierlichen Verletznnc: ansjsregangen wird. Als Cansalfactoren 
stellen sich uns demnach in allen Fällen der Betrieb der Eisenbahn and der 
Körper des Beschädigten dar*'). 

Die Sprache des gewöhnlichen Lebens hebt, wie oben bemerlct, ans dem 
Gomplexe der ürsacheelemente eines hervor und belegt dasselbe allein mit 
der Beneimnng Ursache, la diesem Sinne ist anch im § 2 des Haf^flicht' 
gesetaes von Verursachen die Red» Es wird unter Absehung von dem stet« 
vorhandenen Ihsacheelemente des Eisenbahnbetriebes ein anderes Ursache- 
element oder ein Tlieilcomplex v<in rrsarheelenienten ans dem Gesammtconijdex 
lierausrri lii'lirn und davon gesiirnrlien, dass der rnt'all dun li einen unabwend- 
baren Zufall, eine unabwendbare Handlung eines Dritten, oder durch Ver- 
schnldni des Beschftdigten ^venirsaclit'' wnrde. Logisch kann stets nur eme 
mtwirknng anerkannt werden*^. Die Hervoriiebang eines ürsacheelementes 
oder eines TheUcomplexes von Ursacheelemeaten ans der Oesanuntnrsache nnd 
Benennung desselben als Ursache par excellence mnss psychologisch begründet 
sein. Die mit T rsadii' Viezeichnete Theilnrsaclie muss die üVtrigen Theilnr- 
sachen und in unserem Falle sjieciell den Eisenbahnbetrieb zurückdrängen, 
ihm gegenüber überwiegend erscheinen. Bei den ersten zwei E.xculpirungs- 
gründen ist dies „Ueberwiegend erscheinen'' durch das Merkmal der Unab- 
waidbaikeit gegeben. Was d^ dritten Excnlpimngsgrand anbelangt, so bietet 
meiner Ansicht nach blos das psychische Element ein relativ klares Merkmal, 



^*) Fnger. Krnsnopolski, Frankel, Ehrenzweig; Wendt, Croissant ia 

den in Note 6 citirtcn Schritten. 

■*) Wenn geleugnet wird, dass der Unfall im Betriebe erfolgte, so Ubgt Lengnviig 

der Anwendbarkeit dos HiiftpHirhtffosetzes überhaupt vor. Die Brliniiptung Croissanfs 
.S. 59, dass der zugelassene (iof^renbeweis seine Spitze lediglich g^en die vom Beschädigten 
zu beweisende Behauptung kehrt, dass er beim Eisenbalmhetdebe eine Körperverletzung 
erlitt*, kann idi nicht sastimmen; vielmehr handelt es sich beim Gegenbewds meiner 
Ansicht narh iiicbt danro, die ('.msiilität des Betriebes vollkommen auszuschliessen. 
sondern nur durum, einen andtren l rsuchc-Antheil in gehöriges Kclief zu stellen, so 
dass der Eisenbahnbetrieb ihm gegenüber zorttcktritt. Vgl. Bosln: B^riff des Be- 
triebsuTifallcs fArdiiv für r.ft'. IMTI. 1888. 8. 821: ,ehie Verwirklichnag 4er dem 
Eisenbahnbetriebe innewohnenden (icfähriirlikeit"). 

**) Vgl. Mill: Logik, Buch m, Cap. 5. § S: Die rrsache der Erscheinung be- 
steht in der Vereinigung ihrer Bedin|s^nnj?en. ^ ^ r»i«' T'nlcrscheidnng zwischen Agens 
nnd PatifnB ist illusorisch. Sigwart: Logik II. S 98. X. 7: L;» m m :i srh in <i rü nhufs 
Zeitschrilt IX S. 240; Berger daselbst IX, i<. 73ö; vgl. auchüui dusclbst IV, 8.36. 
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velchea ohb die Hitvrirknng des Beschftdigten als Ursache par excellence her- 
vortreten ULflst. Sehen mr vom psychisehen Elemente ab, so hahen wir es 

mit der Hitwirknng: des Körpers zu thnn. Der ESrper des Bescbttdigten 

l.ililrt jodiirli in allen Füllen ein I'rsacheelement; es miisstt lalier ein Merk- 
mal ^^efunden werden. \vel(lie>i die Fülle, in welchen wir den l iifall als vom 
pericliiidiiTtt n vernrsa( lit ansehen, von den üliricren Fällen aliselieidet. ein 
Merkmal, weldies uns die ilitwirkuni? des Kitrpers des Besrhiidigten vor der 
Mitwirkung- des Eisenbalmbetriebes hervorstechen Ittsst. Die blosse Bewegung 
des Körpers ist hierzu einerseits nieht genügend (denn sonst wfirde jedes im 
cansalen Znsammenhange mit dem Unfälle stehende Fiülen des Beschftdigten 
die Bahn excnlpiren, weil sein Körper den Unfall nVemrBacht" hat), anderer- 
seits nieht erforderlich (denn sonst könnte die Bahn nie excnlpirt werden, 
wenn es sich nni ilie Unterlassunpr einer Bewejnmff seitens de» Besdiädi^ten 
handelte). Die Fraise ist hier nicht weiter zu untersuchen; nnr darauf wtdlte 
ich lünweisen, dass die Aut'su« liung; eines anderen Merkmales als des psychischen 
nit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist^^, ja was Unterlassungen an- 
betrüRi, scheint die Aufgabe nnlösbar'^. Dagegen wird durch das Merkmal 

*•) Vgl Kahniir in (iriinhufs Zeitsdirilf XIX. S. 141 : .Denn mit der Ein- 
setzung der Verursachung un Stelle des .Schuldmumentes ist die berüchtigte Frage 
nach der C^mlitftt heraafbcschworen, welche die Tielen bisherigen Versuche alle nicht 
zu lösen vermochten. N\'as ist nicht alles Ursa' in- niid was kann nicht nllcs Ursache 
par exrellence genannt werden*, rntrer: llamlihi anf eii^cuf Gefahr X\'f. \. 12 
Wendet sich gegen diese Stelle, indem er anführt, duss es auch bei dem Schuldpruicipc 
anf Verursachung ankomme, die nur flberdies noch eine schuldhafte sein muss und dass 
(lahfT dir' Scliwicriiikciten, welche die Fcststcllun«; (h s < 'anNahii xns im irefrchcncn Falle 
macht, auf dem Boden des subjectiven Ersatzprincipes ganz dieselben sind wie bei 
der Herrschaft des objertiven Principes. Mir scheinen diese (allerdings richtigen 
Behauptung! 11 , . < lur -nxr/ur.i'u- zu lifgen. Die von Kahane gemeinte Schwierig- 
keit liegt ni' ht in ih r Fcststt llurif: d< s ("ansaliu'xns. sondern in der Hervorhebung 
einer Theilursachc als I rsache par e.xcelleiici'. I>us psychisclu- Moment bildet für 
uns den psychologischen timnd sur Hervorlnhung des Verhaltens eines Menschen 
»Is Frsarhe Vtil Sigwart: r.DLfik 11. S itS. Abs. 7: „Wird von diesem subjec- 
tiven Element abgesehen, sü dürfte es unmöglich sein, eine Formel zu finden, 
welche die Fille, in welchen wir das Recht h&tten, einen Thftter und seine That 
als volle und einzige Ursache eines Geschehens zu bezeichnen, von denm sihiede, 
in webhen er blos mitwirkende Ursache war"). Versteht man unter li.To Vrrur- 
sachungspriiicipe das des subjectiven Elementes entkleidete Ver.schuldungsprincip, so 
ist dasselbe viel zu vage, uro legislativ verwertbet werden zu kUnnen. (Vgl. 
Sigwart: Khiiif ."^iliriften II, S. iS2; ..... wo die (Jrenze liegt zwischen dem. 
was er gcthan hat und was auf andere Ursachen, insbesondere den Uasus, zurückzufütureu 
ist, wird unmöglich sein, durch eine strenge Definition sn bestimmen'. Bflmelin: 
(irilnde der Schad«'nsziirf < hnntig lH9(i. S. 2ii: .Es b uchtet in keiner Weise ein, wie 
d»'r blosse rausalncxns ohne das Hinzukommen weiterer Momente, namentlich subjectiver 
Art, eine Haftung begründen sollte*"). In der That wird auch stets für die dem Ver- 
ursachnngsprincipe zugewiesenen Fälle an Stelle der fehlenden .'>^rhuld ein anderes 
( hiirakteristikon (ditlerentia sperificai aufgesucht: getiihriiches Häuflein, Handeln im 
eigenen Interesse u. Äcbul. (.Vgl. auch :sjügren in den dogm. Jahrb. XXXV, .S. 4U7, 
418 und R. Merkel a. a. (). S. 138). 

*■*) Nehmen wir den Fall an. dass » in kleines Kind von .rt inand einige Zeit vor 
Ankunft des Zuges auf die ächieucu gebracht wird, dasselbe bleibt sitzen, trotsdem 
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des siibjef-tivon Verschnldens dem Richter ein relativ leicht zn handhabender 
llassütab g^euelien. wann er die Mitwirkung des Bescliädifi^teTi alt* Yenirsachnnf»- 
und daher als Kxculitinuifrstjnind anzusehen hat. Es ist ehen jisycholofrisch 
begründet, dass der gewaltige Urundton des Eisenbalinbetriflips wclrher juiina 
fade als Ursache par excelleuce erscheint) nur von dem mit „htihei er Gewalt" 
tiiuetKeiideii Tone der Unabvendbarkeit (iioiQa, fatmu, damiram, „fatale", 
dv6,Yxr}\ oder von dem schrilleii Tone des eigenen snbjecüven Verschaldens 
übertönt wird. 

Die Praxis hat deninaeh nur einem bp^rründeten Gefühle Ausdruck ge- 
geben, wenn sie dnrchwef? unter dem Verschulden (\v< üeschäldi^'^teii im 
8inne des Hurt]iriiclitireset7.es das versteht, was überhauiit imtor Verschulden 
verslanden wird, nämlich entweder vorsiitzliches \'erlialten oder duch Iilantrel 
an gehöriger Aufmerksamkeit. Die oben citirten Entscheidungen^") betreffen 
jedoch tfmmtlich znrechnnngefsbige Beschftdigte. Ein Bechtsfall, welcher die 
BeechSdignng eines ünznrechnnngaflUiigen betrftfe, wnrde meinea Wissens in 
Oesterreich noch nicht veröffentlicht'*). Möge nur dieser Umstand zur Ent> 
schnldigrunjr dienen, «b-^^ i li den nachstehenden Reditsfall etwas ausführlicher, 
als die Synimetrii' ilt > Aiil>atzes es ei laulite . dai -^tt lle. Derselbe ist nicht 
nur darum interessant, weil in allen drei Instanzen das Erfordeniiss des snb- 



es den Zag bort und sieht und wird verletzt. Es liegt seinerseits ein blosses Fnter- 
Ussen vor. Werden wir uns entschliessen können, zu sagen, der Unfall sei durch 
Verachahl' II 'l !'.< r-i Ii iilijrten verursacht wonh n :' in wiss nicht, wir werden in diesem 
Falle von di r l'.aliii den rx'wt'is der I'tKil)wcndiiark('it f*»rilern Sffzen wir wnn an 
Stelle des Kindes einen erwachsenen und znrechnungHfäbigeu Menschen, so werden wir 
vns gewlM mit d«m dritten ExculpIrangBifTande begnVgen, obswar auch selneraelts 
vorausgcsetzterniassen keine positive Thäti^'l«it vorliegt, sondern ein rein nefrativis 
Verhalten. Der Unterschied liegt nur im psychischen Momeuto. Vgl. auch Sig wart: 
Kl. Sehr. II, 8. 193. 

-'*) Croissant iS. 11 und IHi unterschi idet strenge: Verschulden und eigenes 
Verschulden, indem er im letzteren dnreli das .\diertiviim ..eiiren* das im ersten ent- 
haltene subjective Moment der Schuldhattiglicit für aut"geh*»ben erachtet. Abgesehen 
davon, dass im österreichischen Haftpflichtgesetse nicht „eigenes Versehalden*, sondern 
^Verschulden des BesrhSdigten" angeführt wird, si lieint mir jene T'nterscbeidnng nicht 
Swingend; man denke nur an die diligentia, quam in suis. Auch der allgemeine ^lass- 
stab der Sorgfalt ist die Sorgtalt, welche ein ordentlicher Hansvater in seinen .\ngelegen- 
lieiten ansnwenden pflegt. Vgl. Pfaff: (inta* ]it«n § 35 N. loi ; . es scheint doch 
vollkommen sicher ZU sein, dass das Verselmideii von .*<:ei»eti des Beschädigten im if 
1304 nichts anderes, als eine Nachlü-ssigkeit in suklien i-allen ist, wo die gebührende 
Anfmerksamlceit, wenn sie angewendet worden wiüre, den Schaden gans oder theilwdse 
ferngehaUeii iiiitte-. 

*») Üben Note 6. 

**) In den Entseheidttngen des deatsdien Reichsgerichtes I, Nr. 101. XIV, Xr. 19, 

welche die Verletzung von Kindern unter sieben Jahren betreffen, wurde subjeftive.s 
Verschuhlen verlangt und der SehailenersntzklrtL"' st ittgogehcn. In der l^Intsch. XXXVII. 
Nr. 40 wurde die Ersatzkhtgc cine.s inipubes iutunlia major abgewiesen, weil er im 
concretea Falle fttr zarechnnngsfäbig erachtet wurde. Auch die Entsch. XXI, Nr. 4 
(Beschädigung eines dreijfihrigen Kindes) verlangt snbjectives Verschulden, der Srhaden- 
ersatzausspruch wurde jedoch wegen , höherer (icwalf abgewiesen. Vgl. Eger a. a. 
0. S. 126. 
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jectiven Vevsclmldpiis festgehalten worden ist. sondern aiuli weil ansserdem 
die Frajr«> Gehandelt und entschieden wurde, nh das \'rM>eliu]don derjenijron 
iVrsdnen, welche etwa die niHliijre Ohsurtre vcniacliliissi^'^ten (i; 1301» a. b. 
Ct. B.) als Verschulden des Beschädigten anzuseilen sei und dalier die Bahn* 
nnteniehmnng excnlpire. 

Der Fall ist der nachsteheiide: 

Die nünderjShrige H. H., Tochter eines HfitteiUMifBehera, wohnt bei ihren 

Eltern in F.; das Wohnhaus licp:t am Ende des Ortes an der Strasse, jenseits 
der Strasse führt eine Sclilepphahn in die Hüttenwerke. Zwischen der Strasse 
und der Balm l'Otindet sicli ein Lattenzaun, jedoch perade nur so weit, als 
auf der anderen Seite das Haus reiclit: weiterhin hesteht (resi)ective bestand) 
die Abgrenzung blus ans auf Pfählen ruhenden Balken. Am 25. August 18Ü0 
gegen 8 Uhr Nachmittags waren die Eltern mit der Genannten, welche damals 
im Alter von nicht ganz 1'/« Jahren stand and mit noch einem Kinde in dem 
hinter dem Hanse gelegenen Hofe. Die tfntter ging sodann in das Hans (nm 
im Wolinzimmer etwas zu besorgen) und gleich darauf lief auch die kleine 
M. der Mutter nach in das Hau>. Der Vater almte keine Gefahr, da er 
meinte, das Kind sei bei der Mntfer. I>ie Mnttoi' ilirerseits hatte nieht be- 
merkt, dass das Kind ihr ii;i< liL'''laiiten war uml wiihnte dasselbe beim Vater. 
Beide waren umso beruliigter, als sie die Hausthiir vorher geschlossen hatten. 
Trotzdem mnss diese mittlerweile (walirschcdnlich von einma Bettler) geöflfbet 
and offen gelassen worden sein, denn das Kind gelangte nm 8 Uhr anf die 
Bahnstrecke, gerade in dem Momente, als ein Zng heranftihr. Nach Änssage 
des Locomotivführers erblickte er das Kind in einer Entfernung von zehn 
bis fünfzehn Meter vor der Loeomotive. Trntz Brenisens wurde das Kind 
vi»n der Loeomotive erreicht und demselben der rechte ( >l}erselienkel zerstlnnettert, 
Sil dass das rechte Bein amputirt werden niusste. Das cin^'eleitete Strafver- 
fahren wurde liinsiclitlich der Balinbediensteten eingestellt; die Eltern wurden 
zwar der Uebertretnng der §§ 376, 336 St. G. (Unterlassung der schnldigen 
Avfsieht bei Kindern) angeldagt, jedoch freigesprochen. 

Das Kandelsgericht in Prag gab mit Urtheil vom 5. ICai 1899 Cg. IV. 
17/99 der Klage Folge, vernrtlieilte das Eisenbahnürar zur Leistung eines 
Schnierzensjreldes von 1500 tl. und zur Leistung ein«'r lel»enslänglic]ien Beute, und 
zwar im Betrage von .10 kr. tiiglicli bis zum erreichten vierzehnten Lebens- 
Jahre '^-i und weiterhin im Betrage von 1 fl. tilglich. Die Begründung der 
Ersalzpllicht lautet: „Das Uesetz erfordert den genauen Beweis, dass da« Ver- 
schnlden des Beschädigten sein eigenes war, nm die Schuld als seine eigene 
anf ihn wälzen an IcSnnen; hiemach ist anf Ornnd der hnnumen Tendenz 
des Haftpüchtgesetzes jeder Zweifel zn Gunsten des Beschädigten zu lösen. 
Ans diesem Grnnde kann der Schadenersatzansprneh wegen Verletzung eines 
durch nnveniiiiiffiges Handeln von einem I ntal! betroffenen Kindes Idos in- 
folge der i::^iuw eudung, dass die Eltern wegen nngeniigeuder Aufsicht ein Ver- 



•*) Küsten der ciücb werten Erziehung; vgl. Entscheidung Nr. tW.-l'.-W., 
8. 868. 
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ücliuldeii trifft, nicht zurückgewiesen werden. Dem kaum etwas fiber zwanzig 
Monate alten Kinde kann eine Schuld bezüglich seiner angeblich verschnldeten 
Handlnngsweise nicht beigemessen werden nnd es kann ein eventnelles Ver- 

schalden der Eltern (welclios in iiTisrinn Falle aasgeschlossen zn sein scheint) 
nicht als ciiiones Verschuldrn «l» i- H. angesehen werden. Das Haftpfllcht- 
posf'tz könnt nur das Verscliuldon drs Ht^cliiwliirton scibvf. von einem solchen 
kann jfMlntli ln-i einem zwan/iir Monate alten Kinile keine K'eilr sein". 

Das ( Hiorlandesgericlit vt rwarf die Klafje mit Entscheidun}; vom 6. Juli 
18UU Bc. IV. 148/99 ans nachstehenden Granden: ,Ein Verschulden im Sinne 
des § 1294 a. b. G. B., das ist ein Hangel der gehSrigoi Anfknerksamkeit, 
kann nnr dem angerechnet werden, wer überhaupt im Gebrauche seines Ver- 
standes ist, daher keineswe<rs einem Kinde, welches ihn nicht hat, Bondem 
denjenig<'n Personen, wehhen laut der 13V) nnd 130!) a. b. G. B. die Ob- 
sor<re über das Kind i»ViIie};t und welehe dalier, die reehtliehe Persünlidikeit 
des Kindes er;;iinzend, mit ihm eine l'ersi>nlii lik< it darstellen. Das Berufungs- 
gericht hiilt im eirunde der vorgelegten Stralaeten und des von dem Eisen- 
bahnamte mit dem Eisenbahnpersonale aufgenommenen ProtokoUea vom 
26. August 1896 für erwiesen, dass die Begrenzung der aus dem Hüttenwerke 
in die Bahnstation P. führenden Schleppbahn an der Unglücksstelle nnd Fahrt- 
betiiel) auf dieser Bahn am 25. August 1890 Nachmif ta^rs den Vorschriften 
der Art. .'), iM» nnd 10, Punkt 24 dn- Verurdnunir des li.indelsministeriums 
Vom 1. Auiiu-t 1<SS3 Nr. 21032 über den \'erkelir der I.ni nlbalinen voll- 
kniiiiiKii eiits|)i>.(lien. suwie auch dass die Anwiest ellteii d(< iieklairton Eisen- 
balinarar.s, kaum das« t>ie die miuderjiihrige M. H. in einer Entlernung von 
bloB zehn bis fünfzehn Metern vor der Locomotive des aus sieben Waggons 
bestehenden Zuges erblickten, ohne Verzug sogleich Alles veranlassten, was 
unter diesen Umständen zur Eitaltnng des Kindes überhaupt nnr nif^llcli 
war. nnd kam auf Grund dessen zu der reberzeuining. dass die minderjUirige 
M. II. p'uv/A'j; nnd ausschliessüt Ii dnr« b da» Verschulden derjenigen Personen 
den Pufall erlitt, deren PHiolit e> wnv, über die Sidierlirit des Kinde« zu 
wachen, und es nnter den gegeltenen VerhiUtnissen so zu bewachen . dass es 
nicht auf die Strecke der Schleppbahn gelangen könne '^'j. Die Klagspartei 
kann nicht mit Erfolg geltend machen, dass der Strafrichter die Eltern der 
Hindeijahrigen von der Anklage wegen der Uebertretnng gegen die Sicher- 
heit des KOrpers gemäss §§ 876 und 335 St G. lossühlte, weU die straf- 
rechtliclic Zurechnung von anderen Gnmdsfttzen bdienscht wird und ein frei- 
sprechendes stralVcrielitli« Ih < Crtlieil, wie ans di r Bestimmung des § 2G8 
C. P. ü. hervorgeht, der civilgerichtlichen Entscheidung nicht priijudiciren kann" **). 

**) ^ ß'- oben Note 1. Die .Schlussfolgerung: weil die Jiahnunternehmung den 
Unfall nicht venchnldete, haben ihn einsig nnd allein die Eltern Terschuldet, ist nicht 

gerechtfei ti.'t. 

**) Intel essant ist, dass in dem Falle der , Unterlassung der schuldigen Aufsicht 
bei Kindern" (§ 376 St. ii.) die strafrerhtliche nnd clvilrechtUche TmpiitabilHat die 
gleiche sein ntnss: d' un ( in iii- ht str.ttliarrs bbis civilreditliche Fol^m ii.h Ii sieh zie- 
hendes) L'ntcrlasseu der schuldigen Aulsicht ist, wenn eine Körperverletzung erfolgte. 
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Der Oiwrste Gerichtshof stellte mit Entaehefditiig vom 28. November 
1899 Z. 13889 des erstrichterliche Urtheil wieder her. In den GrOnden wird 
angeführt: sDae geUagte EiaenbahiArar hätte, um sich vom BSagsansprache 
zu befreien, znm minderten einen der im § 2 des HaftpflielitgeBetzes enge- 
fülirten Umstünde zn beweisen. 

Belangend den nnabwendliaren Zufall, wulrlier naoli den im § 1 einpre- 
klaninierten Woiton diirrh eine lii-lieip Gewalt veranlasst worden sein mnss, 
liat das geklagte Aerar eine solche nicht behauptet, vielmehr seine Verthei- 
digang auf das Verschulden der Eltern der beechidigten Klftgerin gestützt; 
von einer höheren Gewalt kann nach der Lage des Falles fiberhaapt keine 
Rede sein. 

Aber anch die unabwendbare Handlung eines Dritten wnrde gekla^ter- 
seits nicht behauptet, da das Verschulden der Eltern der Bescliäldipten in 
einem Manp-el an Aufsicht nder in einer l'nterla.s.suufr freletreii sein soll, das 
Oesptz aber keineswegs, wie in der Kevisionslieantwortung- an;.''(tuhrt wird''*), 
ein unabwendbares Verschulden der dritten i'erson, sondern ausdrücklich eine 
nnabwendhare Handlung dwselben xor nothwendigen Voranssetsung hat, nnter 
welche Bestimmung aber eine blosse Unterlassnng nmsowenlger snbsnmirt 
werden kann, als die Anfzfthlnng der im § 2 erwShnten Umstitude mit Bfick- 
sicht auf die Worte .nur dann" und die Verbindung der einzelnen Umstände 
mit dem Wiirtchen .oder" offenbar eine taxative ist. scdiin eine analoge An- 
wendung auf dort nicht ausdrücklich antrcführte Uuistände nicht zulässt •"')• 

Es erührifrt .sohin noch die Eriirtornnii' der Kratre, <ib der dritte, in der 
citirten Cresetzesstelle vorgeseliene Fall, nilmiich jener eines Verschuldens der 
Besdilldigten vorliege. 10t Becht betont das Berafangsgmricht, dass ^ Ver- 
schulden im Sinne des § 1294 a. b. G. B. bei einem Kinde, das den Verstandes^ 
gebnmeh nicht hat, nidit vorliegen könne; schon daraus ergiebt sich, dass 
die BeschSdigte an dem Unfälle ein Verschulden ni lit treffen könne, ein all- 
fälliges Verschulden ihrer Eltern ist aber gewiss nidit ihr Verschulden, 
liichtif*' ist wnlil. dass der «resetzliche Vertreter des Kindes bei Kechtsliand- 
lungen dessellien dessen manirelnden Willen ergänzt und infolge dessen die 
im Namen des Kindes gesetzten liechtsliandlnngen als Rechtshandlungen des 
Letzteren gelten; dies Iftsst sich jedoch auf eine ein Verschulden des Un- 
mttndigen begrfindende Handlung nicht ansdehnen, da die Verpflichtung des 
Kindes durch Handlungen des Vertreters voraussetzt, dass die Handlungen 
im Namen des Iietsteren oder doch wenigstens fftr dasselbe vorgenommen 

nidit denkbar. Erklärt der rivilricbtcr. dass die KIti m di< SehiiM tru^'cn. so erklirt 
er hiermit implicite das freisprediondc strafgcriditlif In I rtlii il lür irrthÜHilich. 

•*) Die betrelYende .Stelle lautet: .Wenn niun uljer duiiahalt^-n sollte, dass die 
Eltern dem ndnderjihrigen Kinde gegentbtt Ar dritte Personen ansnseben sind, so 
bandelt es H\d\ vom stauidpunlrte der Bahn offenbar um ein nnabwendlMies Verschulden 
einer dritten Person". 

") Es hier der olwn ervfthnte Oesicht^nnlct zugrunde, demgemftss die 
Auslegung eher SU Guusteu des Bescliftdigten als des ITntcraelmiers statthat. Vgl. 
£ger S. 124. 
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wurden, die Vomissetannig aber bei der Torliegenden ünterlasBiuig der Eltern 
der Beschädigten nicht zutrifft, und kann demnach von einer PerBonenidentltU 
zwischen der Beschädigten md deren Eltern bezttglich der das Yersohnlden 
der Ersterea nach der Beliatiptnng des geklagten Aorars begrün rlen den Unter- 

lassvngen nmsoweniger die Ketle sein, als der in dem T'rtheile des Bemfnncs- 
prerichtes citirto § 1 309 a. h. (I. B. wnhl lipstiinmt, dass eine sr]i;idic;cnde 
Handlnng des Kindes untrr riustiindeii al< \'orsrliuldeii der mit der Aufsicht 
über dasselbe betrauten l'ersoueu gelten künne, keineswegs aber, dass ein 
Versehnlden der Anfdchtspersonen ein YerschnldeD des Elndes hegrtbide. 

Da nnn anch eine anderweitige gesetzliche Bestimmung in der Bichtu^r, 
dass das Eind das Versehnlden seiner Eltern za TSrantworten liätte, nicht 
besteht, eine solche Verantwortung vielmehr dem im § 20 a. Ii. G. B. ausge- 
sprochenen firnndsatze des den dort erwitlinteu Personen gewährten besonderen 
gesetzlichen Schutzes geradezu widcrsjirechen würde, liegt auch ein Verschulden 
der Beschädigten an der iliron Ansiirut Ii begründenden Ereignung nicht vor 
und bleibt sohin im vorliegenden Falle die Regel dea § 1 des citirten Gesetzes 
aufrecht, weshalb eine unrichtige rechtliche Benrtheilung der Sache seitens 
des Berufungsgerichtes und sohin der BeWsionsgrund des § 503 Z. 4 G. P. 0. 
vorliegt und die weitere Frage, ob thatsächlich ein Verschulden der Eltern 
der Beschildigten vorliege, ebenso nnerörtert bleiben kann, wie der Revisions- 
giimd der Z. 3 des citirten Baragraphen, da schon ans dem Vorgesagten die 
Verpflichtung des gekla;:ten Eisenbnhniirars zur Seliadenersatzleistung hervor- 
geht, llieibei wird noch bemerkt, dass die im § 1309 a, b. G. B. vorge- 
sehene Ersatz.verpflichtung wegen Vernachlässigung der anvertrauten Obsorge 
zwar allenfalls ein B^essrecht des Geklagten gegenfiber den Schnldtragendea 
begründen könnte, hier aber, wo es sich nicht am den Schaden, welchen ein 
Dritter durch das Kind erlitten hat, sondern um eine Beschädigung des Kindes 
selbst handelt, ans welcher diesem ein aus dem zur Anwendung gelangten 
Haftiitiic]it£resetze besonders geschützter Ersatzanspruch entstanden ist, nicht 
in Betracht kommt". 

Was das Verschulden der Eltern anbelangt, so erblickt auch dan deutsche 
Reichsgericht in Entsch. I Nr. 101 in demselben kein eigenes Verschulden 
des Beschädigten und erachtet, dass ein , Verschulden des Vaters hSdistens 
fHr dessen persönliche, auf Ersatz der Cur- und Pflegekosten gerichtete 
Forderung vnn Erheblichkeit sein könnte". Dagegen geht (nach Bar in 
Grünhut s Zeitschrift TV S. 88 N. 07) die englische Praxis von dem Satze 
aus, dass Xa<lil;i>sii;keit der Eltt-rn juristisch der Nachlilssigkeit des Kindes 
selbst gleichzusetzen ist, wogegen wieilri nui i'na« Ii (leiii>'"(H»en) die amerik.uilM he 
Praxis auf die etwaige Culpa der Eltern keine Rücksicht nimmt, sondern ein- 
fach danach entsehddet, ob der Locomotivftthrer das üeberfahren vermeiden 
konnte. Bar billigt (ebenso wie der von ihm citirte Wharton) die amerikanische 
Praxis. Anch von meinem Standpunkte stimme ich derselben zu, jedoch (für 
das Gebiet des Hafti)flichtgesetzes) mit der Erweiternn- . dass es nicht gerade 
darauf ankoinnit . uh der LiH-omotivfiibr<'r dfu rnfall uik Ii verliiiten konnte, 
sundern ub der üuiaU tür die Eisenbaimuuterneluuttng überliaupt .onabwend- 
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har' war. Ist dies der Fall, so erf(»l{rt allerdings die Exculpirnnjr ans dem 
üosiclitspunkte der Unabwendbarkeit, keineswegs jedoch aus demjenigen des 
eijrenen Verschuldens. 

Nach der lüer vertretenen Ansicht ist also die Hinwendung: des Ver- 
schuldens des liesrhädigten hei einer Verletzung eines rnzurechnungsfithigen 
ausgcschlofssen und die Eisenbahnunternehraung auf den itogcnbeweis der .l'n- 
abwendbarkeit" beschränkt-''). Eine Ausnahme ist jedoch für den Fall zu- 
zugeben, wenn „sich Jemand aus eigenem Verschulden in einen vctrübergehenden 
Zustand der Sinnenverwirrnng versetzt haf. Alsdann kann ihm, obzwar er 
bei dem unmittelbar causalen Verhalten unzurechnungsfähig war. dennoch ein 
Verschulden zugerechnet werden (§ 1307 a. h. G. U., § 236 St. U.)^**). 



") Auch das Verhalten eines rnzurechnungsfilhigen kann höhere (icwalt con- 
stitniren. Es liegt eben eint« blinde Naturkraft vor Vgl. Kntsrh. des deutsch Reichs- 
k;er. XXJ Nr. 4 und die daselbst ritirtcn weiteren Entscheidungen, sowie Egur .S. 118/llJJ. 
Vgl. den in Note 22 eitirten Art. 4 des Schweiz. Huftpfliehtgt setzes. 
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Literatur. 

I. Besondere eisenbahnrechtiiche Schriften. 

Cttrti, Dr. Eug. rnt« i sni-Inniirt n über den Tifiokkaufswerth 4er Sebweise» 
risclit ii Nordost l);ilin. Zürioh l!>ni. Zilirlit r X- Fiirrer. 

In dem unverkennbar mit grosser bacb- und Kccbtskenntniss geschriebenen 
Bodie weist der Verfum eiiilelteaid daraaf hin, da88 es bowoU mwh dra Koaies- 
sionen, wie nach den allgemeinen Oesiehtspnnkten der Staatsklngheit, des Bechts vnd 
der Billigkeit Pflicht der Eidgenoss^'nsrhaft sei, die Ak-tionärr im Hückkaufsfalle 4n- 
fiemossen zu ontsdiiitiim n. Er bestreite nidit. dass der Bund nach den Konzessionen 
zum linienweisen liückkauf der Bahn berechtigt sei, stellt jedoch Überzeugend dar, 
dass wie für die Bahn wegen der sonst eintretenden Zerreissnng ihres Netses, so 
auch für di ii Hund aus eisenhahnpolitischen, volkswirthschaftlichen, finanziellen und 
bi'tiii'listi c liiiischcn (Jriiiid*'!! der «rU ichzritikfr fii ihändi^'e TJiickkauf aller Linien die 
richtigste Lösung sei. Indem sudanii der X'ert'asser an der Hand der Konzessionen 
durch eingehende Berechnung des Bttckkaofswerthes sowohl der gelcfindigten wie der 
nicht gekündigten Linien snr Ermitttnng des Gesanuntwerthes der Nordostbahn ge- 
langt, giebt er der Hoffnung Ansdmck, dans es aus den angefahrten Orttnden sn 

einer für beide Theile anndimbaren Verstilndigung kommen werde. 

Dr. Eger, Berlin. 

VM Oltlart, nnd vm Rmmn!««!, J. IX A. Veriameling Tan Wetten, Beslniten ens. 

Ii. Tn fr. nde de Spoorweiren in Xederland. Haay; IJKKl 

Eger, Dr. 6., Beg.-l». Die Eisenhahn-Vi-rkehrsordnunyr vom -iC) Oktober 1899 
nebst den Allgemeinen /usatzbestimmungeii und Abtertigungsvurschritten, aut der 
Grundlage des Deutschen Handelsgesetsbnchs vom 10. Hai 1897 erUntert. 8. Aufl. 
Berlin 1901. .1. Cuttent.iL'. 

An die Stelle der Verkehrsordining für dir Kisi nluihnen 1 Vulschlands vom 1."). No- 
vember IbU2 ist mit dem 1. Januar IIKAJ die Eiscnbabn-Verkebrsordnung vom 
26. Oktober 1899 getreten. Das Handelsgesetsbncb bildet die banptsBchlichste 
Grundlage der Yerkdurmdmug. Daher mnsste die durch die EinfOhmng des Bttrger» 
liehen Gesetzbuchs nothwcndig gewordene Emanation des neuen Handels- 
jresetzbuehs vom Kl Mai 1897, tiültij,' vom L.Ianuar litOO. den Erlass einer 
gleichzeitig in Kraft tretenden neuen Eisenbahn-Verkehrsorduung zur Folge haben; 
und xwar nm so mehr, als durch die Abschnitte des neuen Handelsgesetsbuchs Tom 
Frachtgeschäft SS 425 452) und Uber die Beförderumr von (Jütern und Personen 
auf den Kisciibaiiiien SS 4r)3— 473) die eiitsi>re( henden Xdrschriften des alten Handels- 
gesetzbuchs formell und materiell in wesentlichen Beziehungen geändert 
worden sind. Nicht nur ist durob die Erhebung der Eisenbahn- Verkehrsordnung tut 
Rechtsverordnung ihr Bechtscharafcter ein ganz anderer geword«i, sondern 
es hat auch, um die erforderliche rebereinstimmung des Handelsgesetzbuchs und 
damit am Ii di-r Verkt lirsordiiiing mit den Normen sowohl des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs wie auch des Internationalen l ebereinkommuns Uber den Eiseubahnfrachtverkehr 
herbeisuf ahren , dne grosse Ansaht wichtiger Vorschriften der Yerkdursordnung 
grundsätzliche und einschneidende Aenderungen erfahren. Daher darf 
am li die vorliegende neue Auflage als eine vfdliir nnifrearbeitete und gänzlich ver- 
änderte bezeichnet werden. Vornehmlich sind die Vorschriften der neuen Eiseobalin- 
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Vt rkolirsonlniiiif; in ilirom eiigon Ziisamiiu hlianj;«' mit <kn zu (iriindr liiKtniUn Bc- 
stimmuuKfn des neuen llandelsgesetzlmchs »owie die l'ntersrhiede v<»n den bisher 
geltenden liest immungcn an der Hand der Materialien zum (iefrenstande eingehender 
Erläuteruugen gemacht worden. Hierbei haben die gesammte Rechtsprechung 
und Literatur, die Materialien des Handelsgesetzbuchs und der Verkehr 8- 
«irdnung, sowie die bezüglichen (icsetze, Verordnungen und Erlasse die sorg- 
riiltigste Berücksichtigung gefunden. Wie in der früheren Auflage sind auch in der 
vtirliegenden den einzelnen Paragraphen der Verkehrsurdnung die von der Ueueral- 
konferenz der deutschen Eisenbahn-Verwaltungen neu beschlos-senen .Allgemeinen 
Znsatzbestimmungen " im Wortlaute zugesetzt und ferner die vom deutschen 
Verkehrsverbande neu vereinbarten , Allgemeinen Abfertigungsvorschriften" 
sowie alle bezüglichen Verordnungen dos liundesraths und Erlasse des Heirhs- 
Eisenbahn- Amt s eingehend benutzt, so dass sich bei jedem einzelnen Paragraphen 
der Verkehrsordnung das gesammte dazu gehörige Material übersichtlich vereinigt findet. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Mittelstein. Dr. M., (»b.-Land.-tier.-H. Deutsches Binnenschiffahrtsrecht. Bd. II. 
N icht-r eichsrcchtlichc Bestimmungen. 2. Autl. Leipzig 1900. Kossberg Ä 
Berger. 

r>as trcftliche Werk des auf diesem (»ebiote als Autorität rühmlichst bekannten 
Verfassers ist in der neuen Auflage in 2 Bände getheilt, von welchen der erste Band 
in 5 Abtheilungen (I— V) die reichsrechtlichcn , der zweite Band in 8 Abtheilungen 
I VI - VIIJ ) die nichtreichsrechtlichen Bestimmungen behandelt. I>ie wesentliche Ver- 
grösserung und Umgestaltung des Werkes ist einerseits durch die Einführung des 
B.G.B, und des neuen H.(«.B. , andererseits durch die erhebliche Vermehrung der 
landesrechtlichen Bestimmungen herbeigeführt. l)er zweite Band, welcher die landes- 
rechtlichen Ausführungsbestimniungen (Abth. Vit, die Vorschriften über die Binnen- 
schitfuhrt und Elösserei auf einzelnen Binnengewässern (.\bth. VI I i und die Ver- 
frachtungsbedingungen (Abth. Vlll) enthält, ist zweckmässig dem demnächst erscheinen- 
den ersten Bande vorausgeschickt, weil der zweite Band das für den ersten Band heran- 
zuziehende Material enthält und überdies kein Grund vorlag, die in seiner Art und 
Vollständigkeit einzig dastehende Sammlung landesrechtlichir Bestinuinuigen der 
Oefieiitlichkeit bis zur Fertigstellung des ersten Bundes vorzuenthalten. Wir kommen 
nach Erscheinen des letzteren auf das vorzügliche und gediegene Werk nochmals 
zurück. Dr. Eger, Berlin. 

R. Altsmann, Landgerichtsdirektor. Das Itecht des Bürgerlichen (t csetzbuchs. 
Ein kurzgefasstcs Lehrbuch. Siebente unter Berücksichtigung der Prcussischen Aus- 
führungsgesetzo überarbeitete Auflage. Zweite Sonderausgabe für Trcussen. Berlin 
IINX). Carl Heymanns Verlag. 

Der seltene Erfolg dieses Buches — vor kaum .Jahresfrist erst ist es in erster 
Auflage erschienen — ist wohl verdient. Es ist in erster Linie für Ucrichtsschreiber 
bestimmt, und dcmgemäss hat auch der Verfasser darauf verzichtet, eine wissen- 
schaftlich vertiefte Darstellung zu geben. Die fontroversen des Civilrechts und die 
doctrinäre Litteratur e.\istiren für diese Arbeit nicht. Aber gerade in dieser selbst- 
gewollten Beschränkung ist es ein vortreffliches Buch, das mehr hält, als es ver- 
spricht. Altsmann giebt eine knappe und klare Darstellung in möglichst wortgetreuem 
Anschlüsse an die Sprache des (Jesetzbuches selbst, er versteht es in au.sgezeichneter 
Weise, die Bedeutung einer gesetzlichen Bestimmung durch einen kurzen Hinweis 
auf Uue praktischen ( 'onsequenzen aufzudecken und die abstracten Rechtsregeln durch 
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zahlreldie Bi'ispiclf .ms lU-m l:i};lirhcn Lflifn . dif bei prakti^- li besoTiders \vii]itii:» n 
Matorien, z H. dem Miftsrethtr. mit IJcrht «twas ansffihi lirlur gehalten sind, liem 
juristisch weniger geschulten Lesor anschaulich zu machen. Die letzten Auflagen 
haben durch eine ansreicbende Berfleksicbtigung der prenssisdien AaBfllhrangBbestini> 
mnngcn noch ui jiraktiMheiii Werte gewonnen. Dr. Sdiindler, Beriin. 

R. Altemann, Landgerichtodirekt* ; l ie NehcngeBetze des I5üi tr« rlic hen (.'e- 
sft zhuch s und die prcussi scheu .\ usf üh nirifrs 2 eset ze nehst den .\lh ihörhsten 
\'ei.»r(lnungen und den Ministerialerlassen. Tcxtausgabe mit kurzen Erläuteniugen. 
Berlin 190(). Cai-1 Heymanns Verlag. 

Dieses Werk bildet die Ergftnsnng sn dem vorstdiend besprochenen. Es wUl — 
nach des Verfassers Angabc — das zusammenuehörige Material in einem handlichen 
r>and<- V' i> iniiit darbieten. Pemgemilss brin;;t es eine Zusammenstellung der Neben- 
gesetze des ll.G.B. ^Heichs- und J'reuss. (icsctz über die Angelegenheiten der frei- 
willigcD Qarfditsbarkeit, Grundbachordnang, Oesets Aber die Zwangsversteigmng 
nnd Zwangsverwaltung nebst Einfflhmngl^^tI) und der Prettssischen AasfOhrnngs- 
gesotze zum B.G.B., tut Gnmdbuchordnung, zu dem Cesetze (Iber die ZMatipr^ver- 
steiyeniiitr und Zwangsverwaltung, ferner der Preussischen Ausfiihrungsven>riiiiungen 
und Ministerialverfflgungen. Am Schlüsse des Bandes bringt A. den Abdruck des 
Prenss. Oerichtskostengesetses vom S5. Jnni 1885 und die Gebtthrenordnnng fflr Notare 
vom 16. Juni 1896, beide in der neuen Fassung vom 6. Oktober 1889. Es wire auch 
wünschenswert gewesen, das l>cutsche rüTiehtskosti'npesetz in seiner neuen l'assnii!;, 
obgleich es nur unwesentlich geändert ist, in diesem l'.ande zu finden. .Udcnfalls 
hätten aber wenigstens die Deutsche CiebUhrenurduuug für Kechtsanwälte vom 7. Juli 
1879 in der Fkssong Tom 80. Hai 1898 nnd das nene Preoss. Gesets, enthaltend die 
hmdesgesetslicben Vorschriften Ober die (u luilin n der Kei litsanwälte and Cierichts- 
vollziehei- vom 27. Sepfi-mlu r IROO al>L'iMlrui kt werden solli-ii: liotYentlich holt dies 
A. in der nächsten Aullage nach. Im (ianzen jedoch unterscheidet sich das vorliegende 
Werk vor anderen ähnlichen, die eine Zusamiucustellung der vom I. Janaar 1900 ab 
geltenden Reichs- nnd Prenss. Lande^esetse mit den dasn gehörigen Verordnungen etc. 
geben, vorteilhaft dadurch, dass es unter Weglassung der älteren und der grösseren 
<H setze, die sich in aller Händen befinden, nur die schwerer zu beschaffenden Neben- 
gesetze und Verordnungen bringt. Dieser l'mstand in Verbindung damit, dass die 
ErlSnteruügeD sidi im Allgemeine avf die Verweisung atf dntdiiagige an nodere 
Stelle gegebene Vorschriften tiesehrftniten, erhobt die HandUdtkeit des Bncbes sehr. 
Ein gutes Register erleichtert die Oricntirung. Dr. Schindler, Berlin. 

Coermann, W., Kais. Amtsrichter. Beichsrechtliche Verjfthrungstafel. Hannover 
1901. Helwing. 

Das kldne Werk v»fo1gt den Zweck, ftr die einadnen Beehtsaasprttche alpha» 
betlscfa nach den üblichen Stichworten geordnet die Verjährungsfristen unter Hinweis 

auf die bezüglichen (•esetzeSStelleu genau und übersirlitlirh anzuiioben. Mit UUck- 
sicht auf die zahlreichen wesentlichen Aenderunireii . welche in Betreff des I^ep;inns. 
Laufes, Kuhens und der Dauer der VerjUhruug durch das Bürgerliche Gesetzbuch, 
die Neben- nnd AusfOhmngsgesetse dngetieten sind, entspridit die Arbeit einem 
wirklichen Bedürfnisse nnd kann als praktisdi äusserst brauchbar warm empfohlen 
werden. Dr. Eger. Berlin. 

Kuhlenbeok, Dr. L, Rechtsanwalt. Das Einf ührungsgesetz zum Bürgerlichen 
Ciesctzbucbe. Im Auftrage des Vorstandes des Deutschen Anwaltsvcreins erläutert. 
Berlin 1901. Carl Hsfmanns Verlag. 

Im Ansehluss an seinen in den Jahren 1896 nnd 1899 in 2 Mnden enddenenen, 
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in dieser Zeitschrift Bd. XV S. 377 ff . XVTI S. 200 hcspr-ioliotion Kc.mTiif Titur zum 
Bürtrfrlirhen (Josctzburhe lint drr Verfasser nunmehr aiicli (Ins Kinführun^sijesetz 
einer gleich masterhaften und trefflichen Erläuterung unterzogeu. An der vorlie- 
genden 8cbrift sind die nftmlichen grossen Vorallge m rttbmen, welche die Arbeiten 
Knhlenbeck's insbesondere für den Praktiker so werthvoll machen. Namentlich Ist 
liervorznhcben. dass die bezflglirhen Landosgesetze sowie die Aasftthrungs^resetze die 
si>rtrf:ilti;jsto Bcrücksifhtifruiisr u« t"uiHlrii Imlicn. Pr. Kger. Berlin. 

Dr. A. Düringer, iMiniäteriulnit. umi Dr. W. Hachenburg, Rechtsanwalt. Da» Jiandel»- 
gesetzbuch vom 10. Mai 1897 (mit .\usschla3s des Seerechts). Zweiter Band. Drittes 
Bnch des Gesetzes: Handelsgeschäfte. Erste Lieferang. Hannheim 1900. Verlag 
von J. Benshcimer 

Geranine Zeit nach Al»scliluss des ersten Bandes ist vor Kurzem wieder ein Heft 
der l)eftentlicbkeit übergeben, i'ie Verfasser sind vom ersten Buclie des Gesi^tzcs 
unmittelbar znm dritten flbergegangen , was bei der Selbständigkeit der eiuselnen 
Bände ohne Schwierigteiten geschehen konnte. Die Bevorsngnng des dritten Bnehea 
über die Handelsgeschäfte vor dem zweiten Uber die Tlandelsitesellsrhaften ist durch 
das Bedürfnis der Praxis veranlasst und wird jedenfalls um so mehr .Vnklang finden, 
als die andern grossen Kommentare, insbesondere von .^taub, (ioldmunn, z. Z. noch 
nicht bis dahin gelangt sind. 

Handels- nnd httrgerlidies Be(&t sind sich hier noch näher gerttckt ab im ersten 
Biirlic des rifsctzt's: die Aufnahme der ,tll„rcnieinpn B( <-tiiinnunL'en der bisheritren 
Art. 27H :VM\ in das B. (J.B. hat Hii ssir zu dem ht kaTnitcii .Vnssprnch von der 
Kommerzialisierung des bürgerlichen Hechts veranlasst. Dun h die Entwicklung der 
allgemeinen BegrilTe im Torliegenden Hefte wird daher sagldcb ein Handbuch des 
einschlägigen bürgerlichen Rechts geschaffen. Xuch einer Abgrenzung des Kinflnss- 
gebiots des I'., G.B. 's wcnlcii die Prinzipien der Keclitst;ischiifte systcmatiscli ent- 
wickelt. Voraussetzuiiuiii . Wirksamkeit und Anfechtung der Hechtsgeschäfte, der 
Vertragsschluss, dessen Bedeutung und Wirkungen bei Erfüllung und Nichterfüllung, 
endlieh die Schadensersatxpflicht in letzteren Fällen hüden neben der Lehre von der 
Bi weislast den Hauptinhalt der einzelnen Abschnitte. W. ('oermann, MQhBlaasen. 

Apelt, Dr. K., (ich. K. Das Kirl. särttsisi he (üsr t?: über die Verwaitnngsrechtspflege 
vom 19. Juli 19(X). Leipzig lüül. Ko.ssberg uud Berger. 

Amt, A. Das Staatsredit des Ürataclien Reidts. Iterlin 1901. Häring. 

V. Blan«,W. Das Becht der Anlieger an Öffentlichen Strassen. Königsberg 190O. Härtung. 

Dambach, 0. Das (Jesetz über das Postwesen des l^eutsrhen [ff ichs vom 28. Oktober 1871. 
ß. .\nt1aire. Her instM L^cbcn \<in K. v. (Jrimin. Berlin 1!»01. If. Schoctz. 

Doehn, Landrichter. Der Kuulnianu uud sein Uecht. Leipzig 19(^1. Dietrich. 

DerUioli, L Postrecht (Oesterreich). Wien 190L 

Evert, 6., Ob.-Reg.-B. Handbuch des gewerblichen Arbeitenchntzes. 2. Ausgabe. 

Berlin 1900. Carl Heymann. 
Fauner, Ferd. Die .\rbeitfr-Vt rsir]ierun'is<risetze. Ansbach 1901. l'. Briif.'el Ä Sohn. 
Hoffmann, A. Deutsches Zollrecht. I. Band. Leipzig 1900. Bossberg und Berger. 
Koe de Graft, Oraf. Grundriss der Verfassung und Verwaltung in Preussen und dem 

Deutschen Reiche. (1. Aufl. Berlin 1901. Jul. Springer. 
Krüger, G. lM< H;iftnn<; der juristischen Personen ans unerlaubten Handlungen nach 

gem. K.cht und B.tJ.B. 1901. 
Lais, Dr. L, Keg.-Kath. Strafrecht der Beruf .sgcuosseuschaf teu , nach dem l ufull- 

versiehenn^sgesetz vom 90. Juni 1900. Berlin 1901. J. Onttentag. 
ItalHuit, A. Des transports, fleuves et canaux. 

Bger, BisenbahiirMhtUoh« Batsohelduiigen XTIJ. 21 
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Entscheidungen. 



Nr. 1S5. Erginznngsbeseblnss des ProTinziiilraths der Provinz 

Schlesien. 

Vom O.Dezember 1S98. 

|§ 6, 7 KIdnbahngesetz vom 28. Juli 1892. Bedingungen des Wegeunterhaltungs- 
pfllcbtigen betreffend Mitbenutzung der Linien, Anlegung von Weichen und spätere Be* 

trltltverlMMniiHiM. 

Streitig ist anter den Parteien zunächst die Frage, ob der Strassen- 

bahngesellschaft eine Auflage dabin gemacht werden moss, dass sie die 

liitbenntzung der genehmigten Strassenbahnlinien neuen Unternehmungen 

bis zu 600 m m gestatten habe. Auf die Ton der Sti-assenbahngesell- 
Schaft hierbei gemachten Rechtsausführungen, dass es Überhaupt gesetz- 
lich nicht zulässig sei, einem Unternehmer auf Gniml der §§ 6 und 7 
des Gesetzes vom 28. Juli 1892 eine Anfla<co (h-r hier in Rede stehenden 
Art zu machen, braucht nicht näher eingegangen zu werden. Denn 
die geforderte Autlage ist ohnehin sachlich nicht fiir gerechtlei ligt an- 
zusehen. Mit Recht macht schon der Bezirksausschuss darauf aufmerk- 
sam, dass der elektrische Betrieb einer Stras.senbahn, soweit die Gleis- 
anlage iu Betracht kommt, eine Strasse nicht in anderer Weise in An- 
sprach nimmt als der Dampfbetrieb. Insofern kann eine Yerttnlassang 
daza, dem Unternehmer bei Einrichtung des elektrischen Betriebes hinsicht- 
lich der Hitbenatznng der Gleise durch andere Unternehmer schwerere 
Bedingungen als früher aufzuerlegen, nicht anerkannt werden. Im 
Uebrigen ist auch nicht ersichtlich, inwiefern die Verkehrsbedfirfhisse 
in Benthen 0. S. daza nötigen sollten, dem Unternehmer eine so weit- 
gebende Verpflichtung zur Mitbenutzung seiner Geki.'^e für andere Unter- 
nehmer aufzuerlegen. Vielmehr ist es bei der Länge der die Stadt Beuthen 
durchschneidenden Trace der Strassenbahn ausreichend, wenn die Mit- 
benutzung der Glei.'ianlagen tler.<elben auf eine Länge von 300 Metern 
anderen Unternehmern vorbehalten bleibt. 

Was den zweiten Pnnkt des angefochtenen Beschlusses anbelangt, 
so ist nach dem Gutacliten des zugezogenen Sachverständigen davon 
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anszngehen, dass die Aulegang einer neuen Weiche vor Pogodas Gast- 
haus notbwendig ist. Ein dahingehendes Projekt hat auch bereits die 
Gpne]iniip:iiiig der Landespolizeibehörde gefunden. Es steht daher nichts 
im Wei^e. eine derartige Auflage auch in dem vorliegenden Verfahren 
zu machen, iiei der Anlage dieser Weiche ei'giebt sich die Nothwen- 
digkeit, die Künigsbiitter Chaussee von der Dyngos-Strasse bis zur 
Eisenbalniunteiliihiung nach Westen bis an die festgestellte Flucht- 
linie zu verbreitern. Hierzu wird die Strassenbahngesellschaft für ver- 
Ittiiclitet anzusehen sein, da die Anlegung der Weiche und die Verbrei- 
terung der Strasse nach der einen Seite hin lediglich durch die Strassen- 
bahuanlage nothwendig wird. Die Beschwerde der Unternehmerin ist 
also ihataftchlich unbegrttndet, sodass es einer weiteren Prüfang der 
Frage nicht bedarf, ob die nach Ablaaf der Besehwerdefrist eingegangene 
Beschwerde Oberhaupt noch berilcksichtigt werden kann. 

Im Uebrigen kann aber nicht anerkannt werden, dass die nach 
dem neuen Fluchtlinienplan projektirte Verbreiterung der Königshtttter 
Chanssee an der fraglichen Stelle lediglich oder im Wesentlichen darch 
den Strassenbahnbetrieb bedingt wird. Es rechtfertigt sich daher nicht« 
der Unternehmerin, abgesehen von den bereits oben erwähnten, die 
Gesammtkosten der Durchführung des Fluchtlinienplanes für die Königs- 
htttter Chaussee znr Last zu l^en. Falls die Stadt einen Anspruch 
hierauf bereits unter den früheren vertraglichen Abmachungen herleiten 
könnte, würde dem der vorliegende Beschluss nicht entgegenstehen. 
Eine diiliin gehende Verpflichtung jetzt neu zu konstituiren, liegt keine 
Veranlassung vor. 

Auch hin.sichtlich des letzten streitigen Punktes, ob der Strassen- 
bahngesellsclialt die in den letzten beiden Absätzen des § 10 a des 
Vertrags-Nachtrages formnlirten AuHagen zu machen sind, ist der 
Provinzialrath den Ausfiihrungen des Hezirksausschusses beigetreteu. 
Derselbe macht mit Keclit geltend, dass durch die von dem Magistrate 
geforderte Auflage der Strassenbahngesellschaft eine Verpflichtung zuge- 
muthetwftrde, dei'en Tragweite sich gar nicht Übersehen Hesse, und 
die leicht die finanzielle und technische Leistungsfähigkeit der 
Gesellschaft in Frage stellen könnte. Zwingende OrQnde, welche es unge- 
achtet dessen als nothwendig erscheinen Hessen, der Gesellschaft die bean- 
tragte Auflage zu machen, liegen nicht vor und sind insbesondere nicht aus 
dem von dem Magistrate nach dieser Richtung hin gemachten Anf&hningeo 
zu entnehmen. Die von dem Bezirksansschnss angefikbrten Erw&gungs- 
grAnde mOssen vielmehr umsomehr als massgebend bezeichnet werden, 
als anzunehmen ist, dass die Gesellschaft wirkliche Verbesserungen des 
Betriebes schon von selbst einfahren wird, und als femer, falls die 
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jetzige Betriebsart wirkliche Uebelstände zotigen sollte, denen durek 
eine Aenderong des Betriebes abzuhelfen sein wflrde, dem im polizei- 
lichen Wege aasreichend Bechnnng getragen werden könnte. Der Stadt- 
gemeinde schon jetzt Rechte einznrftnmen, deren Umfang und Trag* 
weite sioh gar nicht bestimmen Iftsst, kann nicht Ar gerechtfertigt er- 
achtet werden. 

Hr, 186. Entseh. des Ocsterr. Obersten ^Gerichtshofes. 

Vom 5. April 1899. 
(OMtafr.BliMib.-TerordJk>Bl. ZIV. Nr. Ml 8.71«.) 

BairMT dsi slgMM VtraotaldMt imOm H i^ 2 de« Oeitarr. Naft^lolitiintiM vmi 

5. Min WB9. 

L Die freiwillige Fortsetzung der Arbeit am Stationsplatze seitens 
eines Arbeiters wikhrend der Ton der Bahuverwaltung festgesetzten 

Arbeitspansen begründet an sich allein, wenn nicht ein ansdrQckliches 
Arbeitsverbot fftr diese Zeit besteht, noch kein die Haftpflicht der 
Bahnverwaltung ausschliessendes Verschaldett des betreffenden Arbeiters 
an dem ihm in der Arbeitspause zustossenden Unfälle. 

TT. Zur Beurtheilung der Frage, ob bei einer Verschiebung seitens 
der Bahiiorgane instructionsgemäss vorgegangen wurde, ist die Durch* 
führuQg eiues Sachverstäudigeubeweises nicht erforderlich. 



Nr. 187. lüutäch. des WUrttenibergisehen Yerwaltungs-Gerlchshofcs. 

Vom 12. Juli 1899. 
(flaeb ZetMehr. t Prts. n. 0«Mtig. der VerwaltviiK. Bd. n. Heft i/S. & IM.) 

Ziliitlffklit tftr Eitei|MS| für Zwtl||l«itulagM le prIvatM Zwtofcm m alier alt 
im Eilel|ns|trtdit uH*it>ttetM wrMfll«liea EtoMkah«. 

Oanpp, wQrttemb. Staatsrecht S. 186 äussert sich dahin: 
„Die Abtretung f&r die genannten Zwecke moss nothwendig sein; 
hierunter ist jedoch nicht eine absolute Nothwendigkeit zu verstehen, 
es genügt vielmehr, dass das öffentliche Wohl das Unternehmen selbst 
erfordert und dass ein dringendes Bedtirfniss oder l'iberwiegende Zweck- 
mässigkeit flir die gewählte konkrete Ausführung desselben vorliegt". 

Dieser Begriff der relativen Nothwendif^koit ist aucli zur Anwen- 
dung zu bringen bei der im vorliegenden Streitfalle zu entscheidenden 
Frage, ob sich die durch die K. Verordnung grundsätzlich zugelassene 
Enteignung auf die für das fragliche .Vnschlussgleis erfuiderliclie, im 
Eigenthnm des Beschwerdeführers befindliche (Tnindtliiche erstreckt. 
Nach dem Wortlaut des Art. 5 des Zwaiigsenteignungsgesetzes erstreckt 
sich die Enteignung insbesondere „auf die Abtretungen, welche noth- 
wendig sind zur planmässigen Herstellung derjenigen Aulagen (Gebäude, 
Einrichtungen und Nebenanlagen), welche der Zweck des Unternehmens 
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erfordert*. Hierzu ist in dem Bericht der Jastizgesetzgebangskonimiasion 
der Kammer der Abgeordneten zatreffend bemerkt: 

„Sollte eine Erweiterung des Unternehmens später sich als 
im öffentlichen Interesse nothwendig herausstellen (Erbreitennig 

von Bahnanlagen, Bahnhöfen a. dergl.), so ist zur zwangsweisen 
Dmchfnhriini^ eine neue Verleihung des Entein:nungsrechts und ein 
\vietlerlioltes Eiiteisrnungsverfahren erfordeilicli. Wenn aber die 
Ausfiihriing der l)etreffen(len Anlagen schon in dem ursprünglichen 
Plane vorgesehen, z. B. ein zweites Gleis projektirt oder bei Baliu- 
hofanlagen eine voraussichtlich spätere Verkehrssteigerung mit in 
Rechnung gezogen war, so unterliegt der hierzu erforderliche 
Grund und Boden der nraprUnglich gewährten Zwangsenteignuug, 
aneh wenn die Ansf&hmng der Anlagen einer spateren Zeit vor- 
behalten bleibt. Was flberbanpt anter den Begriff der dorch den 
Zweck des Unternehmens erforderten Anlagen fällt, Iftsst sich, 
insbesondere fttr grosse Untemebmnngen, Eisenbahnen und der- 
gleichen im Einzelnen nicht feststellen. Hierunter sind jedenfalls 
di^nigen Anlagen zu subsumiren, welche zur Erreichung des 
allgemeinen Zweckes des Unternehmens nothwendig sind, nicht 
aber solche, welche besonderen Privatinteressen des Unternehmers 
dienen. Was in die eine oder andere Kategorie fällt, wird 
freilich vielfach zweifelhaft sein, diese Zweifel können nicht im 
Gesetzt^ sondern nur durch die sorgfältigen und gewissenhaften 
Erwägungen der EnteigDungsbehörde im einzelneu Falle gelöst 
werden". 

Stellt man sich auf diesen Standpunkt und erwägt man, dass 
zumal in einer so gewerblichen Stadt, wie Heilbronn, eine zweckmässige 
Bahnhofsanlage den thnnlichst erleichterten Verkehr mit benachbarten 
grossen Oewerbebetrieben yoranssetzt, welche in hervorragendem Masse 
auf die Benützung der Eisenbahn angewiesen sind und daher derselben 
erhebliche Einnahmen zuführen; dass femer, wie in den Gründen der 
Entscheidung der EnteignungsbehOrde überzeugend ausgeführt ist, ein 
von der E.^schen Fabrik zur Verbindung mit dem Anschlussgleise anzn- 
legendes Privatgleis von der Eisenbahnverwaltung und anderen Inter- 
essenten unter Umständen mitbenutzt werden kann; dass insbesondere 
durch ein solches Auschlussgleis der Eisenbahnverwaltung auf dem im 
Räume nach den örtlichen Verhältnissen bei gesteigertem Verkehre be- 
schränkten Balmliofe die sonst erforderlichen Abstellgleise für die K.'sche 
Fabrik erspait werden: so ist der Nachweis als erbracht anzusehen, 
dass das von dem Beschwerdeführer beanstandete Anschlussgleis zu den 
Aulagen im Sinne des Art. 5 Ziff. 1 des Zwaugsenteignungsgesetzes gehört. 
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Nr. 188. Entseli. des Oesterr. Obersten Chsrlehtshofes. 
Vom 10. Oktober 1899. 

(Oeetwr. llMa1k^Tw«rto.>a. ZIT. Nr. «L a eV7.) 

Die vom Absender der Eltenbahn ertbelHi VerfOgueg, über eine vom Empfänger 
nicht angenommene Sendung „ohne Weiteres sach Belieben zu disponiren", befreit die 
Eisenbahn von der im § 70 Betr.-Regl. ausiesprocbenen Verpflichtung, den Absender 
vei Hm bsvsfttshsMlsii Vsrkaafe 4sr SwHlmi wMiialteb iv bsnaehrishtlgsi. 

Da nach den Feststellungen der Untergerichte die Maschine durch 
mehrere Monate weder yom Adressaten abgenommen, noch vom Kläger 
als Absender — ungeachtet mehrmaliger Benachrichtigung von der 
Nichtabnahme der Sendung and angeachtet ergangener VerfQgungs- 
anffbrderangen aoter Androhung sonstiger YerAnssening der Haschine 
— sarftckgenommen wurde; da vielmehr Kläger Aber die letzte Auf- 
fordemng vom 20. Oktober 1893 am 23. November die Weisung ergehen 
Hess, die Sendung nochmals zu avisiren und, wenn Adressat nicht be- 
ziehe, ohne Weiteres darüber nach Belieben zu disponiren; und da 
endlich die Empfangsstation B. wirklich noch mit einem recommandirten 
Schreiben vom 26. November 18U3 den Adressaten avisirte, dies aber 
erfolglos war, so war die Eisenbahn gemäss § 70. Abs. 8, lit. b Betr.- 
Eegl. befugt, diese Sendung auch ohne gerichtliche Intervention uud 
ohne weitere Förmlichkeiten bestmöglichst zu verkaufen. 

Zu einer Verständigung des Klägers von der bevorstehenden Feil- 
bietnng war die Bahnverwaltung mit Rücksicht auf die schriftliche 
Weisung des Klägers vom 23. November 1893, ohne Weiteres nacli 
Belieben zu disponiren, und bei dem Umstände, als der Verkauf der 
Ifaschioe auch aus freier Hand erfolgen konnte, nicht verpflichtet. 
Dass aber die Eisenbahn wirklieh bestrebt war, die Maschine best- 
mOgliehst zu verkaufen, zeigen die Umstände, dass die Feübietung nicht 
in dem kleinen Empfangsorte B., sondern in der Stadt B. und erst beim 
zweiten Licitationstermin, bei welchem auch ein weit günstigeres An- 
gebot erzielt warde, veräassert worden ist. Wenn daher mit Rficksicht 
auf diese festgestellten Thatsachen das Berufnngsgericht erkannt hat, 
dass der Bahnverwaltnng ein Vergehen gegen die Vorschriften des Be- 
triebsreglements nicht zur Last falle und demzufolge auch die Eisen- 
bahn zum Schadenersatze an den Kläger niclit veritlliclitet sei, so kann 
hierin eine unrichtige rechtliche Beurtheiluug der Sache uicht erblickt 
werden. 
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Xr. 189. EntBch. des Bezirksgerichts Brfimi. 

Vom 17. Oktober 1899. 

{Oe«*rr. Elsenb.-Vcrordn.-Bl. XIV. Kr. 50. S. laoi.i 

Wenn infolge längeren ruhigen Stehenlassens eines Transportes lebender Fische ~ 
ohne dast dadurch eine Ueberschreitiing der reglementariechen Lieferfrist verursacht 
wwriM Wirt — ila 88i4m| 8olwiM Miel, •• ist ito Elttifeafea für Itmtlbm ■ItM 

Nach § 77 Absatz 1, Z. 6 Betr.-Begl., haftet die Eisenbahn in 
Ansehung lebender Thiere nicht für den Schaden, welcher ans der mit 
der Beförderung dieser Thiere fQr dieselben verbundenen besonderen 
Gefahr entstanden ist, und nach Absatz 2 desselben Paragraphen wird 
bis zum Nachweise des Gegentheiles vermnthet, dass der eingetretene 
Schaden ans der betreffenden Gefahr wirklich entstanden ist, sofern er 
nach den Umständen des Falles daraus entstehen konnte. Diese Be- 
freiung von der Haftpflicht kann nur dann nicht geltend gemacht werden, 
wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden durch Verschulden der Bahn 
oder ihrer Leute entstanden ist. 

Bei Widerspruch der beklagten Seite trifft den Kläger die Beweis- 
last für das behauptete Verschulden der Bahn, bezw. ihrer Leute. 
Dieser Beweis ist dem KIftger nicht gelungen. I^e von ihm geführten 
Zeugen haben vielmehr Thatsachen angegeben, ans denen unzweifelhaft 
hervorgeht, dass der Kläger mit der Beförderung der Fische in einem 
offenen Wagen einverstanden war, und dass ihm femer eine Zusage 
in der behaupteten Art nicht gemacht worden ist. Selbst zugegeben, 
dass Ihm einer der mit der Expedition betrauten Bediensteten eine 
solche Zusage gemacht hätte, so Icann aus diesem Grunde die Bahn 
nicht haftbar gemacht werden, da selbst nach den kUlgerischen Angaben 
die Zusage keinesfalls von dem Stationsvorstande ausgegangen ist. Zn- 
gegeben auch, dass die Bahn mangels eines nach § ö7 Betr.-Regl. er- 
forderlichen schriftlichen Vermerkes auf dem Frachtbriefe die Fische 
hätte in einem gedeckten Wagen befördern sollen, so kann auch dies 
an der Entscheidung des Falles nichts ändern, da der veruommeue 
Sachverständige ausdiücklicli angab, der Transport im offenen Wagen 
sei keineswegs der Gruud dafür gewesen, dass die Fische iu ersticktem 
Zustande am Bestimmungsorte ankamen. Die Lieferfrist für lebende 
Thiere nach § 47 Betr.>Kegl. ist zufolge der Klageangaben eingdialten. 
Ein Verschulden der Eisenbahn oder ihrer Leute ist somit fiberhaupt 
nicht unterlaufen, weshalb dem Klilger der Ersatz eines Schadens nicbt 
gebtthrt. 
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Nr. 190. Enfselu des Oesterr. Obersten Oerlehtshofes. 

Vom 12. Dezember 1899. 

(Zfitsobr. 1 d. InMniAt. Elie&l>..'rrftBipL DL Mr. ft. a I4fi.) 

Oer Elteitahe, wetebe IrrtiMlIeb sli FraoMgiit tbM EtabsiMig der NaebnahMe ms- 
isfslft bat md bifulflsdsMM den Aaffsber daa Naataabaiabalrag variBtaa aiaaata, 
atabt aaa atfaeaai Raabia dla RIckirllTakhiga laiaa daa Eaipnagar la. 

Festgestellt ist, dass die Eisenbalmverwaltoog, entgegen der er- 
haltenen Ordre, die von der Orosshandlnn^rma H. abgesandten zwei 
Fässer Wein, anstatt an St., am 19. März 1895 an die beklagte Firma 

M. iiikI R. olme Einliebiiiiir tlor Xaclinahme per fl. 77,99 ausgefolgt liat, 
obgleich die nachträgliche Nachnahmeauflassong sieh auf den St., nicht 
aber auf die Beklagten bezog. Für die.sen ans einer Unachtsamkeit des 
betreffenden Bahnbediensteten der Firma H. erwachsenen Schaden ist 
die Eisenbaluiverwaltiinpr ijeniäss § (52 des Betriebs-Reglements bis 
zum Betrage der Nachiialimo verantwortlich und hat dieselbe, vor- 
behaltlich ihres Riickgritles gegen den Empfänger, dem Absender den 
Nachnahmebetrag sofort zu er.setzen. 

Die Beklagten haben eingestandenermassen jene zwei Fässer Wein 
wirklich übernommen, denselben gar nie beanstandet, den Kaufpreis 
dafttr aber weder im Wege der Nachnahme bei der Uebemahme be- 
richtigt, noch bisher nnmittelbar an die Firma H. eingeschickt. 

Diesen Aufwand haben die Beklagten unter allen Umständen zn 
tragen gehabt, sie sind demnach gemäss § 1042 a. b. G.-B. verpflichtet, 
der Eisenbahn Ersatz zn leisten. 

Die Vorschrift des § 1423 a. b. B.-6. hat in dem gegebenen Falle 
keine Anwendung, weil, wenn die Eisenbahnverwaltung der ihr nach 
§ 62, Abs. 5, des Betriebs-Reglements obliegenden Pflicht nachgekommen 
ist und nunmehr mit einem Rückersatzanspruche auftritt, nicht gesagt 
werden kann, dass dem Gläubiger die Zahlung von einem Dritten auf- 
gedrungen wurde. 

Die Eisenbahiiverwallung braucht nicht erst die Abtretung des 
dem Gläubiger zustehenden Rechtes zu verlangen, am allerwenigsten 
aber in dem gegenwältigen Falle, wo die Firma H. dem gef^enwärtigen 
Rechtsstreite auf Seite der klagenden Eisenbahnverwaltung als Xeben- 
interessent beigetreten ist und die ihr mittelst Urteil des Budapester 
Gerichtes zuerkannte Forderung per fl. 445,52 auf den Betrag von 
fl. 367,53 herabgesetzt hat. Die Beklagten könnten sich gegen den 
Anspruch des Eisenbahnärars nur dann wii'ksam schätzen, wenn sie zu 
beweisen im Stande wären, dass ein Rflckersatzanspruch flberhaupt 
nicht zu Recht bestehe. Einen solchen Beweis haben die Beklagten 
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nicht einmal versacht und, wiewohl sie den Wein behalten, wollen sie 
gar nichts und Niemanden dafür etwas bezahlen. 



Nr. 191. Entseh. des Oesterr. Obeisteu (jtericlitsliofcs. 

Vom 17. Januar 19(X). 

(Oesterr. EJsenb.-Veror<lo. -BL XIV. Nr. 87. S. 890.) 

Dar ItaiitMd, dm die Bakmolirankaa belli PattlrM der Zlft über die StarasMalbtr* 
••laiiil letehltMeii tlad, vtrnag atMi M MiHHiirMhMao vt> der Ihr Mwb dM 

Besetze vom 5. März 1869. R.-6.-BI. Nr. 27, obliegenden Haftpflicht nicht gSazIich zi 
befreien, vielmehr müssen die Bahnschranken auch das Betreten des BahiifcSrpere 

durch Fuhrwerke zu verhindern oeelgnet sein. 
Der feblerhafte uwl niefct gani zweekeatapraeheiide Zattaai aime Babmebraakeit 
beirladet ein Mitverschulden, und zwar bei hinzutretender Unterlassung der Beleaefc* 
tmo des Bahnschrankens ein überwiegendes Mitverschulden der Bahnunternehmnag 
an den kledarch ermögiichtea Zuaanneneteese eiaea Straasenfubrwerkea nit eiaer 

Zigaloeeaellve. 

Da es sich im vorliegenden Falle unbestritten um eine Ereignung 
im E&enbabnbetrieba bandelt, so obliegt es dem belangten Aerar, das 
Verschnlden des Elftgers an dem Unfälle nachzuweisen. In dieser Richtnng 
kann nnn wohl das Hören des Achtangssignales mit der Dampf^feife, 
durch welches das Herannahen des verschiebenden Zages angezeigt 
werden sollte, dem Kläger als Verschnlden nicht zugerechnet werden, 
indem derlei Signale für das Bahnpersonale bestimmt, füglich nur diesem 
verständlich sein können. Dagegen erscheint es durch die Zeugen Marie 
P. nnd Marianne L., sowie durch Mathias und ßartholonilins A. er- 
wiesen, dass der Kläger mit seinem Gespanne, als sich dasselbe dem 
Bahnschranken näherte, schnell gefahren ist, urigeachtet es an 
jenem Septemberabende finster und reirnerisch war und man daher nicht 
wahrnehmen konnte, ub die Bahnschranken ulfeu oder geschlossen seien. 
Erwägt man hiezu die Constatirnng des Sacliverständigenbefundcs. dass 
die Strasse gegen das Bahngeleise zu ziemlich abschüssig ist und dass 
dem Kläger als Ortsfuhrmaun diese Verhältnisse, sowie überhaupt der 
Zugsverkehr auf der Station L. bekannt sein musste, so liegt ein Mangel 
an Vorsicht von Seiten des Klägers klar zu Tage nnd es begründet 
dessen Verhalten, da das Haftpflichtgesetz eine Unterscheidung in Betreff 
des Grades des Verschuldens nicht normirt, somit auch ein Venehen in 
sich sehliesst, allerdings ein Mitversehalden an dem erlittenen Unfälle. 

Dies vermag jedoch das beklagte Eisenbahnärar von seiner gesetz- 
lichen Haftpflicht nicht zu befreien. Denn wiewohl durch das Ergebniss 
der Zeugenweisung festgestellt erscheint, dass zur Zeit der Ereignung 
die beiderseitigen Bahnschranken an der Wegübersetznng geschlossen 
waren, so hat doch andererseits die Beweisfilhrung — wie dies in den 
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Grfinden der ersten Instanz zutreffend erdrtert ist — den fehlerhaften 

nnd niclit zweckentsprechenden Zustand dieser Schranken dargethan. 

Nebst dieser wider die Vorschrift des § 41 der Eiscnbahn-Betriobs- 
ordoung verstossenden mangelhaften Beschaft'enheit der Barrieren, liegt 
aber weiters ein Verschulden der Balinverwaltnng darin, dass sie es 
unterlassen luit. die Beleiu'litiiii;x dieser notorisch an einer sehr fre- 
qoenteu Laudstrasse und frewisseruiasseii im Rayon des Bahnhofes selbst 
befindlichen Schi anken anziinrdneii , wie solches im Schlusssatze des eben 
bezogenen Paragraphen der Eisenbahn-Betriebsordnung vorgesehen ist. 

Es ergibt sich hienach ein beiderseitiges Verschulden an der Her- 
beiführung des Unfalles und nachdem das Verschulden des beklagten 
Eisenbahnärars seiner sicherheitsgefährdenden Natnr nach als ein aber- 
wiegendes angesehen werden mnss, so war in tbeilweiser Stattgebung 
der Berufung des Klägers das Urtheil durch Zuerkenunng von zwei 
Dritttheilen der in erster Instanz festgestellten, der Angemessenheit 
nach nicht in Beschwerde gezogenen Schadenssnmme abzuändern. 



Nr. 193. Entsch. des Appellhofs LUttich. 

Vom 31. Januar 1900. 

Z< U-ciir. I Deut5rli Bün: u Franzn? Clvilrecht XXXIl. Heft a. S. 101. i 

Art 31 Ziff. 2. Internat Uebereink. üb. d. Eisenbahnfraohtverkehr. Haftpflicht für 

Brand des Frachtguts. 

Die Bestimmungen des Art. 31 des Herner rebereiukommens bilden 
Ausnahmen von dem in Art. 30 t'estgesetzteu Grundsätze der Haftpflicht 
und müssen enge ausgelegt werden. 

Auch bei der Annahme, dass ein Brand eine mit der Transportart 
in ungedecktem Wagen verbundene Gefahr bildet, kann doch diese Aus- 
nahme nur auf Waaren, nicht aber auf die Verpackung Anwendung finden. 

Die Eisenbahngesellschaft kann den Art 31, nach welchem die 
Eisenbahn nicht flkr den an den Qfltem entstandenen Schaden haftet, 
deren Verpackung oder Verladung mangelhaft ist, wenn diese Verpackung 
sichtbar war und die EUsenbahnbeamten sie bei der Empfangoahme 
nicht als mangelhaft erachtet haben, nicht anrufen. 

Der Art. 41 des ßerner Uebereinkommens, wonach die Zahlung des 
vollen Schadens in allen Fällen verlangt werden kann, wenn derselbe 
in Folge der Arglist oder der groben B'ahrlässigkeit der Eisenbahn 
entstanden ist, ist eine Ausnabmebestimmung und enge auszulegen. 



314 Entfich. des Berner Appell* und Ka«sat.-Uofes vom 22. M&rz 190Ü. 

Kr. 193. £Dt8€]i. des Bcriicr Appell.- und Kassat.-Hofes. 

Vom 22. M ftrz 1900. 

(ZAltMhr. 4. Btm. Jw^Vw. Bd. B6l Heft la. & «•«.) 
Fthrikhtftpfllobt. Auslegung der Verjährungsbestimmung in Art. 8 in fine des Bundes* 
gesetzes vom 26. April 1887. Begriff des Unfalles. Tod eines Italienischen Tbrb^' 
arbeiters, verursaciit durch die im Tunnel herrschende schlechte Luft (poyan). Legi* 
tlmatlti um EittolililigustMspnieli; ilt aliMhIagnitoa VortokrHlw in frtmlwi 
IlMitt iImI vm AmIm we|N n berilckticliti|M. BertobiMio Ht EitoohMlsug. 

Was nun die Frage betrifft, ob man es bier mit einem Betriebs- 
nnfalle zn Uiiin habe, so wäre diese Annahme selbstverständlich ans- 
geschlossen, wenn Zanella infolge eines patliolugisclien Prozesses, einer 
konstitutionellen Krankheit — Herzschwäche, wie der Beklagte behauptet 

— gestorben wäre: daofpgen wi\rde das Fehlen einer äussern Verletzung 
den Begriff eiue.s Unfalles niclit aus.sclilie.ssen, denn ein solclier ist iiberall 
da vorliandeii, wo durcli riiie plützliclie, unfreiwillige Einwirkung von 
aussen der Tod oder die Siliädigiing der körperlichen Intet^ritiit einer 
Person lierl)eigefiihrt wird, wie z. B. beim Herzschlag (vgl. das bundes- 
gerichtliche Urteil vom 3. Juni 1893 i. S. Denbelbeiss contra Zürich, 
Amtl. Samml. Bd. XIX, S. 385 fiF.), beim Erfrieren der Füsse eines grosser 
Kälte ausgesetzten Eiseubahnarbciters (s. das in Bestätigung eines hier- 
seitigeu Entscheides vom 22. Jannar 1898 yom Bnndesgericht unterm 
18. Hai 1898 ansgefllllte Urteil i. S. der Begionalbahn Saignel^ier- 
Cbanx-de-Fonds c. Cattin, Amtl. Samml. Band XXIV, 2. Teil, S. 818 IT.). 
Voraussetzung ist dabei überall nur, dass die Schädigung auf ein zeitlidi 
bestimmbares, äusseres Ereignis als Ursache zurllckgef&hrt werden könne, 
dessen Wii-kungen in verhältnismässig kurzer Zeit eingetreten sind, 
dass es sich also nicht etwa um den im natürlichen Verlauf der Dinge 
eintretenden Abschluss eines pathologischen Pi'ozesses, einer konstitutiv . 
onellen Krankheit handle. 

Nun ergibt sich aus den Aussagen verschiedener Zeugen, dass der 
sog. ^povau" ein Zustand ist, der durcli die schlimmen Einwirkungen 
der in Tunnels herrschenden schiechten Luft bedingt ist uud sich in 
Kopfschmerz, Abnahme der Kräfte, Uebelkeit, Atemnut u. s. w. äussert 
und, wenn aucli nicht in der Regel, so doch zuweilen zum Teile führt. 

Nach dem Gesagten waren die Voraussetzungen eines „liifalles" 
im oben angegebenen Sinne am 1. September 1897 in der Person des 
Zanella vorhanden und fragt es sich nunmehr, ob der Eausalzusammen- 
hang hergestellt, d. h. nachgewiesen sei, dass der Tod des Zanella auf 
den «poyan* zuräckzuffihren sei, denn in diesem Falle läge die Ursache 
des Todes in der Einwirkung der schlechten Tunnelluft, deren Folgen 
sich in yerhältnismässig kurzer Zeit, nach wenigen Stunden äusserten. 
In dieser Beziehung ist ein direkter Beweis, da eine Sektion nach dem 
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Tode des Zaiiella uuteiblieb, nicht möglich, aber auch uiclit uotweiulig, 
vielmehr genfigt es unter ta obwaltenden ümstiUiden, wenn dargethan 
wird, das» fttr die Annahme einer andern Toderarsacbe ein plaosibler 
Gmnd nicht Torliegt, wobei die Frage einer allftlligen Prftdisposltion 
des Zanella zn einem tStlichen Ausgange des «poyan* so lange nner- 
heblich erscheint, als nicht der Gegenbeweis erbracht ist, dass derselbe 
sonst nicht an npoyan* gestorben wäre (Zeerleder, I. c. S. 37). Hier 
fällt vor allem folgende Ansicbts&Qssemng der medizinischen Experten 
ins Gewicht: 

,Ein Manu, den wir keinen Grund haben als krank zu bezeichnen, 
^ist g-esund ans Ta<j:e\verk f»^pgangen; im Tunnel, unter anerkannt srhädlich 
„werden könnenden Verhältnissen (schlechte Luft, Hitze) erkrankte er 
„ganz plötzliclj und starb zwei Stiuideii darauf. Wir stehen nicht an, 
„anzunehmen, dass die Arbt'it im Tunnel das schädigende Mument war 
„und können wohl die Behauptung aufstellen, Zanella wäre bei eiuer 
,anderu Beschäftigung ausserhalb des Tunnels nicht gestorben". 

In der That hat man gar keinen Anhaltspunkt dafür, dass eine 
andere Ursache als der „poyau", der naebgewiesenermasBeii tdtlieh 
wirken kann, den Tod des Zanella herbeigefllhrt habe, nnd es liegt 
daher auch kein Anlass vor, nm diese Kansalit&t za bezweifeln. 



Nr. IM. Entseh. des Bentsehen Belehsgerldits. 

2. Civil-Senat. Vom 15. Juni 1900»). 

fZelt-schr. f d Hürirprl K.^clit a. Franz CIvUr. Bil n_' Uf(r ■> S 
Das Recht aus der Grunddienstbarkeit der Ueberbauung eines Eisenbahntunnels kann 
amgeübt werden, wenn diese ohne Störung de» Eisenbahnbetriebes möglich ist. Oer 
AMpraeb «sf ImtaiMnig des Tmiel« In siaeii sur Ueberfeamig leelf Mtsi Zi- 
ttau istirliegt slokt der Vwilhrasg. 

Der Vorbehalt der Befngniss künftiger Ueberbauung hat — 
vgl. L.R. S. 701 Abs. 1 — zunächst die Bedeutung, dass der dienst^ 
barkeitsberecbtigte Beklagte nicht g^n die Ueberbauung einwenden 
könnte, es werde dadurch die Ausübung seiner Dienstbarkeit erschwert 
und dass er — vgl. L.R. S. 698 — wegen der durch eine Ueberbauung 
zur ferneren Ausübung seiner Dienstbarkeit nuthigen weiteren Arl»eiten 
weder eine Einwendung gegen die Ueberbauung, noch einen Ersatz- 
anspruch für jene Aufwendungen gegen den Eigenthümer des dienenden 
Grundstücks ableiten könnte. Sodann aber hat die dingliche Festlegung 
der Ausübung der Gruuddienstbarkeit uacli L.ll. S. 702 die weitere 
Wirkung, dass der Dienstbai'keltsberechtigte, wenn er die Anlage nicht 

*) 8. difl Vofentieheidimg des Beichsger. t. 19. Mai 1899 In dies. Zeiteehr. Bd. XVI 
8.818. 
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in dem Znstande hält, in welchem all^n er die Dienstbarkeit ausüben 
darf, dadnrch neben einem nach Annahme des Bemfnngsgerichto kon- 
Irorrirenden obligatorischen Ansprache anch das mit der Dienstbarkeit 
belastete Eigentbnm verletzt und dieseihalb gegen sich zugleich einen 
negatorischen Ansprach begrfindet. Weil aber die den letzteren begilkn- 
dende Störang darin besteht, dass die Tnnnelanlage zn der yorbehaltenen 
Ueberbaunngsf&higkeit nicht geeignet ist, so geht der Ansprach 
auf Unterlassung dieser Störung und Beseitigung der Beeinträchtigung 
unbeschadet der weiteren Ausübung der Dieustbarkeit im üebrigen, 
deren Unterlassung wegen der Zweckl)cstimmung der Tunnelanlage zum 
öffentlichen Gebrauche iiiclit be2:ehrt werden könnte, auf Instandsetzen 
des Tunnelgewülbes in einen zur üeberbauung geeigneten Zustand. 
Dadurcli hat der Ansprach seinen negatorischen Charakter nicht ver- 
loren nnd ist nicht zu einem obligatorischen geworden. Seit der Er- 
richtung der Anlage sind zwar 30 Jahre umlaufen, dennoch ist der be- 
zeichnete negatorische Ansprach nicht verjährt. Es wird zwar die 
Ansicht vertreten, dass in der Erzeugung des negatorischen Anspmehs 
anf Herstellung des dem dinglichen Rechte entsprechenden Znstandes 
sich die Kraft des dinglichen Hechtes erschöpfe, nnd dass nach Ver- 
jfthrang des daraach veijfthrbaren negatorischen Ansprachs das Eigen- 
thum in dem durch die Verjfthrang betroffenen Umfange gegen jenen 
Dritten nicht mehr geltend gemacht werden könne. Dieser Ansicht ist 
aber für das hier allein anzuwendende badisch«französische Recht nicht 
beizutreten. Dieses Recht geht nach der in Litei ator und 1^ ( htsprechnng 
überwiegend angenommenen Ansicht, welcher die von der Revisions- 
klägerin angerufene Entscheidung des erkennenden Senats vom 7. Mai 
1886 J.S. Himmelniann-Putlniiann g. Fiskus — Rheinisches Archiv Bd. 77, 
3, S. 62 — nicht entgegensieht, davon aus, dass das Eigenthura weder 
ganz noch theilweise durch blossen Nielitgebrauch verloren gehe nnd 
dass durch die Verletzung einer dinglichen Unterlassungspllicht nicht 
die aus lUiu Eigenthum sich ergebende Pflicht fernerer Unterlassung 
und Beseitigung verjähren kann und daher letztere erst wegfällt, wenn 
das zu jener Einwirkung berechtigende dingliche Recht erworben ist 
Daraach kommt gegenftber dem Eigenthumsansprach — rei vindicatio 
— L.R. S. 2262 nur insoweit zur Anwendung, als auf Grand dieser 
Rechtsnorm die erwerbende Ersitzung des Eigenthums zu Gunsten eines 
Dritten eintritt. Da aber nach den strengen Grandsfttzen des badisch- 
fhmzOsischen Rechts Ober die Ersitzung von Grunddienstbarkeiten, die 
ein weiteres Aro^nmcnt gegen die Veijährung der sog. action negatoire 
de servitude abgeben, die Ersitzung einer solchen aus L.B. S. 2262 
nicht abgeleitet werden könnte, kann luB. S. 2262 nicht für die Ver- 
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jXlining des negatorischen Änsprachs angenifen werden. Dabei darf 
eine ünterscheidnng swischen dem Ansprach anf Unterlassong der StOrnng 
und dem Anspmch anf Beseitigung der Beeinträchtigung jedenfalls dann 
nicht gemacht wei den, wenn, wie hier, die Beeinträchtigung eine dauernde 
in dem Umfange ist. dass ans dem beeinträchtigenden Zustande ein 
Ersitzungsbesitz abzuleiten versucht wird, darnach aber auch der An- 
spruch auf Beseitigung dieser Beeinträchtigung durcli seine fortdauernd 
wirkende Ursache stets von Neuem entstcdit. Daher würde die Pflicht 
ferneier Unterlassung und Beseitigung der Störung ungeachtet ilires 
oben dargelegten besonderen Inhaltes vorliegend erst wegfallen, wenn 
das zu jener Einwirkung bcreclitigende dingliche Recht begründet ist. 
Das Berufungsgericht hat aber eine derartige Erweiterung der Grund- 
dienstbarkeit durch Vertrag, Anerkennung oder Ersitzung verneint 
Die hierher erhobene RUge der Revision, das Bernfungsgericht habe bei 
Vemeinang der Ersitzung das Erfordemiss der Qnzweideutigkeit 
des Ersitznngsbesitzes verkannt, ist nicht begründet Es könnte zunächst 
erheblichen Bedenken unterliegen, ob Überhaupt der die Störung und 
den Eigenthnmseingriff begründende Mangel zureichender Tragefähigkeit 
des Tnnnelgewölbes die zur Ersitzung einer Erweiterung des Umfanges 
einer Gninddienstbarkeit gleichmässig verlangte Eigenschaft der Offen- 
heit im Sinne der L.R. a 690 und 091 erfttUe, denn das Berufungs- 
gericht hat, indem es jenes erste Bedenken zurücktreten Hess, ohne 
Rechtsirrtlinm das Ert'orderniss der Unzweideiitigkeit des Ersitznngs- 
besitzes und wegen dieses Mangels das ZustAudekommeu einer Ersitzung 
verneint. 

Bei dem dargelegten Inhalte des negatorischen Ansin uclies anlangend 
das Tunnelgewülbe ist die Feststellung in der Formel der Instanzurtheile 
rechtlich bedenken frei, dass der Beklagte durch das im Einzelnen seinem 
Ermessen überlassene Instandsetzen und Instandhalten des Tnnnel- 
gewölbfis die Störung beseitige und den Unterlassnngsanspmch erlUle*. 



Nr. 195. Entseh. des Dentnelien Seidugerlelits. 

2. Civil-Senat Vom 8. Juli 1900. 

iJur. Zeluchr. f. ElBasB-Lotlirliigen. XXVI. Heft 8/4. S, 183.) 

Verpflichtung der Eisenbahnen zum Schadensersatz. Höhere Gewalt. 

Als höhere Gewalt im Sinne von Art. 395 HGB. (a. F.) kann nicht 
bloss ein solches Ereigniss angesehen werden, das ausserhalb des Be- 
triebskreises entsprungen ist. Vielmehr kann auch ein Ereigniss, das 
sich im Eisenbahnbetriebe selbst, ja sogar im Innern eines Eisenbahn- 
wagens zugetragen hat, unter den Begriff der höhereu Gewalt im Sinne 
der erwähnten Vorschrift fallen. 
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Nr. 196. Entscb. des Bezirksecriehts Ottakring. 

Vom 4. Juli 1900. 

Oesterr. Etsenlt. Verordn -BI. XIV. Nr. 32. S. 773 ) 

Das blosse Einsteigen In eine htthere Waienlilasse, als fSr weiche die Faiiriiarte gelöst 
wintef iMl das Varwailaa Ii ieraellaN Ma zar aailiwaiaiiab »IflkatoB Oatofaiiheit des 
UabartrttaM in die gehörige Wagenklasse icann niclit als „Benitzang" der lioliaria 
Klasse betrachtet werden und begriindet dalier aicht die Einhebung der Strafgebiibr. 

Der Passiif^ier N. N. war in einer Station der Wiener Stadtbalm 
mit einer Fahrkarte III. Klasse in einen W'agfjon II. Klasse einj^estiegen, 
verlit'ss denselben jedorh. um sich in die III. Kla.sse zu begeben, in 
dem Momente, in welchem der Zugsrevisor von der entgegengest-tzteu 
Seite den Waggon II. Klasse betrat. Von dem Zugsrevisor beanständet, 
verweigerte N. N. die Kriegung der durch Zusatzbestimmung IV des 
Stadtbahntarifes zu § 21 Betr.-Begl. für die Benützung einer fadheren 
als der bezahlten Wagenklasse festgesetzten Sti afgebtthr, weshalb gegen 
ihn im Rechtswege vorgegangen wurde. 

Der Richter wies das Klagebegehren mit folgender Begrftndong ab: 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass Jedermann, der eine Eisenbahn- 
karte lost, sich unbedingt den Bestimmungen des Betriebsreglements 
fttr die Eisenbahnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder im Sinne der Verordnung vom 10. Dezember 1892, R.-6.-B1. 
Nr. 207, unterwirft, welche Verordnung Normen für die Benützung der 
Bahnen aufstellt. Die Beistimmungen des 21, bezw. die Zusatzbestim- 
mung TV hiezu enthält eine Strafsanrtinn , welcher im Sinne des § 6 
a. b. G.-B. in der Anwendung kein anderer Verstand beigelegt werden 
darf, als weklier aus der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in 
ihrem Zusammenliange und aus der klaren Absicht des üesetzgebers 
hervorleuchtet. Es kann auch keinem Zweifel unterliegen, dass mit 
den Bestimmungen des § 21, Absatz 2, des citirten Betriebsreglements 
die unbefugte Benützung eines Zuges überhaupt, wie auch die einer 
theneren Wagenklasse getroffen werden soll. 

Da jedoch im gegebenen Falle durch die Zeugenaussage erwiesen 
wurde, dass der Bddagte gegen seinen Willen und zufÜUlig in die frag- 
liche Wagenklasse hineingedrängt worden ist, so mnsste das Gericht zs 
der Ueberzeugung gelangen, dass von einer Benutzung der IL Wagen- 
klasse seitens des Beklagten nicht gesprochen werden kann, weil nach 
dem Sprachgebrauche das Wort „benützeu" ein beabsichtigtes Gebrauchen 
einer Sache zu einem bestimmten Zwecke bedeutet. Erwägt man weiters, 
dass der Beklagte thatsächlich dieseu Wagen sobald als möglich wieder 
verliess, um in die III. Klasse zu gelangen, so kann wohl noch weniger 
von einer unbefugten Benutzung die Rede sein. £s war somit das Klage- 
begehreu als nicht begründet abzuweisen. 
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Nr. 197. EntBcb. des ^esterr. Obersten Oerlelitsliolw. 

Vom 12. Jnli 1900. 

1AII12; Tarif . \nz. XIX. \r. 33 S Ijjo.l 

Die in g 74 B.-R. normirte Haftung der Anfangsbahn erstreckt sich auch auf die Er^ 
fGilung der ZMvtrMhrifleR (g 59 Alln. 3 I. o.) 

In der Erwägung, dass die im §74 des Eisenbahn-Betriebs- 
reglements Yom 10. December 1892, B.-G.-B1. Nr. 207, ganz allge- 
meiii normirte Haftung der flbernehmenden Babn fflr die Am- 
fUining des Transportes aucfa für die folgenden Bahnen der Befttrde- 
rnngsstrecke sieb nicht nur auf die örtliche Weiterbeförderung, 
sondern auf die ordnnngsmässige Ausführung aller ans dem 
Frachtverträge resultirenden Obliegenheiten der überneh- 
menden Bahn, daher auch auf die nach §59/3 des citirten Regle- 
ments ihr obliegende Beobachtung der Zoll Vorschriften erstreckt 
und dass zur Fest^itclhiiig dieser Ilaftung eine Citation des § 59 und 
des § 74 Eisenbahn- Betriebsreglement umso weniger nothwtMidifi: war, 
als; dieselbe sich schon aas den Bestimmungen der Art. 401, 3bO, 3ö7 
und 362 H.-G. ergibt. 

Nr« 198* BBts«ii. des Sebwelier BuidesgertehtB. 
Vom 14. Juli 1900. 

(Zeltschr. f. d. Internat. EUenb.-Transp. IX. Nr. S. a S6.) 
Versäumnis der Lieferfrist wegen Arbeitseinstellung (Streik) des Bahnpersonals. Zh- 
lässigkeit einer Znschlagsfrist wegen des Streiics. Anwendbarlielt der Zuschlagtfritt 

auf bereits abgeschlossene Frachtverträge. 

„In der Schweiz ist durch § 69 des Transportreglements der Bundes- 
rat als die Behörde bezeichnet worden, welche die Zuschlagsfristen zu 
bewilligen hat; und er darf dies thun: a) „bei ausserordentliehen Ver- 
kehrsyerhältnissen; b) für den üebergang auf Bahnen mit anderer Spur- 
weite oder auf Dampfboote; c) für Güter, welche zu ausnahmsweise 
ermässigten Taxen befördert werden*. Diese Zuschlagsfristen sind 
gehörig zu publizieren (Abs. 4, litt. c). Von diesen FftUen kann vor- 
liegend offenbar nur der unter Zilf. 2 von § 6 (3) der Ausf.-Best. zum 
I. U. « litt, a von § 69 T. R., erwähnte in Betracht kommen, wie sich 
denn auch die Beklagte nur hierauf beruft. Nach den angeführten Be- 
stimmUDgeo hatte der Bundesrat im vorliegenden Falle unzweifelhaft 
die Kompetenz, Zuschlagsfristen zu bewilligen; denn die Prüfung dariiber, 
ob ^ausserordentliche Verkelirsverhältnisse^ vorlagen, die diese Be- 
willigung rechtfertigten, stand ihm zu, wie denn überhaupt die Frage, 
üb die reglementarischen Voraussetzungen der Bewilligung der Zuschlags- 
fristen vorhanden seien, wesentlich verwaltungstechnischer Natur und 
daher von der zuäiüudigeu Verwaltungsbehörde, iu der Schweiz also 
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vom Bandesrate, endgültig zu entscheiden ist. Eine andere Frage ist 
dagegen die, inwieweit der Bundesrat Zuschlagsfristen auf schon ab- 
gesclilossene Fraclitvertiäge orstiecken darf; diese Frage ist eine Rechts- 
frage und untersteilt als solche der Prüfung der Gerichte. Werden 
nun zum Entscheide dieser Rechtsfrage sämtliche Fälle, für welche nach 
den Ausführuiigsbestimmungen und nach dem l'ransportreglenieut Zu- 
schlagsfristen bewilligt werden dürfen, auf ihre Natur hin mit einander 
verglichen, so ergibt sich, dass die in Ausf.-I5est. 6 (3), Zitfer 1, 3 
u. 4, und T. R. § 69, litt. b. u. c, bezeichneten Fälle solche von mehr 
regelmässiger, dauernder Natur sind, während die vorliegend in Betracht 
kommenden (Ziff. 2 Ansf.-Best und litt aT.B. im Gegensatz dazo FÜie 
vorttbergehender, ausserordentlicher Verkehrsstörungen umfassen (vgl. 
Eger, Komm. z. internat Uebereink., S. 250, der in Ziff. 2 litt, c bei- 
spielsweise aufz&hlt: Krieg, Wassersnot, Gflterstockungen jeder Art), 
wahrend in jenen Fftllen die Bewilligung der Zuschlagsfrist jeweilen 
beizeiten von der Bahn wird eingeholt werden und auch rechtzeitig 
gehörig wird publiziert werden können, so dass die Frage der Erstrecknng 
auf schon abgeschlossene Frachtverträge liier kaum entstellen wird, 
verhält es sich bei den ^aussergewöhulichen" oder „ausserordentlichen" 
Verkehrsverhältnissen ander.<. Zwar können auch diese vorhergesehen 
sein (z. B. Trnppenzusaramenzüge, bevor.stehende Nat ioiial feste i, und als- 
dann wird eine rechtzeitige Bewilligung und Publikation zu erfolgen 
haben. Allein es fallen darunter gerade auch Ereignisse unvorher- 
gesehener, plötzlicher Natur, und in solchen Fällen entstehen jene oben 
aufgeworfenen Fragen. Während nun nach den Bestimmungen über 
Zuschlagsfristen in jenen regelmässigen Fällen an eine Erstreckung aaf 
schon abgeschlossene Frachtverträge kaum gedacht werden konnte, man 
vielmehr davon ausgehen mnss, dass diese Zuschlagsfristen den mit der 
Bahn kontrahierenden Absendern, wie den Empfängern vor Abscblnss 
des Frachtvertrages bekannt sein müssen, kann es sieh fragen, ob das 
Transportreglement dem Bundesrat für die Fälle unvorhergesehener 
Ereignisse eine weitergehende Kompetenz einräumen wollte: die Kom- 
petenz, die Zuschlagsfristen auch auf schon abgeschlossene Frachtver- 
träge, die also eingegangen wurden unter der gesetzlichen oder regle- 
mentarischen Lieferfrist, zu erstrecken. Es lässt sich nicht verkennen, 
dass gegen diese Interpretation der Bestimmungen über die Zuschlags- 
fristen das Bedenken spricht, dass dadurcli in bestehende privatrechtliche 
Ansprüche eingeirritten wird ( wie denn auch die erste Instanz aus diesem 
Grunde dem Bundesrate das Recht abgesprochen hat, die Zuschlags- 
fristen auf die beiden in P räge kommenden Sendungen zu ei-streckeu); 
denn die Einwendung der Vorinstanz, es handle sich nicht um wohl- 
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erworben Hedite, der Kläger habe den Anspruch, der den Gegenstand 
seiner Klage bilde, niemals erworben, liält nicht stich: durch die Ein- 
gehung des Frachtvertrages ist für den Absender wie für den Empfänger 
der Anspruch auf gdiörig^e, somit auch auf rechtzeitige Erfüllung durch 
den Frachtfiihier erwachsen. Allein trotz iliesem Bedenken erscheint 
es riclitifji:. das Transpoi trcprlpiiicnt dahin auszulegen, dass es dem Bundes- 
rate jene allerdings \veituflien>le Beliignis einräiinie. Der Grund hier- 
für liegt darin, dass anikiiifalls ilas JieiJit auf Zus(■llla^,^stVisten bei 
unvorhergesehenen ausserurdentlichen Verkehrsstörungen geradezu oder 
wenigstens nahezu illusorisch würde und seinen praktischen Wert für 
Tiele FäUe TorlOre. Dabei ist freilieh zu wünschen, dass der Bundesrat 
von dieser weitgehenden Befugnis nur ausnahmsweise Oebranch mache. 
Dies nm so mehr, als der Bahn bei Versftnmnng der Lieferfrist nach 
Art. 39 intern. Uebereinkommcn und dem Eisenbahntransportgesetze der 
Beweis offen steht, dass die Verspätung von einem Ereignisse herrühre, 
welches sie weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden vermochte und 
als diese Bestimmung offenbar auch eine Reilie unvorhergesehener ausser- 
ordentlicher Verkebrsstörnngt n trifft. Allein obschon demgemäss für 
diese Ereignisse (unter welche übrigens der Streik der Bahnangestellten 
nicht fallt, da die Bahn gemäss Art. 29 eod. unbedingt für ihre Leute 
haftet) schon in dem genannten Art. 39 Vorsorge getroffen ist. hindert 
das nicht, dass der Bundesrat bei demselben auch Zuschlagsliisten be- 
willige und hierbei nach dem Gesa<i:teii diese Fristen auch auf schon 
abgeschlossene Frachtvertiäge erstiecke. Hat deninacli der Bundesrat, 
indem er vorliegend die Zuschlagsfristen auch für die reglementarisch 
schon abgelaufenen Fristen bewilligt hat — worüber nach dem Wort- 
laute seines Beschlusses icein Zweifel sein kann — innert den Schranken 
seiner Kompetenz gehandelt, so ergibt sich, dass der Beklagten aus 
dieser ZuscUagsfHstbewitligung eine Einrede zusteht. 



Xr. 190. Entseh. des ippellhofes in Donal. 

Vom 21. Juli 1900. 

(Joomsl des tMiwports IBOO. S 7».) 
Erfelgreiehe Bestreitisg der Passivlegitination seitens einer nachfolgenden Eistibaha, 
welche das verlorengegangene Gut noch gar nicht übernommen hatte. 

In Ernee, französische Westbahn, wurden 50 Siicke Herste nach 
St. Omer, iVanzüsisclie Nordbahn, aufgegeben und gingen unterwegs 
verloren. Der Absender belangte die Nordbaliu auf Schadenersatz und 
berief sich zur Hegründung der Passivlegitimation der genannten Bahn 
darauf, dass dieselbe, weil durch den Krachtvei trag und den (leniein- 
schaftstarif von dem ersten Fracht iiUirer substituiert und au dessen 

Eger, EisenbalwreclttUclie £atacbt;idiuigi-u Wll. S3 
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Stelle getreten, fxemäss Art. 1994 ('. C. '), unmittelbar belangt werden 
könne. Die Nurdbahn bestritt die Passivlegitimation, weil ihr die Sen- 
dung gar nie zu^^eknmmen sei, und leistete den Beweis für diese That- 
saehe. Dirser Bestreit mip- «zab das Gericht Foli^'e und wies die Klage 
ab, weil die Xordlmhn gar nie in den Frachtvertrag eingetreten sei, 
woran der Um.stand, dass ciu Geiueiuächaftätarif bestehe, uichtä äudere. 



Nr. '^00. Jt^utseh. des llandelsgorlelits üi Arras. 

Vuni 3. August 1900. 

rZoltschr f d Internat. Elsenb -Tran«]!. IX. Nr 5. S. 158.> 

Wenn nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte der EmpfänQer sich zum Bezüge 
nieM nttdet, so M Me Elsenbalm Rloht — wie Met bei Verweigerief des Bezöget 

oder Streit hierüber der Fall Ist zum sofortigen Verkaufe berechtigt, sondern es 
kam der Verkauf erst nach Ablauf von sechs Monaten in den durch das fraiZÖeieGhe 

Dekret vom 13. August 1810 vorgeschriebenen Formen erfolgen. 

Die Üestinininng <les von der Eisenbalin angerufenen Art. 106 des 
Handelsgt'setzlmcht's bezitdit sich blo.>s auf di ii Fall, dass die Annahme 
des tiutes verweigert wiid ndt-i Sticit darüber entsteht; das von dem 
Kl;igi'r beobachtete lange .Stillsehweigen hat die Kiseiiltahn mit Unrecht 
einer Weiterung gh'ichgestelK. durch wehdie sie berechtigt worden sei, 
den Wrivaul' des Gutes, unter Beobachtung der vorgeschriebenen Fristen, 
zu betreiben. Der hier vorliegende Fall, wo das dem Frachtführer 
Ubergebene Qat bei Ankonft am Bestimmungsorte nicht reklamiert wurde, 
ist durch das Dekret vom 13. Augast 1810 -j geregelt, welches bestimmt, 
dass das Gut während sechs Monaten aufzubewahren und dann an die 
Fiskalbehörde abzuliefern ist. Diese Aufbewahrungspflicht ist allerdings 
keine absolute, die Eisenbahn kann vielmehr, wenn das Gut vermöge 
seiner Natur dem Verderben ausgesetzt ist, zur Wahrung der Interessen 
dessen, den es angeht, den Verkauf veranlassen ; die Eisenbahn hat aber 
nicht dargethan, dass der Verkauf, vor Ablauf der vorgescliriebenen 
Fristen, ein dringlicher Avar. Unter diesen Uniständen ist die Ver- 
steigerung, auch wenn sie gerichtlich bewilligt war, als eine unstatt- 



' .\rt. 11»94 ('. ('. laiitrt: In allen l-allni kann der Auftr;ii.'Lr('»er nnmittelb« 
dicjeuigi- l'er-i>n helantr^n. weUlie von dein üeaut'tras^li n substiluii 1 1 wiir'l> ii ist. 

Dekret v«»m 13. August tÖlU. Art. 1. Die Ballen, Kisten, Kofier, l'akete uad 
andere üegeuatände, wdche den Frachtfuhrlenten oder den Unternefamera fflr die Be- 
förderung SU Wasser und xa Land, snm Transport innerfealli d«i Kaisenreieliee ttber^ 

geben und nicht innerlmlli .sechs Monsite, vom Tage der Ankunft am Bostiniinuugsorte 
an jj^ereihnet , aligcnonuiioii wurden sind, werden auf Betreibeu der Verwaltung de« 
Enrcgiätrenieuts iu üttentliclior N ersteigerung verkauft. 
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hafte zu Itezeiclinen und die Eisenbalm als verautwortlicU und schaden- 
erj^iitzpliiühtig zu eikläreu. 

Nr. 901. Bnfscli. des Hamdel^TleMts Wien. 

Vom 31. August 1900. 

(AUgea. Taxtf'Aas. m (IMOV Nr. «o. S. 7M.) 
n 65, 88. Oesterr. Elsenb.-Betr.*Regl. Befugnisse der Elsenbahn bei HindariNg d«r 
ForttttzMg de« Trwsporto durob b$lMre fiewalt oder ZifalL 

Das Berufungsgericht hält die Voraussetznngen des § 88 des Eisen- 
bahn-Beti icbsreglements fttr die Ersatzpflicht der beklagten Eisenbahn 
nicht vorhanden. 

Eine Arglist wird der Beklagteii von der klagenden Firma selbst 
nicht zur Last gelegt, auch eine grobe Fahrlässigkeit, der be- 

klatrttMi Bahn lüsst sich in ihrem Verhalten nach Lage der Sache nicht 
erkennen. 

Es ist constatirt und wird aucli von der Klagshrma zugegeben, 
dass in Stuckerau ein Transporthinderniss eingetreten ist. 

In diesem Falle kommt § 65 des Eiseubahn-Betriebsreglements zur 
Anwendung, welcher bestimmt, dass die Eisenbahn den Absender nm 
anderweitige Verfügung Ober das 'Gut anzugehen habe, wenn nicht der 
im Absätze 3 dieses Paragraphen erwAbnte Ansnahmsfiall vorliegt, in 
welchem der Eisenbahn das Recht eingeräumt ist, dann, wenn die 
Fortsetzung des Transports auf einem anderen Wege stattfinden kann, 
das Out auf einem anderen Wege dem Bestimmungsorte zuzuffihren 
oder es anzuhalten und den Absender nm anderweitige Anweisung an- 
zugehen. 

Dieses Wahlrecht ist durchaus nicht der Willkür der Bahn über- 
lassen, sondern sie hat die Wahl einer anderen lioiite, wie aus dem 
Beisatze ^iiii Interesse des Absenders" hervuigelit, als Quasibevoll- 
mächtigter desst-llx ii (§ 1009 a. b. G. B.) und mit der Diligenz eines 
ordentlichen FrachUiihiers (Art. 390 H. (4. B. u. ftV) zu troffen. 

Die Leitung der iSenduug über die Uillsruute und die Nichtver- 
ständigung des Absenders von dem Transporthindernisse und der des- 
halb erfolgten Aufhaltung des Gutes in Stockeran kann der Bahn nidit 
als Verschulden angerechnet werden, weil § 65 des Eisenbahn-Betriebs- 
reglements eine allgemeine Verpflichtung der Bahn zu dieser Verstän- 
digung nicht ausspricht, vielmehr im Absatz 3 je nach den Umständen 
des Falles die Verständigung dem Ermessen der Bahnverwaltung über- 
lassen hat; dass aber die Sendung, nachdem sie wegen der erwiesenen 
Einstellung des Frachtenverkehres auf der Strecke Stockeran — Wien 
am 16. September 1899 in der Station Stockeran aufgehalten worden 

23* 
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war, nicht sofort, sondern erst am 17. September auf der Hilfsroate 
weiter befördert warde, begründet keine grobe Falirlftssigkeit der Bahn, 
weil begreiflicherweise in Folge der Verkehrseinstellong gegen Wien and 
der hiedorch eingetretenen Gttterstannng, sowie der Gefähi'dang des 
Bahndammes zwischen Stockerau nnd Sirndorf die beztigliclK^ Vf rfii^ng 
einen geringen Aufschub erleiden ransste, die Bahn aber immerhin an- 
nehmen durfte, dass die nicht versicherte und nicht als Eilgut aufge- 
gebene Sendting: noch innerhalb der Lieferfrist des § 63 des Eisenbahn- 
Betriebsreglenients. mit welcher aus dem ani^eführten Grunde auch der 
Absender rechnen musste. einlanj^en werde; thatsächlich ist auch das 
Gut mit einer Verspätung- vmi nur wenigen Stunden in der Endstation 
Wien angelangt und der Adressat sofort mittelst pneumatischei- Karte 
hievon verständigt worden. 

Dass das Frachtgut gerade während der karzeu Ueberschreitung 
der Lieferfrist zugrunde gegangen ist, wird von der Klagstirma selbst 
nicht behauptet, noch weniger erwiesen. 

Der beklagten Bahn kann sonach die Unterlassong der nsthigen 
Vorsicht nicht zur Last gelegt werden. 



Nr. 30*2. EutM'h. d«»s Bezirksgerichts filr Handelssaeheu in IVieu. 

Vom 1. September 1900. 
(0«stwr. BiMiibfVerordB.*». iBOa &mml) 

0«rits(|e« ^ AmiMrusb geffei 41« Baba erfcekt, warn Men laeh BmIHii- 
aoniea des EisenbahnfrachtreohtM tegitimirt sein. Ist dies nicht der Fall, so ist er 
■Mit ZHr Klage berechtigt, aueh wenn ihm nach den Bestimtnungeii dee IlirgerlioliMi 

Gesetzbuches ein Anspruch zustände. 

Für den vorliegenden Fall kommt nicht § 1358 a. b. G. B., suiiilern 
§ 1423 a. b. G. B. zur Ainvenduiig^. Demgemäss sind die Ansprikhe 
der Enip länger aul" Frachtrückerslattung nicht ex lege auf J. H. über- 
gegaugen, sondern können erst durch Abtretung auf J. U. übergehen. 
Und da der Kläger selbst anführt, dass die Empfänger eine Abtretung 
verweigert haben, so erscheint der Et&ger nicht berechtigt, den an sich 
liquiden Klagsbetrag von dem Beklagten zu beanspruchen. 

Aber selbst wenn mit Rttckaicht auf die Aussage des Zeugen H. N., 
der bestätigte, dass J. H. den Empfängern der hier in Frage kommenden 
Süperphosphatsendnngen die von ihnen bezahlten Frachtbeträge wieder» 
erstattete, angenommen wfirde, dass die Ansprüche dieser Empfänger 
gegen das geklagte Aerar auf J. H. ex lege tibergegangen seien, so 
wäre der Kläger dennoch nicht legitimirt, die Klage gegen das Aerar 
einzubringen. § 73 (]) Betriebsr^f^leinont , bezieluint?sweise Zusatzhe- 
stimmung VIII zu § 61 Betriebsregleineut bestimmt nämlich, wer legi- 
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timirt ist, die aas dem Frachtvertrage entspringenden Rechte gegen 
die Bahn geltend zn machen, d. i. ohne Bftcksicht daranf, ob er auch 
materiell berechtigt ist. Nach §§ 73 (1), 64 (4) Betriebsreglement ist 
der Empf&nger allein legitimirt, alle Rechte ans dem Frachtverträge 
geltend zn machen, ohne das» es darauf ankommt, ob sie nach maten- 
ellem Rechte ihm oder einem Anderen zustehen. Nach der speciellen 
ßestimmnng VIIT zu § (U Betriubsreglenieut ist der Empfänger, wenn 
er die Fracht an die Bahn gezahlt liat, allein legitimirt, Fraclitrück- 
erstattungsansprliche zu stellen, ohne Eiicksiclit darauf, ob er wirklicli 
die Fracht für sich oder für einen Dritten mit de.s.sen Gelde bezalilt 
hat. Ein Dritter, wenn er auch die Frachtzahlung thatsächlich geleistet 
oder dem Empfänger die Fracht erstattet hat, ist deshalb noch nicht 
'zur Rückforderung der Utberzahlung legitimirt. Diese Legitimation 
kann ihm nur der Empfanger fibertragen, sei es dnrch Gession des An- 
spmches, sei es (wie es auch in der Znsatzbestimmnng Vm zn § 61 
Betriebsreglement ausgesprochen ist) durch eine Erklärung, dass er, 
der Empfänger, mit der Auszahlung des fraglichen Betrages an den 
Dritten einverstanden ist, oder durch eine andere ähnliche Erklärung. 
Es kommt also nach dem Betriebsreglement nicht daranf an, wer mate- 
riell berechtigt, sondern wer legitimirt erscheint, Rechte gegen die 
Bahn geltend zu machen. 

Nr. 303. Entsch. des Prcuss. ObcrverwaUunpisgcrichts. 
2. Senat. Vom 25. September 1900. 

(Pnom. IlaeDb.-Aro]i. IML Heft I. 8. 467.) 

Wen» einer taelMie, welolier eis Besteiiermfirecht nach § 35 dM Kenii«Mlak|efeM- 

gesetzes nicht zusteht, duroh den in einem Gutsbezirk stattfindenden Betrieb von Elsen- 
bahnen nachweisbar Mehrausgaben für Zwecke des öffentlichen Volksschulwesens oder 
der öffentlichen Armenpflege erwachsen, weiche im Verhältniss zu den ohne diesen 
Betrieb fOr die erwUistan Zweeke nethwendliei fimselideaiaf ekes •Im" erlielilleliee 
Unfang erreichen und eine Ueberbürdung der Steuerpflichtigen herbeizuführen geeignet 
sind, so ist eine solche Gemeinde doch nicht berechtigt, nach Massgabe des § 53 Abs. 2 
des Kommunalabgabengesetzes von dem Eisenbahnunternehmer einen angemessenen 
ZetoliiM zu verlangen, weil dieser zMr Gewerbesteuer staatlich überhaupt nicht ver- 

anla|t tot 

Was von der IHlicht, Oebfihren, Beiträge, Steuern und Dienste ffir 
ein Gemeinwesen zu leisten, gilt, dass nämlich diese Pflicht mir inso^ 
weit besteht, als der Gesetzgeber den Pflichtigen bezeichnet, dem er 
sie auferlegt, gilt auch von der Verpflichtung zur Zahlung von Zuschössen 

an die Arbeiterwohnsitzgemeinden f!:eniäss § 53 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893. Lst daher der Absatz 2 dasellist dahin zu 
verstehen, dass ein (Tcwerbetreibeiuler, sufern er zur (iewerbesteuer 
Staatlich überhaupt uicht veranlagt ist, vuu der ArbeitervvohuMtzgemeiude 
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ans § 53 a. a. 0. nicht in Anspruch genommen werden darf, so wird 
dadurch jeder Anspruch der Gemeinde St. hinfällig. £s stdit ausser 
Zweifel, dass der Betrieb der Staatseisenbahnen, und zwar auch in 
Ansehung der Werkstätten (vo;l. Konmiissionsbericht des Abgeordneten- 
hauses zum Entwurf des Kumuuiiialaligabengesetzes Seite 2440] 89) 
staatlicli zur < iewerbcsteiier niclit veranlagt wird und keiner koniniu- 
nalen Gewerbesteuer unterliegt ivergl. Art. 4 und 10 der Ansfiihrungs- 
anweisung vom 10. Apiil 1892 nebst Zusatzl)estimniungen vom ö. März 
1894, Fuistings Koiiniieiitar zum Gewerbesteuergesetz v. 24. Juni 1891 
Seite 147, 148, 149, 157 und § 28 des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893, sowie NölTs Eommeiitar hierzu, 3. Aufl. Seite 78, An- 
merkung 13). Zweifelhaft dagegen ist es, welche Folgerungen hieraus 
im Hinblick auf § 53 Abs. 2 a. a. 0. zu ziehen sind. Man könnte zu- 
nächst Tielleicht geltend machen, dass in solchen Fällen von dem Aus- 
kunftsmittel eines fingirten Steuersatzes Gebrauch zu machen und eine 
fiktive Einschätzung des Gewerbetreibenden zur Gewerbesteuer am Platze 
sei. Zur Rechtfertigung dieser Auffasung läss^ sich aber nichts weiter 
anführen, als dass eine fiktive Einschätzung und tingirte Steuersätze 
dem Kommunalsteuerrcchte nicht fremd sind. Indessen dieser Beweis- 
grund versact. sobald man sich die bestimmte Ausdrucksweise des Ge- 
setzes verge{reiiwärligt. Das Gesetz spricht von dem Satze der 
staatlich veranlagten (i e \v e r h e s t e u e r. Ein f i n g i i' t e r Steuer- 
satz ist aber etwas hiervon wesentlich Vei schiedenes, und aus diesem 
Grunde ist es ausgesehlo.ssen, in Fällen, wo es an einem staatlich ver- 
anlagten Gewerbesteuersatze fehlt, an dessen Stelle einen liiigirieii 
Steuersatz in Auwendung zu bringen oder gar, wie der Bezirksausschuss 
will, Ar die Festsetzung des Maximums des Zuschusses ein billiges Er- 
messen walten zu lassen. Weiter könnte man sagen, dass beim Mangel 
eines staatlich veranlagten Gewerbesteuersatzes nur die Schranke in 
Fortfall komme, die der Gesetzgeber im ttbrigen fQr die Ansprache der 
Arbeiterwohnsitzgemeinde fflr erforderlich erachtet habe. Einer solchen 
Auslegung aber widerstreitet zunächst die dem ganzen § 53 a. a. 0. 
innewohnende Eigenschaft einer Ausnahmevorsclirift im eigentlichsten 
Sinne. Auf diesen Charakter hat der Gerichtshof bereits in zahlreichen 
früheren Streitfällen hingewiesen und namentlich hervorgehoben, dass 
er bereits in den Vorstadieu des Gesetzes so klar zu Tage getreten sei, 
dass dadurch eine strenge Auslegung des Gesetzes geboten werde. 
„Man glaubte" — so heis.st es in dem Berichle der Subkommissiou 
(Drucksachen des Hauses der Abgeordnt;ten 17. Legislaturperiode 
5. Session 1892/93 Nr. 128 Anlage B Seite 157) — „von einer allge- 
meinen und grundsätzlichen Regelung der schwierigen Frage zur Zeit 
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iibt'rhaupt Abstand nehmen iin«! sicli auf den Vei sucli bescliiaiiken 
ZU sollen, den drückendsten iiisständen dimli geeignete spezielle 
AnsnalimeTorschriften zu begegnen" (vgl. das Endortheil yom 
16. Mai 1899, Eutscheidangen des Oberverwaltungsgerichts Band XXXV 
Seite 131 ff.). Offenbar von denselben Erwägungen ans hat es der 
Gesetzgeber auch flir erforderlich angesehen, för die Bemessung der 
Höhe «des angemessenen Zuschusses* (vergl. Bericht der Sab- 
kommission Seite 160, 161) speziellere Gesichtspunkte aufzustellen. 

Eine solche siK'ziellere Vorschrift findet sich zunächst für die ge- 
wöhnlichen Fälle des Abs. 1 im letzton Satzo. Die Zuschüsse der Be- 
triebsgenjeinde diirfen in keinem Falle mehr als die Hälfte der gesammten 
in der Betriebstrcinciiide von den betroffenden Botriebon zu erhobenden 
(lirt'ktoTi (Tenieindoslcuoi ü betraf^*'n. Diese Bestinimuiii^ ist so klar und 
deutlich Kcfasst, dass iWn^v ihre AiHl^jruiif: Zweifel nicht orliolK-n werden 
koiiiu'ii, obwohl ihre Anwendim-; /ii einem befremdlichen Kesultat dann 
ffdirt, Avonn sich die r«elrielt<L;( iiieiudt' in einer so ^:ünsti<ren Finanzlage 
befindet, dass .sie nur sehr gt.i inge oder gar keine Gemeindesteuern erhebt. 
In solchen Fällen muss der Zuscliuss fttr die Arheiterwohnsitzgemeinde 
zu einem minimalen Betrage zusammenschrumpfen oder auch ganz fort- 
fallen, mag sich die Wohusitzgemeinde selbst auch in den allermiss- 
lichsten Verhältnissen befinden. Bei dem klaren Wortlaute des Gesetzes 
müssen aber diese Folgen hingenommen werden, und zwar nmsomehr, 
als sich, wie der Bericht der Subkommission (vergl. daselbst Seite 161) 
ergiebt, der Gesetzgeber der Möglichkeit solcher, wvmi auch seltenen 
Fälle keiueswej,'s unbewusst «geblieben ist. Das Prinzip, dass dem An- 
spruch auf Zuschussleistung feste Grenzen jrezogen sind, muss daher 
auch dem Absatz 2 gef^^enüber aufrecht t'rhalttMi werden, und mit diesem 
Grundsatze ist es unverträglich, wenn der dem Schlusssatze des Ab- 
satzes 1 eiitsiirei'lifnde zweite Satz des Ab-^atzcs 2 „<b-r Znsihiiss d.irf 
in diesem Falle den vollen Salz der staatlich veranlagten (Gewerbe- 
steuer nicht übersteigen", dahin ausgelegt wird, dass beim Mangel eines 
staatlich veranlagten Gewerbesteuersatzes nur die Schranke für die 
Benies.Nung dc-s Anspruchs der Arbeiterwohusitzgemeinde in Fortfall ge- 
kommen sei. Vielmehr ergiebt sich als nothwendige Folgerung, ähnlich 
wie bei den oben hinsichtlich des Absatzes 1 hervorgehobenen, zwar 
seltenen, aber doch möglichen Umständen, dass dem Ansprüche selbst die 
gesetzliche Unterlage mangelt. 
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Nr. 20L EQtselt des Bezirksgerichts für Handelssaehen Iii WieB. 

Vom 2. Oktober 1900. 

(Allg. Tarif All? XI.X Nr. 42. S GW ) 

Wenn sich die Ablieferung eines Gutes um mehr als 30 Tage nach Ablauf der Liefer- 
frist verzögert, ist die Bahn verpflichtet. Entschädigung für das nicht abgelieferte 
Gut der Partei auf deren Verlangen zu leisten, und kann nicht verlangen, daas dla 
Partei sich mit dem inzwischen aufgefundenen Gute begnüge. 

Im § 79 Betriebsreglement wird nicht blus eine Rerbtsvermuthuni? 
aufgestellt, sondern dem Berecbtipten die recbtlicbe Stellung Desjenigea 
eingeräumt, dem ein Gut in Verlust geratben ist. Das gebt aus dem 
Wortlaute des § 79 bei vor. denn es beisst dasellist nicbt, es gelte die 
Recbtsvermutbung des Verlustes des Gutes, sondern es wird ausge- 
sproclieD, dass der zur Klage Berechtigte das Gut, nnd zwar ohne 
weiteren Nachweis als in Verlost gerathen betrachten kann. Die 
Ck)n8eqnettz dessen ist, dass die Bahn Ersatz leisten mass, and § 80 
Betriebsreglement bestimmt dann die Hohe des Ersatzes anch fftr den 
Fall des § 79 mit den Worten: ,Wenn auf Grnnd der vorher- 
gehenden Bestimmungen*, also auch des § 79 u. s. w. Dass fikr den 
Fall des § 79 Ersatz geleistet werden muss, ergiebt sich aus § 82, wo 
die Möglichkeit in Betracht gezogen wird, dass das Gut sich nacli Be- 
zahlung der Entschädigung finden könnte. Für die Anschauung, dass 
der Werth des Gutes nur verlangt werden könnte, wenn sich dasselbe 
nicbt noch vor der Klage findet, ist im Betriebsreglement kein .\nbalts- 
punkt zu finden. Das Gegontbcil ergibt sieb ans § 82 Betriebsreglement 
wo die Müglicbkeit erörtert wird, dass für das Gut obne Klage Ersatz 
geleistet wird, und dem Berechtigten die Möglichkeit gegeben wird, 
sieb die liiickstellung des Gutes im Falle des Wiederauffindens zu 
wabren, dagegen der Bahn nicht das Reclit eingeräumt wird, bei Wie- 
derauffiuden des Ontes dasselbe dem Berechtigten aufzudrängen und 
die Entschädigung zurfickzuverlangen. 

In den Worten des § 79 Betriebsreglement ,der zur Klage Be- 
rechtigte* kann schon nach dem Wortsinne nicht ein Beleg für die 
Ansicht des Beklagten gefunden werden. Die Bezeichnung ,der zur 
Klage Berechtigte* ist mit Rücksicht auf § 66 Betriebsreglement ge- 
wählt, weil dies sowohl der Absender als der Destinatar sein kann, Je 
nachdem die Bestimmungen des § 66 Betriebsreglement für den einen 
oder den anderen sprechen. 
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Nr. 905. fintseli. des Bezlrksgertelits fflr Handelssnelieii In Wien. 

Vom 2. Oktober 1900. 

(AHC«a. TVU'AU. XIZ (IMM). Nr. 48. 8. 6S8.) 

Aus dem Umstände, dass ein Thell einer aus mehreren Stücken bestehenden Sendung 
ii eineM anderen Wagen und nach Ablauf der Lieforfrist einlangt, kann noch nicht 
auf eine grobe Fahrlässigkeit der Bahn geschlossen werden. 

Die grobe Fahrlässigkeit deducirt der Kläger daraus, dass die 
Eiste H 16 nicht in deni.selben Waggon wie die andei en mit demselben 
Frachtbriefe aufgegebenen Kisten verladen wardo. Allein es besteht 
keine Bestimmnng darüber, dass mehrere mit demselben Frachtbriefe 
anfgegebene StAckgQter in demselben Waggon verladen werden mOssenf 
sondern es ist der Bahn ftberlassen, je nach den momentanen Betriebs- 
Verhältnissen die Verladung der Güter vorzunehmen. Es kann also in 
dem Umstände, dass die fragliche Kiste nicht in demselben Waggon 
wie die anderen Kisten verfra<:htet wurde, ein Verschulden der Bahn 
ftberhaupt nicht erblickt werden; nnd umsoweniger liegt eine grobe 
Fahrlässigkeit aus die.sem Grunde vor. Da die Bahn zugibt, dass diese 
Kiste H 16 nach Ablauf der Lieferfrist, also verspätet eingelangt ist, 
und nicht l)e\viesen hat. dass die V^erspätung von einem Ereignisse her- 
rührt, welclics sie wnlt r lierlu.igefiihrt noch abzuwenden vermochte, so 
nuiss sie gemäss § SV) Beiriebsreglement als an der Verspätung schuld- 
tragend angesehen werden. Für den durch eine Verspätung entstan- 
denen Schaden haftet sie in Gemä.ssheit des § 86 Betriebsreglement und 
nur in dem Falle einer Arglist oder groben Fahrlässigkeit gemäss § 88 
fttr den vollen Schaden. Eine grobe ITahrlässigkeit der Bahn liegt, 
wie berdts oben dargetban wurde, in dem Umstände, dass die Kiste 
H 16 in einem anderen Waggon als die anderen Eisten verladen wurde, 
nicht, nnd der Umtand, dass die Eiste nach Ablauf der Lieferfrist 
einlangte, trotzdem sie leicht verderbliches Gut enthielt, genügt nicht, 
um auf eine grobe Falirlässigkeit zu schliessen, weil im § 87, der von 
dem gewöhnlichen Verschulden handelt, auch die Möglichkeit in das 
Ange gefasst ist, dass bei einem Gute, welcher Beschaffenheit immer, 
eine Verspätung von mehr als vier Tagen eintritt. 



Kr. 20C. £ntsch. de» Bezirksgerielit.s für llandclüsaehcn in Wien. 

Vom 9. Oktober 1900. 
(Zettt^. e i. iBlenukt ElMob.<Ti«nV' UL Nr. 6. 8. U7.) 
Die BabB tot nioiit verpiloUat, des Empfiager var AaalBaoBi das FraaMbrlafea van 

der mangelhaften Beaehairenheit des Gutes zu verständigen. Es ist unzulässig, In den 
Fraehtbrief eine Erkllnrai des Absenders, dass das Gut mangelhaft sei, aufzunehmen. 

Nach der Natur des Frachtvertrages ist die Verpflichtung des 

Fracht! Ulirers darauf beschränkt, das Gut iu dem Zustande, in welchem 
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es sich zur Zeit der Aofgabe befindet, in der vertragsmässigen Frist an 
dem Besdmmangsorte an den Empfanger abzuliefern. Darin ist auch 
die Verpflichtung des Frachtführers enthalten, alle Vorkehrnngen, welche 
dem Frachtführer möglich und von ihm vemfinftigerweise erwartet 

werden können, zu treffen, um einen Verlust des Gutes oder ein Fort- 
schreiten (k's V( idt rbcns des Gutes hintanzuhalten. Die Bahn niuss 
jedes Gut, das ni<'lit aiisdiiicklich vom V^erkehr ausgeschlossen ist, ohne 
Rücksicht auf die Qualität befördern, und es kann einem Fracht f'iilirer 
keiiiesweprs obliegen, doni Emi>fäii<r<'r zu vermelden, das verfrachtete 
Gut sei minderer (Qualität oder in niangelliaftem Zustande znr Aufgabe 
gelan^rt; denn der Fracht fiilirer hat sich in das \'ertragsverh:iltnis zwischen 
Aufgeber und Empfänger nicht hineinzumischen, und es Itrauclit ihm 
nicht aufzufallen, warinn der Aufgeber mangelhafte Ware übersendet. 
Dies gilt um so mehr von der Bahn, welche eineu so grossen Verkehr 
ZU bewältigen hat, weshalb ihr auch nicht zugemutet werden kann, 
Wahrnehmungen der Beamten in der Aufgabestation Aber die Qualität 
der Ware in Evidenz zu halten, um hierüber sofort dem Empfänger 
Bericht zu erstatten. Ueberdies ist es Sache des Empftngers, vor der 
Uebernahme des Gutes dasselbe zu besichtigen und seine Rechte recht- 
zeitig zu wahren. Die Bahn muss das Bestreben haben, die Fracht 
und die auf dem Gute haftenden Gebühren zu erhalten, und es kann 
ihr niclit zugemutet werden, den Empfänger zu warnen, die Zahlung 
der Fracht und der Gebühren zu unterlassen, weil das Gut nicht von 
guter Qualität sei. Ities um so weniger, als nicht erfindlich ist, inwie- 
fern die Zalilung der Fia<-ht und der (Gebühren Vor F^esichtignng der 
Ware die h'echte des Emitfaiigers gegeniiber der etwaigen Vertrags- 
widrigkeit Oller gar gegenüber der l'nredliehkeit des Versenders alte- 
rieren k<>nnte. Die Klagetirma hat als Empfänger in Gemässheit des 
Internationalen Uebereinkummens den Frachtbrief eingelöst, und es 
bleiben ihr alle etwaigen Rechte auf liückfoiderung des so ausgelegten 
Betrages gewahrt. Nicht von der Bahn, welche bei der Einhebung der 
richtig berechneten Fracht und Gebähren nach den Bestimmungen des 
Gesetzes voi'gegangen ist, sondern von demjenigen, der durch die etwaige 
üebersendung einer etwa ordnungswidrigen Ware Frachtauslagen ver- 
anlasst hat, welche der Empfänger nur bei ordnungsmässigem Zustande 
der Ware gemacht hätte, hat die Elagefirma Ersatz dieser Auslagen 
zu verlangen. 

„Es ist unter diesen Umständen nicht entscheidend, ob die Bahn, 
wie der Kläger vermeint, verpflichtet war, den Aufgeber zu veranlassen, 
eine dem Inhal fe des Reverses entsprechende Klausel auf den Fracht- 
brief zu seizuu. Weder im Internationalen Uebereinkommeu noch in 
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den Aoftfahrangsbestiminangdn, noch in den Tarifen ist der Bahn die 

Verpflichtung auferlegt, eine Klansei über die Qualität oder die Be- 
echaffenheit einer Ware — und nur um diese uiul nicht um die Ver- 
packung handelt es sich hier — in den Frachtbrief aufzunehmen. Somit 
ist die Aufnahme einer solchen Klausel jreniä.ss Art. 6, Absatz 5, I. U. 
• unzuliissia'. Der Kläger hat sich für ilie Zulässigkcit einer solchen Klausel 
auf All. 7 (le.s I. U. berufen, allein mit l'nrecht. Art. 7 I. V. koiunit 
nur zur Anwendung, wenn die in den Frachtbrief aufgenuiuiueneii .An- 
gaben und Erklärungen unrichtig sind, was hier nicht zutrifft. Auch 
normiert Art. 7 ein IJeciit, aber nicht eine PHiclit der Halm, und es 
kann aus der Unterlassung eines Rechtes nicht eine Haftpfliclit abge- 
leitet werden. 

Nr. 207. Kiitseli. des Deutschen Iteiehsgerichts* 

1. Civil-Senat. Vom 10. Oktober 1900. 

< Dont -eil. .liir -Zelt V! \WV.. Nr 1. S 27 ) 

Verkehrs-Ordn. f. d. Eisenb. Deutschlands v. 15. November 1892. § 53 Abs. 7 u. 8. 
§ 61 Ala. I ■. 4. Der FraohtzaMlIag bat Me reehtllchs Natur elntr KeavMttoialttrafo, 
verJUft daher aldlit Ii eiieM Jahre aad kam Mwehl von Abtmier wie EMfiftafler 

elRBCZoSBii werden. 

Im Juli 1897 gab Bekl. ein hölzernes Fass mit einem aus Braun- 
kohlenteer hergestellten Srlimieröl im (Gewicht von 180 zum Versand 
mit der Eisenbahn auf und bezeichnete in dem Frachtbrief den Inhalt 
des Fas.ses nur als „Muturül'". ohne Angabe des spezifischen (lewichts. 
Das Fa.ss gelangte in einem bedeckten, mit Siiickgiitorn versehenen 
Güterwagen zur Versendung, die Fracht wurde von dem Euipfruiger 
bezahlt. Mit einer im Mai 1899 erhobenen Klage forderte der Eisen- 
bahnfiskus Ton der Bekl. als Absenderin aus § 53 Abs. 7, 8 der Eis.- 
yerk.-Ordn. noch einen als Konventionalstrafe bezeichneten Frachtza- 
schlag Ton 2232 M., weil der Frachtbrief die nach XX Ziff. 6 der 
Anl. B. znr Verkehrsordnnng erforderliche Angabe Uber das spezifische 
Gewicht nicht enthalten habe. In den Vorinstanzen wurde die Klage 
abgewiesen: Tom LG., weil die Klage zunächst gegen den Empfilnger 
hätte gerichtet werden müssen, vom BerG., weil sie nach § 61 Abs. 4 
der Verkehrsordnung verjähit sei. Die Revision des Kl. führte zur 
Verurteilung der Bekl. Der Betrag, der aus § 53 Abs. 7, 8 der Eis.- 
Verk.-Ordn. zu erheben ist, wird dort allerdings Frachtzuschlag ge- 
nannt, ist jedoch eine KonventidiiaUtrafe und wurile als sok'lie auch 
in den früheren Betriebsregleiiients bezeichnet. Die jetzige Benennung 
erklärt sich aus dem Bestreben, die Vei-k.-< )rdn. in möglichste Feber- 
einstimmuug mit dem Intern. Uebereiiik<niinieu über den Eisenbahn- 
verkehr vom 14. Oktuber 1890 zu setzen, und daraus, dass dort i^Art. 
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Vn Abs. 4 nnd § 3 der Ansf&hrangsbestimmaDgeu) solche Abgabe als 
snrtaze bezeichnet wird; die Wahl des Ansdracks vermag jedoch an 
ihrer rechtlichen Natnr nichts zu ändern. Danach aber kann dieser 
sog. Frachtzuschlag nicht unter § 61 Abs. 4 der Verk.-Ordn. gebracht 
werden. Ebensowenig findet Art. 61 Abs. 1 auf sie Anwendung, nnd 
deshalb ist die Eisenbahn nicht verpfliclitet, sich zanftcbst an den Em- 
pfilnger zu halten. Ob sie hierzu berechtigt wRre, braucht nicht nnter- 
sm lit zu werden ; jedenfalls darf sie den Absender in Anspruch nehmen, 
da die verwirkte Strafe eine Schuld des Absendeis ist. Endlicli hat 
Hekl. gegen § 53 Abs. 8 der Verk.-Ordn. Verstössen. Sie beruft sich 
darauf, dass es ihr nach XX Zitf. 6 der Anl. 13. freigestanden lialte, 
die Angabe des spezif. Gew. zu unterlassen, da dann die Bedingungen 
in XXII anzuwenden gewesen wären und die Beförderung des Fasses 
hätte unterbleiben müssen. Diese Verteidigung geht jedoch fehl. Zuzu- 
geben ist, dass keine unbedingte Verpflichtung für ßekl. bestand, bei 
Versendang von Hotoröl das spezifische Gewicht anzugeben. Wollte 
sie aber die Angabe unterlassen, so mnsste sie sich den Bedingungen 
in XXn unterwerfen, also auch bei der Aufgabe und Veri»ackung die 
Vorschriften in Ziff. 1, 8 daselbst beobachten. Dies ist nicht geschehen 
und deshalb ist die Strafe verwirkt worden. Dass die Eisenbahnbeamten 
das Frachtstück ?on der BefQrdemng hätten ausschliessen müssen, kann 
Bekl. nicht schützen, da die Vorschriften in § 53 Abs. 7, 8 der Verk.- 
Ordu. den Zweck haben, auf die Absender solcher Frachtstücke, deren 
Beförderung mit gemeiner Gefahr verbunden ist, durch Androhung hoher 
Konventionalstrafen einen Zwang auszuüben, dass von ihrer Seite 
alles geschieht, was nötig ist, um die (Jefahr zu verhüten. Ebenso- 
wenig kann es der Bekl. zur Entschuldigung gereichen, dass die Eisen- 
bahn angeblich lange Zeit hindurch ihre Oelsenduugeu iu dem jetzt ge- 
rügten Zustande uubeanstandel augeuommeu hat. 

Nr. 808. Bntsch. des Oetterr. Obersten deriehtshofes. 

Vom 11. Oktober 1900. 

Oesterr. Kisenl» -Vorordn.-BL MY. Kr. 28. S. C95.) 

Wenn die körperliche Verletzung einer Person erweislich durch ein Verschulden der 
Eisenbahn herbeigeführt wurde, so ist dieselbe auch zum Ersätze de« auaser dem 
liirperlfoli Verlttitan etieii Drittes verartMlitm SdiailMit iMCh ft 1395 a. b. 6.-B. 

vtrpiMitsi 

Der Ersatzansprncli der Klägerin nach § 1295 a. b. G.-B. ist be- 
gründet, weil festgestellt ist, dass ein Verschulden der beklagten Bahn 
in dem I'nfallc des Gatt* n iler Klägerin insoferne vorliege, als das 
Herabfallen des Cüupefen>ters nur dadurcli veranlasst wurde, dass in 
der unteren Laul'äcüieue, auf welcher das geschlossene Fenster aafsitzt, 
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dioi Si-lnaiibeii lelilten und die 8chi>ne daher zur ei toideili<-Iieii Wider- 
staiidsleistung unfaliig war. Durch die Bescliiidigiing ihres Gatten, 
welcher in dem Geschäfte der Kläirerin thiitio; war, wurde ihr nun ein 
vermögensrechtlicher Schaden zugelügt, wofür sie nach ^ 1295 a. b. G.-B. 
Ersatz anzusprechen berechtigt ist Wenn auch ihr Gatte einen Ent- 
schädigungsanspruch nach § 1325 a. b. G.-B. za stellen berechtigt war, 
und ihm aneh zum Theile eine Entschädigung znerlunnt wurde, so 
scbliesst dies den Entschftdigangsanspmch der Klägerin nicht ans, weil 
§ 1325 a. b. G.>B. vermöge seiner Stellung im Gesetze nnr das Mass 
der Entsch&digang des Verletzten regelt. Wenn nnn das Bemfnngs- 
gericht der Klägerin jedes Recht abspricht« von der Beklagten Schaden- 
ersatz zu fordern, so war diese Anschauung des Berufungsgerichtes 
dem Gesetze niclit entsprechend. Es war daher die Revision der 
Klägerin gerechtfertigt. Beziiglich der Frage, welcher Anspruch der 
Klägerin gebührt, hat das erste Gericht mit Rerlit der Klägerin den 
Ersatz fiir die entgangene Arbeitskraft im monatlichen Betrage von 
fl. 45 oder K 90 zuerkannt, die übrigen Ansprüche dagegen als unbe- 
gründet zurückgewiesen. 

Kr. 999, Sntseh. des ^terr. Yerwaltiings-Cterlehtsliofes. 

Vom 19. Oktober 1900. 

.Oesterr, I" l- nl. -Verordn. ni. XIV. Nr. 16. S. 457 i 

1. Die Beurtheilung der Nothweniligkeit einer Enteignung liegt in dem freien Ermessen 
der eotscbeidendea Behörde und entzieht eich datier der Cognition des Verwaltunos- 

gsrlcbtilitret. 

2. ElaweidmseR legea ile bs|shrte EitsloMni, wslehs, ■•oMm Ae ErMsiits !■ 
der Gmelmle abitiebtoMtn sla^ verfsbraoht weriea, bleiben unberfiokeiehtlgt 

Im Recurse gegen das Expropriatioiis-Erkenntniss bestritt, wie in 
der vorliegenden Beschwerde, der Beschwerdefiihrer einerseits die Noth- 
wendigkeit der Expropriation überhaupt, andererseits die Znlftsagkeit 
der vollständigen Entzieluing de.s Eigen tliuins. 

Was den er.^ten Bescliwerdepnnkt aiibelangi, so liegt die Beurtheilung 
der Nothwendigkeit der Enteignung in dem freien Ermessen der ent- 
scheidenden Behörden, entzieht sich daher gemäss § 3, lit. e des Ge- 
setzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, der Cognition 
des Verwaltungsgerichtshofes. In diesem Punkte ist die Beschwerde 
daher unzulässig. 

Soweit aber 7om Beschwerdeführer als Hangel des Verfahrens gerügt 
wird, dass der von ihm bei der Enteignungsverhandlung vorgeschlagene 
Modus der Wasserableitnng nicht entsprechend geprfift worden sei, so 
geht ans dem Obengesagten hervor, dass die Gommission aneh diese 
Eventualit&t ins Auge gefasst, dieselbe aber auf Grund des Sachver- 
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stftndigcn-Qntachtens verworfen hat. Die Einwendung der Mangel- 
haftigkeit des Verfahrens ist daher nnbegrttndet. 

Was die Einwendung betrifft, dass, die Nothwendigkeit der Expro- 
priation vorausgesetzt, das Ezpropriations-Erkeuntniss Uber das gesetz- 
lich znlässiY^^e Mass hinausgehe, indem nicht auf die voUstAndige Ab- 
tretung des Eigenthums, sondern auf die Einräumung einer Servitut 
zum Zwecke der Wassoraljleitung Uber die Grund.^tücke des Beschwerde- 
flilirers hätte erkannt werden sollen, so wurde diese Einwendunj,' bei 
der Kxpropriationsverliandlung nirlit erhoben. Dieselbe stellt sich aber 
nicht blos als eine Re clitsvcrwalinnif^ dar. soudciii sie beeiiitliisst auch 
die Thatbotaiidsaul'naiiiue . da darUber, ob die vullständige Abtretung 
des Eigenthums nothweiulig otler auch blos die Kiiiriiiniiung einer Servitut 
ausreichend wäre, Erhebungen au Ort und Stelle und auch Verhand- 
lungen zwischen den Parteien Uber die Thatbestandsaufnahme erfor- 
derlich sind. 

In diesem Sinne schreibt § 15 des Gesetzes vom 18. Febmar 1878, 
B.-Q.-B1. Nr. 30, in den Absätzen 3 und 4 ansdrftcklich vor, dass jedem 
Betheiltgten freisteht, bei den Erhebungen zu erscheinen nnd Einwen- 
dungen gegen die begehrte Enteignung vorzubringen, und dass Einwen- 
dungen, welche, nachdem die Erhebungen in der Gemeinde abgeschlossen 
sind, vorgebraclit werden, unberücksichtigt bleiben. 

Es wäre demnach Sache des Hesch weide führci-.s gewesen, sogleich 
bei der Expropriationsverhandlung das Begehren auf die gedachte Ein- 
schränkung der Expropriation vorzubringen und die Erhebungen in dieser 
Richtung in Anspruch zu nehmen. 

Da er dies unterlassen hat, war er in der Folge von dieser Ein- 
wendung prächidii t. weshalb auch in diesem Punkte die Beschwerde 
unzulässig erscheint. 

Xr. 310. Entseh. des Prenss. Oberverwaltiingsgerlelits. 

4. Senat Vom 25. Oktober 1900. 

Prolis» \>rvv T1I. XXri. Nr io 2r>3 i 

Der Bau von Kleinbahnen bei Benutzung öffentlicher Wege. Rechtliche Beziehungen 
des UnternebnerB zi dem Wege-Unterhaltuogspflichtigen in der örtlichen Polizeiver- 
waltaif. Die landetpolizelliobe SenahiiigaH des Uitariehmm alt MMHiiside 

Norm fOr die BHIIolie Pellzelverwanssg. 

Die Zulässigkeit der Klage ist unbedenklich. Denn es handelt sich 

bei der Verfügung' des Regierungspräsidenten vom 9. November 1899 
nicht um eine auf Grund der Vuischriften des Kleinbahngesetzes er- 
lassene Anordnung, gegen welche dann nicht die Rechtsmittel aus §§ 
127tf des Landverwaltungsgpsetzes, sondern gemäss §52 Satz 1 des 
Kieiubahngeäetzes nur die Beschwerde an den Minister der üfientlicheu 
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Arbeiten gegeben wäre, da vorliegend eine eleklii.sclie, also eine „mit 
Maschinenkraft" zu betreibende Kleinbahn in Frage stellt (§§ 3', 22 
daselbst; Entsch. des OVG. Bd. XXXIII S. 432). Nach dem Inhalt der 
Verfügung kann vieiraehr nicht zweifelhaft sein, dass sie nicht in Aus- 
übnnc des dnrch das Kleinbahngesetz geregelt^-n (ieucliuiigiings- nnd 
Aufsichtsrechts erlassen ist, sondern dass sie lediglich die Ordnung 
des Verkehrs auf der öffentlichen Strasse während der 
A u s f ü h r u u g des B a h n b a u e s betrifft. 

Steht also eine Anordnung in Frage, die iiiren» sachlichen Inhalt 
nach in das Gebiet der Ortspolizei gehört, so ist weiter anzunehmen, 
dass der Begierungsprfisident bei Erlass der Verfügung vom 9. NoTember 
1899 sich nieht darauf beschränkte, nar einen Bescheid anf die Be- 
sehwerde der Unternehmer gegen die Verfügung der Polizeiverwaltnng 
za K. za geben, sondern dass er seinerseits selbstständig eine neue 
Anordnung erlassen hat. Wäre die Verfügung vom 9. November als 
ein Beschwerdebescheid anzusehen, so wiirde geprQft werden müssen, 
ob dann die Stadtgemeinde, als angeblich durch den Bescheid verletzte 
Dritte, ohne Weiteres eine Beschwerde an den Königlichen Oberpräsi- 
denten hätte einlegen können, und oh sie nicht vielmehr ihre Angriffe 
gegen eine vom Rcgierungsuräsidenten abgeänderte Verfügung der ört- 
lichen Polizeiverwaltung lediglich nach ^lassgabe von J; 127 des Lan- 
desverwaltungsgesetzes hätte erhel)en nuisseii. Aber der Inhalt der 
Verfügung V(jni 9. November lässt daiiiber keinen Zweifel, dass der 
Kegieruugspiäsident die Anordnung <le.r Polizeiverwullmig aufgehoben 
und an Stelle derselben eine ganz neue selbstständige Anordnung ge- 
troifen hat. 

Endlich konnte sich noch fragen, ob die Stadt zu einer solchen 
Beschwerde legitimirt erscheint, ob also hier ftberhaupt von einem Ein- 
griif in die Rechte der Stadt die Bede sein kann. Auch dies muss 
aber an sich bcu'aht werden. Wttrde es sich bei der Verfttgang vom 

9. November 1899 lediglich nm eine der Unternehmerin ertheilte Er- 
laubniss handeln, so wttrde ein Ein::ritV dt r Polizei in die Rechte der 
Stadt nicht vorliegen können. Denn dadurch, dass die Polizei ein Thun 
des Unternehmers duldet, greift sie selbst nicht in die Kechts- 
sphäre des Dritten ein, gegen welche sich etwa das Thun des Unter- 
nehmers lichtet. Hier würde iininer nur der Unternehmer selbst 
die angebliclieii lachte des Dritten verletzen, dieser würde sich also 
auch nur auf <it iii gesetzlich gegebenen Wege gegen den Unternehmer 
wenden können. Ein Lingritf der Polizei in die Rechte des Dritten - 
wttrde nicht vorliegen, denn dem Dritten würden also auch gegen die 
Erlanbniss, gegen die Duldung, dagegen, dass die Polizei seine ver- 
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meintlicheii Reclite gegen den Unternebmer nicht sclifitzen will, die 
Beehtsmittel der §§ 127 ff. des Landesverwaltungsgesetzes niclit gegeben 
sein. Wohl aber stehen ihm diese Eechtsmittel zu, wenn die Polizei 
einem Anderen eine Auflage macht, die in seine Rechte eingreift, 
wenn sie also durcli ihre Verfügung zu einem solchen Eingriff' veran- 
lasst und nöthigt i Kiit.scheidungen des Oberverwaltuiig.«gericht.s IJand X 
Seite 190) In dieser Beziehung kommt nun vniliegtMul in Betracht, 
das.s die ( ieneliniignng \<m 13. .Inli 1897 die L ntei iielniierin zum Bau 
der Kleinbahn verpflichtet. Denn in Nummer i da.selbst ist ira 
Ansclilu.ss an §11 Absatz 2 des Kleiiibahiigesetzes und der zu dieser 
Bestimmung ergangenen Ausfiihrungsan Weisung vom 22. August 1892 
(resp. vom 13. August 1898) der Unternehmeriu die Verpflichtung auf- 
erlegt, die Kleinbahn in bestimmter Frist zn vollenden (vergl. Gleim, 
a. a. 0, Seite 111). Wenn dann die Polizei der Unternehmerin bestimmte 
Handlangen vorschreibt, welche sie bei ErfQlInng dieser Banverpflich- 
tnng anszuffihren hat, so will sie diese Handlungen nicht nur dulden, 
sondern sie verlangt deren Vornahme, sie fordert sie von derUnter» 
nehmerin. Glaubt der Dritte, da.ss diese von der Polizei verlangten 
Handlungen in seine Rechte eingreifen, so kann er gegen die Verfügung 
der Polizei die Rechtsmittel der §§ 127 £f. des Landesverwaltungsgesetzes 
eiolegen. 

Aber wenn danach die Klage der Stadt auch formell znlässip: er- 
scheint, so ist sie doch iiialeriell nicht )>egründet und zwar weder in 
ihrem prinzipalen, noch in ihrem eventuellen Antrage. 

Allerdings soll die (lonehmigung für eine Kleinbuhn erst ertheilt werden, 
wenn der Unternehmer, welcher zu der Anlage öffentliche Wege be- 
nutzen will, die Zustimmung des nach öffentlichem Rechte zur Unter- 
haltung des Weges Yerplliehteteii beigebracht hat, oder wenn diese 
Zustimmung von den im Gesetz dazu berufenen Behörden ergänzt ist 
{§§ 6, 7 des Kleinbahngesetzes). Vorliegend hatte aber die Stadt die 
Zustimmung ertheilt. Freilich hatte sie sich im Vertrage vorbehalten: 
»die Konzession und alle Rechte ans derselben fttr erloschen m er- 
klären", wenn die Bahn nicht binnen einem Jahre nach der landes- 
polizeilichen Genehmigung fertiggestellt war. Glaubte die Stadt, dass 
mit Rücksicht hierauf die Frist in der Genehmigungsurkundc nicht, 
wie geschehen, auf zwei Jahre von Zustellung des Planfeststellungs- 
besclilusses an normirt werden dürfte, und dass diese Frist auch nicht 
weiter verlängert werden konnte, naclubm der Vertrag mit der Unter- 
nehmerin seitens der Stadt für aut'^-ehoben erklart war, so war sie be- 
fugt, gegen die Ertlieilung der < n-nelunigung und gegen die Fristver- 
längerung die im Kleiubahugesetz gewiesenen Rechtsmittel zu ergreifen, 
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wie sie ja auch die Fristverlängerung durch Beschwerde bei dem Herrn 
Minister der öflfentli« lien Arbeiten angefochten Imt. So lauge aber die 
Genehmigung nicht wieder aufgehoben oder abgeändert ist, Itildet sie 
für das Verhalten der örtlichen Polizei eine rechtliche Grundlage. Die 
Ortspolizei hat ihrerseits nicht zu prüfen, ob die Geneliinifriuig in ihrem 
rechtlichen Bestände durch jene, von der Stadt ausgesprochene Auf- 
hebung der mit dem Unternehmer geschlossenen Verträge irgendwie be- 
röhrt werden könnte. Auch tritlt es nicht zu, dass die vorbehaltlos 
ertheilte Genehmigung mit jener Aufhebung ohne Weiteres nichtig und 
hinfällig wurde. Welche Rechte die Stadt aus ihrer Aufliebung der 
Vertrüge auch immer gegen den Unternehmer haben könnte, jedeDfalls 
hat die Ortspolizei die von den flbergeordneten Behörden ertheilte Ge- 
nehmigung so lange za beachten, als die Genehmigung nicht wieder 
beseitigt ist. Sie durfte also den Ban der Bahn anf den städtischen 
Strassen nicht hindera und war deshalb auch beftagt, der Unternehmerin 
die Massnahmen vorzuschreiben, welche bei diesem Ban vorgenommen 
weiden sollten. Der Erlass der Verfägnng verletzt sonach die Bechte 
der Klägerin nicht. 

Nr. 211. Entseli. des Oestenr. Yerwaltungs-Geriehtshofes. 
Vom 29. Oktober 1900. 

(Ocäterr KN. IIb ViTirilii H! XllliigOO). Nr. 145. S. 8013 - 

Oer Verwaltungsgerichtshof erscheint zu Amtshandlungen Uber Beschwerdsi we|es 

Pensionirung von Staatseisenbahnbediensteten nicht berufen. 

Mit dem Erlasse vom 28. Juni 1900, Z. 28.571, hat das k. k. Eisen- 
bahnministerium die von der k. k. Staatsbabn-Directiou Wien verfügte 
Versetsnng des Beamten N. N. der k. k. österr. Staatsbahnen in den 
danernden Rahestand bestätigt. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtsbof hat die von N. N. gegen diese 
Entscheidang eingebrachte Besehwerde nach den §§3, lit. e und a, 
nnd 21 des Gesetzes Tom 22. Oktober 1876, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 
1876, ohne weiteres Verfahren zurtlckgewiesen , weil für den Fall, 
dass die Stellung des Beschwerdeführers als Beamter der k. k. österr. 
Staatsbahnen nach Massgabe des ( )rgaDisationsstatutes für die k. k. 
Staatsbahnen (R.-G.-Bl. Nr. 16 ex 1896) als eine Staatsbedienstung an- 
zusehen wäie. die Zuständigkeit des Verwaltniii^-.^uferichtshofes deshalb 
au.<geschlo.>sen .sein würde, weil die Entscheidung über die Quiescirung 
eines Staatsbeamten, der nicht selbstständiger Richter ist, zu den An- 
gelegenheiten des freien behördlichen Ermessens gehöre, und weil für 
den entgegengesetzten Fall, dass nämlich die Stellung des Beschwerde- 
führers nickt als Staatsbedienstung anzusehen wäre, die aus diesem 
Dienstyerfaältnisse abgeleiteten Anspr&che privatreehtlicher Natur seien 
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und zur Zuständigkeit der ordeutlichen Gerichte gehörten, der Verwal- 
tungsgeiiehtsliof daher aach in diesem Falle gemäss § 3, lit. a, des 
eingangs bezogenen Gesetzes za einer Amtshandlung über die Beschwerde 
nicht bemfen erschtine. 



Nr. 312. Bek. Entgeh, des ReichsTerslcherungsamts. 

Vom 29. Oktober 1900. 
(OmtMb. J«r.fZ«ltg. VL Hr. 7. &U6w Zliia,) 

Eil 8trMMab«hnunfall, welchen ein Strassenbahikutsoher auf dem Wege von seiner 
WthMig im IHMttort erleidet, ist liein BetriebsnnfaU ia SiiiM dee UefaUvereiobe- 

rungsgesetzes. 

Ein Strassenbalinkiitsclier hatte seinen Dienst nicht an seinem ge- 
wöhnlichen Stationsüi te, sondern an einer anderen, weit davon entfernten 
Abfahrtsstelle anzutreten und benutzte auf diesem Wege die Strassen- 
bahn, wobei er einen Unfall erlitt. Der auf Grund der Uufallversicherungs- 
gesetze erhobene Entschädigungsanspruch ist in allen Instanzen zurück- 
gewiesen worden. Die Wege, die versicberte Personen von ihrer Wohn- 
ung zur Arheitsstfttte und Ton dieser aar Wohnnng znrftck legen, sind 
in der Regel dem Betriebe nicht znzarechnen, und dieUnlUlef welche 
sie auf solchen Wegen erleiden, keine BelriebsunfUle. Em Ansnahme- 
faU ist nicht gegeben. Insbesondere kann ein ansreichender Zasammen- 
hang des Weges mit dem Betriebe darin nicht gefunden werden, dass 
der Weg des Klägers von seiner Wohnung bis zu dem Orte, wo er den 
Dienst anzutreten hatte, 8 km weit war, und dass er diesen Weg ent- 
weder entgeltlich oder auf Grund einer Freifahrtsberechtigung 
auf einem Wappen der Strassenbalin zurücklegte. Denn die Wege zu 
und von der Arbeit können rechtlicli nicht verscliieden beurteilt werden, 
je nachdem die Wohnung des Versicherten von der Betriebsstätte nahe 
oder entfernt liegt, und die Benutzung der Strassenbalin für die Zurück- 
leguug jenes Weges war ein Recht, nicht eine Pflicht des Klägers, der 
in dieser Beziehung nicht anders zq bebandeln ist wie jeder andere 
Reisende, welcher die Strassenbahn benatzt. 

Kr. 218k Entseh. dea Handelsgerlehta der SelD«. 

Vom 81. Oktober 1900. 

(Zeltsclir. f <1. Internat. Elscnb.-Transp. IX. Nr. L 8. 10».) 
Die Thatsache, dass eine Zwischenbahn das unfrankierte Gut nicht weiter befördert, 
weil der Wert des Gutes die Transportliosten und den Zoll nicht mehr decke, befreit 
die beUaile VereaiMfeabn nlelit ««■ .der Haftwii fir reeUieltIge lieVennf. 

Die Firma R^ gab am 12. Oktober 1809 in einer Station der fran- 
zösischen Nordbahn ein Kolli als Eilgnt anfrankiert nach Tiflis anf. 
Das Gnt gelangte nicht an den Bestimmangsort. R. reklamierte wieder* 
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holt bei der Nordbabn und erbielt endlicb, am 18. Harz 1900, den Be- 
scbeid, das Kolli sei in Odessa liegen gebUeben; die dortige Bahn habe 
es nicht mehr weiter spediert, weil nach ihrer Schätzung die bereits 
aufgelaufene Fracht und Zollanslage nicht mehr durch den Wert des 

Gutes gedeckt seien. R. erklärte das Gut gemäss Art. 33 1. U. als in 
Yeilust geraten und verlangte von der Versandtbahn gerichtlich Fr. 
441.30 Schadenersatz (Fr. 341.30 Wert der Ware, Fr. 100 weiteren 
Schaden). Die Bahn verlangte Abweisung der Klage; nachdem der 
Kläger die Au.skunft vom 18. März 1900 erhalten, hätte er der Bahn 
gemäss Art. 12 (2) I. U. die nöti^-e Deckung leisten sollen, damit der 
Weitertransport hätte statt linden können. 

Die Klage wurde im Beti aoe von Vr. 341.30 gutgeheissen, mit Bezug 
auf den Mehrbetrag unter Berufung auf Art. 34 I. U. abgewiesen. 
Nachdem das Gut von der Versandtstation ohne den in Art 12 (2) I. U. 
vorgesehenen KosteuTorschuss angenommen worden, sei die Bahngenein- 
Schaft zur gänzlichen Ansflihmng des Transportes yerpflicbtet gewesen. 
Nach 30 Tagen seit Ablauf der Lieferfrist habe R. das Gut als in 
Verlust geraten erldären dürfen und sei fftr ihn das Recht, Schaden- 
ersatz zu yerlangen, entstanden. 



Nr. Zi^. Eutseh. des k. k. Be/.irkngeriehts Margarethen. 

Vom 31. Oktober 1900. 

(Allg. Tarir-ABS. ZZ. Kr.S. 8. ML) 

§ 70 Btlr.-Ile|laü. Vtrhlltaitt des Spsilteartt welohe« 41« ElMabahs An iMit bs- 
zeieie fiut aaf Lager legelM hat, zin MMeider md nr ElMibaha. 

Der Spediteur, welchem die Bahn das vom Destinatenr nicht be- 
zogene Out gemäss § 70 der (deutschen) Verkehrsordnung (§ 70 Be- 
triebsreglemeut) unter Nachnahme der darauf haftenden Küsten und 
Auslagen auf Lager gegeben hat, ist berechtigt, diese von der Bahn 
nachgenommenen Beträge, sowie die bei ihm selbst erlaufenden Kosten 
gegen den Absender geltend zu machen. Dem Spediteur können, wenn 
er bei Uebernahiiie des Gutes mit der Sorgfalt des ordentlichen ivauf- 
niainios gehandelt hat, Einwendungen gegen die Richtigkeit der von der 
Bahn nachgenommenen Beträge nicht entgegengesetzt werden. Ansprüche 
des Absenders, welche darauf gegründet werden, dass ein Theil der 
von der Bahn nachgeuommenen Beträge durch Verschulden der Bahn 
erlaufen sei, bleiben der direkten Auseinandersetzung zwischen dem 
Absender und der Balm vorbehalten. 
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Nr. Si6. Bntseh. des l^terr. Obenteil Oeriehtshofes. 

Vom 2. November 1900. 

l Allg. Tarif Anz. XX. Nr. 17. S. 891.) 
Wenn eine Flüssigkeit in Glasballons aufgegeben wird, so sind in Fraohtverkphr die 
Glasballons nicht als Packung, sondern als ein Theil der Sendung selbst zu betrachten. 

Es ist zwar richtig, dass im Fraclitl)rit le A als Art der Verpackuug 
die Ballons eingetragen sind. Doch steht dieser Umstand der Ent- 
scheidung des Berufungsgerichtes nicht im W ege, weil bei Beurtiieilung 
der Frage, ob der Eigenthümer oder der Frachtführer die Folgen der 
Während des Transportes des Frachtgutes eingetretenen Beschädigung 
za toagen habe, lediglich die gesetzlichen Bestimmungen massgebend 
sind. Wenn nnn das Bernfnogsgericbt zwischen einer Verpackung zum 
Zwecke der Uebergabe an den Käufer und zum Zwecke der Verfrachtung 
unterscheiden und die Qlasballons nicht als Verpackung im Sinne des 
Art 305 H.G.B, anerkannt hat, so erscheint diese Auffassung keines- 
wegs unrichtig, weil die Flüssigkeit als solche zmn Transporte nicht 
geeignet ist, die einsclilägigen Bestimmungen des Eisenbahn-Betriebs- 
Reglements vom 10. December 1892, R.-G.-Bl. 207 nur auf die Ver- 
packung im eigentlichen Sinne des Wortes bezogen werden können und 
speziell § 58 desselben den Fall einer zum Schutze des Frachtgutes 
auf dem Transporte nothwt inlifreii \'erpai'kung zum Inhalte hat. Sind 
aber die mit Glycerin gefiilhL-ii Balluiis das Frachtgut, so findet auf 
den vorliegenden Fall nichi tiie Hestiuimung de.s ij 77, Z. 2, sondern, 
wie die Untergerichte zutreftend ausgeführt haben, gemäss § 77, Z. 4 
des citirteu Eiseubahn-Betriebs-Reglements Anwendung, und konnte auch 
die Bahnuntemehmung im Sinne d^ Art. 424 H.G. durch eine Zosatz- 
bestimmung die Haftung für die mit dem Transporte von derld Glas- 
ballons verbundene Gefahr mit Rechtswirksamkeit ausschliessen. 



Nr. S16. £ntsch. dos Deutschen Reiehsgerichts. 

Vom 5. November 1900. 

(ZoltiOlir.f:BaT«oiLB6Qhtm.rruULZlTnr. Bd. SS. Hefts. 

Nsshbarrselt. PflloM ssr HsrtttilMg von Vsrk«feni»|M tegss ErtehUttmiflea dsrsl 

Fnbrlkletrieb; eventnell zam Schadensersatz. 

Nach § 26 der Gewerbeordnung kann der Grundeigenthttmer, wenn 
er durch den Betrieb einer mit obrigkeitlicher Genehmigung errichteten 

gewerblichen Anlage in seinem Eigenthum benachtheiligt zu sein glaubt, 
nur auf ITerstellung von Einrichtungen, welche die benaclitlieiligende 
Einwirkung au.sschliessen oder, wo solche Einrichtungen unthunlicli oder 
mit einem gehürigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar sind, auf Schad- 
loshaltung klagen. Dieser Vorschrift entspricht der Antrag der Kläger 
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niid ist Beklagter (ladurch nicht bescliwert, dass er verurtheilt ist, solche 
Vorkehrungen zu treffen, welche geeignet sind, die heftigen und an- 
dauernden Erschütterungen der Häuser der Klatfcr zu verhindern und 
nur für den Fall, dass das untliunlich oder mit einem gehörigen Betriebe 
der Fabrik unvereinbar ist, den Klägern den fernerhin noch entstellenden 
Schaden zu ersetzen. In diesem Sinne sind die Worte in der Formel 
des ersten Unheils „falls es nicht möglich ist, solche Vorkehrungen 
treffen" zu verstehen, wie sich aus den Gründen jenes Urtheils ergiebt. 
Die Frage aber, ob die Herstellang derartiger Einriehtangen möglich 
ist and welche EinrichtDngen za diesem Zwecke erforderlich sind, ist 
im Streitfalle im Yollstreckungsverfahren zu entscheiden. Das Reichs* 
gericht hat anch bereits wiederholt and zwar aach fttr den Fall, dass 
die Vorschriften des BGB. Anwendung finden, eine solche allgemeine 
Verurtheilung, wie sie im vorliegenden Falle ausgesprochen ist, für 
zulässig erklärt. Vergl. namentlich die ürtheile vom 28. Februar 1896 — 
Ents( h Bd 3Ö S. 178 — and vom 10. Mai 1900 — Juiistische Wochen- 
schrift S. 501. 

Nr. 317. Entseli. des Prcuss. OberTcrwaltnngsgeriehts. 
3. Senat. Vom 14. November 1900. 

(i'r. Verw.-Ül. XXH (IMO), Nr. 21. 8.266 ) 

Grenzen der Zuständigkeit der OrtspolizeibehSrden gegenüber der Balinpoiizeibehorden. 
Die ErbaltuBB von Entwätaeruogtanlagea, die eich länge dee BahakSrpers oder über 
oder unter Ihii btflnilm, itt Saebe der OrtepolizeibeliSrdei. 

Es ist ausser Streit, dass derjenige Graben längs des Planums der 
K.— L.er Eisenbahn, den der Klüger, nachdem er Röhren behufs Er- 
möglichung der ferneren Entwässerung hineingelegt hatte, verfallt nnd 
dessen Wiederherstellung ihm der Beklagte aufgegeben hat, nach dem 
unter Mitwirkung der Landespolizeibehörde festgestellten Plan zu dem 
Zweck angelegt worden ist, um die in Folge des Baues der Eisenbahn 
unterbrochene Verbindung bestehender Entwässerungsgräben wieder- 
herzustellen. Der Kläger geht al)er davon aus, dass die Bestimmung 
des Grabens, der Vorflath und also der Entwässerung der auf ihn an- 
gemesenen Grundstücke zu dienen, nur als Nebenzweck in Betracht 
komme, und dass es sich um einen eigentlichen Bahngralien und dem- 
geraäss um einen Bestandtheil des Balinkürpers handle. Hieraus folgert 
er, dass der Graben nicht der Aufsicht dd- ( )rtsi)oliz»'ibelii»rde, sondern 
ausschliesslich derjenigen der Balini)oli/.eil)ehr>rde unterliege, oder dass 
die Ortspolizeibehörde als die niedere Instanz der durch den Minister 
der öffentlichen Arbeiten vertreteneu Eisenbahn - Laudespolizei zu 
weichen habe. 

Demgegenüber ist zuzugeben und in der Rechtsprediung des Ge- 
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richtshofes auch seither schon anerkannt (s. Entsch. d. OVG. Bd. IX 

S. 241 ff., Bd. XXni S. 369 ff , Bd. XXXII S. 219ff.), dass die Zuständig- 
keit der Ortspolizeibehörde ihre Schranke an der räumlich und sachlich 
begründeten Zuständigkeit der Bahnpolizeibehörde findet. Räumlich 
erstreckt sich die Zu.ständigkeit der Bahnpolizeibehörde jedoch nicht 
auf alle im Eigenthiim des Eisenbahnunternehmers stellende Aulagen, 
deren Entstelnuig und Erlialtuiig auf dieses Unternehmen zurückzuführen 
ist oder die in irgend einer Beziehung zu diesem Unteruehmen stehen, 
sondern nur auf die dem liahn verkehr dienende Anlage, und sachlich 
nur auf die Beaufsichtigung und Sicherstellung dieser eigentlichen 
Bahnaulage. Zu ihrer Zuständigkeit gehört also auch insbesondere die 
Abwehr aller MaBsnahmen Dritter, die sich als die Inanspruchnahme 
der Verfttgang Uber die Bahnanlage oder gar als Eingriffe in die Bahn- 
anläge darstellen, ünd dies gilt ebenfalls fftr die OrtspolizeibebGrden 
dahin, dass de, sofern eine zn ihrer sachlichen Zuständigkeit gewiesene 
Angelegenheit ihre Erfllllnng nicht bloss bis znr Bahnanlage, sondern 
aneh auf der eigentlichen Bahnanlage findet, wie dies s. B. fttr den 
ölfentlichen Wege verkehr dann zutrifft, wenn der Bahnk5i*per zugleich 
diesem Verkehr dient, sich auf die Befriedigung des Bedürfnisses bis 
zur Bahnanlage zn beschränken und die Anordnung des Erforderlichen 
auf der eigentlichen Balmanlage der Bahnpolizeibehörde zu überlassen 
haben. Dagegen kann für öffentlirlie Wege und die einem anderen 
Zweck liest immten Anlagen überhaupt und also aiieli l'iir die Entwässe- 
rungsanlagen die Zuständigkeit der Bahniiolizei nicht etwa auch in.so- 
weit in Frage kommen, als sie längs der Bahnanlage oder über oder 
unter derselben sich liinziehen. Denn wenn auch zutreffen sollte, dass 
Aulagen dieser Art zur Vermeidung einer Gefährdung der Sicherheil 
des Bahnkörpers in einem gewissen Zustand zu erhalten sind, so fallen 
sie doch nur deswillen nicht ans der mit Bttckdcht anf ihre Zweck* 
bestimmnng begrflndeten Zuständigkeit der OrtspolizeibehOrden heraus. 
Die Wahrung der in Betracht kommenden Bahninteressen gebfihrt in 
FftUen dieser Art den OrtspolizeibehSrden und dafttr, dass dies geschieht, 
steht den BahnpolizdbehSrden das Bünyemebmen mit den Ortspolizei- 
behörden und erforderlichen Falls die AnruAing der Anfsichtsbe* 
börden offen. 

Nr. 218. Entsch. des Oesterr. Verw.-Oerichtshofes. 

Vom 17. November 1900. 

(OMtMT. BlMiib..TeroTdm.-BL SIT. Nr. «i. & ML) 
I. Die Unterlassung der persönlichen Ladung eines Interessenten zur ordnungsmässl| 
keiitfieiiaelitM VeriMÜiiie iler ptlitiaoben Begehung begriMlet keiaeii Mustl das Vi^ 

fthrens. 



Entsch. des Otsterr. Verwaltungs-Uericbtshofee vom 17. XoTember 1900. 343 



2. In Betreir der Eigenthamafrage haben für die entscheidende Behörde die öffent* 
lidm Blebar nd der Katatfer die QnmMage der ErkMitatet n MMmi, woM Mms 
ParMMNlMBiilMgen, deren Stichhaltigiceit erst Im Wege eines richtertiolMa SpnMlMl 
festgestellt werden nüsste, nicht zu beachten sind. 

Ans der Priifuiifr flpi" Adniinistrativacten erg:ibt sich nun zunächst, 
dass nach dem Erii^ebnisse der commissionellen Verhandhing- vom . . . , 
welcher die Projektspläne zu Grunde gelegt worden sind, kein Anlass 
vorlag, den Thatbestand so anzunehmen, wie er jetzt vom Beschwerde- 
führer dargestellt wird, zumal der Beschwerdeführer selbst au der Ver- 
handlung nicht theilgenommen hat. Allerdings ist Beschwerdeführer 
der Ansicht, es sei Pflicht der Behörde gewesen, ihn als Interessenten 
persönlich Torzuladen. Da jedoch eine individaelle Ladang der Interessenten 
weder in der Ministerialverordniing vom 25. Jftnner 1879, B.-G.-B1. Nr. 19, 
noch in dem Gesetze vom 18. Febmar 1878, B.-G.-B1. Nr. SO, yorge- 
schrieben ist und vom BeschwerdefUirer selbst nicht geleugnet wird, 
dass die Vomahme der politischen Begehung ordnnngsmftssig kundgemacht 
wurde, so kann in der Unterlassung der persönlichen Ladung des Be- 
Bchwerdefnhrers ein Mangel des Verfahrens nicht erblickt werden. 

Aber auch der nachträglich vom Besch werdefttbrer eingebrachte 
Protest, in welchem er sich darauf berief, das Geleise werde sein Grund- 
stück Parzelle Nr. 241/8 berühren, war nicht geeignet, den von d«r 
Behörde angenommenen Thatbestand als irrig hinzustellen. 

Für die entscheidende Hehiirde sind die ütVeMtlichen Bücher und der 
Kataster in Betreff der Eigentliunisfrage die Grundlage der Erkenntuiss, 
in welclier sie sich durch blosse Parteibehauptungen, deren Stichhaltigkeit 
erst im Wege eines richterlichen Spruches festgestellt werden müsste, 
niclit beirren lassen kann. 

Die AdministrativbehOrde war somit nach der Sachlage im gegebenen 
Falle berechtigt, auszusprechen, dass das projectirte Geleise fremden 
Grund nicht bertthre. Durch diesen Ausspruch ist dem Beschwerde- 
f ahrer allerdings nicht das Recht beeintrftchtigt, seine TermeiuÜichen 
Eigenthumsansprache im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen. 



Nr. äli). Entsch. des Oesterr. YcrwaltungH-Gerichtshofes. 
Vom 17. November 1900. 

(OsMm. BlieB«^TerofdD.'BL ZIT. Nr. M. 8. UM.) 

IlMflMi der Koapetsu iltr StaalianftlohtiMiintos zir AMüMlsniai vta Bahntli* 

rlcMwigsa. 

1. Babneinrichtungen, insbesondere Stationen und Haltestellen, bilden 
keine unabänderlichen Institutionen ; sie mOssen vielmehr den jewei]ige& 
Verkehrsbedürfnissen und Betriebseinrichtungen entsprechen und können 
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dann, wenn sie mit den geänderten BetiiebsrerhftltnisBen nicbt mehr 
im Einklänge stehen, abgeändert werden. 

2. Zur AnordnoHg solcher Aenderongen sind, sobald hiefftr that- 
sftehliche Voranssetsongen eintreten, die staatlichen Eisenbahnbehörden 
befagt. 

3. Dieses Entschddangsrecht der staatlichen Aufsichtsbehörde kann 
durch VereiDbarnngen zwischen der Balmverwaltang nnd einem Inter- 
essenten, welche seitens der Aufsichtsbehörde genehmigt wurden und 
daher Bestandtlipile einer früheren behördlichen Verföguug bilden, nur 
insoweit cinL-'escliriiiikt werden, als die staatliche Aufsichtsbehörde an 
diese frühere Verfügung selbst gebuudeu ist. 



Nr. SSO. Entseh. des k. k. Bezirksgerichts Lemberg. 

Vom 20. November 1900. 

TAHg. Tarif-Aiir XX Nr 14 S 254.) 

Vtn den beabsichtigten Verkaufe einer Sendung ist zufolge § 70 Betr.>Regl. der Ab- 

iMiir weaSilloh n btsaohrisbtliea. 

Lant § 63 citirten Gesetzes ist die Lieferfrist gewahrt, wenn inner- 
halb derselben das Out dem Destinatar avisirt worden ist. Zum Beweise, 
dass in diesem Falle der Adressat tou der Ankunft des Gutes recht- 
zeitig verständigt wurde, legte die geklagte Bahn ein Blatt aus dem 
Znstellnngsbuche der Bahnstation in J. TOr, ans dem ersichtlich ist, 
dass der Adressat S. E. am 18. Jali 1899 von der Ankunft der Waare 
verständigt wurde, was er mit seiner Unterschrift bestätigt hat. Es 
wurde zwar vom klägerischen Vertreter die Echtheit dieser Unterschrift 
bestritten, der Richter aber liat das vorgelegte Blatt des Znstellungs- 
buches als ansreiclienilen Beweis anerkannt und vom Beweise durch 
den Zeugen 8. K. abgesehen. Dass der Adressat das Gut nicht ange- 
nommen hat, wurde von W. S., welcher seitens der klägerischen Firma 
einvernommen wurde, nicht in Abrede gestellt, und dass die klägerische 
Firma von der Nic^litannahme des Gutes verständigt wurde, beweist 
die Aussage des W. S. nnd die Consignationen des k. k. Eisenbahn- 
stationsamtes in Lemberg vom 21. Juli 1899, Nr. 5430 und vom 11. August 
1899, Nr. 6075. 

Auf Grund der Angaben des W. S. wird als bewiesen angenommen, 
dass die klftgerische Firma trotz der YerstSndignng keine Disposition 
getroffen hat Auf Grund des § 70 Betr.-Begl. ist die Eisenbahn befugt, 
solche Gftter, welche weder vom Empf&nger abgenommen noch vom 
Absender zurückgenommen werden, zu verkaufen. Von dem bevor- 
stehenden Verkaufe ist der Absender womöglich zu benachrichtigen, 
und diese Benachrichtigung erfolgt unter Bekanntgabe der Zeit und 
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des Ortes des Verkaufes niistelst eines recommandirten Schreibens. 
AqcIi in dieser Bezielinng wurde die obenerw&hnte Yorschrift seitens 
der geklagten Bahn, wie der vorgelegte Brief beweist, beobachtet. 

Der Einwand der klägerischen Firma, dass ihr Sitz iu Wien sei 
ond dass sie vom Verkaufe dorthin verständigt werden, sollte, ist un- 
b^rttndet, denn beim Mangel einer anderen genaueren Adresse des 
Anfgebei's auf dem Frachtbriefe niusste seitens der Rahn angenommen 
werden, dass die Station, in welcher das (-fnt zur Aufgabe irelangt ist, 
aach der Sitz des Absenders ist. Uebrigens ist der Absender von ilom 
bevorstehenden Verkaufe nur nach Möglichkeit zu verstäniliiren. Wenn 
auch die Angabe einer unrichtigen Adresse auf der Verständigung zu 
einer wirklichen Verständigung nicht führen konute, so war mit Rück- 
sicht auf den Mangel einer anderen näheren Adresse eine andere Ver« 
stAndigung unmöglich. 

Nachdem also die beklagte Eisenbahn Alles gethan hat, was ihr 
nach dem Oesetze oblag, .kann von einem Verschulden der Bahn keine 
Bede sein, und es hat daher die klftgerische Firma den Schaden, den 
sie durch den Verkauf der Waare erlitten hat, selbst zu tragen. 



Nr. 321. Entsch. des Oesterr. Obersten Ocrichtshofes. 
Vom 20. November 1900. 

(OMterr. ■lMiib.-VeiovdB.«fiL ZIV. Mr. U. 8. 4K.) 
Im Slim i6e I 42 dM fiuetiM ven 18. Fabniar 1878, R.-6.-BI. Nr. 30, kans Mt Be- 
seitigung der den technischen Vorarbeiten rntgngenstelienden Hinderniese nur nach 
vtrharlger Verständigung des Grundeigenthümers erfolgen. Eigenmächtige Handlungen 
auf fremdem Grunde können eine Besitzstörung begründen. 

In ersterer Beziehung ist die Bestimmung des § 42 des Gesetzes 
vom 18. Februar 1878, R.-G.-Bl. Nr. 30, zu beachten. Nach derselben 
sind die mit den Vorarbeiten für die Anlage einer Eisenbahn betrauten 
Personen durchaus nicht bei'echtigt, die den Arbeiten entgegenstehenden 
Hindernisse wiUkfirlich zu beseitigen, sondern sind verpflichtet, von der 
beabsichtigten Beseitigung der Hindemisse die Betheiligten rechtzeitig 
in Kenntniss zu setzen, damit diese dagegen Einsprache erheben und 
die Entscheidung der politischen Behörde über die Nothwendigkeit und 
Zulässigkeit der beabsichtigten Handlungen begehren können. Diese ge- 
setzliche Bestimmung diente aber dem Bekl iL-^li n im vorliegenden Falle 
nicht zur Richtschnur, da er, wie aus der Verhandiang in erster Instanz 
und insbesondere den Aussagen der vernommenen Zeniten hervorgeht, 
die den auf den klai,^t'risclien (rrundstiicken vorzunehmeiiden technischen 
Arbeiten entgegenstellenden Hin<lernisse beseitigte, indem er Bäume 
fällen, ausästen und auplätzeu Hess, uhue früher diesen seinen Ent- 
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flchlDss dem Kläger als Betheiligten bekanntgegeben m haben, so dass 
diesem das Becbt benommen wurde, sich gegen die beabsichtigte Ver- 
fftgnng durch Erhebang der Einsprache zn schützen nnd die Hflfe der 
zQStftndigen Behörde rechtzeitig anzomfen. Diese Handlang des Be- 
klagten erfolgte nicht in Form Rechtens, sondern ganz willkürlich and 
eigenmächtig, and erscheint daher dieselbe als ein widerrechtlicher eigen- 
mächtiger Eingriff in die Besitzsphäre des Klägers, und da der Besitz 
an sich nach § 339 a. b. G.-B. geg"en jede Beeinträclitif^nnc^ und eigen- 
mäclitifre Störung zu schützen ist und die Integrität desselben die Ab- 
weisung jedes EingritTes ohne Rücksiclit auf die Tendenz des Handelnden 
verlaugt, so ist es demnach ganz unentscheidend, ob der Beklagte die 
den Besitz des Klägers verletzenden Handlungen mit dem Bewusstsein, 
dass er fremden Besitz verletze, vorgeuomnien habe oder nicht, und 
daher ist auch der Einwendung des Beklagten, dass er die Absicht 
nicht hatte, den Beätz des Klägers zu stOreu, ganz ohne Belang. 

In dem gegen diese Entscheidnug überreichten Bevisionsrecurse des 
Beklagten wird insbesondere darauf hingewiesen, dass die Interpretation, 
welche der § 42 citirten Gesetzes dnrch das Becursgeridit hat, eine 
unrichtige sei, zumal diese Gesetzesstelle nicht in ihren ersten 2Seilen die 
Vornahme techuischer Vorarbeiten gestatten wttrde, um diese im Folgenden 
an eine Bedingung zu knüpfen, welche nahezu undurchfOhrbar ist. 

Der Oberste Gerichtshof hat mit Entscheidung vom 20. No- 
vember 1900, Z. 15.561, dem Revisionsrecui'se in der Erwägung, dass 
die Auslegung des § 42, Abs. 2, des Gesetzes vom 18. Februar 1878, 
K.-G.-Bl. Nr. 30, seitens des Recursgerichtcs als zutreffend angesehen 
werden muss, insbesondere auch dem Wortlaute dieser Gesetzesstelle 
am ehesten entspricht und dem Grundsatze der Unverletzliehkeit des 
Eigenthums (Art. 5 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, 
R.-G.-Bl. Nr. 142) Rechnung trägt — dann in der Erwägung, dass es 
zam Tbatbestande einer Besitzstörung irgeud einer bestimmten, insbe- 
sondere etwa der anf die StOmng des fremden Besitzes gerichteten 
Willensmeinung desjenigen, welcher sich einen Eingrilf in den fremden 
Besitz hat zu Schulden kommen lassen, durchaus nicht bedarf — in 
der Erwägung weiter, dass der Beklagte in der Streitrerhandlnng ans- 
drllcklieh zugegeben hat, dass die in der vorliegenden Klage angeführten 
Beschädigungen thatsächlich vorgekommen und auf seinen Auftrag 
zurückzuführen sind, seine Verantwortlichkeit dem Kläger gegen&ber 
daher (§ 339 a. b. G.-B.) ausser Frage steht, keine Folge gegeben. 
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Nr« 888. Sntseh. des k. k. Besliksgeriehts fttr Handelsmehen tn Wien. 

Vom 80. Noyenber 1900. 

(Allgm, Tarif-Anz XX. Nr. 6. R.W. - Nr. 6. S. 122.) 

I. Es ist nicht zulässig, dass die Bahn nicht blos die Zuschlagsfrist, sondern lieh In 
die Ueferfriet die Zeit der Verkehrsstörung einrechnet, wegen weloher die ZaMhlilt- 

friet genehmigt wurde. 

II. Wmi Mf etaer Route «Im VarkflkrattBriig bMtoM, m darf die Bahn das Bat 
trttc der laitradirungsvorschriften nicht auf diese Route dirigiren, weaa aaeh diaa 

zweite gleich vortheilhafte Route benutzt werden darf. 

Die Bahn hat geltend gemacht, dass das Gut in Folp^e Anstauung 
der Güter in Pres.'^luirir zwisclien dem 24. und 25. Jänner festgehalten 
und nicht \veiterl)etVii(k'rt werden konnte. Dieser Umstand ist auch 
von der Klägerin als richtig zugegeben. Allein es gtdit aus dem vun 
der Bahn selbst vorgelegten Ausweise hervor, dass sowohl am 23. als 
am 24. Jänner eine grössere Anzahl Waggons von Pressburg über die 
Hilfsrouten abgeführt worden. Daraas folgt, dass der Bahntransport 
an deh nicht verhindert war, sondern nur in Folge der Anstannng 
der Guter erschwert war. Die Bahn konnte sich daher im vorliegenden 
Falle nicht anf § 63 (6) Betriebsreglement bemfen and für sich geltend 
machen, dass der Lauf der Lieferfrist ruhte. Die Beklagte kann viel- 
mehr nnr geltend machen, dass der betreffende Waggon während dieses 
Tages bei Pressburg nicht weiterbefördert werden konnte. Aus diesem 
Grunde steht aber der Bahn nur das Recht zu, entweder diese Frist, 
während welcher der betreftende Waggon durch die Anstauung der 
Güter in Pressbnrg testgehalten war, oder aber die Zuschlagsfrist, 
welche wegen des Ttinneleinsturzes publicirt wurde, bei Berechnung 
der Lieferfrist in Ansclilag zu bringen. Die Zuschlag.sfrist wurde 
nämlich, wie die lieti tollende Kundmachung be.*<agt. wegen der Folgen, 
welche der Tunneleinsturz für den Bahnverkehr halte, aus dem Grunde 
gewährt, weil die Beförderung auf den Hilfsrouten nicht so rasch er- 
folgen konnte und eine Anstauung der Güter eiutreten musste. Es geht 
daher nicht an, dass die Bahn sich die ans den angefahrten Gründen 
gewährte Znschlagsfrist und noch ausserdem die Frist in Berechnung 
bringt, während welcher das Gut in Folge desselben Ereignisses anf- 
gehalten war. Wenn aber die Zeit, während welcher der betreffende 
Waggon in Pressbniig anfgehalten war, ausser Betracht bleibt und 
wegen des Aufenthaltes bei Pressburg nnr die Zuschlagsfrist von 3 Tagen 
in Anrechnung gebracht wird, so ergibt sich eine Versäumuug der 
Lieferfrist von 24 Stunden. Demzufolge gebührt nach § 87 I/l Betriebs- 
reglement der Klagsfirma '/lo der 183 Kronen 74 Heller betragenden 
Fracht im Betrage von 18 Kronen 37 Heller, welcher der Klägerin 
auch zugesprochen wurde. 
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Die Klägerin ist allerdings der Ansicht, dass die Bezechnong der 
Lieferfrist Aber Pressbnrg und über die von da ab eingeschlagene Hilfe- 
ronte nicht zulässig sei, weil in diesem Falle das Gut Uber Oswieczim 
hätte befördert werden sollen. Dann wOrde nur eine Lieferfrist von 
nenn 'fBgen der Bahn zustehen, so dass der Klägerin bei einer Ver- 
spät im^ Iiis ( inschliesslieli von mehr als 3 Tagen *lio der Fracht als 
Schadeuersafz zuzuerkennen wären. Das (ieri< ht war aber der Ansicht, 
dass dem Beamten in .Taslo am 19. Jänner liK)0 M«»i-^^hiis bei Aufgabe 
der fraglichen Sendung nuch nieht der in der Nacht vom 18. auf den 
19. Jänner erlulgte Tunneleinst nrz bekannt sein konnte. Unter diesen 
Umständen hatte der Beamte keinen Anlass. das Gut anders als nach 
den Instradiruugsvoi.'^chriften zu dirigiren. Nach diesen hatte das Gut 
den Weg Uber Pressburg zu nehmen. Dieser Transportweg ei^cheint 
unter gewöhnlichen Verhältnissen als der der Partei gttustigste, weil 
das Out bei gleichem Frachtsatze am schnellsten am Bestimmungsorte 
anlangen konnte, mit Bäcksicht darauf, dass diese Route fttr den Verkehr 
von Jaslo nach der Bestimmungsstation besonders eingerichtet war. Dies 
geht daraus hervor, dass die Instradimngsvorschriften diesen Weg vor- 
zeichnen. Dass aber in Folge des Tunneleinsturzea eine ausserordent- 
liche Zuschlagsfrist hinzukommen und ausserdem das Gut von Pressburg 
aus eine Hilfsroute wird einschlagen müssen, konnte am 19. Jänner 1900 
nicht vorhergesellen werden. Da nach § 51 (b) Beti'iebsreglement die 
Bahn für die Wahl des Transportweges nur im Falle groben Vei-schuldens 
haftet, so kann die Klägerin im vorliegenden Falle, wo ein solches 
Verschulden nicht vorliegt, diese Haftung der Bahn nicht beanspruchen. 

Es war daher nur jene Versäumiing der Lieferfrist anzurecliiien, 
welche sich bei Berechnung der Lieferlrist über die Pressburger lioute 
ergil)t. 

Dagegen musste dem Stationsbeamten in Jaslo bereits am 23. Jänner 
1900, an welchem Tage die zweite Sendung aufgegeben wurde, der in 
der Nacht vom 18. zum 19. Jänner erfolgte Tunneleinstnrz bekannt sein, 
und er musste auch wissen, dass die Sendungen Aber Pressburg eine 
längere Transportdauer erfordern werden. Es durfte daher trotz der 
Instradiningsvorschriften mit Rücksicht auf die damals vorliegenden 
Umstände das Gut nicht ttber Pressburg dirigirt werden, weil Uber 
diese Beute dieselben Frachtsätze wie über die Boute Oswieczim gelten, 
dagegen der Transport über Pressburg eine bedeutend längere Liefer- 
frist mit Rücksicht auf die ausserordentlichen VerhiUtnisse erforderte. 
Nachdem die Klägerin keinen Transportweg angegeben hat und die 
Bahn vorliegend einen Weg wählte, welcher für den Absender gar 
keinen Vortkeil, sondern nur den Nachtkeil eines längeren Transportes 
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yorransBeben Uess, füllt bei der Wahl des Weges der Bahn ein grobes 
Yerschnlden snr Last, in Folge dessen sie fikr die Folgen dieser Wahl 
gemäss § 51 (1) dem Absender haftet. 



Nr. 288. Entsch. des Fireiiss. Oberverwaltnngsgeriehts. 

4. Senat. Vom 22. November 1900. 

iPreuss. Kiscnlj -Arch. 1001. Heft 3. S.667.1 

Voraussetzungen für die Umwandlung eines Eisenbahnwegs in einen offentliciten Weg. 

Ein Weg, der — ursprünglich als Zubehör der Halm angelegt — 
im Laufe der Zeit seine Bestimmung derartig erweitert, dass er zu 
einem Bediirlni.ss für den üü'entlicheu Verkehr wird, wird allein durch 
die tbatsäckliche Entwickhing des Verkehrs noch nicht in einen üffent- 
liehen nmgewandelt dergestalt, dass damit von selbst die ünterhaltongs- 
Pflicht von dem Wegeeigenthttmer auf den ordentlichen Wegebanpflichtigen 
ttbergeht; es ist hierzu vielmehr die, wenn auch stillschweigende Zu- 
stimmung der rechtlich Betheiligten — d. s. der Eigenthttmer, die Wege- 
polizeibehörde und der Unterhaltungsi^chtige — nothwendig. FOr die 
Zustimmung des Unterhaltnngspflichtigen können nur solche Erklärung^ 
in Betracht kommen, bei denen die Unterhaltungspflicht von ihm an- 
erkannt oder stillschweigend vorausgesetzt, jedenfalls nicht bestritten 
wird. Fehlt es an einer solchen Erklärung, so entsteht die IJnterhaltuugs- 
pflicht für den ordentlichen Wegebanpflichtigen nur dadurch, dass sie 
ihm von der zuständigen Wegepolizeiltehöide in dem vorgeschriebenen 
Verfahren mit Erfolg auferlegt wiid. Hierzu bedarf es einer polizei- 
lichen Anordnung an ihn, durch welche er angehalten wird, den Weg 
von dem zur Ueberlassuug bereiten Eiseubahufiskus als öflentlichen zu 
übernehmen. 

hk einem Verfahren, welches sich an eine nicht gegen den ordent- 
lidien Wegebaupflichtigen gerichtete polizeiliche Verf&gnng anschliesst, 
kann die Umwandlung eines solchen Weges in einen difentlichen nicht 
erzwungen werden. 

Nr. 324. Eutsch. des Land§crlcht.s Hannover. 

1. Civil-Kammer. Vom 6, Dezember lUÜO. 
Verantwortlichkeit der Stramnbahn für Ihren Wagenführer. 

Die Kechtsprechung der höchsten Gerichte ist hinsichtlich der Haftung 
der juristischen Personen für Verschulden ihrer Angestellten keine un- 
bedingte gleichmässige, indessen ist nicht zu verkennen, dass die Ent- 
wicklung dieser Rechtsprechung zu einer immer schärferen Ausgestaltung 
der Haftbarkeit geführt hat. Während früher eine Verantwortlichkeit 
der juristischen Personen für das ausservertragliche Verschulden ihrer 
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AugeBteUten unter Berufung auf Windscheid Bd. I § 59 grandgesetzlich 
verneint wurde, ging man später dazu über, sie für das aquilische Ver- 
schulden ihrer Willensurgane d. h. derjenigen Personen, die nach der 
Verfassung der juristisclien Person zu ihrer Vertretung bei Rechts- 
geschäften berufen sind (BGB. § 31) für haftbar zu eiklären, und neuer- 
dings hat der 1. Senat des Reichsgerichts in Bd. 39 S. 183 diese Haftung 
auch auf andere Angestellte ausgedehnt, sofern ihnen nur eine gewisse 
Selbstsiäudigkeit der Eutschliessimg bei ihreu Obliegeubeiteu eingeräumt 
ist und dieser Ausdehnung hat sieh aneh der 8. Senat, wenn auch nadi 
einigem ZOgem (Urteil Tom 26. September 1899, Jnr. Wochenschrift 8. 706) 
angeschlossen. 

Dass die jenen Urteilen zu Grande liegenden BegrüFe auf den Tor- 
liegenden Fall Anwendung finden, hat der 1. Bichtei* zutreffend ausge- 
fBhrt Denn bei der Fahrt des Strassenbahnwagens hat der Wagenführer 
eine selbstständige Thätigkeit zu entwickeln, er mag der Aufsicht des 
Schaffners unterstehen, dieser ist aber nicht in der Lage, w&hreud der 
Fahrt die Selbstständigkeit des Führers zu ersetzen oder auch nur 
wesentlich zu beeinflussen. Wenn daher das in jenen beiden Urteilen 
niedergelegte Ergebnis der reichsgerichtlichen Rechtsprechung zu billigen 
ist, so findet es auch auf diesen Fall Anwendung. Das Landgericht 
tritt aber den 2 Entscheidungen des 1. und 3. Senats tlcs Reichsgerichts 
bei und zwar wesentlich deshalb, weil diese Entscheidungen für den 
vorliegenden Fall zu demselben Ergebnis führen, wenn man auf 
ihn die Grundsätze des BGB. anwendete, und weil das zu billigende 
Bestreben des Beichsgerichts dahin geht, die Grundsätze des alten 
Bechts thanlichst im Einklang mit dem neuen Bechte auszugestalten. 
Das neue Becht bestimmt aber im § 831 BGB., dass jeder, der einen 
anderen zu einer Verrichtung bestellt, zum Ersatz des Schadens yer- 
pfliehtet ist, den der Andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. Zwar ist dem Verpflichteten der Nachweis nach- 
gelassen, dass er bei der Auswahl der bestellten Person oder sonstwie 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat und es scheint 
daher äusserlich nur eine Umkehrung der Beweislast gegenüber den 
bisher allgemein anerkannten gemeinschaftlichen Grundsätzen vorzuliegen. 
Allein es kann nicht zweifelhaft sein, dass gerade diese Umkehr der 
Beweislast in der Rei htsprechung zu einer wesentlichen schärfereu civil- 
rechtlichen Haftbarmachung der Betriebsuntornehmer führen wird. Eine 
schärfere civilrechtliche llaftbarmachung der Unternehmer ist mit Rück- 
sicht auf die Verkehrssicherheit, uamentlich den Strasseubahnen gegen- 
ttber, aber durchaus notwendig. Es mnss als ein unleidlicher Zustand 
bezeichnet werden, dass es dem Unternehmer einer Strassenbahn, wenn 
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im Betriebe dritten Pei-sonen von den regelmässig vermögenslosen an- 
gestellten Wagenführern ein Vermögensschaden zngefUgt wird, freistehen 
sollte, den Beschädigten mit seiner Forderung lediglich an den ver- 
mögenslosen Angestellten zu verweisen. Betriebe, die zwar social und 
wirtschaftlich wohltliätig sind, aber andererseits mit erheblicher Gefahr 
für den unbeteiligten auf der Strasse verkehrenden Dritten verbunden 
sind, müssen für die aus iiire (Tefahrlichkeiteu entstehenden Folgen 
aufkommen, und es ist eine Aufgabe einer gesunden Rechtsprechung, die 
Würdigung dieser Gefahren nicht nur der Träventivpolizei zuzuschieben, 
sondern sie hat die nötigen civilrechüichen Gousequeozeu aus den Ge- 
fahren des Betriebes zn ziehen, indem im Biozelf«]] «nfs schftrftte za 
prikfen ist, ob der Unternehmer aoch alles nur menschenmögliche gethan 
hat, nm die Gefahren des Betriebes anszuschliessen. 

In einem Falle, wie der vorliegende, in dem ein gröblicher Leicht- 
sinn des Wagenftthrers den Unfall verschuldet hat, wird der Unter- 
nehmer nicht damit auskommen, dass er darthat, dass der Wagen^hrer 
sich bis dahin ordentlich geführt hat, sondern er wird vor Allem sich 
dafür zu verantworten haben, wie er es entschuldigen kann, dass er 
einen so gröblich leichtsinnigen Menschen auf den im höchsten Ifasse 
verantwortlichen Posten eines Wagcnführeis gestellt hat. 

Er wird also darthun müssen, dass es ilini absolut unmöglich war, 
auch durch Aufwendung erhöhter Geldmittel, ein bis zum letzten Manu 
unbedingt zuverlässiges Führerpersoual zu bekommen. £iu solcher Beweis 
wird kaum zu führen sein. 

Man wird nur dann bei gefährlichen Betrieben za einer den Be- 
d&rfoissen des Verkehrs und der Sicherheit der Öffentlichen Strasse 
entsprechenden Rechtsprechnng kommen, wenn man die Verantwortnng 
des Unternehmers so scharf fasst, wie vorstehend auseinandergesetzt 
ist. Es wird daher anch auf Grund des § 831 BGB. in emem Falle 
wie der vorliegende dasselbe Ergelmis eintreten, zu dem man gelangt, 
wenn man sich den 2 Urteilen des 1. und 3. Senats im Endergebnis 
anschliesst. 

Nr. Entseh. des Bezirksgerichts für llandelssaehen in Wien. 

Vom 7. Dezember 1900. 

(iJlg«ai.T»r.*Aa& ZZ. Hr.t. am.) 
Die Elsenbahn haftet für die Unrichtigkeit der Ober einen Fraclittatz ertheilten Aus- 
kunft jedenfalie dann nicht, wenn sich der Absender vor Abscliluee eines darauf ge- 
stellt«« 8etch&ftes von dem richtigen Frachtsatz infornirt bat oder tline eigenes Ver« 

totMüsa tsfierMires kemilt. 

Die Berechtigung, von dem beklagten Aerar vorliegend Scbadmier- 
sats zn verlangen, kann nur durch die §§ 871 und 875 im Znsammen- 
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halte mit den §§ 1299, 1300 und 1294 a. b. G. B. beo^riindet werden. 
Nach diesen Bestimmungen kann ein Auskuuftsgeber für durch seine 
Auskunft verursaclite Irreführung nur ersatzpflichtig werden, wenn er 
aus Anlass eines mit ihm abzusi hliessenden Vertrages schuhlhat'terweise 
und widei recliilii Ii eine unrichtige Auskunft ertheilt oder wenn ein Sach- 
ver.stilndiger gegen J'hitgelt eine unrichtige Auskunft oder einen nach- 
tlieiligen Rath gibt. Audi niuss die unrichtige Auskunft die Ursache 
des eingetretenen Sciiadens sein. Es soll zunächst geprüft werden, ob 
die zuletzt genannte Voraussetzung zu einer Schadenersatzpflicht — 
nftmlich ob die ertheilte unrichtige Aoakunft die Ursache de> angeblich 
der Klagsfirma zugegangenen Schadens ist — vorliegend zntrelfe. Die 
hier in Frage kommende Auskunft ist der Elagsftrma um den 27. Mftrz 
1899 zugekommen. Die nach der vorgenommenen Einschränkung des 
Klagsbetrages in Betracht kommenden Kanfsabscblfisse erfolgten mit 
Briefen vom 24. April 1899 und 14. September 1899. Es sind daher 
seit der Ertheilung der Auskunft mehrere Wochen verflossen, bis ein 
Kaufsabscbluss zwischen der Firma und ihren Contrahentra «"folgte. 
Die Lieferung dieser Waaren erfolgte wieder mehrere Wochen nach dem 
Kaufsabschlusse. Gemäss § 7 (2) Hetriebsreglement, beziehuncrsweise 
§ 19 der Verordnung des Han(lelsniiiii>teriunis vom 1. November Ih'Jü, 
Z. 47510. V. Bl. Nr. 128, sind Aenderuugeu der Eisenbahntarife, welche 
eine Ei luiliung der Frachtsätze iu sich schliessen, sechs Wochen früher, als 
sie in Wirksamkeit treten sollen, zur utfentliclien Kenntniss zu bringen, so- 
fern nicht der Tarif nur iür eine bestimmte Zeit in Gellung gesetzt war. 
Nachdem zur Zeit der Auskunft bereits die bevorstehende Erhöhung der 
Tarife veröffentlicht sein konnte nnd somit eine Erhöhung der Tarife 
bereits am 25. April 1899 unter allen Umständen, das ist, auch wenn 
die Pnblication der Erhöhung nach dem 27. Härz 1899- ^olgt wilre, 
am 14. September 1899 durchgef&hrt sein konnte, so war die Elagsfirma 
durchaus nicht berechtigt, bei den EaufsabschlOssen sich auf die Ende 
März 1899 erhaltene Auskunft zu verlassen nnd diese Auskunft ihren 
Preisberechnungen zu Grunib; zu legen. Sie masste zur Zeit dieses Ab« 
Schlusses feststellen, welcher Frachtsatz zu dieser Zeit gelte. Hätte 
die Klagsfirma bei dem Vertragsabschlüsse sich neuerlich um den Fracht- 
satz erkundigt, so hätte sie voraussichtlich eine richtige Auskunft er- 
halten. 
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Nr. 'Z'Hi. Eiitscli. des Laiidgcriehts 1 Berlin. 

5. Civil-Karamer. Vom 10. Dezember 1900^). 

Oer § 25 des preiiss. GeMtzM von 3. Novenber 1838 ist 6urck Art 105 riet Elnf.- 
8«a. wm MB. aufrwM erlialle« wordmi. — Dsr BsirMT da» Iii § 25 eit mu^ 

sprooheNCa „eigenen" Verschuldens des Geschädigten ist auch nach BGB. nicht aif 
sehildhafte Handlungen der Bediensteten des Geschädigten auszudehnen. 

Nacli All. 105 des EG, zum B(tB. sind die landesfresetzliclien Vui- 
schrifteii. ii.icli welchfit der Unteriieliiiier eines iMsciibaliubetiiebes für 
den aus dem Iktrit^li ciustandenen Schaden in weiterem Umtaiiir»' als 
nach den Vorschriften di .s lUiJi, verantwortlich ist, unlieruhrt geblieben. 
Es kann keinem Hedenken uiiterlie^jren. dass hier nicht an Vorschriften, 
die den Umfang des Schadensersatzes, .sondern vielmehr an Vorschriften, 
die den Umfang der Verantwortlichkeit fQr den Schaden in verschiedener 
Weise bestimmen, gedacht ist; denn weder der Wortlaut noch der offen- 
bare Zweck des Art. 105 cit. sprechen fttr die gegentheilige Anffassang 
des Beklagten. 

Um zn wissen, ob der § 2b des Preoss. Ges. vom 3. November 1838 
zn jenen landesgesetzlichen Vorschriften gehört, ist zu prüfen, wie die 

Yerantwortlichkeit im vorliegenden Falle zn regeln wäre, wenn das 
BGB. zur Anwendung käme. Gemäs.'? §§ 823, 831 das. würde ent- 
scheiilen l sein, ob widerrechtliche HaudluDgen der Beamten des Be- 
klagten causal zu "lern eingetretenen Schaden gestanden haben, und es 
wurde in zweiter Linie gemä.ss §§ 25'1, Abs. 2, 278 das. zu ermessen sein, 
ob ein \ erseliulden der klägerischen liediensteten insofern mitgewirkt 
hat, als sie es unterlassen haben, den Schaden abzuwenden oder zu ver- 
niindern: im letzteren Falle kininte der Beklagte von der Haftplliclit 
völlig befreit sein-j. Unbedenklich ist nun aber durch § 25 cit. die 
Verautwortlichkeit des Beklagten in einem weiteren Umfange geregelt. 
Denn danach ist er,. weil bezw. vorausgesetzt, dass bei der BefSrdemng 
auf der Bahn der Schaden entstanden ist, nur alsdann von der Haft- 
pflicht befreit, wenn der Schaden entweder durch eigene Schuld des 
Klägers oder durch einen unabwendbaren äusseren Zufall bewirkt wor- 
den ist. Demgemäss ist fOr die vorliegende Entscheidung die Bestimmung 
des § 26 cit. massgebend*). 



'i Eingesandt von Herrn Dr. Ernst Schindler. 

Vw Anwcndbarlicit ik-v 82'? und 8.TI BCli. i^t u. E. jedoi h zitiii Mindesten 
sweit'clhat't, da diese bich nur uut' delicticiüclic i^gUnt-rlaubte') Handlungen beziehen, 
die Klage anf Entschädigung ans § 26 cit. aber keine DelictsUage ist. (cf. ROHO. 
Bd. Xn (1874) S. 79.) 

•) Dass der § 2.'i cit. durch den Vorbehalt dos ort. 105 Eü. zum B<iB. aufrecht 
erhalten ist. .sitreelien ille Motive uusiiriK klii Ii :iuä, die es für nicht angängig erklären, 

Eger, £üentaUiirecbUicbe EauiOieiauA^eo XVll. 25 
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Diese aber ergiebt die HpfjriiiuletliHit der eiiiobenen Kl.i^«'. Dass 
bt^i der Befürdernng auf der Bahn der bier in Kede stehende Schaden 
entStauden ist, ist zu bejahen. Denn unstreitig ist das Fuhrwerk des 
Klägers auf dem Niederschlesiscli-Märkisrhen Bahnhof hierselbst dadurch 
zu Sdiaden gekommen, dass eine Hanfziibewegung auf dem Ladetdeise, 
in dessen Nähu es stand, ausgefülirt worden ist. Es ist anerkaiinten 
Rechts, dass aueh eine Rangirbewegung, tlie auf dem zur Befrachtung 
und Entfrachlmig bestimmten Theil des Balinkörpers vurgenommen wird, 
eine Beförderung auf der Bahn darstellt, f ritit aber diese Voraussetzung 
zu. so ist auch der Beklagte dem Kläger für den Schaden verantwortlicb, 
der di« Vornahme der in der KlagerechDiug im Binseinen anfgeftthrten 
Reparaturen des Wagens in HOhe von 130,55 Mark — der Beklagte hat die 
Schadenshöhe in schlllssiger Weise nicht bestritten — veranlasst hat. 
Denn dass den Kl&ger eine eigene Schuld treffe, ist von dem Be- 
klagten nicht bewiesen, aach nicht in der Richtung, dass ihm bei der Aos- 
wahl deijenigen Personen, welchen er die Verladung der Dflngemittel von 
dem beschädigten Wagen in den von der Güterabfertigungsstelle zur 
Verfügung gestellten Eisenbahnwagen aufgetragen hat, ein Verschulden 
treffe: im Uebrigen kommt eine Schuld der Bediensteten des Klägers 
nicht in Betracht, insbesondere dürfen, da es sieh um einen aussercon- 
tractlichen Schaden handelt, bei welcheni die Keehtsbeziehungen der 
Parteien aus dem Frachtverträge ohne Belang gewesen sind, die Kechts- 
legeln über Haftung «les AFachtgebers für Handlungen des Beauftragten, 
jetzt die Vorschrift des ^ 'J78 BGB. nicht herangezogen werden (cf. KG. 
Bd. V S. 232*) und Gruchot Bd. 42 S. 975*)). Ebensowenig ist ein 
äusserer Zufall vom Beklagten dargethan worden*). 

derartige Specialvorschriften, gi-^en welrhe sacliHrh keine Bedenken Torligen, still- 
gchwei^cml zu lifseitigcn. icf. Haiilkn. BGi'.. 4 IM. S. 512.1 

P^rkeuntniss vom 11. Mui 1881, abgedruckt in dieseu Entscbeiduugen Jid. II 6.31. 
*) Erkenntntos vom 22. AprU 1897, abgedroekt in diesen Eotwsheidiiiigeii Bd. XIV 
S. IfiO. 

*) (irade diis. dass niimlirh iljc Twente des Klii)i< rs den cjitstandfnpn Schaden dnrrh 
oiffene Srhnld herheigelührl liiitten, und dass sich d< r KUlirer das Vcrschuhlcn seiner 
Leute zwar unter der lierrüchatt des ALK. nicht als eigenes liätte anrechnen lassen 
braachen, dies aber unter der Herrschaft des BGB. thun mflise, hatte der Beklagte 
behaupte Selbst wenn man jeihuh b« i im (ihrigen gleicher Lage des Falles — 
annehmen wollte, dass die lledieustetin des Klägers den verursachten Schaden ver- 
Bcboldet hätten, würde der Beklagte, da den Klüger persuulicb au dem Schaden keine 
Sebald trifft, auch nach BOB. von der Huftpiiiebt niobt befrat idin. Denn die An- 
nahme, dass der im § 25 cit. aufgestellte Begriff „eigenes Vexschttlden" durch das je- 
weilige gelteiule allgemeine hilrgerliche Recht zu interpretiren sei, und dass deshalb 
ein Verschulden der Bediensteten des Klägers zwar unter der Herrschaft des preuss. ALK. 
(gemäss ^ 50ff. ALK. I, 6) diesem selbst nicht als eigenes anzurechnen gewesen wäre. 
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Nr. *i*i4, Euteeli. <l<'s kuH. Säclisis< h. Hiiiistoriums de» Ijiucrii. 

Vom 11. Dezember 1900. 

(Ptofthflf • ZeitMhr. t Pnx. b. OeaetzgAbojig d«r Tmrwftltniig. Bd. st. H«flt 4/fi. 9. ML) 

ZiliMiokan iler Eitei|i«ii| fir SielerhtKMUilaQei, ü« terok tfat «iMgmMltkareelitlgto 

UatenitlHiM beiUaflt «Mriea. 

Die biei' fra^^che Enteignung soll auf Grand vorher eingeholter 

.ständischer Ermäclitignng und der in Gemässheit des ständischen Be- 
.«ichlusses von dem Miuistcrinm des Innern im Gesetz- und Veroitinangs- 
blatte demnächst zu erlassenden, mit Gesetzeskraft begabten ent- 
sprechenden Verordnung durchgeführt werden. Es liegt demnach hier 
ein gesetzlich best imm ter Fall im Sinne d(>s § 31 Abs 1 der Ver- 
fHS^u^gsul•ku^de vor. Die Anwendung der Enteignung in einem .solchen 
Falle gegenüber den einzelnen, vom Unternehmen berührten Grundstücks- 
besitzern bestinmit sich alter nicht nach den), was als absolut noth- 
wendig anzusehen ist, sondern darnach, was einerseits nach der Zweck- 
hestimmuDg des Unternebmens und seinem wirthschaftlicheu Bedürfnisse, 
andrerseits aber auch zur Abwendung von Gefahren für die Allgemein- 
heit and fUr Einzelne, die aus der Anlage and dem Betriebe des Unter- 
nehmens zu befürchten sind, als, nützlich und angemessen zu er- 
achten ist. Selbst wenn daher im vorli^enden Falle die zur Erzielung 
einer besseren UebersichÜichkeit der betreffenden, in der KrOmmnng 
liegenden Strassenstrecke angeordnete Strassenverbreiternng nicht durch 
dringende Nothwendigkeit geboten wäre, so erscheint sie doch nach dem 
Gutachten der zuständigen Strassenpolizeibehörde und ihrer technischen 
Organe durch Rücksichten auf die Sicherheii des allgemeinen Strassen- 
verkehrs in dem Masse gerechtfertigt, dass ilire .\usführung dem Unter- 
nehmer nach § 4 des Ki.senl)ahnenteignungsgeset/es vom 3. Juli 18.35 
auferlegt werden nuisste. Dies gilt für die gesummte, im Knteignungs- 
grundrisse vorgesehene Strassenverbreiternng, also auch für die hiervon 
betrotfene Parzelle Nr. 131. Denn bei Beschränkung der Verbi eiterung 
auf die Parzellen 133 und 132 würde der Zweck dieser Anlage uur in 
sehr onvoUIcommener Weise erreicht werden. Zur Durchf&hmng aller, 
dem Unternehmer nach § 4 des angezogenen Gesetzes obliegenden Sicher- 
heitsanlagen steht ihm aber das fflr die Hanptanlage gewährte Enteignungs- 
recht zu Gebote. Dies ergiebt sich mit innerer Nothwendigkeit schon 

dies aber wohl mch 27H I5(;I5 (l» r F'all sein mtlsse. ist irri^;. Mit Hecht hat hicr- 
KPgen gerade hinsi( htli< h dos 2') rit. schon das l\<i. durch Krlcenntniäs vom 23, Fe- 
bruar 1891 ^bt i Dulze M Nr. 1*J7, auch iu diesen Entscheidungen Bd. IX, ä.32 abgedruckt) 
gmnz allgemein ansReftthrt, das« ein derartiger Orondsats nicht olme Weiteres auf die 
durch ein Special^esetz ein^'i i'ilhi tr und nur unter ipedell bo/cichneten VoraonietzailgeD 
fortfallende l^tschädignug der Eiaenbatm übertragen werden könne. 

26* 
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daraus, dass für die HerstellnDg dessen, was aas Anlass des Unter- 
nehmens die Öffentliche Sicherheit erfordert, mindestens im gleichen 
Hasse gesorgt sein muss, wie fttr das, was lediglich im Interesse des 
Unternehmens liegt. Die Anwendung der Enteignung ff'ir die durch 
das Unternehmen bedingten Sicberheitsanlagcn ist daher eine sich rechtlich 
von selbst ergebende Konsequenz der zur Durchführunfx des Unternehmens 
iiberhaupt verliehenen Enteignun<r><befnfrniss. Hieran ist von jeher fest- 
gehalten worden. Ks kann aber auch kein Zweifel darüber bestehen, 
dass die Knt('i<^mmg für eine Nebenanlage im Sinne von § 4 des (Tesetzes 
auch dann ziibls.si|^ ist, wenn an iler belrelleudeu Öteiie für die Haupl- 
anlage nicht enteignet zu werden braucht. 

Nr. Bntseli. des Prenss. Oberrerwaltungsgericlits. 

I.Senat. Vom 11. Dezember 1900. 

I'rfU^- Kisctil> Arcli. 1901 Heft 3. S. 674.) 

Ein Bahnpoiizeibeamter macht sich einer Ueberschreitung seiner amtlichen Befugnis 
nicht schuldig, wenn er In unmittelbarer Verfolgung einer strafbaren Handlung (Bahn- 
HHnUlbsrtrttaig) Ii INmIm MtiliMii «iMliiifi 

Nach § 54 der vom Bnndesrath beschlossenen Betriebsordnnng fllr 
die Hanpteisenbahnen Deutschlands vom 5. Jnli 1892, Beichsgesetzblatt 
8. 691, ist das Betreten der Bahnanlagen nur den speziell dort ver- 
zeichneten Behörden und Beamten, nicht aber dem Publiknm gestattet; 

nnd gemäss § 63 derselben sind die Bahnpolizeibeamten befugt, einen 
jeden vorläufig festzunehmen, der auf der Uebertretung dieser Bestim- 
mung betrotfen, oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird 
und sicli über seine Person nicht auszuweisen vermag. Aus der erfolgten 
Bestrafung des Schülers W. ergiebt sich, dass dieser am 16. Mai 1809 
die Balinanlage betreten hat. Nicht minder ist als erwiesen anzunehmen, 
dass der angeklagte ßalmuieister ihn hierbei betroffen und, um seine 
Person festzustellen, verfolgt hat. Wenn er nun, wie von dem Antrag- 
steller zugegeben wird, lediglich zu diesem Zwecke eine im Privat- 
besitz befindliche Grasnntzung betrat, so war dieser Uebertritt kein 
unbefugter, da er in unmittelbarer Verfolgung einer strafbaren Hand- 
lung geschah, zu solchem Zweck aber den Beamten des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes keineswegs versagt wird, auch in fremdes Besitzthum 
einzudringen. Auch die feldpolizeiliche Strafvorschrift, deren Verletzung 
dem Angeklagten zur Last gelegt wird, nfimlicdi § 10 des Feld- und 
Forstpolizeigesetzes, bedroht nur das unbefugte Reiten oder Gehen über 
Grundstücke oder Aecker mit Strafe. Hiernach handelte der Angeklagte, 
indem er in Erfüllung seiner Amtspflicht auf die Grasnutzung des An- 
tragstellers übertrat, innerhalb seiner amtlichen Vollmacht (veigl. Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band XII S. 422). 
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Vom 14. Dezember 1900. 
(Z«itaiig dM VertiM D«atMh. KUmb..Torw. tMt. Nr. iL 8. m.) 
ElMiik.'Verk.-OrAi. M SO, 89. Htftng 4er EIsmImIib fir KMttvtfMttlmle. 

Unter „Kiinstgegenstäuden", welche nach § 50 B Ziffer 2 der Ver- 
kehrsordnung und ZusatzbestimmuDgen II 2a hierzu nur unter der ße- 
dingung zur BefOrdernog fthernommen werden, dass sie als solche 
aasdrttcklich im Frachtbriefe bezeichnet sind und dass ihr Werth im 
Frachtbriefe angegeben ist, sind nach einem ürthcile des Oberlandes- 
gerichts Mfinchen vom 14. Dezember 1900 , Werke der bildenden 
Kanst zo verstehen, welchen durch eine künstlerische Gestaltung ~ im 
Qegmsatz zur handwerks- oder fabrikmässigen — ein besonders hoher, 
das gewöhnliche Mass ftberstei^^ender Werth innewohnt". Solclie Knnst- 
gegenstände müssen nach dem Urtheile als solche ausdrücklich im 
Frachtbriefe bezeichnet sein, damit nicht die Haftung der Kisen- 
balm nacli § 89 der Verkehrsordnunjr ausL'oschlossen ist; auch wenn 
der Frachtführer die Beschatt'enlieit dieser (iefrenstände aus anderer 
(,>tu'lle kenne, sei seine Haftung nicht begründet. Eine Bezeichnung 
wie: „I»enknial - Gypsstudien'' entspreche nicht den Frfordernissen des 
^ 50 der Verkehrsordnung. Denn es sei niclit richtig, dass eine jede, 
diese Bezeichnung tragende Sache gewissermassen als Gattung unter den 
Begriff „Kostbarkeit* oder gEnnstgegenstand* falle. So wenig jedes 
OelgemäMe als solches einen künstlerischen Werth habe (B.-G. B. 13 
S. 36), so wenig müssten ,DenkmaU6ypsstndien* künstlerischen Werth 
besitzen; es komme auf den Verfertiger (ob Anfänger und Laie oder 
Künstler) und auf den Grad der Ausführung an, nm beurtheilen zu 
können, ob etwas gänzlich Unfeitiges, für die Kunst Werthloses oder 
ein Kunstwerk vorliege; der Ausdruck „Studie" deute gerade anf etwas 
Unfertiges, auf einen Versuch, etwas zii schaffen, hin, ohne dass gesagt 
sei, ob diese! ^'• isuch zu etwas als Kunstgegenstand Fertigem geführt 
habe oder ob das Schatfen eben im Versuchsstadiuni gebliel)en sei und 
eine künstlerische (Jestaltung nocli niclit hervorjrebraclit iiabe. Die 
Bezeichnung ^Denknialsstudien" allein könne daher auf den Kini>t\vtMlh 
des (jegenstandes noch nicht schliessen lassen, und .'-elbst wenn eine 
solche Rezeiclinun;ür für derartige Kunstgegenstände liiindelsüblich wiire, 
so könnte damit nm li nicht die Vorschrift des § 50 der Verkehrsord- 
nung mit ihren Folgen beseitigt werden. Im § 89 der Verkehrsordnung 
sei jede Haftung des Frachtführers aus dem Frachtvertrage, auch im 
Falle baslicher Handlungsweise, ausgeschlossen (R.-0. H.-G. Bd. 8 S. 271). 
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Xr. 'i'ÜK Eiitsch. des l)«'iits<'ln'ii Hoirlisirorlclits. 
7. Civil-Senat. Vom 21. Dezember 1900. 

■ rr Vcru . HI XXII lOins Nr S. 2.V. ) 

{ 9. Preuss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874. Die Uebernabne des RestoniBdstlekt 
kaM mr |«fonlert wtrdM, wbm datMlb« hi Fol|« ier Zcr«tlek«l«iifl oier VcrkMi»- 
niM ■loht sehr zweckmisslg benotit werden kann, nicht aber, wenn dies •iah am 
den mittelbar«« Folfaa i. B. des EiMibahnbetriebs ergiebt. 

Zur Begriiiuhmg seines Anspru<]is auf Uebernahme des ganzen 
Grundstücks duicli die Beklagte macht der Kläger vorzugsweise geltend, 
dass das Gnindstiick in Fülo;e der auf dem enteigneten Theilstfick er- 
richteten Anlage, des diircli den Eisenbahn betrieb verursachten Lärms 
und der Immission von Hauch und Kuss, nicht mehr seiner bisherigen 
Bestimmung als vornehmer ruhiger Landsitz entsprechend benützt werden 
könne. Dem Kläger ist zuzugeben, dass die aufgeführten Xachtheile, 
soweit sie erweislich sind, in ursächlichem — mittelbarem — Zusammen- 
Iiange mit der Eatdgnung stehen nnd ihm einen Ansprach auf Ent- 
schfidigung gew&hren. Das hat aber das Berufungsgericht nicht ver- 
Icannt, sondern ausdrücklich als massgebende Rechtsnorm anerkannt. 
Die Frage, Aber die allein das Benifangsgericht entschieden hat, und 
die sonach allein den Gegenstand der NachprUftang bilden kann, geht 
vielmehr dahin, ob der Kläger die Uebernahme seines ganzen Gmnd« 
Stücks verlangen kann und sich nicht mit einer Oeldentsch&digung ffir 
das enteignete Theilstftck und für den durch die Enteignung herbeige« 
führten Minderwerth seines Restbesitzes begnügen muss. Diese Frage 
ist in dem aiifrefochtenen Urtlieile dahin beantwortet, dass die Ueber- 
nahme auf (irund des § 9 des Enteip-nuiii^sü^-sctzcs nur dann verlangt 
werden kann, wenn die feinere liestiniiiuiutrsi^cmässe Benutzbarkeit ge- 
rade durch die als Folge der Theilentt-ignung eintretende Zerstücke- 
lung oder Verkleinerung des (irundstiieks vereitelt werde, wahrend 
die mittelbaren Folgen der Enteignung wohl einen An.spruch auf 
Entschädiguug nach § 8, nicht aber den Anspruch auf Ueberuahme des 
ganzen Orundstttcks nach § 9 begründen könnten und deshalb bei der 
Prttfung dieses letzteren Anspruchs ausser Betracht bleiben milssten. 

Die Rechtsansicht des Berafungsf^erichts steht im Einklang mit 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts, wie sie sich insbesondere aas 
dem Urtheile des IL Civil-Senats vom 29. Hai 1891 in Sachen GOhi 
wider Prenssischen Eisenbahnfiskns II. 81/01 und dem daselbst ange- 
zogenen Urtheile desselben Senats vom 4. Dezember 1885 in Sachen 
Rheinische Eisenbahngesellschaft wider Tips IL 9/85 ergiebt. Eine 
abweiehende Ansieht liegt auch dem vojn Klätrer in Bezug L^enonimenen 
Urtheile des V. Civil-Seuats vom 18. Mäiz 1896 in Sachen Eiiseubahu- 
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flskiis wider Ziegler V. 296/98 nicht za Gronde, und ebenso wenig 
findet der jetzt ericennende Senat Anlnss, von der stftndlg festgehaltenen 
Bechtsprechnng abzugehen. 

Nr. 231. Eutseh. des Oesterr. Obei*steu (Gerichtshofes. 
Vom 22. Dezember 1900. 

(08sterr.-EiMnb.-Verordii.-BL XIV. Nr. 61. S. im) 

Wer «Im nit fiefahr für LibMt OttiiMt (ider UrpcrlldM SfoherliM) voi Mensdhea 

verbundene Arbeit, sei es auch über Auftrag, auf sich nimmt, haftet straf rechtlicli 
für den Mangel der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten (§ 335 St.-G.)- 

Nach den eigenen Aiisfüliiiingen der Beschwerde wurde der Anire- 
klagte in der letzten Zeit vor dem Fn falle wenen Mans^els von Arheifs- 
kräften vorliberj?ehend zur Ausliilte bei Verschiebungen verwendet. Laut 
Art. 8 der .Anleitung Nr. II fiber den Versclmbdienst kann bei Verschie- 
bungen durch Menschen selbst auch die Aufsicht einem mit der Anleitung 
vertrauteo Magazinbedieusteten uberlassen werden. Der Augeklagte war 
sonach, sobald er zam Verschobdienste verwendet wurde, auch verpflichtet, 
die nothwendigen Kenntnisse sich zu erwerben, insbesondere die in der 
Anleitung II enthaltenen Vorschriften sich anzueignen. Im Unterlassen 
dieser Aneignung ist nun allerdings ein nach § 335 St.-6. straffälliges 
Verschulden gelegen, weil derjenige, welcher, wie hier, eine mit Gefahr 
für Leben oder Gesundheit verbundene Arbeit, sei es auch über Auftrag, 
fibemimmt, die zur fiintauhaltung der Gefahr erfoiderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu vertreten, einen Mangel derselben sonach zu ver- 
antworten hat. 

Die Hinweisung der Beschwerde auf ein Verschulden anderer Bahn- 
bediensteten, begründet in dei- Bestellung des zum Verschieben von 
Wagen ungeeigneten Angeklagten, vermag den Angeklagten nicht zu 
entlasten, es hätte nur die Bedeutung, dass vielleicht auch noch aiidere 
Personen die Mitschuld an dem Unfälle träfe. Dass etwa der Erfolg 
durch Zusummeutretfen von Fahrlässigkeiten mehrerer Personen einge- 
treten ist, bildet keinen Strafausschliessungsgrund. Der ursächliche 
Zusammenhang der Fahrlässigkeit des Angeklagten mit dem Unfälle 
liegt darin, dass der letztere nicht eingetreten wäre, wenn der Angeklagte 
nach Vorschrift des Art. 39, lit a, der Instruction XXV für Wagen- 
meister und Wagenanfseher das Hinflberragen des Zugsendes Qber die 
Sicherheitsmarke dem Oberverschieber oder dem Wagenmeister gemeldet 
hätte. 

Zudem crsdicint durch das angefoclitene Urtheil festgestellt, dass 
der Bremser Wenzel R. diese Meldung dem Angeklagten geradezu auf- 
getragen hatte. Liess Angeklagter diesen Auftiag unbedbuchtet, so 
tritt't ihn aufliegend schon deshalb ein strafbares \ erscUuldeu. Un- 
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lichti^ ei-scheint daher die AusfUhrnng dei* Beschwerde, dass dem Än- 
geklagteu nichts Anderes obgelegen sei, als die sieben Wagen zn sehtehen 
und den anderen Wagen des zu bildenden Zuges znznknppeln. Uebrigens 
mnsste selbst bei Unkenntniss der DienstesYorschriften schon der gewöhn- 
liche Orad von Aufmerksamkeit den Angeklagten belehren, dass mit dem 
Hinfiberragen eines Wagens Uber die Sicherheitsmarke hinaus eine Gefahr 
verbunden sei. Diesen Mangel der gewöhnlichen Aufmerksamkeit muss 
demnach der Angeklagte schon an nnd ffir sich verantworten. 

Nr. i'li. Eutseh. des IH'utschoii Keiehsg«'richts. 
4. Civil-Senat. Vom 3. Januar 1901. 

(Jur. Wochonsebr. XXX [1901!. Nr s u. S. t>4.t 
g I. Preuss. Ges. v. 4. Juni 1894. Widerruflich zugebilligte FnnMionsiilagen gehören 
nicht zu dem ,, bisherigen Diensteinicommen" der zur Disposition gesteliten Beamten. 

Die Entsclieidiiii;}- Iiänj^t wesentlich davon ab, was im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 4. Jnni 1894 unter dem „bisherigen 
Diensteinkomnien", welches die bei der Umgestaltung' der Eisenbahn- 
behürden niclit zur Verwendung gelangenden Beamten während eines 
Zeitraumes von fünf Jahren unverkürzt erhalten sollen, zu verstehen ist. 
Das Berufungsgericht begreift darunter nur dasjenige Diensteinkommen, 
auf welches die Beamten zn dem Zeitpunkte, von dem ab sie zur Ver- 
fflgung des Hinisters der öffentlichen Arbeiten bleiben, nach Oesetz 
oder Bewilligung der vorgesetzten Dienstbehörde einen Rechtsanspruch 
hatten. — Diese Auslegung entspricht dem Wortsinne und der offen- 
sichtlichen Tendenz der fraglichen Gesetzesvorschrift. 

Das Berufungsgericht nimmt dann an, dass die hier streitige 
Funktionszulage dem Kläger durch Verfügung des Präsidenten der 
Eisenbahn-Direktion zu E. vom 19. Mai 1883 nur als jederzeit wider- 
ruflich zngebilli<rt, nnd deren Widerruf zum 31. März 1895 dem Kläger 
gegenüber diuch Verfiiirnno: desselben Vorgesetzten vom 19. B^ebruar 
1895 in unzweideutijrer Weise erklärt sei, und daraus wird vom Be- 
rufungsgericlit i^'efolgert. dass dem Kläger am 1. April 1895 als dem 
Tage, mit dem dieser zur Verfügung des Ministers geblieben, ein Rechts- 
anspruch auf weiteren Bezug der Funktionszulage nicht mehr zuge- 
standen habe. Demgegenttber erachtet das Berufungsgericht es ffir t)e- 
langlos, dass der Widerruf der Funktionszulage ohne gleichzeitige Ent- 
hebung des Klägers von der damit verbundenen Funktion, nicht schon 
bei Bekanntmachung der dessen Zurdispositionsstellung aussprechenden 
Verfttgnng vom 17. Januar 1895, nicht vermöge einer allgemeinen An- 
ordnung des Ministers selbst und ungeachtet des Bestehens eines etats- 
mftssigen Fonds für dergleichen Stellenzulagen erfolgt sei. — Auch 
diese Erwägungen des Berufungsgerichts lassen sich nicht beanstanden. 
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Abhandlungen. 



11. 

A. Mangelhafte Verpaekiiii? von Qepftekstrickeii. R. natttiiig der 
ElsenlNÜiii fUr die Cicpäcktriger. ]1 ii. 37 der IMseubidiii-Ver- 
kehrsordnimg ram 26. Oktol>er 1899.) 

Von Dr. Max Reindi, 

Sekr«tftr bei der Genend-Direktion der Kgl. bayr. Staateeisenbahnen in Mttncben. 

A. Mangelhafle VerpMkmg ven 6«|ritokttliokMk 

§ 31 AbB. 1 der Eisenbahn-Verkehrsordniingr bestimmt, daas bei unver- 
packten oder nnr mangelhaft verpackten GejAckstlldten die ElsaibahB be- 
rechtigt sei, auf dem Gepäckscheine einen entsprechenden Vermerk fiber 

dienen Zustand zu raachen, und dass die Annahme des mit dem Vcnnrrke ver- 
selienen Ge|i:(ck8cheine8 als Auerkeimtniss dieses Zastandes durch den Keisenden 
zu gelten habe. 

In der Praxis haben »ich nnn Bedenken erhoben, ob diese Art des An- 
erkenntniflses im Hmbliok auf § 34 Abs. 1 , § 58 Abs. 2 n. 3 nnd § 77 
Abs. 1 Ziff. 2 der Verkehrsordnnng sowie anf § 459 Abs. 1 Ziff. 8 n. § 471 

des Handcl^igesetzbachs hinreichend sei, nm die Haftnng der Eisenbahn für 
den Schaden, der ans der mit dem Manirel "«ier der man;L'elliat'trn 15e- 
s< liaffenheit der Vcrpackunpr verbundenen (it talir entstanden ist , aus/.u- 
schliessen, da nach § 58 u. 77 aowie § 459 a. a. O, zur llattausschliessung 
erforderlich sei, das« der Absender selbst dnrch eine schriftliche 
Erklärnngr anf dem Frachtbriefe den Mangel oder die mangelhafte 
Beschaffenheit dar Verpackung anerkenne nnd daher das gleiche Verfahren 
sinngemäss auch bei der AbfiM ti^nn^r auf Oc|>i(ckscheln Anwendung sn finden liabe. 
Ich kann diese bedenken jodin li nicht theilen. 

§ 450 Abs. 1 Zirt". '2 des H(ilJ. und § 77 Abs. 1 Ziff. 2 dor Vcrk.-< ird- 
uung sprechen allerdingfs vttn der gErklilrunj^ des Absenders auf dem l'rariit- 
briefe* und § 58 Abs. 2 der Verk.-Ordnnng verlangt, dass „der Absender 
anf dem Frachtbriefe das Fehlen oder die Uftngel der Verpackui^f aner- 
kenne. " Hierdnrdi ist jedoch keineswegs gesagt, dass der Absender die Er- 
klärung stets auch selbst auf den Frachtbrief zu setsen oder wenigstens 
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die Ton einem Anderen angebrachte Erklftmng stete noch aaBdracklleh zn 
unterzeichnen habe, lendem es wollte nur nun Ansdmefce gebracht 
werden, dass der Mangol »L i dio manjrolliafte Beschaffenheit der Verpackunp 
m i t W i s s e n n n <1 ^^' i 1 1 e n il e s A b s e n d c r s i i» F r a r Ii 1 1) v i c f e schrift- 
lich f e s tg: e s t e 1 1 1 werden uiiissr: nidit einseitifre K o iistatirung 
durch die Eisen ha Ii n zur lierutung aul § 459 Abs. 1 Ziff. 2 and 

§ 77 Abs. 1 Ziff. 2 a. a. 0. genügen, »iondem nur die mit Wissen und Willen 
des Absenders auf den Frachtbrief — gleichviel von wem — gesetste 
Erlclftmng. Eine solche mit Wissen und Willen des Absenders auf das 
Frafhtdorninont — hier auf den Gepäckschein - g-esetzte Erkhlrnng über 
den Man-rel oder die inangelliafte T5es( haft>nheit der Verpackung lie^rt aber 
ancii dann vor. wenn die Ei^^enballn einen diesl>e/ii<rliihen \'ernierk auf den 
(iex^äckschcin setzt und der Reisende, dem dei- (iepäckschein ausgehiiudigt 
wird, den letzteren ohne Widersprach in Empfang nimmt, obwohl er weiss 
oder wissen moss, dass ihn die gesetzliche Vorschrift des § 31 Abs. 1 der 
Verk.-Ordnsng ffir den Fall, als er mit dem Vermerke nicht einverstanden 
ist, zum Widerspruche verpflichtet 

B. Hafhiii der Etosibalm fir die Sepioktrifer. 

§ 87 Satz 1 statuirt die Verpflichtung der Eisenbahnen, auf den Sta- 
tionen, soweit ein BedttrfkiisB besteht^), Gepftcktrftger zu bestellen, die unter 

Verantwoi-tUchkeit der Eisenbahnverwaltnng im Sinne von § 34 Abs. 1 n. 4 
der \'erk -Ordnnnp- auf Verlang:en der Reisenden deren Heise- und Handgepiick 
im Stations])ev( irlie nach und von den Wagen, Abfertigangsstellen u. s. w. za 
schaffen haben. 

Diese Vorschrift entspricht, soweit sie die Verpfliclitung zur Aufstellung 
von GeiAcktrigeni ausspricht, nicht nnr den berechtigten Anforderungen des 
Verkehrs, sondern auch einer fast allgemein beobachteten Hebung, da auf den 

grösseren Stationen fast überall bereits (TCpiUktrJlger vorhanden waren*). 
Abweichend von der bi>heri'_^en l\echtslage uml l'ebunjr ist aber die IJestim- 
nuing, dass die Eisenltahn au( Ii für die in § 37 Abs. 1 der Verk.-t »rdnun-r 
den Gepäckträgern zufrowiesenc Tliütigkeit die Haftuufr nach Alassgabe des 
§ 34 der Verk.-Orduung , demnach nach den Grandailtzen des Frachtvertrags 
zu fibemehmen habe. Die Motive bemerken hiezu folgendes''): ,Siadhienach 
(d. h. nadi der neuen Fassung des § 37 Satz 1) die Oeplicktrager, auch so- 
weit sie einen /war von der Eisenbahn nicht übernommenen, aber mit der 
Bef(»rderung des Keisepepärks en? znsajnmenhängenden Transintrt besorgen, 
als Hedienstete der \'erwaltuni: zu betrarliten, so ninsste es als angemessen 
erachtet \verden, der Ei^enbaim die ilaftptiicht für ilir Personal auch in dieser 



') Ufber die Frage, ob ein BedUrfui:>s besiehe, w inl gegebenenfalls die Aufsichts- 
behörde sn entscbeiden haben. Bisher war die Zulassung von liepäckträgcrn lediglich 
der Willkür der Eisenbahnen überlassen; «ürstner. Zeituntj des Vereins D. E. V. 1899 
S. 134i2, Kger. Konmi. z. Eiseub. Verk.-(Ud. 2. Autl. S. IGD. 

*) Uerstner, Zeitung des Vereins D. E. V. 189U S. 1302. 

•) Uerstner, Zeitung des Vefdas D. E. V. 1899 ». 1382. 
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HfanBicht in gleichem Umfange vi\e lieim Frachtverträge anfzverlegen. Eine 
solche Erweitemng der Haftpflicht schien nmsoweniger bedenklich, als die Ge- 
pucktrliger meist Kaution bestellt haben, an der die Eisenbahnen sich schadlos 
halten können". 

Man wird nnn kaum bcliaujiten können, dass in diesen Worten der 
Motive das Keclitsverliältniss zwischen deiu lieisenden, dem Cicpackträger und 
der Eisenbalm klar zum Ausdrucke gebracht ist. Nach den Worten der 
Motive mttsste man nSnillch annehmen, dass.die Oep&ektrftger bei AnsfBhrung 
der in § 87 Sats 1 genannten Thätigkeit lediglich als Bedienstete der Eisen- 
bahn nnd im Auftrage der letzteren, auf deren Haft und Gefahr allein der 
Tranfiport austreführt werde, handeln, dass sie demnach bei Ausführung dieser 
Tlüiti^^keit zu den Leuten der Eisenbahn im Sinne des § 9 der Verk.-Ordnung 
gehören. 

Diese Annahme wäre aber meines Erachtens nicht zutretlend. Die Ge- 
päektrttger handeln im vorliegenden Falle nicht im nnmittelbaren Auftrage 
der Eisenbahnverwaltong, sondern auf Grund eines Vertrags mit dem 

Reisenden; sie vollziehen nicht eine Thfttigkeit als Organe der Eisenbahn 

bei Ausführung des von der letzteren übernommenen Transportes sondern 
Vidlfiihren, (rif'icliviol in welchem EcchtsverhUltnisse sie sonst zur Kisenbalin- 
verwaltung stehen, uli sie Bedienstete im en<;eren Sinne des Wortes oder 
selbststUndige L'nlernehmer sind, denen die Eisenbaim vertragsmilssig die Aus- 
fibnng: des Gepäckträgergewerbes auf einer Station eingerftnmt hat, dnen von 
Ihnen durch Vertrag mit dem Reisenden flbemommenen Transport, sbid also 
Frachtführer im Sinne des § 42.'> des Handelsgesetzbuchs. Sie haften daher 
auch für die AusfKhmng dieses Transportes nach Ifassgabe der §§ 428—480 
des UGB. 

Neben dieser Ihit'tmip iler (iepäcktrüser ist nun aus (iriimlen des 
praktischen \'erkeln>bediirtuiNses auch der Eisenbaliuverwaltung die llailun}^ 
für die AnsfOhrnng des von den Gep&ckträgern abemommenen Transportes 
auferlegt worden und zwar in der gleichen Weise und in dem gleichen Um- 
fange, wie wenn die Eisenbahnverwaltnng selbst einen Frachtvertrag aber 
das dem Ge])iicktrl(p:er ^nm Transporte nboru i l « ue Reise- und Handgepäck 
abpesehlossen hiltte. Dies wollte offenbar ilurch die Worte: „unter Verant- 
woitlirhkeif der Kisenliahiiverwaltunfr im Sinne von .1 1 Abs. 1 und 4 dieser 
Ordnung" gesagt werden. Die Eisenbahnverwaltung und der Gepäckträger 
haften demnach für die Ausführung des Transports als Oesamutechuldner im 
Sinne des § 421 des BOrgerlichen Gesetzbuchs, Jedoch unter der Modifikation, 
dass sich, soweit niclit Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Gepäckträgers 
inmitten liegen, die Voraussetzungen und der Umfang der Haftung der Eisen- 



') Soweit sie dieses tkau. wie es z. H. bei der den Gepäckträgern fast überall 
rertraf^ftssig zur Pflirbt irrmnchten Verbrincrnner des zur BefördernnK aafge- 

yebenen Reisegepäcks von di r Alit'i i tif(iiiit(sslclli! nach dem (icp;i( kwrigen und der 
Verliidiinir sowie bei der Ans] iiIiiiilt ili s abijefei fii,M( n (ü-päcks und \ erbritiffunji ins 
Cicpäcklükal der Fall sein würde, sind ihre liaiidliuigeu ubue /weitVl auf (irund d«;s 
$ 9 der Vcrkelursordnang von der Eisenbahn zu vertreten. 
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iMJiii nach dem § 34 Abs. 1 und 4, §§ 86, 76, 80 und 83 der Verk-^Ordniuig, 
die VonnBsetmiigeii und der ümfang der Haftnn^^ des (JepÄcktragcrs aber 
nach den §!; 428, 429 lind 430 des H(}B. richten'). 

^[ithal'tnu'r der Ei^cnltalm ist alu-r räumlich bescliränkt auf diejenigen 
v«in (Ion (iepäcktriisrem ühernnuiuu'iien 'rransporte von Koi^^o- und Handjreiiärk. 
wekiie ,.ini Stutiimsbercidie" ^) aus-ietühit werden. Da nun aber wulü bei den 
meisten Kisenbahnen den Gepäckträgern zur Pflicht gemaclit ist, a«f Yerlangen 
der Reisenden deren Reise- und Handgepäck aach von den Wagen und Ab- 
fertigungsstellen nadi der Behausung des Reisenden zn selMiTen^, drannach 
einen Transport zn übernehmen, der .sich über den Stationsbereicli hinaus er- 
streckt, 80 fra^rt sich, wie .<ioh in einem solchen Falle die Haftunsr der f^isen- 
bahn für die TliiUi^'^keit der (ieiiäcktriijier irestaltc Kiiu- tloi»jielte Annahme 
ist hier möglich; entweder die Eisenbahn haftet nur für diejenigen Hand- 
lungen den Gepilckträgers (Verloste, Beschädigungen), die sich bei einem der- 
artigen Transporte noeh innerhalb des Stationsbereicha ereignen, oder aber 
sie haftet in einem solchen Falle ttberiianpt nicht, veil der zwischen dem 
GepücktrüL'^f 1- und dem Reisenden abgeschlossene Transportvoitrag nach ß 37 
Satz 1 der Verk -Ordnun«: a ])riHri darauf f^erichtet sein müsse, dass sich der 
Transport nur innerhalb des Statiousboreich.s ToUziehe, ein über diesen Be- 
rtich hinaus ab^^esehb>ssener Transportvertrag daher überhaupt nicht, also 
auch nicht zum Theil, unter § 37 falle. 

Welche Annahme als die richtige erscheint, ist schwer zn sagen. Sdiliesat 
man sich der ersteren Auffassung an, so wird sich praktisch die grosse 
Schwierigkeit erjreben. im einzelnen Falle festzustellen, ob die die Haftung 
begründende Handlung des Gepilckträgers, z. B. der Verlust oder die Beschä- 
digung des (lepäckstücks. mu li iunerhalb >h]vv ausserhalb des Stationsbereichs 
statt irefunden hat. Acceptiert man dairei;cn <lic zweite Anschauung, so Avird 
mau zu dem vom gesetzgeberischen Standpunkte aus sdiwer zu begreifenden 
Resultate gelangen, wesshalb beispielsweise die Eisenbahn für die yon einem 



*) Was insbesondere die Haftung der Eisenbalin für die verspätt t. Aits- 
führnnc des dem (iepiiekträtrfr ilnrcb den Iteisembn ilhertragenen Transportes, dem- 
nach beibpielswcise für den Schaden anlangt, der dadurch entsteht, dass der ticpiuk- 
triger tinterlisst, das ihm ttbagebene Hsodgepftck rechtzeitig vor Abgang des Zngs 
an den KiseiibahttWSgen zu verbrinpcn . so wird wohl § 3G Abs. 2 lit. b IMatz zu 
greifen haben. Denn in der X'crweiäung des § 37 8atz 1 auf § 34 Abs. 1 liegt auch 
implidte eine solche auf § 36, da g 34 Abs. 1 anf die fttr die Bef&rdemng von Ofltem 
geltenden lluftungsgrundsätze nur sdweit verweist, als .sich nicht Abweichungen aus 
den Bestimmangen des Abschnitts IV, z. B. also aus § 3U, ergeben; soweit sich solche 
Abweichungen ergeben , sollen nach § 34 At)s. 1 diese Abweichungen massgebend sein. 

*) Diesen etwa.s unsicheren Begriff wird mau nirht zu weit fassen dttrfen und 
darunter unr die dem Tersoneu- und (iepäckverkehr ilieueu<le Sfatiuusanlage mit ihrer 
unmittt'lbaren , der i:Iisvnbahnverwaltung eigeathüuilich gehörenden und dem i'ublikuui 
sugftnglichen Ungebung (Vorplätze) zu verstehen haben. Aehnlich auch Eger, Komm. 
Z. £iscnb. \'erk.-(»rdnuni,' 2. Autl. S. KiO. 

*) Vgl. z. ß. den Ciepäcktrüger-Tarif für die bayr, .Staatbeiöcubahutu im Heft A 
S. 92 d«r Ebenbalm -V<}rk.-Ordnnng fOr den inneren Vnkebr der bejrr. Staatsdsen- 
bahnea und Znsatsbestlmmnng zn g 87 der genannten Verk.«Ordnnng. 
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üeiiiuktriiger nocli iiiiierhan» tles Hahnhol'srauuie.s viMiusaclitc Be- 
sehadigUDg eines HandgepäckstUcks zwar dann solle anfzukommen haben, 
wenn der QepScktriiger bloss den A.nttng erhalten hatte, das Gepttekstttck 
von dem Eiaenhahnwagen nach dem Tor dem Bahnhofseingange wartenden 
Privatfuhrwerk des Reisenden zn schafTon, nicht alter anch dann, wenn der 
Auftrag daliin {relantet liattp. es von dem Kij^enlmlmwafren nach dem einif?e 
Hundert Schritte vniii HalinlH'tV entfernten llutel zu vt ibrin;ren. i)er ratin 
legis und dem Erfordernissse einer logischen Interiattation erscheint es mir 
non mehr zn entsprechen, sich der ersteren Annahme anznscliliessen und den 
Beweis, dass die die Haftang der Eisenhahn begründende Handlang des Oe- 
pttcktrftgera noch fainerhalb des Stationsberdchs stattgefunden habe, im 
Zweifelsfalle dem Beisenden anfznerlegen. 

So sehr es nun anch vom Standpunkte des praktischen Verkehrshedürf- 
nisses aus zn begrUssen ist, dass die Kisenlialiii am Ii für die in § 37 Satz 1 
der Verk. -Ordnung hezeiclinete TliiUigkeit der üepiicktrJlger für die Folge 
eine Haftung zn übernehmen hat, so wird man nach den vorstehenden Aus- 
ftthmngen gleichwohl nicht in Abrede stellen kODsen, das« eine prtdsere and 
genanere Statnimng dieser Haftong im Gesetze hfttte Aasdrnck finden sollen. 

Xachschrift. Nachdem die vorstehende Abhandlung i>ei der Kedaktion 
bereits eingereiclit war. ist die 2. Anflape des Egersclien Kommentars zur 
Verk. -Ordnung erschienen, in welcher zu der vorstellend unter B behandelten 
Frage ausführlich Stellung genommen ist; desgleichen hat Eger seine Auf- 
fassung auch in einer Abhandlung im Hefte 3 (S. 282 — 286) des Uafenden 
Bandes dieser Zeitschrift nKher b^;rfindet. Aneserdem ist die Frage in- 
zwischen in einnr in Nr. 83 vom 20. Hftrz d. J. der Ztg. des Ver. Deutsch. 
Eisenb.-Yerwalt. enthaltenen Abhandlnnfr vnii Dr. W. Hertzer sowie, im An- 
schlüsse an diese, in einem im Mailietto der Zeitschr, f. d. Internat. Eisenb - 
Transp. entbaltcnen Aufsatze zum Gegenstände der Eri'rteruntr gemacht 
worden. Eger stimmt mit mir darin überein, dass die tiepäcktriiger bei 
ilirer in § 37 Verk. -Ordnung geregelten Thätigkeit nicht als „Leute" der 
Eisenbahn, sondem als selbstftndige Frachtffilirer and Gewerbetreibende zn 
erachten seien, verwirft jedoch die Annahme einer Solidarhaftong des Gepftck- 
trSgers und der Eisenbahn. \\ il «Iii se Annahme „wenig klar und anch zweck- 
l(»s sei, da alsdann der Ivoistiiile i1<m Ii unbedingt stets die potente Eisenbahn 
als Schuldnerin vorzielien werde''; Hertzer und mit ihm das Zentralamt zählen 
die (Te])äcktriiger auch bei ihrer in § 37 Verk.-Ordnung geregelten Thätigkeit 
zu den „Lenten" der Eisenbahn im Sinne des § 9 Verk.-Ordnung. Ich habe 
aber tootz dieser Ansftthmngen meine in vorstehender Abhandlnng nieder» 
gelegte Aaffassnag nicht Andern und namentlich anch die Annahme einer 
Soliilailiaftung nicht aufgeben können und behalte mir vor. auf die gegnerischen 
Anscliaanngen bei anderer Gelegenheit noch näher zurückzukommen. 
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1». 

Die Huf'tuiia: der Eisnibaliii fiir ihr Personal, (naeli § 45S des Han- 
debgesi'Ubuelis vom 10. Mui ist): und ^ \) der Eiscnbahu-Yerkehrs- 

ordiiuug vom H't. Olituber 1899). 

V»m Dr. Georg Eger. 
Uegieruugsrath in Berlin. 

Dem FrEclitnthrer liegt die Ffliclit für die vertragsmäasige Anefttiinuig 

des Transi»orts oh: er hat dafür Sorge ZQ trajL'en, dass der Transport nnver- 
selirt nml r«'( htzeifii,' an dfii Euiitfiinger preluuüt , und haftet daher fiir den 
Seliaden, der von dei- Annahme zur Befördermiir Ids zur Ablieferung dureli 
Verlust, Beschitditrun^r oder Verhi»ältnng entstellt. Al)er wiUirend nach dem 
neuen HGB. iui (iegensatz znm alten HOB. (Art. 395) hierliei ffir den ge- 
wSlinliclien Fraclitfttlirer die Haftnng dadurch erheblich gemildert let, 
dass er nnr insoweit za haften hat, als der Verlust, die Beschädigung oder 
die Versi)!itun}r auf UmstJinden beruht, die dureli die Sorgfalt eines ordent- 
lichen Frachtfülirers ni» lit abgewendet werden konnten i§ •129\ .sind für die 
Eisenl>ahnen in Bezug auf diese Ihitt ptli« lit in rt bereinstinnunug mit dem 
Internationalen L'ebereiukoninien über den Kisenbahufraclitverkehr die bis- 
herigen strengen Grnndsätze des römischen receptuni weiter beibehalten 
(§ 456) und nur in Betreff der Verspfttnng abgeschwächt worden (§ 466). 
FSrtsch, Deutsche Jur. Zeitg. Jahrg. III, S. 181, 182. 

Nach dt III l'rinciite des reoeptum ist der Transport ein Werk. Der 
Frachtführer übernimmt das Gut mit der Zusage, e-^ in unversehrtem Zustande 
abzuliefern, soweit dies mit vernünftigen Rütteln überhaupt möglich ist. Wie 
er diesen Erfolg herbeiführt, ist also seine Sache. Da .seine Thiltigkeit vom 
Absender bezw. Empfänger wenig oder gar nicht kontrollirt und ein Beweis 
für sein etwaiges Verschulden in der Regel nicht geftthrt werden kann, so 
ist ihm die strengste Haftpflicht auferlegt, er haftet sowohl für seine eigenen 
Handlungen und Transportmittel wie anch für seine Eeute etc. unbedingt und 
femer für die Handlungen Dritter und für Naturereignisse insoweit . als die- 
selben durch mensehenmii<rliehe Voi sieht ab;:eweiiilt t o.ler in ihren Fidgen un- 
Hehibllirh gemacht werden kr>nnen. Der Eraehttührur vertritt mithin selbst 
Zufall bis an die Grenze der höheren Gewalt. Die Schadensersatzklage iüt 
durch die blosse Thatsache der BeschttdJgung oder des Verlustes des zum 
Transporte aufgegebenen Gutes an sidi begr&ndet. Gegen diese Klage stehen 
dem FrachtfOhrer nnr drei Einreden zu, nftmlich: 1. die Einrede der hQheren 
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Gewalt, 2. des eigenen Venchnldens, 3. der natfirlichen Bescliaffenheit des 
Gutes (NHGB. § 456 ; Eieenb. Verlc-Ordnungr § 75). Nar für VerspiUun^ ist 
eine etwas mildere Haftpflieht mgelaesen (NHGB. § 466 Abs. 1 £isenb. Verk.- 

Ordnnn«; § 8<ii. 

l>a der *re\viilinli(li(' Frn<litt'ii!irer nach dem lu iieii llüH. (§ 429) für 
einen unverscliuldeteu Schaden nicht mehr einzustehen hat. so ist aucli die 
Haftpflicht für seine Leute entsprechend gemildert worden (§ 431). Dagegen 
giebt besttglich der Eisenbahnen, für welche das strenge Haftnngsprindp 
des receptnm beibehalten worden ist (§ 456), das neue HGB. in Eonseqnenz 
desselben dem Grnndsat/e Ansdmclc, dass die Eisenbahn für ihre Leute nnd 
für andere Personen, deren sie sich hei dci' AiisführnnLi: der lU'fiirdernnc: be- 
dient, d. h. für ihi' jresaninites , an der Ausfülinnif,^ derselben betiieiligtes 
iJienüt- und iluiiripcrsonal, zu liaften verpflichtet ist 458). 

§ 9 Yerk. -Ordnung hat diesen Grundsatz des § 468 des nenenHGB. 
unverändert aufgenommen (Motive penksdirift] zum N. HGB. S. 523 , 640) 
und noch insofern erweitert, als § 0 nach seiner Stellung anter den allge- 
meinen Bestimmungen nicht nur, wie § 458 HGB. für den Gütertrans- 
port, sondern auch für den P e r s o n e n t r a n s po r t Geltunjr hat, somit auf 
alle vi»i der Eisenbahn übernummeneu Trauäpurte ausnaluuslos z\xr Anwen- 
dung zu bringen ist. 

Unter Eisenbahn ist hierbei jede Elsenbahn zu verstehen, welche an 
einem Transporte innerhalb des Geltungsgebiets des HGB. bezw. der Verk.- 
Ordnung betbeiligt ist 

Der Umfang der Haftung der Eisenbahn für ihre Leut« etc. ist bei 
Gütern durch die bezüglichen Be.stimmungen des HGh. nnd der Verk. -Ord- 
nung, bei Personen durcli die betr. Normen de>- alltTtin. Itürirerl. Kechts 
und der Verk.-Urdnung begrenzt. Soweit die Eisenbahn liiernach selbst für 
eigene Handinngen zu haften liat, hat sie audi die ihrer Leute etc. zu ver- 
treten und darf folgeweise auch nur diejenigen Einreden bezfiglich deren 
sehadenbringenden Handlangen nnd Unterlassungen erheben, die sie in Bctrcflf 
ihrer eigenen Handloi^en etc. würde geltend machen können, i Staub HGB. 
6/7 .Aufl. S. 1564."^ Es genügt nicht, da^s sie ihre Sorgfalt in der .\us\vahl 
nnd Aufsirlit idiligentia in eligendo vrl insiiit lenilo > der Leute etc. nachweist, 
sie hat vielmelir imbedingt unmittelbar und au».sciiliesslich für dieselben auf- 
zukommen. Sie kann sich auch durch den Einwand nicht befreien, dass 
irgend eine Arglist (Betrug, Verontreunng) oder ehi Verschulden ihrer Leute 
etc. den Sdiaden herbeigeführt tiabe. Sie hat vielnx lir am li alle hierdurch 
herbeigeführten Schüdt ii zu vertreten. Ebenso ist der Heginn, die Daner und 
das Ende der Haftpflii Iii der Eisenbahn für ihre Leute ganz nach den (nund- 
slitzen für ihre eigenen Han<llungen zu beurtheiien, d. h. sie haftet für ihre 
Leate etc. von der Annaluue zur Bcfürderung bis znr Ablieferung, und nicht 
nur für Verlust und Beschftdigung, sondern auch für VerspAtung (ätaub 
S. 1688). Aus der Ausschliesslichkeit und Unmittelbarkeit der Haftpflicht der 
Eisenl mlut folgt auch, dass die Eisenbalm den Beschüdigten mit seinem An- 
sprucli nicht zuerst an üire Leute verweisen darf. Diese shud aus dem 
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Transport vertraiir® nicht liaftpflichtijr. Sie liSnnen nur dann — neben 

der Ki-^(Mib:ilin in Anspnich (j^ennminen worden, wenn ihnen eine pepen den 
Absender hv/.w. Kiupfilnfrcr frcriclitctc n n o r I a u Ii 1 e II :\ n d 1 ii n ^ zur I.ast filllt. 

Aus dem Wt'sen dieser Ilaftiitiicht der Kiseiilialm für ilire l>eHte etc. er- 
gehen sit li nun iVd^ronde E i n sc h r ü n k uug e n : l. die Idaftpflicht des §9 
beschränkt sich auf diejenigen Organe, welche dem eigentlichen Trans- 
portgewerbe der Eisenbahn angehören. .AnsfKhmng der BefSrdemng' 
ist im engeren Sinne zn nelimen. Es ist damnter also nicht der gesammte 
Eisenhatmdienst in allen seinen Zweigen nnd das darin angestellte und he- 
scliiitf i^^te INisnnal /u verstehen, sondern nur der Dienst der eigentlichen 
TianNiturtvi i waltmii:'. das für die .\usfü!irunirsp-f <( li;ifte des Transportbetriebes 
angestellte, den Transport vorbereitende, durcliführtude und vollendende Per- 
sonal, also vornehmlich das Güterexpeditionspersonal, sowie die die Trans- 
portmittel unterhaltenden nnd bedienenden Lente, lücht aber die in anderen 
GeecUlftsaweigen der EisenbahnTerwaltnng (Kassen-, Rechnnogs-, BncldmltongS' 
etc. Dienst) beschäftigten Organe. Die Eisenbahn ist nach § 9 nur für die- 
jenigen Leute etc. verantwortlii b. die in ihrem Frachtgewerbe angestellt sind, | 
alle anderen sind ni< lit ihre Leute etc. in ilirer Eigenscliaft als Fracht- 
führer (Keichsger. Kutsch. Bd. 7, S. 127, Schott, in Endeinann" s Hand- 
buch m S. 363 , K u c k d e 8 c h e 1 Eisenb.-Betr.-Begl. S. 171, E g e r Fracht- 
recht 2. Änfl. I, S. 428, Coermann Zeitg. d. Ver. deutsch. Eisenb.-Verw. 
1896 Nr. 42 S. 377). 2. Aber auch für diesen engeren Kreis von Ai^ 
stellten luiftet die P^isenbahn nach § 9 nur insoweit, als sie den Schaden in 
Ansiibuntr ihrer D i e n s t f u n k t i n n e n bezw. bei Gelegenheit derselben 
Iierbeiirefülirt liaben , also wiibrond sie in Ausübuuir ilirer Dienstfiinktionen 
wann. d. h. für Handlungen, die mit ihren dienst liciien Verrichtungen im 
Zusammenhange stehen, (v. Uahn HOB. 11, S. 026, 627, Puchelt, 
HOB. II, S. 482, Wehrmann Eisenb.-FrachtgesohKft S. 168, Rncltdeschel 
S. 171, Eger a. a. 0. S. 429—438, A. H. Reichsger. Entsch. Bd. 7 S. 127 
und Ei-^enb. Entsch. IT. S. 355, 350, o senthal Internat. Eisenb. Fnditr. 
S. 171I.I iiic Handlung braucht zwar nicht unmittelbar in Ausführung der 
Dienstfunktionen vorgenommen zu sein, aber sie uiuss mit dieser in Beziehnnff 
stehen. Insofern geht die Haftung der Eisenbahn für ihre Leute (X. HUU. 
§ 468 Verk.-Ordnnng ö9) weiter, als die vertragliche und aasservertraglirhe 
Haftung des Geschftftshemi fttr seine Vertreter oder bestellten Personen (§§ 
278, 823, 831 BGB. Vgl. Denkschr. S. 623, 640, so anch Cosack §431, i 
wahrend Staub S. 1522 nicht über den T'nifang des § 278 BGB. hinaus 
gehen will). War dies nicht dei' Fall, befanden sie sich ganz ausserhalb ihres j 
Dienstes {ausserdieiistli< Ii i, m> greift die HaftpHicht aus § J» nicht Platz und | 
stehen die betreftendeu Organe der Eisenbahn jedem Dritten gleich. 3. Die 
Haftpflicht erstreckt sich nur auf die Zeit der Ausführung der Beför« 
derung nadi Uassgabe des Frachtvertrages. Auf Handlungen, die die Leute 
ete. der ^senbahn vor Absehluss des Frachtrertrages oder naeh der Erfüllung 
desselben vomehnieu. wie auf alle hiervon uiiabliitngigen, eigenmächtigen Ver- j 
pflichtungen, welche die Leute etc. der Eisenbalin etwa neben dem Fracht« 
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vertrage eingehen, erstreckt sicli die Haftpflicht der Eisenbahn aas § 9 nicht. 
Vlelmeltr sind derartige Handlangen der Leate etc. der Eisenbalm lediglich 
nacli den allgemeinen Normen des BGB. und HGB. fiber Vollmacht, Handela- 
vollmaeht n. m. w. zn beurtheilen. 

§9 uuterbclteidet zwei Kategorien deä HUlftipersjonal.s der Eiseubahn, 
aamlich ,ihre Leute' und .«ndere Personen*, deren sie sich hei AnsfBhmng 
der Beförderung bedient. W^fioitttch ist, dass es Personen rind, die in einem 
Unterordnnngs- besw/Abhftngiglteits Verhältnisse zur Eisenbalm 
8t< ]i( ii Coermann a.a.O. S. 377 and Eisenb. Entsch. «nd Abhandl.XII, S. 167), 
aU« z. B. nicht Gfiiilcktritpor (Verk.-Oidnung § 37), selbsts^tändige Rollfuhr- 
anternelimer (anders im Kalle des § 68 AVis. 31 v"), T)anii>fschiffe. .Anschlnss- 
bahnen etc. — Dagegen ist ein begrilTliclier L'uterüclüed zwischen beiden 
Kategorien schwer zn finden. Dem gewOhnUehen Sprachgebranch nach werden 
anter den , Leuten' eines Unternehmens — in der Bogel wenigstens — 
diejenigen verstanden, welche zn dem Unternehmer in eindm danemden, kon> 
titiuirliohen Dienstverhflltnisse stehen, die Beamten nnd ständigen, fest ange- 
stellten Bediensteten, die mit den sioli stetie: wiederholenden Funktionen des be- 
treffenden (iewerbetriebe^^ trenerell beaul'tragt sind. Im (Jei^ensatze hierzu wird man 
unter den „anderen Personen", von welchen §9 spricht, diejenigen zu 
verstehen haben, die nicht Beamte, nicht fest nnd dauernd Angestellte, sondern 
nur vorllbergehend Ar eincebie oder einen audgen Transport beaw. gewisse 
Funktionen desselben angenommen sind. Da für beide Kategorien die Haft- 
pflicht der Eisenbalm nach Grand nnd Umfang die nSmliche ist, so ist die 
Unterscheidung von wesentlicher Bedeutung nicht (A. iL. £osenthal, 
S. 179, IbO.) 
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18. 

Zur PreiseriuKssfgniie fHr die Relelispost im Kleinbahnbetriebe. 

Voa Prulessor Dr. Karl HilM in Berlin. 

Neuerdings igt streitig geworden, ob die Belehspott berechtigt ist, den 
Wegfall gewisser Abonneiiientsbedingnngen zu iliren Gunsten zn verlangen. 
Ges. vom 28. Juli 1892 § 42 Xr 1 trit ltf ilir lickanntlich das Kedit. Itei jeder 
regelmUssigen Fahrt die ilitiuihiiie eiue.s Postunteilioaiiiten mit einem Briet- 
sack gegen ZalUung der Abunueiuentsgebfihr, oder, fallä solche nicht besteht, 
gegem. Zalünng der HUfte des tariftnftsaigen Personengeldes m fordern. Nun 
geben verscliiedene üntomelnner Zeltkarten aas, welche deren Inhabern die Be- 
nntzung der Balmfahrzcnge anf der vereinbarten Strecke in beliebiger Zahl 
gestatten. .Solche Zeitkarten dürfen jedoch nnr v<in dem Inhaber gebrancht 
werden, weslialb das Kecht zu ilirem (iebrauclic ein lii'uhst persönliches und 
anf andere nicht übertragbar ist. Um jeden Missbram h tliunlichst vorzubeugen, 
pflegen die Zeitlcarten auf Namen ausgestellt zu werden und die Photographie 
üireB Inhabers an enthalten. 

Unteniehmer, welche derart beschaffene Zeitkarten ausgeben, haben ge- 
meinfiblich keine andere Form von Abonnements für ihren Betrieb eingeführt', 
es fehlt namentlich hier die Einrichtnng, da.«.s Karten ausgegeben werden, 
welche für eine bestimmte Fahrtenzahl das Keclit auf Beförderung gewiUiren, 
und deren Preis niedriger ist, als die Gesammtzalil der zulässigen Fahrten 
zum Taxpreise ffir Einzelfahrten ausmachen würde. 

Kann ann&chst schon aweifelhaft sein, ob nnter Abonnement im Sinne 
des $ 42 Nr. 1 die Fahrbereditignng der oben anerst erörterten Art an ver- 
stehen und die Beichspost befugt ist, solche Zeitkarten fBr ilire Unterbeamten 
zn fordern, so ist andrerseits nicht zu verkennen, dass an die Person des 
Inhabers gcknüiit'te Zeitkarten für die Post-Verwaltungszwecke kaum vortheil- 
haft zu verwenden sind, weil die einzelnen Beamten einerseits nicht den 
vollen Tag benutzt zn werden pflegen, andrerseits nicht dnrchweg genau die- 
selben Verrichtungen In der lOmlichen Ortsgegend zu leisten berufen sfaid. 
Die Verwaltungszweeke lassen es vielmehr wftnsdiMiswerth ersebdneii, dass 
ein Wechsel in der Person der mit Besorgen des Briefsackes zu beauftra- 
genden Unterlieamten erfolgen darf. Dies führt die Post naturgcmilss zn dem 
\\'uusche, Ubertragbare Karten zu erlangen, also zu Gunsten der Post-Ver- 
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waltnng das Erfordenüsfi der Unübertraicbarkeit und die liSchst persdnliche 
Natnr fallen zn lassen. 

T'int:»'kt liif wünlrn dio HiiliiilK tiicbs-rnli'rnclniicv ilni ( Ii dos Einu-olicn auf 
(lif W iitisi he der Post und <lio Ansiralio iiln i ti aL'-1i;ii ci' Zeit karten durch 
f^nnalinauusiall benaclilheiligt werden; denn wiilireud eine aut die Person 
aiiät^estellte Zeitkarte nnr für die Dauer der täglichen Dienstseit ilires In- 
habers und die Zahl der von ihm wfthrend derselben zn besorgenden dienst- 
lichen Verrichtnngen verwendbar ist, wfirde die fibertragbare Karte ermög- 
lichen, dass w.Hhrend der ganziii T>auor der tllj^lichen Dienststmi Im dic^ill i- 
Karte uuuutcrbrnclH'n jrclirauclil Avürdi-. Da nun die titp-liclic iist/.iit der 
rost-rntt rlitanitiii kürzer zn sein |'lle::t. als die täjrliclie Postdienstzeit, da 
der Beanite überdies Kulieyausen gebraucht and erhält, würde es» dahin 
kommen, dass vielleicht kaum die Hälfte fibertragbarer Karten für die Post- 
verwaltong genügt, nm die gesammten Befördemngsleistnngen anszoffiluren, als 
die Zahl anttbertragbarer sein mfisste. Der.wirtkscbaftlicke Erfolg läuft also 
anf eine Erspamiss der Post und einen Einnahmeansfall der Betriebsanter- 
nehmers nm mindestens die lliilt'fe liinaus. 

Dass unter so bewan<lteii riiHtäinlen es liei<i(rseirs an Nachiriebijx'keit 
fehlt, bel'remdet nicht und ist den üetiieiligteu nicht zu verargen. Wie der 
AnsgaDg des tfeinnngsstreites, falls er anr bahnanfsichtsbehOrdlichen oder aar 
geriditlichen Entscheidung kommen sollte, wenn letztere, was heut nicht er; 
Srtert werden soll, znstHndig würe, ansfallen wttrde, ist zwar zuverlnssig 
nicht vorauszusehen: wird jed<Mh davon ausgegangen, dass nach der Ent- 
stoliiMiirsiresehichte des § 42 eine Ausbeutuufr der KleinbahnbetrieVte dureli die 
lieielisjH.sf nil bt zuiiclassen wenh'ii sollte, so ist die Abweisunji des Ansinnens 
der Pübt kaum zu bez weilein; dazu kommt, dass § 42 eine Ausnahmebestim- 
mnng enthält, welche streng auszulegen nnd der Anwendbarkeit auf verwandte 
FttUe entzogen ist Zum Verlangren von Abonnements nnter veränderten Be- 
dingungen als die gemeinfiblichen hat § 42 die Post nicht befugt erklärt 

Kann die Post Abonnements nnter den übliclien Ansgabebedingungen 
nicht verwenden, so wird man ilir doih das Ktilif zuiresteheu nüi^<tii. TJe- 
fördenuiLT ihrer I nterbeamten zur lliilfte des tariiiiia^^iuen l'ersonengeldes zu 
verlangen; denn durch die Worte: „Falls solche nicht besteht", sollte der 
Post jedenfalls' nicht das Recht abgeschnitten werden, PrdsnrmäsBigung zu 
beaospmchen, sofern der Betriebsuntemelimer eine Form der Abonnements 
wählen wflrde, welche für die Post nnannelunbar nnd unverwendbar ist Un- 
vorwendbare Abonnementseinrichtnngen sind vielmehr als .nicht bestehende" 
zn behandeln. Für diese Ausleirnnf sjiri' lit die l'dUigkeit und die Ab-idit des 
(M'sftz<iebers, «ler keiueswe;_'-s den I ict rielisunternehmern die ]\ln^-li(hkeit ollen 
las.-en wollte, dnrch geschickt gewühlte Ausgabebedingungen die Post zu 
zwingen, die vollen BefOrderungspreise zu zahlen nnd sie nm die Preis- 
ermässigung zn bringen. Die Worte: sFalls solche nicht besteht* sollten' 
vielmehr nnr eine Beschränknng der Post dahin herstellen, dass sie die höheren 
Abonnementspreise bewilligen müsse, sobald ein für sie brauchbares Abonne- 
ment im l>etreffenden Bahul>etriebe eingerichtet sei, und sie der Befugniss be- 
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raii1»eii, in Bolchen Betrieben die Beförderung ihrer ünterbeamten fOr den 
halben Preis xa fordern; andrerseits soUten sie den Betriebenntemehmer dasn 

bestimmen, für die Post verwendbare Abounemeuts einzurichten, um durch 
solche einen höheren Fahrpreis als die Hälfte des tarifioiftssigen erzielen m 
liünnen. 

Wo es zum Einheitspreise im Bahnliefürdernn^sgeschäfte kommt, wird 
übrigens der Foitbestand vun Zeitkarten, die znr unbeschi'änkteu Falu'tenzahl 
berechtigen, nicht mehr anftrecht za erhalten sein, ohne entweder namhafte 
ElnnahmeansIlUie zn erleiden oder zu einer Benachtheiligmig der Abonnenten 
an fahren, llioi' emiifiehlt sich vielmehr die Gewilhrun^ von Preisermassi- 
gnngen in der Art, dass eine beätimmte Zahl Fahrberechtiirimj? zn herabge- 
setztem Preise ausgegeben Averden, entweder in Fnnii vun Kahrsrheinbündeln 
oder von Karten, die eine bestimmte Nummerzahl ciitlialten ; im ersteren 
Falle wäre bei Jeder Benutzung ein Fahrschein zu entnehmen, im anderen 
eine Nnmmer durch Lochnng oder Löschung zu entwerthen. Das nähere ist 
in meiner Strassenbafan-Kunde § 240 Band II S. 381 dargestellt. Solche 
Karten würden Übrigens aucli den Verpflichtungen genügen, welche in Berlin 
vertraprsfremass den Betriebsunternehniern von der Stadtgemeinde in deren 
Eigenschaft als Strassennnterlialtunusjitliclitige aufgebürdet sind. Sie würden 
ferner für die Post selbst dann verwemlbar sein, wenn ihre l'nlibertragbar- 
keit ausgesprochen werden sollte, sofern einerseits die Frist, innerhalb deren 
die Benutzung erfolgt sein mfisste, lücht zu kurz bemessen sein würde, 
andererseits die Zahl der Fahrtberechtigung nicht gar zu hoch gegriffen würde. 
Man darf also auf eine Aenderung in den bisherigen Formen der Abonnements 
gefasst sein. 



Digitized by Google 



•4 



F. Qordeiii Der G^ickbefdrdenii^BTertng. 873 



H. 

Der ClepSckbcfiW'dorniigsrertrag. Eine kritische Studie za § 87 der 
SisenbahD-Verkehnordnung Tom 26. Oktober 1S99. 

Vrn Dr. F. Görden. 
Amtsrichter in Hamburg. 

L Der von der Anstellung und den Dienstpflichten der Oepftcictriger so- 
wie der Aufbewahrung des Relsegeiiftcks handelnde § 37 der a. yerk.-Ordnung 

ist in der neuon KiscnVialm-Verk.-Ürdnnnp vom 2G. Oktober 1899 in zwei 
Tlieile, §§ 37 und 38, /.orU^^t woiilcn. die — aliiroxehen von anderen Äb- 
wciohnnfren — den VDllstiindi^'^ ii. ui ii (irundsatz enthalten, das.** die Eisenbalin 
für das noch nicht zur Beförderung übernoiumene Reisegepäck za liatten hat. 
Die Uebemahme zur Beförderung des Reisegep&cks erfolgt durch Abfertigung; 
bei der Abfertlgangsstelle und durch Aushändigung eines OepRckscheins an 
den Reisenden^). Von diesem Zeitpunkte an bestand für die Eisenbahnverwal- 
tniiL-^ lie gleiche Verantwortnng für das Reiseareiiück, wie für jedes andere 
zur Beförderung anerenommeno Frarbt^riit. Für den Trans|iort des (Jeitilcks 
von der Wohnunp: des Beisenilm zur AbftM tiLnuiüsstelle und uuitrcktdn-t, soweit 
er durch die von der Eisenbahnverwaltung zugelassenen Gepilcktriiger geschah, 
liatte die Eisenbahn in der alten Yerk.-Ordnung jede Verantwortlichkeit ab- 
gelehnt. Obwohl die O^Sektrltger bei den erwähnten Transporten selbst- 
tttadige IVadftfiifarer rind und nicht zu den «Leuten* der Elsenbahn im 
Sinne des § 9 der Verk.-Ordnnng gehören, hatte die Eisenbal)n an vielen 
Stationen (toji.Mcktrilgertarife veriifteiitlielit , in denen sie nicht bloss die Ge- 
bühren für die Beförderung von Cieiiäckstücken festsetzte, wozu sie durch 
Absatz 3 der Eingangsbestimmungen der Verk.-Ordmuig berechtigt war, son- 
dern auch die Haftung fttr Yeriust des Oep&cks auf einen bestimmten Maxi- 
malbetrag beschränkte, zu welcher Festsetzung ihr jede Beftigniss fehlte. 
Fttr die GepftcktrSger des Hanptbahnhofes zu Altona, ebenso für die simmt- 
lichen an den Hamburger BahnhSfen zugelassenen GepUcktrltger , galt der 
Tarif vom 17. Mai 1895, der ausser dem (Jebührensatz für die Beförderung 
der Gepüokstüekf bis zur Abf»'itiinnigs>ti'lle folgendes bestiinnitr : 

,Für das den üepäcktriigeru übergebene Gepäck wird im i'alle des 
Verlustes der gemeine Handelswert Ii, jedoch nur im HSchstbetrage von 
60 Hark fttr jedes GepSckstfick vergütet Diese Bestimmung bleibt 
maassgebend, sofern nicht zwischen Auftraggeber und GepäcktrSger ein 
anderweitiges Abkommen getroffen worden ist ... .* 

>) § 32 Verk.-Ordnttng. 
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Die Frage der Anwtiitlbarkeit dieser Vorschritt ist vor Kuizen in t inem 
yor den Hamb. Oeriehten geffihrten Prozeme xnm Austrag getoteht worden*). 
Das vom Laadgericht gef&Ute, vom Iianseat Oberlandesgericht bestBtigte 
Urtheil ist deshalb einer eingehenderen Besprechmig werth, weil es die Stellang 

der Gepäckträger hol dem Transporto von (iojiM« kstücken zu den Abfertigangs- 
>-f ollen riolit!^ diaraktorisiert nml ilio üiMlcutuiiir dci- im Tarife normierten 
llaltmi^'slu'scliriinknng einer sjKv.icllrii Krürterunir nntei/.ielit. l>er der Knt- 
ticheidung zu ürunde Hopsende Kechtätall zeigt zugleich, welclicm Kisiko uaLh 
früherem Rechte derjenige Theil des reisenden Pablikiims aaigesetst war« 
welcher sein GepBck dnrch GepScktr&ger nach den Bahnhöfen trans- 
portiren liees. Der Sadiverhalt war folgender: Am Sonntag, den 24. 
Jnli 1808, gab der Elilger dem anf dem Hamb. Klostertliorbahnhof als 
Gepiioktrilger angestellten Beklacrten den Auftrag, einen h'eisekoffer zn dem 
Cölner Xaclitznge aus der klii^ici is< lu'n Wtdinnn^'- zur Ablcrti^ningsstelle zu 
scharten. Der Koffer wurde im Laufe des Mai iuiiittags abgeUult, nach dem 
Bahnliofe gebracht und dort anf den Bahnsteig gestellt Eine Beanfsiditi- 
gnng des Koffers fand nicht statt Als der ElBger Abends anf dem Bahn- 
hofe erschien und seinen Koffer expedieren lassen wollte, stellte es sich 
heraus, dass derselbe verschwunden war. Der KlSger nahm den betr. Ge- 
päektriiger . des«<en Adresse er diircli Kntiregenkoinnien der Eiscnhahnvenval- 
tiinp: ert'aliren hatte, \ve;ren Krsatze» doh Ki>tfer.H nehsi Inlialt in Anspruch. 
Heklagter erklärte sich bereit, die im Tarif festgesetzte Maximalgebühr von 
50 Mark zn nahlen. Einen weit hSheren Betrag hatte der Beschädigte ein- 
geklagt Das Landgericht machte die Entscheidung des Rechtsstr^tes von 
einem dem Kttger auferlegten Eide abhängig, dahingehend, dass er znr Zeit 
der Ertlieilnng des Auftrajres an den Beklagten nicht gewnsst habe, dass sich 
in dem Tarife eine 15estiniiiiiuiir Hnde. narh welcher die Gepäcktvä'^ei- im Falle 
des Verlustes von (iepä* kstiif ken nur his zu einer hestimmteu llöiie zu haften 
hätten. £s heisst in den Gründen dieses Urtheils: 

Es wird zunächst bnnerkt, dass fUr die Entseheldnng des vorliegenden 
Rechtsstreites die Bestbnmnngen der Yerk. -Ordnung von 1892 sowie die des 
alten HOB. znr Anwendung kommen. Was sodann die Rechtsverhältnisse 
»wischen den Parteien hetrifft, so hat der Beklagte den Transport des Koffers 
v<in der U'olinnng des Kliipcrs nach dem Bahnhof Klosterthor selhststiindiir 
übernouimcii. die Eisenliahn hetas.st sidi mit solchen Tran^-portcu nicht, lehnt 
vielmelu' jede Verantwortlichkeit dafür ab. liie Gui»äcktniger sind insoweit 
jedenfalls nicht Angestellte der Bahnverwaltnng, sie l>etreiben vielmehr selbst^ 
stftndig den Transport von Gütern gewerbsmftssig, sind also Frachtführer, 
haben die Obliegenheiten solcher zn erfüllen und haften wie solche. Xndi 
Art. 395 des alten HGB. würde an sich also der Beklagte für den Schaden 
hatten, welcher durch \'erlust des KotVers entstanden ist. sofern er nicht be- 
weist, dass der Verlust tlunh lii>liire (iewalt, durch die natürliche üeschatTen- 
hcit des Guts, namentlich durcli inneren \'erderb, Schwinden, gewüluiliche 



*} Bechtsstreit i. Heydemann-SchubE Landgericht VIII V. 134/1900. 
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Leckage u. dcrgl. oder durch ilu*;^orli(li nicht erkennbare Mängel der Vcr- 
packnng entstanden ist. Alles dies liegt hier zweifellos nicht vor; der Ktift'er 
ist vielmehr abhanden gekuuimen, als er unbeautsichtigt aut' dem Balmsteig 
stand; insbesondere von höherer Gewalt kann hiernach nicht die Bede sein. 

Die Haftung- des Beklagten fttr den Verlnst des Eoifers ist biernach an- 
zuerkennen Beklagter wendet sich auch nicht so sehr dagegen, dass 

er für den Verlust des Koffers vcrantwortlicli sei, als dass er vielmehr geltend 
macht, dass er nach seinem Tarif vom 17. Mai ISiK'i nur zum Höchstbetrage 

von öU Mark halte Es handelt sich also darum, <»b diese in dem 

Tarif entlialtene Bestimmung für das Vertragsverhilltniss der Parteien maass- 
gebend ist. Es ist bereits oben erwUint, dass der ll^muqtort von GepSck- 
stttcken von und nach den Abfertigangsstellen von der Eisenbahnverwaltnng 
nicht übernommen wird. Die Eisenbahnverwaltnng ist hiernach anch nicht 
befugt, mit Viinden^lf r Kraft für Dritte vorzuschreiben, nnter welchen Bedin- 
gungen dieser Transiiort erfnl^en solle. Wenn in dem von ihr erlassenen 
Tarif für die Gepäckträger <lerartige Bestimmungen enthalten sind, so kann 
dies nur die Bedeutung haben, dass die von der Eisenbahn zugelassenen Cfe- 
pKckträger, die als solehe kenntlich sind, bereit sind, nnter diesen Bedin- 
gungen den Transport von QeiAckstfieken ansmfBhren. Die Entseheidnng der 
Frage, ob die Bestimmungen des Tarifs für die Parteien im vorliegenden 
Fall maassgebend sind, ist somit lediglich aus den Kechtsregeln, die für den 
Vertrag gelten, zu entnehmen. J>ann ist Kläger aber an die fragliche Be- 
stimmung des Tarifs gebunden, wenn er dieselbe kannte; wollte er solchen- 
falls diese Bestimmung ausschliessen, so mnsste er das dem Beklagten erklären, 
^an er mnsste sich sagen, dass der andere Theil mit dieser Vertragsbestim- 
mnng contarahieren wollte. Kannte ElSger diese Bestimmung nicht, so ist der 
Vertrag zwischen den Parteien ohne diese besondere Bestimmm^ zu Stande 
gekommen. 

Klüger bestreitet diese Kenntniss und hat den ihm von ilron iJeklni-ten 
hierüber zugeschobenen Eid angenommen. Die Leistung bezw. \'irweit:frung 
dieses Eides wird demnach entscheiden, ob Klüger die beschränkte iiaftung 
des Beklagten gegen sich gelten lassen mnss oder nicht Denn ohne solehe 
EenntniBS kann Ellger nicht an diese Bestinminng des Tarifs für gebunden 
erachtet weiden, anch wenn die vom Beklagten in dieser Richtung behaupteten 
Thatsachen wahr sein r^ollten. — Im Einzelnen ist hierüber folgendes zu be- 
merken: Kläger hat zweifellos gewusst, dass ein Tarif für die (repäcktnlger 
existiere, und er liat auch gewollt, dass der Anspruch des l!ekhi;rten auf 
Vergütung sich nach den Sätzen dieses Tarifs bestimmen solle. Damit ist 
aber nicht gesagt, dass er anch den fibrigen Lihalt des Tarifs gekannt bezw. 
gebilligt habe, dass der ihm unbekannte Inhalt des Tarifs dem Yertarage seiner 
Oesammtheit nach zu Grunde geh et w. i Es mag sein, dass Elfiger Oe- 
legenheit gehabt liat. sich von dem Inhalt des Tarifs zu vergewissern, sei es, 
dass der Tarif am Bahnhof ausuchiiJiL'^t «rewesen sei oder nicht : an sich 
konnte er davon ausgehen, dass der 'J'arif eben nur die Vergütung, welche 
die Gepäckträger beanspruchen wollten und durften, ergebe, nicht aber weiter- 
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gebende Bestimmunpcn enthalte, die das die Eisenbahn niclit interessierende 
VerhftltniBs der Gepäckträger and Dritter, deren Sachen erstere auf eigene 
Bediniuig zum Bahnhofe adiaffen, regelten. 

Diese AnilQhnmgeii alnd bis anf die ErOrterong der Bedeutung der 
Kenntnite des Elfigers vom den taitfuischen Satzungen mMTend. Wenn 
das Landgericht ansfülirt: „KlBger habe gewnsst, das» ein Tarif existiere, 
lind er habe auch gewollt, dass der Anspruch des Beklajrten anf Vcrprütun^f 
sich nach diesen Sätzen bestimmen solle ; damit nei aber nicht g:esagt, dass er 
auch den übrigen Inhalt des Tarifs gekannt bezw. gewollt habe, dasa der 
ihm unbekannte Inhalt des Tarlft dem Vertrage seiner Gesammtheit naeh m 
Orande gdegt werde/ so ist der mit ^pbesw.' eingeleitete Nadisati vnriditlg. 
Hat der Elflger gevust, dass sieh eine HaftnngsbesehrXnlning in dem Tarif 
befand, so hat er diese Beschrnnknnfr genehmigt, mochte ihm auch die Art 
der<je1ben unbekannt sein \). Das oberlandesgerichtliche Urtheil, welches die 
Entscheidung der Vorinstanz bestätifft liat, führt denn aurli — allerdings 
unter Verkennong der Bedeutung der landgerichtlichen Begründung folgendes 
ans: „Hat der Kläger beim Vertragsabechlnss jene Bestimmung geluaint, oder 
hat er auch nnr gewnsst, dass eine derartige HaftirfUohtbestimmnng in dem Tarife 
der GepKcktrftger sieh befand, so hat er sich .... durch Stillschweigen ftber 
diesen Punkt beim Vertragsabschlnss mit demselben einverstanden erklärt". 
Trotz der unriohtipen Benrtheihinc der Taritfrace hat das land<^erichtliche 
Urtheil den dem KlUger aufzuerlegenden Eid sachentsprecliend uurmiert. 

Der eben besprochene Kechtsfall zeigt schlagend die Mängel des bis- 
herigen Bechtszustandes: ZonBchst ist bei derartigen formlos geschlossenen 
Vertragen die Ermittelung des Schadenstifters erheblich ersdiwert Hitte in 
dem dargestdlten Falle die Eitenbahnverwaltnng nicht ans Entgegenlcommea 
dem ElSger die Adresse des GepäcktrSgers, mit dem er den BefSrdemngs- 
vertrap- abpeschlossen hatte, niitffetheilt. so hStte der Kläger, dem die Nummer 
und die Pliysiognomie des BetreftVnden unbekannt war, siimmtliche Gepiiek- 
träger des Klosterthorbahnliofes verklagen und ihnen über den Abschloss des 
Trüisportvertrages den Eid xusddeben mttssen. Erst dnrch Leistong diesas 
Eädes bitte sich der TerantwortUche Gepiektrlger emütteln lassen. Gegen 
die anderen Beklagten hätte die Klage zurfickgenommen werden mfissen. Es 
bedarf keiner Ausführung, dass bei einer derartigen Prozedur unnOtz Zeit 
und Kosten aufgewendet werden Auch der Zwaufr zur Eidesleistung des 
seine Schadensanspriu he geltend machenden Klim» i s. mag: sie auch in anderen 
Prozessen vorkummen, ist dann eine Unannehmliclikeit und zu reprobieren, 
wenn sie ein ständiges Resultat der Klage bildet Dies ist der FaU. Liegt 
nfimlich bei derartigen Streitigkdten ein Versehnlden des Beklagten nicht vor 
oder kann ein solches nicht behauptet werden, ist also lediglich die Thatsacbe 
des Verlustes des Gepäckstücks Elagegrnnd, so muss der Gepäckträger, um 
nicht zu unterliegen, unter Eide^zwanir behaupten, dass der Elfiger die Haf- 
tungsbeschränkung des Tarifs gekannt habe. 

'i V* rgl (Iber dit Bedeutung der dem Tarife fthnlicben Stnunenbshnreglaaeats 

Görden Bd. XVI ä. 7Ö dieser Ztschr. 
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In der Meiiizalil der Fülle wird aber der Iveibcude diese Beschriinkung 
nicht gekannt haben. Regelmädaig wird der Werth seines Gepäcks den ge- 
ringen Sats der Ibudmalrergatiiiig flbentdgen. Er vttrde ftunerst leicht* 
fertig iiandelii, wenn er Eenntnisa der HAftnogsbeBchrKnlnuig den Trans- 
port seines Gei)itck8 durch Gep:icktr:lger der Eisenbahn ansfUhrMi Messe. Dass 
schliesslich die Vergütnng für Verlust mit einem Hüclistbetra^e von öO Äfark 
eine unzureichende ist, ercriebt sich schon daraus, das^s der Kii^tiide in der 
liegel nur grössere GepUckstUcke durch Gepäckträger nach der AbtVi tifrungs- 
stelle schaffen lassen wird. Und dass diese bei den theuren Preisen für An- 
BohnlAing von Koffern oder anderen BdUlltnissen mit Inhalt meistens mdir 
werfh sind, als 50 Hark, ist klar. 

n. Dass diese aus der Anwendang des § 37 der a. V. sich ergeb^mlen 
M.lntrel und rnist!indli( bkeiten im Interesse des reisenden Publikums bei dt r Tm- 
gestaltnng- der Verk.-< »rdnnnc: eine Abänderung erleiden würden, hätte man mit 
Recht erwarten dürfen. Eine solche Aenderung ist aber nicht erfolgt, der Schutz 
des Beisenden ist vielmehr dnrch § 37 der nenen Verk. -Ordnung nuch verringert 
worden. Betrachtet man allerdings oberdächlieh diesen Paragraphen, so 
kVnnte man an dem Resultate gelangen, dass die Eisenbahn ffir die nnn nicht 
mehr aZngelassenen", sondern «bestellten" Gepäcktrftger unbedingt an halten 
bat| 8« dass der Keisende nur den Abschluss eines Gepäckbefördernngsver- 
trages und den Verlust des Gepäcks darzuthun brauclie, die Eisenbahn sich 
excolpieren müsse. Allein eine s(tlciie Annahme würde irrig sein. Der erste 
Satz des § 37 der neuen Verk.-Ordming lautet: 

.Auf den Stationen sind, soweit ein Bedftrfniss besteht, Gepäck- 
triger an bestellen, die nnter Verantwortlichkeit' der Eisenbahnverwaltang 
im Sinne von § 34 Abs. 1 und 4 dieser Ordnung anf Verlangen der 
Reisenden deren Peise- und Handgepäck im Stationsbereiche nach nnd 
von den Wagen, Abfertitrun<rsstelli'n u. s. w. zu schaffen haben". 

Daraus ergiebt sich, dass die Eisenbahn iih Ut unbedingt für die von ihr 
bestellten Gepäckträger zu haften hat. Sie ist nur insoweit für diese Personen 
verantwortlich, als dieselben das Oei^Lck der Reisenden im Stationsbe- 
reiche nach nnd von den Wagen, Abfertigungsstellen n. s. w. an schaffen 
haben. Mag man nun unter dem Ausdruck . Stationsbereich " mit Holzbecher*) 
den Bereich verstehen, auf welchem die Eisenbahn die Bahnpolizei ausUbt, oder 
mit Efrer-) das Gebiet, welrlies die Statinn nebst allen zugehi>rigen, dem 
Personen- und Ueiiärkverkfln- ^rewidmeten Anlagen umfasst, oder schliesslich 
denjenigen überhaupt nicht allgemein deänierbaren örtlichen Bezirk, auf wel- 
chem thatsichlich der gesammte Eisenbahnverkehr sich abspielt, so unterliegt 
es doch keinem Zweifel, dam dieser «Stationsbereich* die lokale Orense der 
Haftung der Elsenbahn für aUe VerlustfUle des Reisegepäcks bilden soll"). 

') Die Bestimmung der Kisenb.-Verk.-nidnung üt>er (tcpäcktrüger etc. (Zeitung 
des Vor. Dentsch. Eisenb.-Verw. 19()0 Nr. 12). 

») Eiier: Eisetih. Verk.-Ordmiii^' 2, .Vull. Anm. 14»b 8. 169, 170 SU § 87. Hier 
auch eine Kritik der üolzbccher'äclien Definition. 

■) Eger a. 0. S. 170. 
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Hieraus crgiebt bicli für den Reisenden die Schwierigkeit, darüber ins Klare 
m kommen, ob der Verlist seines OepBcks im Stationsbereiche oder schon 
vorher eingetreten ist "Dean bis znm Eintritt in diesen Bexirlc haftet der 
Gepäckträger allMn und nnr er kann von dem Beisenden anf Sdiadensersato 

in Anspnicli genommen werden. Ob der Gepilcktr.'lprcr ancli dann haftet, 
wenn das Gepäck ors^t im Stationsboreich in Verlust ccratli(!n ist, ist zweifel- 
haft. Eger, flor den liier besprochenen Befördeiniiirsveiti air ilberliaupt nicht 
der Norm de» § 37 Verk. -Ordnung unterstellt wi!>.sen will ^j, ist der Meinung, 
dass die Eisenbahn allein die Haftung Übernimmt, dergestalt, dass der Gepäck- 
tiüger von dem Reisenden flberlianpt nicht in ^nq^ch genommen werden 
kann. Der Beisende liat nnr, so ftthrt er ans, den Ane^ch besw. die Klage 
gegen die Eisenbahn, der Gepäckträger kann ihn mit dem länwande der 
mangelnden Passivlecritimation an die Eisenbahn verweisen. Diese Ausfüh- 
rungen sind riclitifr. Sie stützen sich auf den analog zur AnweTi<lnng 
kummenden Absatz 1 des § 34 Verk.-Oidnnng. Nach dieser Vorschrift haftet 
die Eisenbahn fitr das zur Beförderung aufgegebene Reisegepäck nach den 
ffir die Befördermig von Gütern geltenden Bestimmnngen. Bei der BefSrde^ 
rang von Gfitem haftet die Eisenbahn nadi § 9 fVr ihre Lente nnd diigemgen 
Personen, deren sie sich bei Ausführung der Beförderung bedient. Wenn 
also nach § H7 Verk.-Ordnune: die Beföideniiür des nicht anfgegcbenen (xe- 
ptlcks innerliallt des Stationsliereiches der Befördernn}? des anffrogebenen trleich- 
gestellt werden soll, so hat die Eisenbahn fUr die Trausporte der Geitäck- 
träger im Stationsbereiche die aasschliessliche Verantwortlichkeit übernuumen. 
Diese Normierang ist nnr ein Ansflnss des im § 9 Verk.-Ordnnng aufgestellten 
Principe, dass die Eisenbahn für ihre Lente m haften hat. Es wird also 
nach der gesetzlichen Tfegelnng der Gepilckbefrirdernng'sYertrag, soweit es sich 
um den Stationsbereich handelt, mit der K isenbahn abgeschlossen, der Gc- 
pUcktrilirer ist nnr diejenige Person, weldie den Transport bewirkt. Von 
dieser Constrnktiou für den Fall eine Ausnahme zu machen, dass die Gej^ikk- 
trfiger znnKchst ausserhalb des Stationsbereiches das Gepäck von der Woiinuug 
des Beisenden zum Bahnhofe schaffen, liegt kein Grand vor. Derjenige 
Beisende, welcher sein Gepttck mittels Droschke znm Bahnhofe bringt, es 
von hier durch einen Gepiicktrüger zur Abfertigungsstelle schaffen lilsst und 
für diesen Transport die solvente Eisenbahn als haftpflichtige Contrahentin 
sich ge<reiinbei' stehen hat. kann nidit besser gestellt sein, als jener, der 
sein Gci)äck durch einen auitlicli bestellten Gepäckträger von seiner Widmung 
nach der Abfertigungsstelle schaffen lässt nnd nach der Eger sehen Ansicht^ 
nnr den GepRcktrflger fQr den Verlast des Gates in Ansprach nehmen kSnnte. 
Nach der richtigen Anslegong des § 37 Verk.-Ordn«ig kann die juristische 
Construktion des zu I praktisch veranschaulichten Beförderangsvertrages nor 
die sein, dass er in zwei Theile zerfiUlt: a) Befiirdernng des Gepäcks von 
der Wohnung des Keisendcn bis zum Statiousbereiche, b) Transport von diesem 



') Eger a. l>. S. 171 und Eiscnbahnr. Entscheidungea Bd. XVII S. 283. 
') cf. vorstdiende Anm. 1. 
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Orte bis zur Abfertigangsstelle. Fiir die erste Beförderung ist der Oepäck- 
trSger der Gegenkontrahent des Beisenden and ihm für den Verlust des m 
transportieTenden Gutes venuitwortlieh; for den zweiten Transport ist die 
ftncfa allein liaftbare Eisenbahn die Vertra^s^etrnpiin. Dass diese Begelnn^ 
des Gepäckbeförderungsvertragcs den erheblichsten Bcdtnken nntorliep^t , ist 
klar. Ganz abgesehen von der Schwierifrkeit einer irenauen He^^reiiziinL^ des 
Be{?rift's „Statiunsbereich", diircii den die Vcrj^chiedeuheit der HafliJÜichtij^en 
herbeigeführt wird, ist der Ort, an welchem anf dem Transporte das Gepäck- 
stftek verloren geht, für den Beisenden in den meisten Fttllen von vornherein 
nicht festzustellen. Die Wahl, den Gepttcktriiger oder die Eisenhahn zu ver- 
klagen, ist eine derm t schwierige, dass man es in den meisten FftUen vor- 
ziehen wird, irejren beide vorzuprellen Stellt sich im Prozesse heraus, dass 
das (iei>iitkstUek vor Eintritt in den Statiiini>Vierei(li verloren irfLranLren ist, 
so muss die Klag:e jrejren die Kisenbahn abgewiesen werden, er^Mclit sich, dass 
es im Stationsbereiche abhanden gekommen ist, so wird der KUiger mit seinem 
Anspmdie gegen den Gepäckträger znrQckgewlesen. Es wird also nadi dem 
jetzigen Bechte dem Beschldigten die Bechtsverfolgnng noch melir als froher 
zu einem zeitranbenden, kostspieligen Onus! 

Ist es nun ferner schon eine Anumalie, dass, wie iinsL'i'fübrt, der ein- 
heitliche TransportvertrafT ilur* h die geset/lirlie TJeirt lunü <ier ErsatzpHicht 
nnd die hieraus zu tolgerndt juristische (Oustruktion in zwei Theile zertilllt, 
so ergiebt die weitere Vorschrift des § 37 Verk.-Ordnnng , dass auch die 
Tariffrage von zwei Seiten betrachtet werden mnss, nnd dass diese Betrach- 
tung zn einem wunderlichen Besnltate fuhrt: Die GepAcktrBger müssen mit 
einer gedruckten Dienstanweisung nebst GebQhrentarif versehen sein. Sie 
lial'iii auf Verlangen den Tarif vorzuzeiiren. . . . Der Tarif ist auch an 
einem geeiL'-neten Orte der Abl'ertigungsstelle und der Ausirabestelle auszu- 
hilngen. — Die Ermächtigung der Eisenbahn zur Eestsetzunp: eines die Haft- 
pflicht beschränkenden Tarifs ergiebt sich ans dem analog zur Anwendung ge- 
langenden Absatz 4 des § 84. Ans ihm folgt aber nur, dass die Eisenbahn 
insoweit die Ersatzpflicht beschränken kann, als ihre Haftbarkeit in Frage 
kommt, d. h. soweit eine Bescliiidi-nnir "b r ein Verlust des d i icks ira 
Stationsbereiche erfnltrt. Ein denutiini Tarif ist mit Genehiniiiunp; der 
I.andesaufsichtsbehiirden unter Zustininnm^ des lvei<liseisenbahnanites zu er- 
lassen. Für eine taritiuische Festsetzung der Gebüluen für die Beförderung 
von Keisegepäck durch die Gepiicktriiger bis zum Stationsbereiche und einer 
BeschrSnkung der Ersatzpflicht ffir Verlust oder Beschädigung auf diesem 
Transporte, fehlt es ilir, wie auch im früheren Bechte, an einer Competenz. 
Die Eisenbahn wird es aber srliwulirli unterlassen, für beide Fülle einheit- 
lii ]!*. Tarife festzusetzen. Die r.es( liränkunu der Krsatzptlicht hat dann eine 
verschiedene reclitliche Bedeutuns: Snweit ^ie die Eisenbahn bei rillt, hat sie 
legis vigorem, soweit sie die (n'piicktriiger berührt, ist sie, wie der ganze 
Gebährentarif, eine von der anstellenden Behörde erlassene Dienstvorschrift, 
welche anordnet, dass der Beforderungsvertrag nur unter den tarifarischen 
Bedingungen abgeschlossen werden soll. Hieraus folgt aber wiederum, dass 
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bezüglich der Ersatzpflicht der Eisenbalm der gwehlUUgta BaiBenie die 
l&ifffciiiigsbeMlirSiikiuig ohne weikerei gegen dcb gelten Uesen miise, wShroid bei 
einer InaiMpnidiiialime dee Gepftcktrtgers dieser dem als KUger anftretendMi Be- 
BchSdjgten A\e Kenntniss der Befördemn^sbedingangen nachznweisen hat Daai 

diese gaj\ze Rej^elnnp: der ITaftpfliclit der Eisenbahn nnd der GepScktraf^er 
für das Reisepropiick einer Abiiiuln nuji beilarf, kann nach den vorstehenden 
AiisfiUirungen keinem Zweifel unterliegen. Die Rechtslage des £ei»euden, der 
sein Gepäck durch Gepilcktrilger befördern läset, die sehen naeh dem alten 
Bechte eine ungünstige war, bat sich verschleehtert Die jnristisehe Gestsl* 
tang des BefSrdemngsvertrages Ist dnrcb die Yerschiedenli^ der der Eisen- 
balm besw. den Gepäcktrl^ieni obliegenden Ersatzpflicht eine verschwommene 
geworden und dies nm so mehr, als der das ( riterinm der Difterenziernng 
bildende Begriff des Stationsbereiches einer gesicherten Cirundlage entliehrt. 
Eine einfache Lösang aller aus der Neugestaltung sich ergebenden Schwierig- 
keiten wird dadurch herbeigeführt, dass man die Worte des § 87: «in 
Stationsbereiche* strdcht. Padnrch wird, der IKDiglteit entsprechend, der 
EisenbahnTerwaltnng die Verantwortlichkeit für alle Transporte der doch 
von ihr ausgewlthlten nnd beaufsichtigten Gep.'lcktritger anferlegt. Wird 
femer in den Tarifen der Maximalbetrag der EntsehiUligung für den Verhü^t 
des Reisegepäcks ohne Rücksicht auf tiskalische Gesichtspunkte in ange- 
messener Weise festgesetzt, so dürfte das neue Recht sachentsprechend modi- 
fiziert sein, nnd das Institut der Gepäckträger hlltte eine ihm fSrderliehe, 
den gesteigerten Anfoirdermigen des Verlcehrslebens Bedinnng teegende Ans- 
gestaltong erfishren. 



Digitized by Güügl 



Ltterator. 



381 



Literatur. 
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Der als Kisenbuhnliichniiinn jiraktisrii und theoretisch gleich put qimlitizirte 
Verfasser hat üicb der vcrdienstTolkii Autgabe unterzogen, an der lland der vor- 
handenen Kommentare und der Reebtsineehinig alle wichtigen, das Internationale 
Udiereinkommen betreffenden Streitfragen eingebend zu er('irtori) und Uberall seine 
eigene, häufig abweichende Meinung selbstständig zu motiviren. Hierbei hat er seine 
grossen praktiscbeu Erfataraugen aufs Beste verwertbet. Wir kummen auf das Werk, 
welches Torertt bis nun Art. 11 gediehen ist, nodi des Nlhwoi sorUdc Sdion der 
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ständigen dnroh die amtlichen kauf minniseben InteressenTertretangea 

in Prenssen. Berlin l'JOl. R. Gaertners Verlagsbucbhandlong Hermannn Heyfelder. 

In dieser gowerbe- iiiul verwaltungsrechtlichen Studie untersucht der Verfasser 
ein für den täglichen Kecbts verkehr recht wichtiges Gebiet. Die durch die neuere 
Gesetzgebung scharf anfgeriehtete Orane sidsidMa den geiklrtUdi im AUfornsinen 
beeidigten und den Öffentlicb bestellten Sachverstindigoi wird in der Praxis von den 
Geridlten wie im kaufmännischen Verkehr noch häufig verkannt; da im täglichen 
geschäftlichen Leben die Thätigkeit der öffentlich bestellten Sachverständigen in den 
maanigfacbsteu Kechtsbeziebungen von besonderer Bedeutung ist, so hat, wie von 
Riesenfeld mit Becht herrorgehoben wird, nach dem Inkrafttreten des § 86 pr. A.O. s. 
G.V.G. und der dam erlassenen AusfUhmngsvorschriften die durch den § 42 des 
HandelHkanimergesetzes den Handelskammern erteilte Befugnis zur Anstellung von 
Sachverständigen eine besondere Bedeutung erlaugt. Die Arbeit erörtert diese An- 
steUnngsbefugnis wie avdi die reditUdie Stellmig, die Beeilte ud PlUditen der an- 
geetellten SachverstHodigmi mit grosser Gtfladlichkeit and beaeritenswertem j wlstisehem 
Scharfsinn; sie wird der Praxis, die sich über die hier auftauchenden mannigfachen 
rechtlichen Fragen noch vielfach im Unklaren befindet, wertvolle Dienste zu leisten 
berufen uein. Dr. Ivarl EUstaetter, Berlin. 

OtrtMH, Dr. Professor. Die Torteilsansgleichang beim Schadensersats- 
anspruch im römischen und dentsehen Bflrgerlichen Becht Berlin 1901. 
J. Gattentag. 
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Der Verfasser h»fc soino Aufgabe in pincr amfasMndcQ qrBtematischen 

Darstillnn«: dos (legenstandis sowohl vom Stand piinlitc dor Wihiscnscliaft wie d<r 
Praxis Vdiznglirli golöst. I 'ii klaim und ^riindli< lifn Krörtonint;« n iiiit< r T5« riirk- 
skhtiguiig der gosatmnten Literatur und IJechtsprccliung und unter voller Belierr- 
sclraog des bedentenden Stoffes sind ftlr den Theoretiker wie Pralctiker gleich werth- 
voll. Mit der im ersten Tlieile enthaltenen Darstellung der Vortheilsausgleiclinng \mm 
Schadencrsat/ansjtriK li liat der ^'c•rf!lsser im zweiten Tlxile noch die höchst verdienst- 
vuUe Untersuchung der Abtretungspflicbt der Ansprüche aus g 255 KG.B. verbunden. 

Für das Eisenbahnreoht sind vornehmlich die in Kapitel II enthaltenen 
AnafOhrangcn des § 13 Aber die Anredmung der UnterhaltsansprQche ^ d und 7 
des TTaftpfliehtfjTesetzes) . §§ 14 — Ifi Whvr die V'orteilsausgleichung wogen der Ver- 
sichcrunesansprüchc' — Kassengeld» r und l'ensionen 4 Haftidlichtgesetz) sowie 
l ntall-, Kranken-, Alters- und Invaliditäts- Versicherung (§ Ü8 rnf.-Vers.-<ies. § 57 
Krank.- Ver8.-Gcs. § 64 Alt.- nnd Invalid.-Vera.) — § 17 die VorteOsanflgleidrang bei 
der Enteignung (Ces. v. 11. Juni 187-1) und |^ 18 hei den ErsatxansprBchen der 
Strasscnanlieger von der gr<tssten Wiehtigkeit Ks würde zu weit führen, auf die 
sahlreicbcD Streitfragen hier (inzogehcn. Iküunders hervorzuheben ist, dass der 
Verfasser bei der Theilenteignung die richtige Atmalinie der Znlftssigkeit der An- 
redmnng theilt. Doch kann seiner Auffassung, dass die Anrechnung lediglich auf die 
konkreten, dem KestgnnidstUrk aus iKsondereu Orilndcn zufallenden Vorthcile 
zu beschränken sei. nicht iieigeptiichtet werden. Kr illiersieht. dass in der Anrechnung 
auch der allgemeiuen Vurtheile keineswegs eine l'ngerechtigkeit gegen den Expro- 
prlaten im Vergleich mit den Xichtexpropriaten liegt. Denn die Stellung der letiteren 
ist rechtlich eine dar cha US andere, als die des Kxprtiin i itrii i!s i in < inem < 'bligations- 
ncxus zum rnternehmer stdif i IN irhstxericbt 1.7. 1884. Kisenbahurechtl.-Entsch. IV. 
S. 1. und 8. 5. 18ÖÜ. (huchot Üd. 30. s. iOMl Eger, Enteign.-Ües. I S. 210ff.) 

Dr. Eger, Berlin. 

Koerncr, H. Das neue Deutsche Handelsrecht unter Ausschluss des See* 

n ( bts. gemeinTerstiindlich für den gesamten Handelsstand und zum (iehraach junger 
Jui'isten darirestellf. i Hannover. Ilehviii^'si bi ^^ rlagsbuclihandhuig U)fJl.) 

Eine Darstellung, welche durchaus das leistet, was ihr Titel besagt und was 
man von einer gemeiBTent&ndlidien Daxstellnng in gedrängtem Umfange erwartes 
darf. Der Verfasser bdiandelt in anschaulicher Weise im Inhalt des Handeisgeseti- 
huehs, er erläutert seine Sätze durch praktische Beispiele, die zumeist glücklich ;rc- 
wählt sind und geht auch an verscbieeb-nen Stellen auf besonders wichtige Streitiragt ii 
ein. Das kleine Buch eignet sich sehr gut lür Beamte und Kaufleute, welche sich 
Oba den Inhalt des Haadelsgesetsbnchs orientiren wolle», besonders sd dasselbe warn 
. Privatgebrauch den Herren der Handelsakadwiion und Handelsfachschulen empfohlen. 
Auch das Eisenbahnfrachtrecht ist in grossen I inrissen gut dargestellt und dürfte 
den Zweck nicht verfehlen, den der Verlasser iui Auge gehabt hat. Das Bach ist von 
dem Verlage sehr hübsch ausgestattet und im handUchen TaadnafonHit «neUeaen. 

Dr. Fuld, liainx. 

Fuchs, E. 8., Rechtsanwalt am < >b.-Land.-( Jer. Karlsruhe. D a s B a d i s ch c E n t e i g n u n g s- 
gesetz vom 26. Juni löUi^ erläutert. Tübingen and Leipzig 1901. L C. B. Mohr 
(Faul üiebeck). 

An die Stdle der alten Badischen Enteignungsgesetagdnug, insbesondere des 
(Gesetzes vom 28. August 1886, welches den fortgeschrittenen Verhältnissen nie bt mehr 
genügte, ist il.i^ neue Enteignnngsgesetz vom 2(>. .hini 189!) getreten. Für dasst lhe 
ist das preuä:3ische Euteignungsgesetz vom 11. .Tuni 1874 und das wiU'ttembergische 
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▼om90. PezcmhiT 1888 insbesondere hinsichtlich di-r Rntacbidigaiigsnonneii vorbildlich 
(Tf nvi scii. I»rr Vt rl'iissi r li;if <l;i8 nciU' hadischf f2iit»'i<rnnn<r'5!.'fs< tz iint<'r sor<jf;iItiircr 
BcrUdiäichtiguug der Materialien, Literatur und Rechtsprechung mit VMss und 
OescUck in klarer and kna|^ Fassang erläutert Wenn auch seinen Austuhmngen 
nicht in allcB Poslten heig^iiditet werden Icnnn, s. B. bexflglich der Kompensation 
(Seite 22 vnd 87), der Stollung des Miethers und Pächters im preuss. Gesetze (Seite 
45). so muss doch dor kleine Kommentar nis eine wohlgelungene und sehr < mptVhlens- 
wcrthe, brauchbare Arbeit bezeichnet werden. Dr. Eger llu lin. 

Stranz, Josef, u. Gerhard, Stephan, licchtsanwalte. DaspreussischcAusiührungs- 
gesets %nm bttrgerlichen Oesetshneh. Berlin 1900. Otto Idebmann. 

Das Reich hat mit der selbst ständigen RegeUing des bürgerlichen Recht« in das 
Privatrecht der JJnndesstaatcn breite Lücken gerissen, auf der andern Seite in seinem 
eigenen Autbau wieder Lücken gelassen, deren Austüllung den Kinzelstaateu obliegt. 
Prenssen hat sich dieser Pflicht in dem AnsfOhmngsgesetx vom 20. Sqitember 1889 nnter^ 
BOgm. AlsEiglnsnngsgeBctz ist seine Kenntnis zwar unerlässlich; &$§ Geseti entbehrt 
aller natnrgemttss der Einheitlidikeit und schaflt dadurch dem Verständnisse erhebliche 
Schwierigkeiten. Eine Erläuterung des Gesetzes ist deshalb in zwiefacher Hinsicht 
erwtlnscht und, wenn sie wie im vorliegenden Werke ausgefallen ist, mit grossem 
Danke m hegrtlssen. Die Arbeit von Strana nnd Oo'hard ist tnsserlich allMdings 
nicht die umfangreichste der bisher erschienenen Komment i« rungen. innerlich jedoch 
nach meiner Ansicht die einf^ehendste. an selbständi^ren (iedanken reichste, durch über- 
sichtliche Anordnung ausgezeichnet und tilr den praktischen Gebrauch deshalb am 
meisten «t empfehlende Ausgabe des Gesetses. Hat anch das Eisenbahnreoht im 
engeren Sinne durch das AnsfUhrungs^esetz keine Aenderung erfahren, so finden sich 
doch in dem (H setze eine Reihe V(m ^^^rs^ hrifteii. die auch die Bah n v e r w al t u n gen 
angehen. Ich hebe die Erläuterung der l'ebertragung des Eigentums an buchungs- 
freien Grundstücken {S. 191), der Beurkundung von Grundstücksveräusserungun 
(S. 104), des Grundstttekserwerbs von juristischen Personen (S. 81), femor die Br- 
Orterungen über die Verjährung gewisser AnsprQche (S. 89), die Zahlungen ans 
örtentlichen Ka.ssen :S. lO'V. nnd die erschöpfenden Ausführungen über die schwierigen 
Fragen aus dem ehelichen tVütcrrecht i^S. 264~3i>(>r hervor. Sehr dankenswert sind 
von den Beigaben : ein Abdruck der erhalten gebliebenen privatrecbtlichen Bestimmungen 
des uHltiih inen Landrechts und der Hinterlegangsordnung. Die sorgfältige Einleitung, 
das ( In onolnirisrhe V( rzeirhnis der wichtigsten Ergänzunj*sgesetsse und sehr fleisslge 
Quelleu- und Sachregister erhöhen die Beuntzbarkcit des Buches. 
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St I asHtnhalmbetriebe (Mittheil. d. Ver. deutsch. Straasenbw- n. &leinb.-Verw. 1901. Kr. 4. 

S. 131). 

Widmer. Die steuerrechtlwhe Behandlung der Abschreibungen bei heimfiUligen Balinen 

in Oestetreich (Oeeterr. Centr.-BL f. d. Jnr. Tnx. XIX. UXrs 1901). 
Zander, Rechtsanwalt. Haadelsgehrftnche im Transportgewerbe (8ped.> n. Schiff.-Zdtg. 

IX Nr 12\ 

Zn § 8fc( der deutschen Ki-^i nliabn-\ erkehrsurdnung vom 26. Uktober 1899 (Zeitschr. f. 
d. intemat. Slseub. Trun^p. iX. Nr. 8. S. 71). — Die Fraehtnuehlige im inlerDat 
Ottenrerhdur (Kr. 4. 8.107). — Die Haftung der Eilenbahn für die Eisenbabi- 

OepäcktrüKcr fXr. 5. S 139 
Die Rechte und die Vorptlii litiiiigcn des Friuhtt'ührers, betrcftciid die Nachnahme nach 

dem Allgemeinen deutschen Handelsgesctzbuche (Sped.- u. Scbiff.-Zeitg. IX. Nr. 23). 
Ein Streifsag durch dai Beamtenrecht (d. Eisenb. Zeitg. 1901. Nr. 6 u. 7). 
Haftung ffir rnfiille bei Benntsong ölTentlicher Straelen dnrch die Kleinbahnen (Illnstr. 

Zeitschr. t' Klein- ti .'^trussenb. 1901. Nr. 3l. 

Die gemeinsamen \ urscbritten des Vereins deutsch. Eisenb. Verwaltungen fUr die Ab- 
fertigung Ton Personen, SeisegepBek und GOtem (Oester. Eisrah. Zeitg. 1901. Nr. 2). 

Haftung der Strattenbahn-Untotiehnier für Ihre Angestellten (Mittheil. d. Ter. dentsch. 

Strassenb. u. Kleinb. Vorw. 190\. Nr. 4 S. 14:Vi. 
• ienehmigungsbfhördcn und koinniunaie Strasäenbahnbetriebe (Mittheil. d. Ver. deutsch. 

.strassenb. u. Kleinb. \'erw. 19(M. Nr. H. .s 197). 
The law relating to running power of Ilailway companies (Railway Engineer. London 

. 15)01. Heft 2'. 

Hnilway l>ills tor 19(11 i Hailway News. London 1901. Nr. 1930). Reform of the Joint 

stock companies act. ^Nr. 1931;,. 
Die Stellung der Strassenbahnen cur Post- und Tel^aphenrerwaltung in Frantardch 

(Circnlalres du Comit« Central de l'Union des Tramways de France 1901. Nr. 127). 

IV. Gesetzgebung. 

Dinenark. Bekanntmachung des Kgl. dänischen Ministeriums der öffentlichen Arbeiten 
vom 30. lüra 1901, betr. die Verlängerung der Oflltigkeit des Oesetses Nr. 62 vom 

24. April 1890. über die Tarife etc. der dänischen Staatsbabnen. 
Frankreich. Verordnung des Min. d. öff. .\rb. v, 21. 12. i;>0O. betr. Berichtigung der 
Art. 32 u. 33 der X'erurdn. Uber die Erhebung von NebengebUbren v. 27. 10. 1900 
(Joum. offic. 31. 12. 1900). 

— Erl. des Min. d. iUT. Arb. v. 28. 12. 1900, betr. die provisorische Ergänzung der Vor- 
schriften über die .\nwcndnng drr alltrem. Tarife auf den franziis. Eis( iil),iliiH'n 
(.lourn. offic. v. 31. 12. ISJOOj — vom 10. 3. u. 26.3. 1901, betr. Ergänzungen und 
Aenderungen des Reglements f. d. Beförderung von gefährlichen und ekelerregenden 
Gegenständen (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. Transp. IX. Nr. 4. Antage S. 61. Nr. 6. 
Anlage S. 71 (T. >. 

— Dekret des Präsidenten der Kepnblik v. 1. März 1901. betr. .Abänderung der \'cr- 
ordnung Uber die Polizei, die Sicherheit und den Betrieb der tranzös. £i»enbahneu 
T. 15. 11. 1846. Absch. I— IV, VI— vm (Zeitschr. f. d. intemat Eiaenb. Transp. DL 
Nr. 4. Anlage 8. 52 IT. Nr. 5. Anlage S. 61 iT.) 
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Itallai. AngfOhrangBlwtimmangen Tom 17. .Ivni 1900 zum Gesets v. 27. Dezember 1896, 

betr stiMs^rnii ihnen mit mechaniBch«r Zugkraft und Kleinbaluien (Hob. ddle strate 

ftrratr, im). \r. 37— 40V 

Oesterreich. Eilnbn diä Kim nl*. Minist, v. 17. .ianuur 1901. betr. die Kompetenz zur 
Oenehmigang ▼on .Schleppbabnanlagen (Elsenb. V. Bl. XIV. 1901. Nr. 14). — 
.3. Dezomber 1900. hvtr. Konzossionsbodingnissr tiir ilif mit i ]. kf risduT Kraft ZU 
betrcilM iidcn nomialspuriyi n Klt iiil>;ihiilinii i) in W'ion XIII. 1I><>0 Nr MG . — 
27. Oktober llMJü, betr. (irundzUgc über die Abfertigung und \ \ncchnang vun mit 
Frankirangsmarken sar BefSrderang gelangenden Eilgntkolli im Lokalverkeihre der 
üsterr. Staatsbahnen (Amts-BI. des Eisenti. Min. t. 22. 12. 19(10). 

Oesterreich-Ungarn. (WschUftsordnun^' für den .St.iatsri?;, nbalinrath vom 17. April 1S97 
unter Bcrüci<sicbtit(ung d< r wiiliriiid der FiiiiktiMusiiiriiidc di-s Staatseiseiibaiinriiths 
voll 1897--18yy getroffenen Abänderungen deiselljen ^^Eiscnb. Ver.-Bl. XIV ^^1901». 
NY7. S.8I9). 

Preussen. Erl. des Preuss. Min il "H Ail' v. 8. .lannnr li»OI. betr. Schiods^ierlchtc für 
'Ii.' Arbcitfrvt rsirlierunR I Kisi tili \ ( r -i;i S 7 . l,? .Tanuai- ISHIl . Vwtr. .Vnsfdbruntrs- 
vuräckiittcn zu den l'ntallversicheiungsge.-ntzen ^^S. 13), — 14. .lanaar 1901. betr. 
UnlallTerhütnngBTondirilften i8. 17). — 17. Januar 1901, betr. Vetinnerung von 

' Grundstücken (S. 83). — 4. Februar 1901, betr. allgemeine Anscblussbedingungen 
fS. ()7i — in. I-Vbruar lilOI . betr. Sicherste llun<jr für ilii- von den KleinbnhntUtter- 
nehniern an'-znt iibrrndi ii WcL'ebauIt istun<;( ii /.t it-. hr l Klt inb. S. H07t. — 14. März 
1901, betr. HigünhtigunyLU i)ei rransporten aui Kli'ini)ahm ii ^S. 309;. — 4. April 1901. 
betr. die Zustindiglceit der Behörden fttr die sirb aus der Berührung von Kleinbahnen 
mit Eiseiilmliii. n oder mit anderen Kleinbahnen ert::eb< iideM Beziehungen (S. 344V 

Russland. VcroMinnng v 12. 24 Sritti nil>< i Im tr die Liefertristen für die znr Be- 
förderung auf der Kisenbabn autgegelKnen tiüter (Verord.-Bl. der Min. der Verk.- 
Anst. V. 2J14. Desember 1900) — v. 16. Februar 1901. betr. Vorschriften über die 
Beförderung von Gütern in geschüttetem Zustande auf d. russ. Eisenbahnen (damndg. 
der Oes. u. Venndn 1!K)1 Nr 19 . 

Schweiz. Iksonder« ^■()r^^^hriften Anhang: III z. Transit. -l;» «). i. wcl. be in Krtriin/ujm der 
Bestimmungen des § 58 der .\nlage \' zum Trunsiwrt-Keglement der schw eizerischen 
Eisenbahn- und Dampfschiff •Untemekmnngcn vom 1. Januar 1891 fttr elektrisch 
bt trieben«' Kisenbahnen giltig sind (Zeitsclir. f. d. Internat. Eisenb. Transp. Jabrg. IS 
11901J. Nr. 1. Anlage S. 1). 
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Alphabetisches Sachregister. 

(Diu Zahlen bedeuUn die- .Seitun.) 



Abpulii ii Kinsprnrh und Klatre tri'gcn 
HcrLinziuhung zu otTintlidu'ii Aliiriilun 
123. 

Abliet'erang verspätete eines Frachtgutes 
47, 49, 328. — Abliefenin^r eines Fracht- 
gutes 2G'.>. 

Absender, nachträgliche Anweisung des- 
selben; Form 28. — verzü^erte Kück- 
sendimir des (iiiti s an den Ahmender 125 
— here<'htitiiiiiu dcssidlten. Si luidem-rsatz 
von der Eisoilüilin zu verUinfien . wenn 
sie die rechtzeitig gegebene Verfügung, 
die Waare nicht an den Adressaten ans- 
zuIi. tVni. iiirlit hrM^t hat 21'.». - P.e- 
ladang durch den Absender 250. V^-r- 
fUgnng des Absenders über eine .Sendung' 
301). — Verpflichtniif; desselben zur Zali- 
lunp eines Frailit Zuschlages 331. 15e- 
u;u hl i( lititfung di'S.->( ll)i'n von dem heab- 
sichtigtiii Vi rkauf einer Scndunir 344. 

Aktiengesellschaft. Ihittung der Auf- 
sichtsrathsniitgliedcr einer solchen gegen- 
über Dritten wegen Vernachlässigung 
ihrer Pflichten 181. 

Anlehnen von P^iscnbahnreisenden an die 

Conp^thür 2ö7. 
Anweisung nachträgliche des Ahsraders; 

Fonn 23. 

Arbeit, Haftung desjenigen, welcher eine 
mit Gefahr fflr Leben, Oesvndhdt von 

Menschen vrihmiiltnc Arbeit iiljf rnimmt. 
für den Mangel der ertordcriichcn Kennt- 
nlsie und Fertiglniteii 869. 

Arbeiter, Krankenvn siriu ning derselben 
10, 12, — Aushändigung der Arbeits- 
ordnung an Arbeiter 18. 

Arbeitseinstellung des Hahnpersonals. 
Versüumung der Lietertrist wegen einer 
solchen 319. 

Arbeitsordnung, Aushändigung dersel- 
ben an Arbeiter 18. 

Anfsichtsratli s Ii; i t u'l iod e r von (Jc- 
nossmschaften und Aktiengesellschatten, 
Hafimig derselben gegenüber Dritten 
wegen Vernachlässigung ihrer Pflichten 
131. 

Ausgleiten anf den in das Bahnhofs- 



gebäude führenden Stufen in Folge Ulatt- 
eisee 211. 
Ansliefervng des Gutes 853. 



Bahnan 1 age , ErtheiInngdesBanconscnses 

für eint' solche 1()1. 

Bahn hau, Zwangsenteignung bei dem- 
selben 1. — strassenandemngen in Folge 
eines Hahiiliaucs 2:5<(. 

Bahneinricht ungeu . I mlang der Kom- 
petenz der Staatsaufsichtshehörden in 
Oesterreich zur Abänderung von Baiin- 
einrichtnngen 343. 

Bah nul eise. Hetreten derselben Seitens 
der Keisentli ii 12."). 

Hahnhofsri ^t n rutionen, Polizei- 
stunde in dciisrllifu 145. 

Bahnpolizei Im amter. ob sich derselbe 
einer l'eberschreitung seiner amtlii lii ii 
Befugniss schuldig macht, weuu er iu 
Verfolgung einer Bahnpottzelflbertretang 
in fri indes Besitzthmn eindringt 3.")(). 

Balm pol izeihcliurilen, Grenzen der Za- 
ständigkeit derselben gegenflher den Orts» 
Polizeibehörden 341. 

Bahnschranken einer Grubenbahn 101. 
— Bahnschranken imissfn ilus l'.cfreten 
des Balinkürpers durch Fuhrwerke zu 
verhindern geeignet sein 312. 

Bau viiu Kleinbahnen bei Benutsung 
ötlentlichi r Wege 334. 

Baue on sc IIS. Krthcilung desselben fflr 
eine Bahnanlage 161, 241. 

Banerlanhnfss. ob die ErtheilunR der- 
selben im Verwaltnngsstnitvmahren 
erfolgen kann 18. 

Baufreiheit, (irenzcn des Rechts zur 
Einschränkung derselben 10. 

Bauherr, llcgrilV desselben 32. 

B a u k r a n k e n k a s B e , 8. Krankenversidie- 

rungsgesetz. 
Bauprojekte zn fiskalischen Bauten, ob 

dieselben der < JrneliiiiiL'ung durch die 
(»rtspolizeibehürde untei liegen 274. 
Bau Zinsen, ob solche den .Aktionären 
einer StrasSL-nbahngesellscliaft bei der 
Erweiterung des Cicsellschattsuuter- 
ndunent biäungen werden kOnnen 166. 

27» 
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Jit'amtcr. Fortzahlnny fics (u-lialts eines 
Beamtfii. wenn «IcrsellM- ubne IJerhts- 
grnnd seines Amtes entsetzt wird iiL 

— ob ein Beamter seiner AnitslianfUun- 
yen wcyen hei den ( ilviliterirliten hv- 
lanpt werden kann 02. welrhen Be- 
amten der österreiehisrlu-n staatlirlien 
EisenhabnvorwaltunK der« "haracter wirk- 
licher Staat sltedif-n.steter znkomnit 

— ohein Itei einer iisterreirhischejiStaats- 
hahndirection aii|j:estellter Injrenienr als 
Beamter anzusehen ist 22<L — Herhts- 
verhältnis^e der l{eii h«1ieamten ?.'A2. — 
ein Eisenhahnheamter befindet sieh fto- 
rnäss ä Iii ^^'^ Bc amtent'ilrsoryeiiesetzes 
auch dann .im lüenste". wenn er während 
der Dienstzeit mit Ziistimninni; seines 
Vorgesetzten seine I »ienststätte zu einer 
I'rivathesornunK zeitweise verliisst 20.'). 

— Klage wetjen Verschuldens eines 
Staatsbeamten 257. 

Beförderung' unentik'elt liehe unter Aus- 
schluss der Verantwortlichkeit der Kiseii- 
hahn 21üL 

l?epehun^ Hnlifisehc. uh die l'nterlassunjr 
der persflnlichen Ladnnn eines Interessen- 
ten zur iirdnunysmässi>; knndKentuehten 
Vornahme der |)olitisrhen Bi ^ehung einen 
Mangel d«'S Verfahrens begründet 842 

Behörde, ob die einzelnen Mitglieder 
einer zur Vertretung der juristischen 
Person berufenen collegialen JJehörde in 
deren l'rozessen zeuiinisstähig sind liiä. 

Beindung durch den .Absender 2j£L 

Beleuchtung öflVntlicher Wege 1.^H 

Beruf sgent)ssen Schaft . l ebergang 
der Entschüdigungsiorderung des Ver- 
letzten gegen I »ritte auf die Berufs- 
genosscnsrhaft 2H. 

Beschädigung einer Sendung durch eine 
dem Eisenbahnbetriebe fremde rerson2äJL 

Behchaf f enheit mangelhafte des Fracht- 
gutes 3251 

Brand des Frachtgutes. Hapftptlicht der 
Eisenbahn HIH 

Bllrgerliclies (Jesetzbuch. Bedeutung 
desselben für die Eiseiibahnverwaltungen 
mit besonderer Berücksichtigung des 
l'reussist hen Bechts ßfi. 1H2. - ob der 
S .')()7 des i)cntsihen Bürgerlichen «ü- 
setzbuchs auf /.ustimmungsvertrage 
gemäss }5 Ü des Preussischen Kleinbahn- 
gesctzes vom 2iL Juli 1H1»2 anwendbar 
ist m. 

c. 

(' e n t r a 1 a m t für den Internat ionalen Eisen- 
bahnt ransport. Befugnisse 14t) 

('oup«-thür. Anlehnen von Eisenbahn- 
reisendeii an dieselbe 252. 

Curator. wann die Enthebung eines nach 
dem österreichischen (josotzo vom 2i_.\pril 
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I Dienstbezüge, E.xecution auf dieselben 
Wegen Steuern und öffentlicher Abgaben 
! HL 

Dienste inkomm en eines Beamten, s. 

(iehalt und Funktionszulagen. 
I'ienstgrundstücke eines Beamten, ob 

dieselben von den Kreisabgaben befreit 

sind LL 

E. 

Ehefrau, ["mfang der Ersatzansprüche 
der F^hefrau des durch einen Eisenbahn- 
unfall (ietödteten 

E i ge n t h ü m e r . ob der EigenthUmer einer 
Sendung, der aus dem Frachtbrief nicht 
ersichtlich ist. ein Klagerecht gegen die 
Eisenbahn hat Ht4 

E i n s t e i g e n in eine höhere Wagenklassc. 
ob das blosse Einsteigen in eine solche, 
als für welche die Fahrkarte gelöst ist. 
und das \'erweilen in derselben bis zur 
. nächsten Gelegenheit des Febertretens 
j in die gehörige Wagenklasse als eine 
Benutzung der höheren Klasse betrachtet 
werden kann H1S 

Eisenbahn, Haftpflicht derselben beider 
Beförderung von Beisegepäck für die 
vom l{eisenden nicht deklarirten Werth- 
gegeufitände (L — Berechtigung zur Be- 
rechnung der Lieferfrist erst vom Tage 
der Absendung bei den zur Einlagerung 
bis zur thunlichen Verladung aufge- 
gebenen Sendungen LL -- Berechtigung 
I zur Erstellung eines Spezialtarifs auf 
(Jrundlage ( iner anderen als der wirk- 
lichen Entfernung 2Ü. — wenn die 
Eisenbahn den Zustand des beschädigten 
Gutes nicht bestimmungsmässig fest- 
gesetzt hat. so greift richterliches Er- 
messen Platz Üä, — Fmfang des gesetz- 
lichen Pfandrechts der Eisenbahn 32, — 
Haftung der Eisenbahn für den durch 
die Versäumung der Lieferfrist ent- 
stauden< n Schaden älL ~ ob die Eisen- 
bahn zur Tränkung von unbegleiteten 
Thiertransjtorten verpflichtet ist lUi. — 
gerichtliche (ieltendmachnng eines An- 
spruchs an die Eisenbahn nach vorheriger, 
unerledigt gebliebener JJeklamation 13<> 
— Haftpflicht der Eisenbahn wegen 
Verspätung IM. — Haftpflicht für (iüter. 
deren .Vufladen vom Absender besorgt 
worden ist 2ÜiL — Haftpflicht für den 
durch Verschulden ihrer < >rgane an Sachen 
hervorgerufenen Schaden 2üti. - lk>griff 
der Eisenbahn 2AL — bei Bestätigung 
des Empfanges der ganzen Sendung 
durch den Empfänger hat die Eisenbahn 
keine Verwahrungspflicht bezüglich der 
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etwa vom Eniptiiiigor zurückgclassoncn 
Emballagen — Vcrpflichtiinff der 

Eisenbahn zur Entschädigung des Ab- 
senders, wenn sie dessen Verfügung 
wegen Nichtauslieferung der Waare an 
den Adressaten nicht befolgt hat 2i2. 

— Haftpflicht bei Be- und Entladung 
dnrch den Absender bezw. Empfänger 
gfiO. — wann die Eisenbahn zum Ver- 
kauf eines (Jutes nicht berechtigt ist 
251 — wann die Eisenhahn bei Ent- 
schädigungsansprüchen zur Zahlung von 
Zinsen verpflichtet ist 2ä2- — wie sich 
die Eisenbahn von der Haftung für 
Yersäumung der Lieferfrist befreien 
kann 2fir. — nach lüb des österreichi- 
schen Eisenbahn - Konzessionsgesetzes 
haftet die Eisenbahn auch für den dnrch 
einen mittelbaren Eingriff in die Hochts- 
sphilre eines Dritten verursachten Schaden 
271. — Haftung der Eisenbahn für Ab- 
gang bei einer Sendung, auch wenn die- 
selbe durch die l'artei verladen wurde 
22h. — Hapftprticht für Güter, welche 
vom Absender verladen worden sind 27<i. 

— Haftpflicht der Eisenbahn bei ."^elbst- 
verladung •^7«t — Verantwortlichkeit 
für die Eisenbahngepäcktriiger 2Si ilüL 

— Haftpflicht für ikand des Frachtguts 
H13 — Verpflichtung zum Schadens- 
ersatz bei höherer (iewalt H17 — Be- 
fugnisse bei Hinderung der Fortsetzung 
des Transports durch höhere (iewalt 
oder Zulall ^'^'^ ~ derjenige, der 
einen Anspruch gegen die Eisenbahn 
erhebt, muss hierzu nach den Bestimmun- 
gen des Eisenbahntrachtrechts legitintirt 
sein 'i2A. — ob die Eisenbahn verpflichtet 
ist. den Empfänger vor Auslösung des 
Frachtbriefes von der mangelhaften l!e- 
schaflenheit des (iutes zu verständigen 

— Versandbahn ist von der Haftung 
für rechtzeitige Lieferung nicht befreit, 
wenn eine Zwi.schenbahn das unfrankirte 
(Jut. weil der Werth desselben die Trans- 
portkosten nicht deckt, nicht weiter be- 
fördert — wann die Eisenbahn für 
die l'nrichtigkeit der über einen Fracht- 
satz ertheilten Auskunft nicht haftet 

— Haftung für Kunstgigenstände 
:^f»7 — Haftung der Eisenbahn für ihr 
Personal 

i s e n b a h n b e a m t e r . s. Beamter, 
isenbahnf iskus. Heranziehung des- 
selben zur Kreiseinkommensteuer iL — 
Ersatzpflicht desselben an den (iegner 
bezüglich des zur Deckung der haaren 
Auslagen von dem (iegner geleisteten 
Vorschusses lüS. — wann derselbe zur 
Betheiligung an der Unterhaltung öffent- 
licher Wege vei-pflichtet ist 21H. 
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Eisenbahngepäckträger. Verantwort- 
lichkeit der Eisenbahn für dieselben 

Eisenbahn- Kon Zessionsgesetz öster- 
reichisches, ob der ^ ID. desselben der 
(temeinde das Recht giebt. zu verlangen, 
dass zum Zwecke der Durchführung 
eines neuen Strassenregulirungsprojects 
ein bereits bestehender Eisenbahndamm 
beseitigt und durch einen Eisenbahn- 
viaduct ersetzt werde üL — nach 
4} 10b des Gesetzes haftet eine Ei.sen- 
bahn auch für den durch einen mittel- 
baren Eingriff in die Kechtssphäre 
eines Dritten verursachten Schaden 21L 

Eisenbahnstation, ob diesellx- eine 
Zweigniederlassung im Sinne des HI 
der österreichischen .Turisdirectionsnorm 

ist 11 lÜfi. 
Eisenbahn tu nnel. I'eberbauung eines 

solchen iUä- 

Eisen bahnunter nehmer, ob derselbe 
von einer Gemeinde nach Massgabe des 
§ ää Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes 
zu einem Znschuss zu den < iemeindeaus- 
gaben herangezogen werden kann 32ä. 

E i s e n b a h n u n t e r n e h m u n g . Haftpflicht 
derselben für jeden durch Verschulden 
ihrer Organe zugefügten Schaden Ifi. 

Verpflichtung zur Wiederherstellung 
gestörter rommunicationen lüü. — Ver- 
pflichtung zur Beleuchtung eines in ihrem 
Eigcnthuiiie liefindlichen den Verkehr zu 
Magazinsgebäuden einer Bahnstation 
vermittelnden Zufahrtsraumes 2Uü. — 
Verpflichtung, allen durch den Bau der 
Bahn veranlassten Schaden zu ersetzen215. 

E i se u b a h n w a g e n m i e t he . rechtl iche 
Natur derselben 1211 

Eisenbahn weg, Fniwandlung eines 
solchen in einen öffentlichen Weg iüS. 

Eisen!) a h u z u f a h r t s t r a s s e . 1 nstanzen- 
weg iti Angelegenheiten einer solchen 222. 

Eltern. I mfang der Ersatzansprüche der 
Eltern des durch einen Eisenbahnunfall 
Cetödteten HL 

Empfänger. Eintreten desselben in den 
Frachtvertrag 21L ~ Entstehung der 
Bechte und Fflichten dessell)en aus dem 
Frachtvertrage 213- — Bestätigung des 
Empfanges der Sendung durch den Em- 
pfänger 2tL Entladung durch den 
Empfänger 2ML Eintritt desselben 
in den Frachtvertrag durch Annahme 
des »lUtes und des Frachtbriefs 2btL — 
ob derselbe ein Klagerecht hat. solange 
das (iut nicht am Bestimmungsorte an- 
gekommen ist — Verpflichtung des- 
selben zur Zahlung eines Frachtzu- 
schlages 3äL 

Enteignung, ein l>rittcr, für welchen 
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die EntschadignngsfestRetzung nicht er- ! 
folgt ist, kann sich nicht an den l'nter- 
nehmer, sondern nur an den Icgitimirten 
Empfänger halten 3- — ob im gericht- 
lichen Verfahren die von der Verwaltungs- 
behörde angenommene Aktiv- und l'assiv- 
Icgitinmtion des Kntschädigungs-Berech- 
tigten und Verpflichtefen angegriffen 
werden kann 23. — Werthbemessnng il. 

— in einem nach 30 des (Jesetzos er- 
hobenen l{(K:htsstreito Lst der Einwand 
des l'nternehmers (Eiscnbahnfiskus) un- 
znlässig. dass er nicht entschädigungs- 
pflichtig sei, weil die für ihn erfolgende 
Enteignung nicht oder nicht wesentlich 
in seinem, sondern im Interesse eines 
Anderen i einer Gemeinde ) gelegen sei 
1 H> — ob die Verwendung eines (irund- 
stUcks zum Torfstich eine Benutzungs- 
art desselben bildet 1 22-. — Bemessung des 
Kaufpreises für ein zu enteignendes( i rund- 
stück UJfi (irnndsätze und Verfahren 
iM'Züglich der ( 'ebernahmef orderung 141. 

— Stempelpflichtigkeit der Prozessvoll- 
machten in Enteignungssachen H»3 — 
Bauplatzqualitüt eines (irundstUcks 223. 

— einheitliche Festsetzung der Ent- 
schädigung 23Ü. — worin die N'ermögens- 
cinbnsse des Enteigneten besteht 2.S4 

— ob die blosse Bebauungsmriglichkeit 
einem Ackergrundstück die Bauplatz- 
qualität verleiht 250. — Verhältniss des 
Euteignungsgcsetzes zum Fluchtlinien- 
gesetz 2fi'2 — es ist nicht nur der 
gemeine objektive, sundern der indivi- 
duelle Werth des enteigneten (irund- 
stUcks zu ersetzen 2(k^. — welcher Zins- 
fuss bei der Kapitalisirung der Erträge 
eines enteigneten (Jrundstücks in An- 
wendung zu bringen ist — ob der 
l'nternehmer den ihm zu viel abge- 
forderten Betrag zu verzinsen hat 272. 

— Zulässigkeit der Enteignung für 
Zweiggleisanlagen zu privaten Zwecken 
an einer öfl'ent liehen Eisenbahn ^^07. — 
rebernahme des Bestgrundstücks 358. 

Enteignung in Oesterreich. Zucr- 
keunung einer Mehrentschädigung 121 

— bürgerliche Anmerkung des gericht- 
lichen Erlages einer gerichtlich fest- 
gestellten Entschädigung 1ü3- — Beur- 
theilung der Nothwendigkeit einer Ent- 
eignung liegt in dem freien Ermessen 
der entscheidenden Behörde 3HH 

Entladung durch den Empfänger 2ML 
Kntschädigungsansprüche wegen 
äusscrlich nicht erkennbarer Mängel des 
Frachtguts lf>7. wann die Eisen- 
bahn bei Entschädigungsansprüchen zur 
Zahlung von Zinsen verpflichtet ist 2n2. 
Ereignung im Verkehr liegt nicht blos 
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dann vor. wenn der Vorfall mit den dem 
Eisenbahnbetriebe eigcnthümlichen (»e- 
fahren im Zusammenhange 8t<'ht, sondern 
auch dann, wenn der Tufall am Bahnhofe 
inmitten des Verkehrsbetriebes erfolgt IL. 
Erschütterungen durch Fubrikbetrieb 
MO 

F. 

Fabrikbetrieb, Pflicht zur Herstellung 
von Vorkehrungen gegen Erschütterun- 
gen durch F'abrikbetrieb 340 

Fabrikhaftpflicht 118, 120, .314 

Fahrlässitfkeit grobe, wann eine solche 
nicht vorliegt 32t>. 

F i s c h e 1 e b e n d e . ob die Eisenbahn ersatz- 
pflichtig ist, wenn eine Sendung lebender 
Fische ohne reberschrcitang der Liefer- 
frist Schaden leidet 310. 

Fiskus, Vertretung des.sciben im Ver- 
waltungsstreitverfahren HL — Schadens- 
ersatzptlicht desselben bei widerrecht- 
lichen Handlungen der zur Ausübung 
von Verrichtungen bestt'llten l'erstmen 
in Ausführung dieser Verrichtungen üL 

Fluchtliniengesetz. Voraussetzungen 
für die Verpflichtung der Anlieger zur 
Erstattung der Strassenherstellungs- 
kosten III — Kosten des (Irunderwerhs 
für eine Strassenanlagc 1 18- — Fest- 
setzung der Fluchtlinie 119. — Ver- 
hältniss des Enteignungsgesetzes zum 
Fluchtliniengesetz 

Flüssigkeit. Beförderung solcher in 
(ilasballons 340. 

Fracht, Berechnung derselben, wenn der 
Tarif, dessen Anwendung im Fracht- 
briefe verlangt wurde, einen directen 
Satz zwischen der Aufgabs- und Ab- 
gabstation nicht enthält 3L — ob die 
Deklaration einer Sendung, auch wenn 
dieselbe Seitens der Bahn nicht richtig 
gestellt wurde, für die Frachtberechnung 
massgebend ist aL — Anspruch auf 
Herstellung der directen Fracht für eine 
im Reexpeditionsverfahren abgefertigte 
Sendung 105. — Berechnung derselben 
auf CJrund des in der Aufgabestation 
ermittelti'n (iewichts2ÜL — Berechnung 
derselljen nach Wagenladungen 2(11 

Frachtbrief, ob Klauseln auf demsellien, 
welche gemäss S ^ (2) des österreichi- 
schen Betriebs -Reglements unzulässig 
sind, eine rechtliche Bedeutung haben 148. 

Frachtbrief adrcsse „an A für B" zu- 
lässig 259. 

Fracht erstattung, wann Ix«! einer 
solchen kein Anspruch auf Verzinsung 
best»'ht 13J- 

Frachtgut, verspätete Ablieferung des- 
selben 47, 4ä. 328. — Frachtzuschlag 
für unrichtige Angabe des Inhalts des 
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Frarhtgiits liL — VerwciKorniijf (K-r An- 
nahin*' des (iutos 1 2'^ — ob der Kifrcn- 
tliünipr eines Krf»f ht^utes , welcher aus 
dein Frachlbriet'e nicht ersichtlich ist. 
«•in Klafrerecht «regen die Eisenbahn hat 
KU — Entschiidifrunfrsansprüche wefjcn 
äusserlich nicht erkennbarer Miingel den 
Frachtgnts IfiL — Haftpflicht der Eisen- 
bahn für (Jüter. deren Aufladen vom 
Absender besor^rt worden ist 2(J") . 27fi 

— BestätifTunfj des Enipfanita des Fracht- 
guts durch den EmpfüJiijer 247 -- 
wann die Eisenbahn zum Verkauf eines 
(Jutes nicht borechtifft ist 2ril — Aus- 
lieferung des ( iutes 2:")3. 2fi3. — Benach- 
richtifjunit der Partei von dem hr-ab- 
sichtigten Verkauf ein»-» Gutes 221. — 
IJeschädiffunjr eines (lUtes durch eine 
dem Eisenbahnbetriebe tremd«' iVrsün 
2aL — irrthümliche Auslieferung des 
Frachtguts ohne Einhebung der Nach- 
nahme ÜLL — HiiftpHiclit der Eisenbahn 
für Brand des Frachtguts 313. - Ver- 
kauf des (lUtes. wenn si< h der Empfänger 
zum Bezüge desselben nicht meldet .^32 

— mangelhafte Beschaffenheit des (iutes 
32£L— Benachrichtigung des Absenders von 
dem beabsichtigten Verkauf des ( Jutesäli. 

Frachtreklamation. ( Jeltendniachnng 
derselben 232- 

Frachtvertrag. Eintreten des Em- 
pfängers in denselben 2iL 2äü. — Ent- 
stehung der Jkcchte und Pflichten des 
Empfängers aus demselben 219. 

Frach t/aisch lag bei unrichtiger Angabe 
des Inhalts des Frachtguts HL — ob 
der Frachtzuschlag a»if («rund einer 
solchen Futerlassung des Aufg<bers — 
mangelhafte Verpackung — gefordert 
werden kann, welche der Eis» nbahn bei 
der Aufnahme zur Beförderung bekannt 
war oder welche zu erkennen war 23<>. 

— FrachtzHSchlag hat die rechtliche 
Natur einer Konventionalstrafe 331. 

F u n k t i o n s z u 1 a g e n . ob die widerruflich 
zugebilligti-n — zu dem bisherigen 
Piensteinkommen der zur l>isposition 
gestellten Beamten gehören 3i;(> 

G. 

<i ehalt eines Beamten, Furt Zahlung des- 
selben, wenn der Beamte ohne Kechts- 
grnnd seines Amtes entsetzt wird 12. 

Geltendmachung gerichtliche eines 
Anspruchs an die Eisenbahn nach vor- 
heriger, unerledigt gebliebener Bekla- 
mation 130 

(iemeinde. ob dieselbe bei erheblicher 
Beschränkung oder Erschwerung des 
Verkehrs durch nachträgliche Ver- 
ändening einer öfl'entlichen .Strasse ent- 



schädigungspflichtig ist — ob eine 
Gemeinde berechtigt ist, nach Massgabc 
des t? äÄi Abs. 2 des Kommunalabgaben- 
gesetzes von dem Eisenbahnunternehmcr 
einen angemessenen Zuschuss zu den 
(iemeindelasten zu verlangen 32h. 

Gemeiudeanstalten. (Jebühren für die 
Benutzung solcher 

Gemeindeeinkommensteuer. Verthei- 
lungsverfahren 148. 

G e n 0 s s e n s c h a f t . Haftung der Anfsichts- 
rathsmitglieder einer solchen gegenüber 
1 »ritten wegen Vernachlässigung ihrer 
Pflichten lüL 

( i e p ii c k b e f ö r d e r u iig s V c r t r a g 323. 

(i epäckstücke, mangelhafte Verpackung 
solcher 3iU- 

(Gepäckträger, s. Eisenbahngepäckträger, 

(iericht . wann dasselbe für die Klage eines 
Beamten einer Privateisenbahn auf Verur- 
theilung der letzteren zur Zahlung der sta- 
tutenmassigen Pension zuständig ist Ul. 

Gewicht. Fracht berechnung auf (irnnd 
des in der Aufgabestation ermittelten 
(iewichts 2ü2. 

Glasballons. Beförderung von Flüssig- 
keiten in solchen 340 

(ilatteis. Ausgleiten auf den in das 
Bahnhofsgebäude führenden Stufen in 
Folge (ilatteises 2LL 

Grubenbahn, wem die polizeiliche Auf- 
sicht über die Einrichtung und Hand- 
habung der B.ihnschranken einer (inibcn- 
bahn zusteht 101 — Mitwirkung der 
Bergbehörden bei der mit der Anlage 
von (irubenbahncn im Zusammenhange 
stehenden Einziehung und Verlegung 
öffentlicher Wege 112. 

(«rund a b t r e t u n g zu St ra ssenz wecken 51. 

(i rundeigenthümer. Recht desselben 
auf Verfügung über sein (irundwasser 
und auf Schutz von (^uellei> 22- — ist 
Bauherr, wenn er auf eigenem Grund 
und l'.oden eijjen Bau ausführen lässt 32. 

( i r u n d s t ü c k . ob die Schadensersatzklagc, 
welche der Eigenthümer eines (Jrund- 
stücks gegen (len Nachbarn wegen Be- 
schädigungen erhebt, die seinem (Jrund- 
stücke vor dessen Erwerbung zugefügt 
wurden, begründet ist Uli — ob die 
Verwendung eines (irundstücks zum 
Torfstich eine Benntzungsart desselben 
bildet l'i7 — Bemessung des Kauf- 
preises für ein zu enteignendes ffrund- 
stück 138 — Bauplatzqnalität eines 
(irundstücks '^-?3 — ob die blosse Be- 
bauungsmöglichkeit einem Ackcrgrtind- 
stück die l{auplatzi|ualität verleiht 2äLL 
— Ersatz nicht nur des gemeinen Ob- 
jekt iven. sondern des individuellen Werths 
des enteignet<.'ii Grundstücks '^^>3 _ 
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welcher Zinsfuss bei der Kapitalisimni; 

der Erträge eines enteigneten Orund- 

etücks in Anwendung zu bringen ist 2üL 
Grundwasser, Recht des EigenthUmers 

auf Verfügung über sein Grundwasser 22. 
Gut, 8. Frachtgut. 

Hm 

Haf tpf licbtgesetz, ob die Beschädigung 
eines Passanten durch das Herabfallen 
eines Leitungsdrahtes einer elektrischen 
Strasscnbahn ein Betriebsunfall ist 52. 

— welches Gericht zuständig ist für die 
Klage, mit welcher der zur Zahlung 
einer Kente verurtheiltc rnternehmor 
die Verurtheilung des Verletzten dahin 
fordert, dass dieser sich auf die zu ver- 
mindernde Rente diejenigen Beträge an- 
rechnen lasse, welche für den Fall der 
Ermässigung der Rente zu viel gezahlt 
sind l(Jt>. — ob der Eigenthümer, dessen 
Haftung auf Grund des Art. 1385 ('. c. 
in Anspruch genommen worden ist, nach 
§ 1 des Haftptlichtgpsetzes kraft eigenen 
Rechtes Ansprüche erheben kann IIH. 

— das Haftpflichtgesetz ist anwendbar, 
wenn die eigenthUmliche (iefährlichkeit 
des Eisenbahn-Betriebes den Unfall be- 
einflusst hat 13^^. — wann beide Unter- 
nehmer für einen bei der Kreuzung 
zweier Bahnen eingetretenen Unfall haft- 
pflichtig werden können 139. - 
wann die Eisenbahn von der Haftpflicht 
frei erklärt werden kann 147. — eigenes 
Verschulden, wenn Jemand beim Eisen- 
bahnbetriebe zur Abwendung einer Ge- 
fahr von Sachen sein Leben oder seine 
Gesundheit aufs Spiel setzt 210. — in 
dem Umschlagen einer Weiche seitens 
des Weichenwärters liegt eine dem Eisen- 
bahnbetriebe eigenthUmliche Betriebsge- 
fahr 223. — l'nfall beim Betriebe einer 
Eisenbahn — Verletzung eines Rad- 
falirers beim Betriebe einer Pferdebahn: 
eigenes Verschulden 22!L — Zusammen- 
hang zwischen dem eigenen Verschulden 
des Verletzten und dem Unfall : elektrische 
Strassenbahn 2.^1 — eigenes Verschulden 
des Verletzten 237. — Begrlfl" der Eisen- 
bahn; Betriebsunfall 2.14 - ob die Er- 
höhnng einer lebenslänglich geforderten 
Rente lediglich zum Zwecke der Ab- 
rundung zulässig 26ö. — Begriff" des 
eigenen Verschuldens gemä.ss |? 1 und 2 
des österreichischen Haftpflichtgesetzes 
307. 

Haft pflichtgesetz schweizerisches. 
Anwendbarkeit desselben auf HUlfsar- 
beitcn; Begrifl" des Angestellten oder 
Arbeiters 5L 

Handwerker. Verjährnng der Forde- 
rungen derselben 221 . 



Hausfriedensbruch 3ßx 

Höhere Gewalt, Verpflichtung der Eisen- 
bahnen zum Schadensersatz 317. — Be- 
fugnisse der Eisenbahn bei Hinderung 
des Transports durch höhere (Jcwalt 
oder Zufall 223. 

I. 

Ingenieur, ob ein bei einer österreichi- 
schen Staat sbahndirection angestellter 
Ingenieur als lU-amter anzu.sohen ist 224. 

Inhalt, unrichtige Angabc des Inhalts 
eines Frachtguts; Frachtzuschlag &L 

K. 

Kinder. Umfang der Ersatzansprüche der 
Kinder des durch einen Eisenbalinunfall 
(Jetödteten 18. — Benrtheilung des Ver- 
schuldens bei Tödtung oder Verletzung 
eines Kindes beim Eisenbahnbetriebe 2UÜ. 
— Betriebsunfall eines Kindes bei einer 
Strassenbahn 212. 

Kleinbahnen, Bau solcher bei Benutzung 
öfl'entlicher Wege äiL 

Klei n bah nun t er nehm un gen, Rechte 
und Pflichten derselben IM. — Bedin- 
gungen desWegeunterhaltungspflichtigen 
betrefl"s Mitbenutzung der Linien, .An- 
legung von Weichen eic. 305. 

Körperverletzung, ursächlicher Zu- 
sammenhang zwisclien Körperverletzung 
und Verschulden 242. 

Kontraktbuch von Strassenbahnange- 
stellten lß3. 

Krankenversicherungsgesetz, Kran- 
kenversicherung der .^.rbeiteir 10, 12« — 
Uebertretung der Vorschriften über die 
Krankenversicherung IfiQ. — ob für die 
Ansprüche des .Vrztes an die Bankranken- 
kasse der Rechtsweg zulässig ist 2.")4. 

Kreisabgaben, ob Dicnstgrundstücke 
der Beamten von den Kreisabgaben be- 
freit sind 12. 

Kreis einkommensteuer. Heranziehung 
des Eisenbahnfiskus zu derselben iL 

Kunst gegen stände, Haftung der Eisen- 
bahn für solche äöL 

Lagergeschäft auf Grund des Handels- 
gesetzbuchs vom Iii Mai 1897 und des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deut- 
sche Reich 

Lebende Fische', s. Fische. 

Lebende Thiere, s. Thierc. 

Leistenbruch 212. 

Leitung oberirdisch elektrische, 
ob der Eigenthümer einer solchen für 
den durch Zerreisseii des Drahtes ent- 
standenen Unfall verantwortlich ist 107. 

Lieferfrist, Berechnung derselben erst 
vom Tage der .\bsendung bei den zur 
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Einlagerung bis zur thnnlichcn Verladung 
aufgogfbenon Sendungen LL — Haftung 
der Eisenbahn für den durch die Vi-r- 
sänmung der Lieferfrist entstandenen 
Schaden biL — l'eberschreitung der 
Lieferfrist bei Thiertransporten 221. 

Lief crf ristvcr sänmniss . I'ntergang 
des Klagerechts '^riO — wie sich die 
Eisenbahn von der Haftung für liiefer- 
fristversäumniss befreien kann ÜliiL — 
wann der Schadenersatzanspruch wegen 
Versfiumung der Lieferfrist erlischt 2(i8. 
— Licferfristversäumniss wegen Arbeits- 
einstellung des Bahnpcrsonals 3H). 

L ü k a 1 b a h n u n t c r n e h ni u n g e n_, Keclite 
und Pflichten derselben 138. 



Mängel, äusserlich nicht erkennbare des 
Frachtguts . Entschädigungsansprüche 
wegen solcher Hi7 

Miethen für Waycn. s. Wagen und Eisen- 
bahnwagcnmiethe. 

II 

Nachnahme, irrthüniliche Auslieferung 
eines Frachtguts ohne Einhebung der 
Nachnahme Hl 1 

O. 

Oberbau arbeit er. oi) die Verwendung 
als solcher bei den k. k. öst4'rreichischen 
Staatsbahnen «äne Staatsbedienstung ist 
21iL 

Oef f ent lieber Weg. s. Weg. 

Ortspolizeibi'hörde, (ienehniigung der 
Bauprojekte zu fiskalischen liauten durch 
dieselbe 274. — (irenzm der Zuständig- 
keit der.selbi n gegenüber der IJahnpolizei- 
behörde H^t. 

P. 

I'assivlegitimation. erfolgreiche Be- 
streitung derselben seitens einer niich- 
fülgendeu Eisenbahn, welche das verloren 
gegangene (Jut noch gar nicht ülx-r- 
notninen hatte 

Tensionirung von Staatseisenbahnbe- 
diensteten ;?37. 

Pfandrecht, l'mfang des gesetzlichen 
Pfandrechts der Bahn ÜiL 

Pferdebahn, Verletzung eines Hadfahrers 
beim Betriebe einer I'ferdebahn 22S. 

Plattform. Herabsteigen von der Platt- 
form eines Strassenbahnwagens 2HH. 

I'olizeistunde in Bahnhof srestau rat ionen 

Ufr 

P r eiser mä SS icung für die Beichspost 
im Kleinbahnbetriebe 370. 

Prozessvollmachten in Enteignungs- 
sachen sind stenipelpflichtig 



Q. 

(Quelle, was.serrecht lieber Schutz der- 
selben 22. 

R. 

B ad f ahrer, Verletzung <lesselben beim 
Betriebe einer l'ferdt liahn 'j'iH. 

H eichsbeamter . s. Beamter. 

B eich s- Eiseuba liiia mt, Verordnnngs- 
recht desselben nach Absatz 2 dt-r Ein- 
gangsbestimmungen zur Eisenbabn-Ver- 
kehrsordnung vom 2Ü. Oktober 1891). ül 

JJeichspost. Preisermässigung für die- 
selbe im Kleinbahnbetriebc :{7(l. 

Reinigung öffentlicher Wege i:^<> 

Beisegepäck . Beförderung desselben: 
liaftpllicht der Eisenbahn für die vom 
Beisenden nicht deklarirten Werthgegen- 
stände fi, 

Benfe, ob die Erhöhung einer lebens- 
länglich geforderten Benfe lediglich zum 
Zwecke di r .\brundung zulässig i.st 'rH\:y 

B ückgrif fsansprüche der IW rufsgi- 
nossenschaften geueii eineu Eisenbahn- 
unternehmer aus der Haftpflicht , Zins- 
forderungen bei solchen '2H7. 

8. 

Schadenersatzanspruch, wann sidrher 
wegen Versäumung der Lieferfrist er- 
lischt 2£jiL 

Schmerzensgeld, Bechtsnatur des An- 
spruchs auf Schmerzensgeld 2<)<>. 

Seh w e r h ö r i g k e i t verursacht durch Lärm 
11« 

Selbst verladuDg. Haftpflicht der Eisen- 
bahn bei Selbstverladnng 221L 

Sicherheitsanlagen, Zulässigkeit der 
Entiignun«! für snlche. die durch das 
enteiunung.sberechtigte rnternehmen be- 
dingt werden ^-^.'i't. 

Spediteur. Verhält niss des Spediteurs, 
welcliem die Eisenbahn das nicht be- 
zogene (»ut auf [.lager gegeben hat. 
zum Absender und zur Eisenbahn 33t). 

Spczialtarif . Berechtigung der Eisen- 
bahn, denselben auf (Irundlage einer 
anderen als der wirklichen Entfernung 
zu erstellen 20- — Nichtverantwortli<h- 
keitsklausel lüL 

Staatsaufsichtsbehörden in Oester- 
reich. Pnifang der Kompetenz derselben 
ztir Abänderung von Bahneinrichtungen 
H43. 

Staatsbeamter, s. Beamter. 

Stempelgesetz, Verwendung des Lie- 
ferungsstempels nach dem bedungen«n 
(iesanunf preise Uö 

Sterbegeld, s. Krankenversicherungsyc- 
setz. 

Strasse, ob ein civilrechtlicher Anspruih 
der Anlieger einer Strasse gegen die 
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(»rinoindo ln-sti-lit. dass die Strasse eine I 
Kcwisse äussere IJi-scliufl'enheit in be- 
treff der Ptlasterunfi etc. habe SiL - 
üb «lie (lemeiiide bei erheblicher IU> 
schränkttn^ oder F^rsehwertintr des Ver- 
kehrs durch narhiTäjflirhe Veritnderui))jr 
einer öffentlichen Strasse entsrhiidiKuniars- 
pflichti); ist Ii- ob der Anlie>rer einer 
stiidtisrhen Strasse entschädigunjrsbe- 
rechti^t ist, wenn die Strasse durch 
Eisenhahnbauten den rharacter als 
l>urch)ianjrsstras5e verliert ÖLL — Rechte 
der Strassenanlieger bei Veränderungen 
an einer öffentlichen Strasse 2AIL 
Strassenänderunjf in Fol^e eines Bahn- 
baues 2'M). 

Strassenbahn . ob die Beschädiirnnir 
eines Passanten durch das H«Tabfalleii 
eines Leitungsdrahtes einer elektrischen 
Strassenbahn ein Betriebsunfall ist üL 
— Betriebsunfall eines Kindes bei einer 
Strassenbahn 212 — Zusammenhang 
zwischen dem eigenen Verschulden des Ver- 
letzten und dein Tnlall 2iiL — ei^'enes 
Verschulden des Verletzten 2ii2. — Ver- 
antwortlichkeit der Strassenbahn für 
ihren Wagenführer •H4!>. 

Strassenbahnangestell te. Kontrakt- 
bruch derselben UYA 

StrassenbahnKesellschaft . ob den 
Aktionären bei der Erweiterung des 
( iesellschaftsunternehniens Bauzinsen be- 
dungen werden können l.")!» 

Strassenbahnkut scher.obein Strassen- 
hahnunfall . welchen ein Strassenbahn- 
kutscher auf dem Wige von seiner 
Wohnung zum l)ien8tort erleidet, ein 
Betriebsunfall ist MHS 

Strassenbahn wagen, ob derselbe als 
(ieschäftsraum im Sinne des 123 des 
Strafgesetzbuclies angesehen werden 
kann dfi. — Herabsteigen von der Platt- 
form eines Stras8enbahnwag< ns 'i'AH 

S t r a s s e n h e r s t e 1 1 n n g s k 0 s t e n , Vor- 
aussetzungen für die \"er|)tlichtung der 
Anlieger zur Erstattung der Strassen- 
herstellungskosten LLL — Kosten des 
< irunderwerbs für die Strassenanlage 118 

Streik, s. Arbeitseinstellung. 

T. 

Tarif nachlass. ob bei (iewährung eines 
solchen ein Abgehen von den publicirten 
Bedingungen gestattet ist •24l> 

Telegramm, oh die Veränderung des 
Tages der Ankunft und des Ankunfts- 
ortes in einem Telegramm durch den 
Empfänger eine rrknndenfälschung ist 

Thicre. ob die Eisenbahn zur Tränkung 
unbegleiteter Thiersendungen verpflichtet 



ist 115. — I'eberschreitung d«'r Liefer- 
frist bei Thiertransporten 227 
Tränkung lebejider Tbiere I \n 
Troltoir. Herstellung desselben vor neuen 
Wohngebäuden {iL — Bestimmung deg 
Zeitpunktos der Trottoirherstellung ist 
in das freie Ermessen der Baubehörde 
gelegt M. 

U. 

l'eberbauung eines Ei.senbahntnnnels 

aia. 

l'nf all Versicherungsgesetz. T'eber- 
gang der Entschädigungsforderung des 
N'erletzten gegen Dritte auf die Berufs- 
genos.senschaft 2S. — l'nterlassung der 
rntallsanzeige durch den Betriebsunter- 
nehmer oder Betriebsleiter 217 ^ ob 
ein Strasseiiliahnunfall . welchen ein 
Strassenbahnkutscher auf dem Wege von 
seiner Wohnung zum l»ienstorte erleidet, 
ein Betriel»sunfall im Sinne des I'nfall- 
versicherungsgesetzes ist l^^H 

l'nterhaltung öffentlicher Wege, wann 
der Eisenl)ahntiskus zur Betheiligung an 
derselben verpflichtet ist 21K. — Haft- 
pflicht bei mangelhafter l'nterhaltung 
öffentlicher Wege 220, 222. 

r n z u r e c h n u n g s f ä h i g k e i t . Verschul- 
den des Beschädigten bei rnzurechnunps- 
fähigkeit i österreichisches Eisenbahnhaft- 
pflichtgesetz; 28IL 

V. 

Veränderungen an einer öffentlichen 
Strasse. iJechtc der Strassenanlieger bei 
solchen 2ill 

Verbindungshahnen, wann die für 
dieselben genehmigten Zuschlagsfrist^n 
nur in die gesetzliche Lieferfrist einzu- 
rechnen sind Idü. 

Verjährung. I'nterbrechung derselben 
121 — Verjährung der Schadensersatz- 
klage gt'gen die Eisenbahn wegen ver- 
späteter Stellung von Wagen 123. — 
Verjährung der Forderungen von Hand- 
werkern .-^21 

Verkauf desCiutes. wann die Eisenbahn 
hierzu nicht berechtigt ist 2iM — Ver- 
ständigung der l'artei von dem beab- 
sichtigten Verkaufe eines Gutes 277 — 
wann die Eisenbahn von der Verpflichtung 
befreit ist. den Absender von dem Ver- 
kauf einer Sendung zu benachrichtigen 
.HO*) — Verkauf des Gutes, wenn sich 
der Empfänger zum Bezüge desselben 
nicht meldet 322 — Benachrichtigung 
des Absenders von dem beabsichtigten 
Verkauf einer Sendung 344 

Verkehrsordnung für die Eisenbahnen 
Deutschlands vom 15. November 1892. 
ob dieselbe die Bedeutung einer un- 
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mittelbar verbindlichen l'rivatrcchtfinorm 
hat 2Ah. 

Vorkehrsstörung. Leitung des Ver- 
kehrs bei einer Verkehrsstörung auf 
einer Route 847. 

Verletzunjf körperlirhe einer IVrson 
durrh «-in Verschulden der Eisenbahn 332^ 

Verpackung mangelhafte von («epäck- 
stücken SüL 

Verschulden, ursächlicher Zusammen- 
hang zwischen Körper\-erletzung und 
Verschulden 24'^ 

Verspätung, Haftpflicht der Eisenbahn 
wegen N'erspätung t 'i-l 

Vcrwaltungsgerichtshctf . Zuständig- 
keit dcssclV»en in Oesterreich 3L — ist 
in OfSterreich zu Amtshandlungen über 
Heschwerden wegen Tensionirung von 
Staiitseisenbahnbediensteten nicht be- 
rufen 

V e r w a 1 1 u n g 8 s t r e i t V e r f a h r e n , ^'er- 
tretung des Fiskus in demselben 1£L — 
ob in demselben die Ertheilung der 
Bauerlaubniss erfolgen kann lÜ. 

Vorarbeiten technische für Eisenbahnen. 
Beseitigung der denselben entgegenste- 
henden Hindernisse kann nur nach Ver- 
ständigung des (iruiulcigcnthUmers er- 
folgen .^45. 

W. 

Wagen. Verjährung der Schadensersatz- 
klage gegen die Eisenhahn wegen ver- 
späteter Stellung von Wagen 12-^ — 
Xichtpfändbarkeit der einer österreichisch- 
ungarischen Eisenbahn zustehend«'n For- 
derung an Miethen nnd Wiederhcr- 
Btcllungskosten der zu internationalen 
Transporten verwendeten Wagen in 
Deutschland UiL 

W'n g e n 1 a d u n g e n. Frachtberechnung nach 
Wagenladungen 

W a s 8 e r 1 a u f s 1) e r i c h t i g u n g e n . Be- 
handlung solcher, die durch eine mit 
dem Enteignungsrechtc ausgestattet« 
Eisenbahnanlagc veranlasst werden 2Z 

Weg. Inanspruchnahme von Wegen für den 
öffentlichen Verkehr lÜ - Einziehung 
öffentlicher Wege 13. — bei der mit 
der Anlage von (inibenbahnen im Zu- 



sammenhange stehenden Einziehung und 
Verlegung öffentlicher Wege ist die 
Mitwirkung der Bergbehörden erforder- 
lich Iii - Ueinigung und Beleuchtung 
öffentlicher Wege lafi. — licschränkt 
öffentliche Wege Ibi. — wann der Eisen- 
bahnfiskus zur Hetheiligung an der l'n- 
terhaltung öffentlicher Wege verpflichtet 
ist 21S — Haftpflicht bei mangelhafter 
I'nterhaltung öffentlicher Wege 220, 

— C'assirung bezw. Verlegung eines 
Weges in Folge eines Bahnbaues 2Hü. 

— l'mwandlung eines Eisenbahnweges 
in einen öffentlichen Weg 

Wegekörper, Eingriffe in den Luftraum 
eines Wegekörpers l(>7 

Wiederherstellungskosten von Wa- 
gen, s. Wagen. 

Z. 

Zerstörung von Gegenständen des öffent- 
lichen Nutzens ( .\bhauen von Bäumen 
auf einer öffentlichen Staatsstrasse) 32. 

Zinsen, wann die Eisenbahn bei Ent- 
schädigungsansprüchen zur Zahlung von 
Zinsen verpflichtet ist 2hl. 

Zivil Versorgungsschein. Fuzulässig- 
kcit des Rechtsweges in Betreff der im 
Zivilversorgungsschein angegebenen Ent- 
lassungsgründe 32. 

Zoll verschluss. Verantwortlichkeit des 
Eisenbahnzugf Uhrers für die Verletzung 
desselben 3fL 

Zollvorschriften. Haftung der An- 
fangsbahn erstreckt sich auch auf die 
Erfüllung der Zollvorschriften 319 

Zugführer, Verantwortlichkeit desselben 
für die Verletzung des Zollverschlusses 
äfi. 

Zuschlagsfristen, wann die für Ver- 
bindungsbahnen genehmigten Zuschlags- 
fristen nur in die gesetzliche Lieferfrist 
einzurechnen sind KU) — Zulässigkeit 
einer Zuschlagsfrist wegen .\rbeitsein- 
stellung des Bahnpersonals üiL 
Zwangsenteignung beim Bahnbau L 
Zweiggleisanlage. Zulässigkeit der 
Enteignung für solche zu privaten 
Zwecken an einer öffentlichen Eisenbahn 
302. 
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